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«Wir sind bereit Verantwortung zu ubernehmen"

Ein epd-Interview mit BLM-Prasident Siegfried Schneider

b

,?_{ﬂrf Die Landesmedienanstalten hatten sich in der Diskussion iiber das Netzwerkdurchset-
o zungssgesetz eine starkere Einbeziehung der Lander gewiinscht, sagte der amtierende
r'_~ - || Vorsitzende der Direktorenkonferenz, Siegfried Schneider, im Gespréch mit dem epd. Das

A Thema Hassrede im Internet beschiftige die Kommission fiir Jugendmedienschutz bereits

e
¢

A el

seit Jahren. Die Landesmedienanstalten seien bereit ,,Verantwortung zu iibernehmen®.
~in) Schneider ist seit 2011 Prisident der Bayerischen Landeszentrale fiir neue Medien (BLM),
von 2005 bis 2008 war er Bayerischer Staatsminister fiir Unterricht und Kultus, von
2008 bis 2011 leitete er als Staatsminister die Bayerische Staatskanzlei. Zum Jahresende

libergibt Schneider den Vorsitz der Direktorenkonferenz an die Direktorin der Bremischen Landesmedienanstalt,
Cornelia Holsten. Diemut Roether sprach mit ihm auch iiber die Umstellung auf das Digitalradio DABplus und

das Gleichgewicht im dualen Rundfunksystem.

epd: Herr Schneider, wenn man sich die Reden so anhort,
die in den vergangenen Wochen auf Medienkongressen
gehalten wurden, konnte man meinen, das Duale System
sei in einer ziemlichen Schieflage. Ist das so?

Siegfried Schneider: Entscheidend ist, dass man die Ba-
lance im Dualen System auch in die Zukunft fihrt. Denn
es geht nicht mehr allein um den Wettbewerb zwischen
offentlich-rechtlichen und privaten Fernsehanbietern.
Hinzu kommt die Frage, wo bleiben Verlage, wo bleibt
Print? Und welche Rolle spielen die neuen Player Ama-
zon, Google, Facebook und Apple? Deshalb ist eine
grundsatzliche Diskussion nétig. Ich bin der Meinung,
dass mit der Debatte lber die Struktur des &ffentlich-
rechtlichen Rundfunks auch diskutiert werden muss,
wie wir die Balance im dualen System erhalten und
weiterentwickeln wollen. Wir miissen beispielsweise
dariiber sprechen, was Grundversorgung im digitalen
Zeitalter Uberhaupt bedeutet und wer sie leisten muss
und kann. Dabei geht es vor allem darum, den Auftrag
des offentlich-rechtlichen Rundfunks genauer zu defi-
nieren und danach festzulegen, wie viel Geld er braucht,
um diesen Auftrag gut erfiillen zu konnen. Es kann
nicht iiber Neujustierungen in einem System debattiert
werden, ohne die Auswirkungen fiir die anderen Player
im Blick zu haben.

Firdie Medienanstaiten ist derzeit die Frage sehr wichtig,
wie sich die Situation fiir die Privatsender dndern muss,
damit sie angesichts der neuen Konkurrenzsituation
bestehen kdnnen, auch angesichts der neuen Player, die
Sie eben genannt haben.

Schneider: Wir diskutieren seit vielen Jahren Uber das
sogenannte Level Playing Field...

Also gleiche Rechte fiir alle...

Schneider: ... das auch ein europidisches Thema ist,
wenn ich mir die Debatten um die E-Privacy-Richtlinie
und um die Audiovisuelle Mediendienste-Richtlinie
anschaue: Vor allem die Frage der Werbevorschriften fiir
die klassischen Fernsehanbieter muss geklart werden,
um starke Medienhduser in Deutschland und Europa
gewadhrleisten zu kdnnen.

Bei den Werbevorschriften plddieren Sie persénlich fiir
eine Lockerung.

Schneider: In Bayern hat der Ministerprasident 2012
einen runden Tisch ins Leben gerufen. Ein Ergebnis war,
dass wir die qualitative Werberegulierung beibehalten
wollen, also die klare Trennung von Werbung und
Programm, aber eine quantitative Lockerung anstreben.
Der Vorschlag aus Deutschland war, die quantitativen
Beschrankungen véllig aufzuheben. Aber wie immer im
Leben muss man Kompromisse finden: Im Moment sieht
es so aus, dass es, wenn das Trilog-Verfahren in Europa
abgeschlossen ist, eine Lockerung bei den quantitativen
Beschrankungen geben wird.

Ist diese Losung Ihrer Meinung nach ausreichend?

Schneider: Die deutsche Position war weitergehend,
aber man muss in Europa alle Linder mitnehmen. So
ist man zu einer Losung gekommen, die besser ist als
die bisherige.

Im Zusammenhang mit Facebook hat die Deutschen in
den vergangenen zwei Jahren das Thema Hate Speech
und Fake News sehr beschdftigt. Auch die Landesmedi-
enanstalten engagieren sich da sehr und machen viele
Veranstaltungen dazu. Wie konnten sich die Landesme-
dienanstalten noch aktiver in die Debatte einbringen?

Schneider: Das Thema Hate Speech beschaftigt uns
vor allem in der Kommission fiir Jugendmedienschutz.
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Hassrede ist verboten. Dagegen kann und muss man
vorgehen und das tun wir auch seit vielen Jahren.

Das war, das muss man hier vielleicht
noch einmal anmerken, auch bisherschon
verboten, bevor das Netzwerkdurchset-
zungsgesetz in Kraft trat.

entscheiden soll, welche

Schneider: Die Debatte tber das Netz-
werkdurchsetzungsgesetz wurde auch
bei uns kontrovers gefiihrt. Generell hat-
ten wir uns hier eine starkere Einbeziehung der Lander
gewiinscht. Positiv am Ergebnis ist aus unserer Sicht,
dass jetzt ein Ansprechpartner genannt werden muss.
Das ist essenziell, um gegen strafrechtlich relevante
Angebote im Netz vorgehen zu kdnnen. Bisher hieB
es nicht selten, die deutschsprachige Niederlassung
fiir Deutschland, Osterreich und die Schweiz sei nicht
zusténdig, man solle sich an die irische Adresse oder
an die in Mountain View oder wo auch immer wenden.
Das hat natiirlich Aufsicht sehr schwer gemacht. Einen
anderen Punkt im neuen Gesetz sehen wir kritischer:
Namlich, dass eine private Einrichtung entscheiden
soll, welche Inhalte zu I8schen sind. Das kann zu Over-
oder Underblocking fiihren. Wir werden daher das Ge-
sprach mit dem Bundesamt fiir Justiz suchen, um die
bereits existierenden Priifverfahren der KIM mit neuen
Priifverfahren abzugleichen.

Ich hatte in der Diskussion um das Netzwerkdurchset-
zungsgesetz den Eindruck, die Landesmedienanstalten
fiihlten sich nicht ausreichend einbezogen, sie haben
sich dann auch zu Wort gemeldet und gesagt, sie hiitten
sehr viel Erfahrung mit requlierter Selbstregulierung und
ob man dieses Modell nicht (ibertragen kdnnte.

Schneider: Wir haben uns relativ friih, im Februar
oder Mérz, in die Debatte eingebracht und vor allem
drei aus unserer Sicht wesentliche Punkte auch an
die Rundfunkkommission adressiert: Der erste Schritt
ist, den Landesmedienanstalten in allen Lindern die
Aufsicht liber die Telemedien zu (ibertragen. Drei von 14
Landesmedienanstalten haben die Telemedienaufsicht
noch nicht, doch das ist notwendig, um geschlossen
agieren zu kénnen. Das zweite Thema ist die Mdg-
lichkeit der Auskunftspflicht: dass man herausfinden
kann, wer hinter bestimmten strafrechtlich relevanten
Angeboten im Netz steckt und entsprechend dage-
gen vorgehen kann. Der dritte Punkt: Um in Zukunft
auch journalistisch-redaktionelle Telemedienangebote
medienrechtlich tberprifen zu kdnnen, muss im Rund-
funkstaatsvertrag eine bestehende Regelungsliicke ge-
schlossen werden. Die Einhaltung der journalistischen
Grundsatze bei journalistisch-redaktionell gestalteten
Online-Angeboten wird derzeit nicht liberwacht. Nur
fiir den Bereich der elektronischen Online-Angebote von

JWirsehen kritisch, dass eine
private Einrichtung

Inhalte zu l6schen sind.”

Jresseunternehmen (ibernimmt der Deutsche Presserat
liese Aufgabe.

Ldsst sich tber die Freiwillige Selbstkon-
trolle Multimedia-Diensteanbieter eine
effektive Selbstkontrolle bei Facebook
und Google gewdhrleisten?

Schneider: Es gehdren ja immer zwei
dazu. Das Mitgliedsunternehmen muss
sich dem Kodex unterwerfen und muss
mitarbeiten. Google und Facebook sind bereits Mit-
glieder der FSM. Klar ist aber auch: Wir haben in
Deutschland eine regulierte Selbstregulierung - das
heiBt, es gibt die Mdglichkeit einzugreifen, wenn die
Selbstregulierung einmal nicht funktioniert.

Durch das neue Gesetz haben wir jetzt in Deutschland
zwei Strukturen: Es gibt einmal die FSM und die Kommis-
sion fiir Jugendmedienschutz, die sich mit Streitfallen im
Netz beschdftigt und zum anderen das Bundesamt fiir
Justiz. Wollen Sie jetzt gemeinsam mit dem Bundesamt
fiir Justiz Kriterien fiir die Beurteilung erarbeiten?

Schneider: Wir werden wie gesagt ein Gesprdch flhren,
um zu erfahren, wie sich das Bundesamt fiir Justiz
das vorstellt. Sinnvoll ware natirlich ein abgestimmtes
Vorgehen.

Das Problem ist, dass das Bundesamt fiir Justiz nicht
staatsfern ist.

Schneider: Kritisch diskutiert wurden vor allem zwei
Punkte: Man (ibertragt das Loschen einem privaten Un-
ternehmen und eine nicht staatsferne Institution priift
die Streitfalle. Wir mlssen abwarten, ob der Bundestag
dieses Thema wieder aufgreift. Die Medienanstalten
haben deutlich kommuniziert, welche Erfahrungen sie
in diesem Bereich lber die KIM haben und dass wir
bereit waren, Verantwortung zu libernehmen.

Fir den Jugendmedienschutz gilt seit Oktober 2016 ein
neuer Staatsvertrag. Es gab nach der Verabschiedung
einige kritische Stimmen, die sagten, dass Jugendschutz
und Jugendmedienschutz nicht wirklich kompatibel sind,
da der Jugendmedienschutz staatsferner organisiert ist
als der Jugendschutz. Wie ist lhre Bilanz nach einem
Jahr?

Schneider: Fiir uns ist die Durchwirkungsregelung
entscheidend, also die Frage der Rechtssicherheit. Was
nach dem Jugendschutzrecht beurteilt wurde, war
bisher rechtssicher. Beim Jugendmedienschutz war die
Rechtssicherheit ein Stiick weit eingeschrankt, weil auch
die KJM noch Einflussmdglichkeiten hatte. Das Ziel war
daher, fiir den Anbieter eine rechtssichere Regelung zu
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schaffen. Bei den Altersbeschrankungen bis 16 ist das
relativ schnell gelungen. Bei den Inhalten, die erst ab 18
freigegeben sind, war es etwas schwieriger. Aber auch da
haben wir - nach einem Abstimmungsprozess zwischen
den Kollegen der KIM und den Landerbehdrden - einen
Kompromiss gefunden.

Ein Thema, das die Landesmedienanstalten schon seit
vielen Jahren beschiiftigt, ist die Umstellung des Radios
auf das Digitalradio DABplus. Bayern ist da weit vorn,
sowoh! bei der Verbreitung von Digitalradiogerdten
in den Haushalten als auch bei den Sendern, die ihr
Programm digital verbreiten. Was macht Bayern richtig?

Schneider: Bayern hat sehr frih auf digitale Terrestrik
gesetzt. Zudem ist es dieses Jahr bei DABplus gelungen,
mit dem Bayerischen Rundfunk ein Konzept zur gemein-
samen Infrastrukturnutzung zu entwickeln. Eine solche
Zusammenarbeit zwischen dem 6ffentlich-rechtlichen
Rundfunk und der privaten Seite bei der Entwick-
lung von DABplus kénnte lberall dort stattfinden, wo
geniigend freie Kapazitdten fir die privaten Sender
in den Netzen des &ffentlich-rechtlichen Rundfunks
vorhanden sind. Zumindest fiir eine Ubergangsphase
wire das eine klassische Win-Win-Situation: Die pri-
vaten Anbieter bekommen eine hohe Netzqualitédt zu
vertretbaren Preisen, die sie sich wohl

Insofern ist eine Abschaltdebatte im Moment Uberfliissig
und auch nicht zielfiihrend - ganz im Gegenteil.

Wie funktioniert die Kooperation mit dem BR? Zahlen
die privaten Sender Geld dafiir, dass sie die Infrastruktur
nutzen diirfen?

Schneider: Die Bayern Digital Radio mietet die Netze
an. Es gibt einen klassischen Vertrag, liber den wir
die Konditionen wirtschaftlich sinnvoll an die Privaten
weitergeben. Die BDR hat bisher vier eigene Netze, in
Miinchen, Augsburg, Ingolstadt und Niirnberg, zwei
weitere, im Voralpenland und im Allgdu, werden im
nachsten Jahr folgen, die restlichen Netze werden vom
Bayerischen Rundfunk fiir vorerst acht Jahre angemietet.

Was muss passieren, damit sich DAB auch bundeswert
durchsetzt?

Schneider: Wir brauchen die politische Unterstiitzung
auf allen Ebenen! Zusétzlich wére finanzielle Unterstit-
zung schon. Wir in Bayern haben das Gliick, dass der
Landtag DABplus fiir vier Jahre unterstltzt, dann muss
es aus eigener Kraft gehen.

Wie viel Geld gibt der Landtag?

in der Simulcastphase sonst nie leisten  wir in Bayern haben das Gliick, Schneider: Das sind bis zu 1,5 Millionen

kdénnten. Und dem &ffentlich-rechtlichen
Rundfunk entstehen dadurch kaum Mehr-
kosten. Wir konnen in Bayern also mit
eigenen lokalen Netzen und den Netzen
des BR alle bisherigen UKW-Sender ab-
bilden, wenn sie wollen, und es bleibt noch Platz fiir
neue Angebote. In Franken, Niederbayern und Oberpfalz
haben sich auf die Ausschreibungen alle UKW-Anbieter
beworben. Unser Ziel ist, dass wir jedem bayerischen
UKW-Anbieter bis Ende 2018, spatestens Anfang 2019
die DABplus-Mdglichkeit erdffnen.

Wiirde ein festes Abschaltdatum fiir UKW helfen, die
Umstellung auf DABplus zu beschieunigen?

Schneider: DABplus hat sich als dritter relevanter
Ubertragungsweg neben UKW und IP fest im Markt
etabliert. Welche Technologie sich am Ende durchsetzt,
wird sich zeigen. Ich personlich glaube nicht, dass
es sinnvoll ist, auf Dauer zwei terrestrische Wege zu
finanzieren. DABplus ist stabiler als UKW, die Privaten
erreichen damit eine bessere Abdeckung und es ist
kostenglinstiger. Wir sehen auch, dass die UKW-Sender
in Bayern mitgehen, weil sie nicht auf die mittlerweile
fast 20 Prozent Marktanteil verzichten kénnen. Wenn
DABplus sich weiterentwickelt und irgendwann die 50
Prozent erreicht sind, werden die Anbieter sich ganz
von selbst lberlegen, inwieweit UKW noch Sinn macht.

dass der Landtag DABplus fiir
vier Jahre unterstiitzt.”

Euro im Jahr, es wird aber von Jahr zu Jahr
degressiv geférdert. Um die Marktdurch-
dringung weiter zu beschleunigen, wére
uber diese finanzielle Unterstiitzung hin-
aus eine gesetzliche Festlequng wichtig,
dass hoherwertige Audio-Empfangsgerate kiinftig nur
noch mit einer Schnittstelle zum Empfang digitaler
Signale verkauft werden dirfen. Leider ist es vor der
Sommerpause nicht mehr gelungen, diese Anderung in
die Novelle des Telekommmunikationsgesetzes einzu-
bringen. Wir hoffen weiter, dass sich hier doch noch
etwas tut. Entscheidend ist, schnell ins Auto reinzu-
kommen. Denn die Frage ist doch, wie Entertainment
im Auto der Zukunft aussieht. Wenn es in zehn Jahren
selbstfahrende Autos gibt, wird das neue Moglichkeiten
erdffnen. Heute kdnnen Autofahrer eigentlich nur Radio
horen. Wenn man aber quasi nur noch Beifahrer ist, kann
man E-Mails bearbeiten, Bewegtbild schauen und mehr.
Das bedeutet neuen Wettbewerb fiir den klassischen
Radioanbieter.

ks gab bei der Eintihrung des Digitalradios lange ein
Siid-Nord-Gefiille: Im Siiden saBBen diejenigen, die das
Digitalradio vorantrieben, im Norden waren eher die
Bremser. Sind Sie sich jetzt im Kreis der Landesmedien-
anstalten einig?

_ epd 01.12.2017
Seite im Original: 3-8

Fortsetzung folgt



Fortsetzung

Schneider: Wir sind uns einig, dass wir einen zwei-
ten Multiplex fiir bundesweite Angebote brauchen.
Vielleicht spielen Sie auf Nordrhein-Westfalen an, wo
man lange die Position bundesweit ja, landesweit
nein vertreten hat. Nach meinen Infor-
mationen bricht das gerade auf. Sobald
es den zweiten bundesweiten DABplus-
Multiplex gibt, stehen dem Horer in
Nordrhein-Westfalen schon mal 20 oder
25 private plus die 8ffentlich-rechtlichen
Programme zur Verfiigung. Ob sich der
private lokale Anbieter es dann noch
erlauben kann, nicht dabei zu sein? Da
setze ich ein groBes Fragezeichen und
glaube an einen Bewusstseinswandel.

Kommt der Bewusstseinswande! auch durch personellen
Wandel in der Landesanstalt fiir Medien in Nordrhein-
Westfalen und der Landesregierung?

Schneider: Bei der neuen Landesregierung kann ich es
noch nicht beurteilen. LfM-Direktor Tobias Schmid sieht
DABplus viel offener und mahnt an, sich rechtzeitig Ge-
danken {ber die Zukunft des Horfunks zu machen. Allen
Medienanstalten liegt daran, lokales privates Radio zu-
kunftsfahig zu machen. Die letztendliche Entscheidung
muss aber von den Veranstaltern kommen.

EinThema, das in den medienpolitischen Debatten derzeit
auch eine groBe Rolle spielt, ist die Plattformrequlierung.
Die Landesmedienanstalten haben gesagt, der Markt darf
nichtalleine regeln, welcher Sender wie gut auffindbar ist.
Wer soll am Ende (iber die Auffindbarkeit entscheiden?

Schneider: Es kann nicht sein, dass ein Unternehmen
wie Samsung entscheidet, wer welchen Platz auf dem
Startbildschirm bekommt. Da sind wir sind uns sehr
einig mit der Bund-Lander-Kommission.

Wer entscheidet das dann?/ Die Landesmedienanstalten?

Schneider: In der analogen Plattformregulierung gab
es die sogenannte Must-Carry-Regelung. Wer diesen
Status bekam, entschied die zustandige Medienanstalt.
In Zukunft wird wesentlich sein, ob es die sogenannte
privilegierte Auffindbarkeit gibt.

Die Privaten dringen darauf, doss sie Bonuspunkte
kriegen, wenn sie publizistisch besonders wertvolle
Inhalte anbieten, und dann in der Liste weiter nach vorne
riicken.

Schneider: Damit sind wir beim Thema Public Value.
Die privilegierte Auffindbarkeit ware ein Anreiz fiir die
Privatsender, mehr gesellschaftlich relevante Inhalte,
deren Refinanzierung im Vergleich zu anderen Formaten

.Es kann nicht sein, dass ein
Unternehmen wie Samsung
entscheidet, wer welchen Platz
auf dem Startbildschirm
bekommt.”

schwieriger ist, zu produzieren. Deshalb sprechen sich
die Medienanstalten dafiir aus, dass Angebote mit einem
besonderen Beitrag zur 6ffentlichen Meinungsbildung
auch bei Plattformen und Benutzero-
berflichen einen privilegierten Status
erhalten. In Bezug auf die Frage, welche
Programmangebote privilegiert werden
sollten, braucht es einen gesetzlichen
Regulierungsrahmen. Er sollte beispiels-
weise Kriterien enthalten, anhand derer
Public Value-Angebote qualifiziert wer-
den sollen, sowie die Dauer einer etwai-
gen Privilegierung festlegen. Die Auswahl
der privilegierten Sender kénnten die Medienanstalten
ubernehmen.

Sie haben kirzlich vorgeschlagen, auch Privatsender
sollten sich um Einnahmen aus dem Rundfunkbeitrag
bewerben kénnen, wenn sie beispielsweise ein politisches
Magazin produzieren. Laut Rundfunkstaatsvertrag sind
die Privatsender verpflichtet, ein Programm mit ,viel-
faltigen Inhalten” zu machen, ,in welchem Information,
Bildung, Beratung und Unterhaltung einen wesentlichen
Teil des Gesamtprogramms bilden”. Warum sollen die
Privatsender jetzt dafiir belohnt werden, dass sie ihrer
Verpflichtung nachkommen?

Schneider: Gerade fir junge Leute ist das Internet
mehr und mehr Agendasetter. In dem Zusammenhang
missen wir uns fragen, was es bedeutet, wenn die
Menschen nicht mehr nur klassisch Fernsehen und
Tageszeitung nutzen, um sich ihre politische Meinung
zu bilden, sondern das eben auch maBgeblich im Netz
und dort vor allem in den sozialen Medien tun, wo vieles
verklrzt oder gar falsch dargestellt wird. Unser duales
Rundfunksystem sollte dem etwas entgegensetzen.
Dabei leisten nicht nur die Offentlich-Rechtlichen
ihren Beitrag zur Grundversorgung der Bevdlkerung
mit gesellschaftlich relevanten Inhalten, sondern auch
die Privaten. Weil junge Menschen vor allem bei den
Privaten zu finden sind, haben die Privaten quasi
eine Bringschuld, um die Grundversorgung fiir jiingere
Zielgruppen mit Information zu gewahrleisten! Aber
Information, das wissen wir alle, |dsst sich eben nicht
so einfach nur durch Werbung finanzieren. Hier sind
neue Uberlegungen notwendig: Zum einen kénnte ein
gewisser Prozentsatz aus dem Rundfunkbeitrag im Sinne
des Grundversorgungsauftrags ausgeschrieben werden.
Eine andere Méglichkeit ware der Werbeverzicht im
offentlich-rechtlichen Fernsehen beziehungsweise die
Werbebegrenzung im 6ffentlich-rechtlichen Hoérfunk.
Auch wenn man die bestehende Drittsendezeiten-Regel
streicht, kénnten die Privaten verpflichtet werden,
selbst mehr gesellschaftlich relevante Information in
der Hauptsendezeit gerade flr jlingere Zielgruppen
zu leisten. SchlieBlich wire die bereits thematisierte
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orivilegierte Auffindbarkeit ein Anreiz fiir die Sender,
‘hren Teil zum gesellschaftlichen Mehrwert beizutragen.

Wir diskutieren zurzeit iiber Auftrag und Struktur des
dffentlich-rechtlichen Rundfunks. In der Diskussion wird
manchmal vergessen, dass die Landesmedienanstalten
auch iiber den Rundfunkbeitrag finanziert werden. Die
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rund-
funkanstalten schreibt regelmdBig in ihren Berichten,
dass Gberpriift werden sollte, ob die Landesmedienan-
stalten nicht libermdBig ausgestattet sind durch die
automatische Koppelung an den Beitrag. Die Aufgaben
der Landesmedienanstalten sind ja in den einzelnen Lan-
desmediengesetzen sehr unterschiedlich definiert. Wére
es hilfreich, wenn die Aufgaben stiirker vereinheitlicht
wiirden?

Schneider: Jugendmedienschutz, Nutzerschutz, Vielfalt-
sicherung und Sicherung der Menschenwiirde sind laut
Rundfunkstaatsvertrag gemeinsame Aufgaben. All diese
Aufgaben bearbeiten die Medienanstalten auch zusam-
men in ihren bundesweiten Kommissionen. Dariiber
hinaus gibt es Aufgaben, die in den jeweiligen Lan-
desmediengesetzen geregelt sind. Erst kiirzlich haben
uns die Rundfunkreferenten gebeten aufzuschreiben,
wie viel Geld wir tatsachlich zur Verfiigung haben und
wofiir wir es ausgeben. Schlie3lich be-
kommt nicht jede Landesmedienanstalt
die 33 Cent aus dem Rundfunkbeitrag -
jedes Land hat als Requlativ die Méglich-
keit Vorwegabziige, etwa fir Film- oder
Kulturférderung, festzulegen. Ich halte
es nicht fir sinnvoll, dass die KEF fiir
jede einzelne Landesmedienanstalt im
Rahmen eines Anmeldeverfahrens den
Bedarf berechnet. Fiir die BLM kann ich sagen: Wir
haben in Bayern per Gesetz einen umfangreichen Aufga-
benkatalog, den wir mit unseren Finanzmitteln erfiillen.

Die BLM ist die Medienanstalt, die bundesweit am besten
ausgestattet ist.

Schneider: Wir haben auch die meisten Anbieter:
Es gibt mit Antenne Bayern ein landesweites UKW-
Horfunkangebot, das auch bundesweit Spitzenreiter
ist. AuBerdem sind da 63 UKW-Lokalradios, ein Zulie-
ferprogramm fiir Lokalradios, zwei Aus- und Fortbil-
dungsradios, neun bundesweite Hérfunkangebote, fiinf
landesweite Digitalradios und aktuell 34 lokale Digital-
radios. Dazu kommen 16 lokale Fernsehstationen und
63 bundesweite Zulassungen. Laut Gesetz gibt es dar-
Uber hinaus andere Verpflichtungen wie die Film- und
Fernsehforderung, die Aus- und Fortbildungsférderung,
die medienpadagogischen Aufgaben, die Telemedienauf-
sicht oder unseren Beitrag zur Vernetzung der digitalen
Medien.

.Die Privaten haben eine
Bringschuld, um die
Grundversorgung fiir jiingere

Trotzdem gibt es von einigen Rechnungshéfen immer
wieder die Kritik, dass manche Landesmedienanstalten
zu lippig ausgestattet sind.

Schneider: Das bereits angesprochene Regulativ hat
jedes Land. Wie gesagt, nur einige der 14 Landesme-
dienanstalten kdnnen voll mit den 1,8989 Prozent des
Rundfunkbeitrags arbeiten. Selbstverstandlich kann je-
des Land ihrer Landesmedienanstalt auch Aufgaben, wie
etwa die Medienkompetenzvermittlung wegnehmen,
aber dann miissen diesen wichtigen Bereich andere
ibernehmen. Ob das wirklich sinnvoll und besser ware?
Dariiber kann man streiten.

Kritiker sagen, dass der Rundfunkbeitrag nicht ftiir
Standortférderung ausgegeben werden sollte.

Schneider: Die Frage ist, wie man Standortforderung
definiert. Wenn die BLM ihren Beitrag dazu leistet,
damit die Vielfalt im Land erhalten bleibt, ist das auch
Standortférderung. Im Bayerischen Mediengesetz steht,
dass die BLM mit Unterstiitzung des Freistaats fiir die
Vernetzung der digitalen Medienbranche zusténdig ist.
Ich habe also Personal, das dariiber nachdenkt, wie wir
die etablierten, am Standort befindlichen Unternehmen
mit neuen Akteuren so vernetzen, dass sie zukunftsfahig
bleiben. Das Geld ist also nicht dazu da,
um Unternehmen oder Unternehmensan-
siedlungen zu unterstiitzen.

Die BLM ist vorbildlich, was den Ge-

Zielgruppen mit Information zu  scpgftsbericht angeht. Sie legen ausfiihr-
gewdhrleisten.”

lich Rechenschaft dariiber ab, wofiir Sie
Ihr Geld ausgaben, Sie sind da sehr trans-
parent. Andere Medienanstalten sind da
nicht so transparent. Unterhalten Sie sich manchmal im
Kreis der Direktoren dariiber, dass es sinnvoll wire, flir
mehr Transparenz zu sorgen?

Schneider: Meine Uberzeugung ist: Wer von anderen
Transparenz fordert, muss auch selbst fur Transpa-
renz sorgen. Eine Debatte untereinander fihren wir
dariiber nicht. Jede Medienanstalt ist fiir sich selbst
verantwortlich und hat eine eigene Rechtsaufsicht.

Sie horen zum 31. Dezember aut als Vorsitzender der
Direktorenkonferenz und iibergeben den Stab an die
Direktorin der Bremischen Landesmedienanstalt, Corne-
lia Holsten. Was ist Ihre persénliche Bilanz nach zwei
Jahren als Vorsitzender?

Schneider: Wir haben zahlreiche [hemen weiter vor-
angebracht. Da ist beispielsweise das wichtige Thema
der Barrierefreiheit, also der Zugang von Menschen mit
Handicaps zu den Inhalten privater Sender. Dazu gab
es im vergangenen Jahr eine gemeinsame Studie mit
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Aktion Mensch, die bundesweit erstmals belegt hat, wie
Menschen mit Behinderungen Medien nutzen. Ein wei-
teres groBes Thema: Seit Januar, als plétzlich Handball
live im Internet libertragen wurde, weil
kein Fernsehanbieter die Rechte bekom-
men hat, diskutieren wir intensiv liber
die Frage Live-Streaming und Rundfunk-
lizenz. Die Medienanstalten miissen trotz
aller Diskussionen auch bei Youtubern
geltendes Gesetz anwenden. Gleichwohl
halten wir es flir notwendig, dass die
Rechtslage den technischen Entwicklungen Rechnung
tragt und es etwa wie im Webradio zu einer Anzei-
gepflicht kommt. Die Rundfunkkommission diskutiert
dazu jetzt erste Vorschlage und wir sind optimistisch,
dass sich hier etwas dndert. AuBerdem haben wir das
Thema Werbung auf Youtube und anderen Social-Media-
Kanalen weiterentwickelt. Unsere Vorschlage werden in
der Community ganz liberwiegend akzeptiert und um-
gesetzt. Wir freuen uns auch Gber ein groBes Interesse
von Kollegen in ganz Europa dazu!

In Deutschland gibtesimmer wieder Kritik daran, dass die
Medienpolitik so langsam und schwerfillig ist, weil sich
die 16 Linder verstindigen miissen, es gibt auch immer
wieder den Ruf nach einer gemeinsamen Medienanstalt
der Linder, um Entscheidungsprozesse zu vereinfachen.
Wie ist Ihre Position dazu?

Schneider: Wir brauchen keine Medienanstalt der
Lander, so lange wir unsere Aufgaben gut erfiillen.
Wir haben fiir bundesweit relevante Themen die ent-
sprechenden Verfahren, um schnell und einheitlich zu
entscheiden. Daflir haben wir zur Koordinierung eine
gemeinsame Geschaftsstelle und fiir Entscheidungen
zustandige Kommissionen. Gabe es eine Medienanstalt
der Lander, hieBe das Ubrigens nicht, dass wir nicht
auch noch Landesmedienanstalten brauchten: Ich hielte
es fiir wenig zielflihrend, ein Uckermark Radio oder ein
Radio Trausnitz zentral in Berlin zu bearbeiten.

Trotzdem gibt es hin und wieder Verwerfungen. Der
Sender Sat.1 wollte den Aufseher wechseln, die ZAK
hat dem zugestimmt, aber zwei Medienanstalten haben
gegen diese Entscheidung geklagt. LieBe sich das nicht
besser kiéiren?

Schneider: Wenn man sich nicht einigt, muss ein
Gericht entscheiden. |hr Beispiel ist schon: Bei den
Drittsendezeiten wird eine zwar bundesweite Entschei-

Wir brauchen keine
Medienanstalt der Lénder, so
lange wir unsere Aufgaben gut
erfiillen.”

dung gemaB Rundfunkstaatsvertrag von einer einzelnen
Landesmedienanstalt getroffen. Aus meiner Sicht gehort
das als bundesweites Thema in die Zustandigkeit der
Kommission flir Zulassung und Aufsicht
(ZAK). Damit wire dieses Problem liber-
haupt nicht entstanden. Hier miisste der
Gesetzgeber handeln.

Das  Bayerische Integrationsgesetz
schreibt seit Anfang des Jahres vor, dass
auch die bayerischen Privatsender in ih-
ren Programmen einen Beitrag zur Vermittiung der
deutschen Sprache und der Leitkultur leisten miissen.
Die BLM hat im August die Privatsender in einem Brief
aufgefordert aufzulisten, was sie in dieser Hinsicht ge-
macht haben. Gibt es schon erste Erkenntnisse, wie sich
das im Programm niederschligt?

Schneider: Im Gesetz, das ftur den BR wie tir die Privat-
sender gilt, steht: Die Sender miissen auf Grundlage der
christlich-abendlandischen Werte Integration fordern.
Man kann sich ja tber das Wort ,Leitkultur” streiten,
fest steht aber, dass Integration nur bei einer Anerken-
nung von bestehenden Werten funktioniert. Darauf hat
die bayerische Medienministerin in einem Schreiben
hingewiesen und wir haben die Inhalte - mit Hinweis
auf den Gesetzestext - entsprechend an die Sender
weitergegeben. Und wir haben die Sender gebeten uns
riickzumelden, was sie mit und in ihren Programmen
fiir die Integration leisten.

Wie werden Sie damit umgehen? Wird es Sanktionen
geben fiir Sender, die nichts machen?

Schneider: Nein. Doch wir gehen davon aus, dass
es unser gemeinsames Ziel ist, Menschen, die zu uns
kommen, bestméglich zu integrieren.

Das Gesetz wurde im Landtag kritisiert als Eingriff in die
Rundfunkfreiheit. SPD und Griine haben eine Klage gegen
das Gesetz beim Bayerischen Verfassungsgerichtshof
eingereicht.

Schneider: Das sehe ich anders. Eine Lizenz ist ein
Gut der Gesellschaft. Deshalb sollten Lizenz-Inhaber
auch einen Beitrag fiir ein gutes Zusammenleben in
unserer Gesellschaft leisten. Der politische Streit hat
sich letztlich am Wort ,Leitkultur” entziindet. In der
Sache denke ich, sind wir uns alle einig. |
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,Private sind Garanten
er lokalen Vielfalt*

Private Sender haben Bringschuld, um Jugendliche
mit gesellschaftlichen Informationen zu versorgen

Interview mit Siegfried Schneider, Prasident der Bayerischen Landeszentrale
fiir neue Medien (BLM) und Vorsitzender der DLM

Siegfried Schueider, Vorsitzender der DLM, hat kiirzlich vorgeschlagen, einen Teil des Rundfunkbei-
trages fiir journalistische Projekte auszuschreiben, an denen sich auch private Anbieter beteiligen
konnen, weil nicht nur die Offentlich-Rechtlichen ihren Beitrag zur Grundversorgung der Bevilke-
rung mit gesellschaftlich relevanten Inhalten leisteten, sondern auch die Privaten. Die Privaten hdtten
eine Bringschuld, um die Grundversorgung fiir jiingere Zielgruppen mit Information zu gewdhrleis-
ten, wie Siegfried Schneider in einem promedia-Gesprdich erldutert. ,Zum einen kdnnte ein gewisser
Prozentsatz aus der Haushaltsabgabe ausgeschrieben werden. Alternativ konnte man gesellschaftlich
relevante Produktionen durch steuerliche Vorteile fordern.“ Zu seiner zweijihrigen Bilanz als DLM-

Vorsitzender zdhlt Schneider Fortschritte bei der Sicherung der Medienvielfalt.

promedia: Herr Schneider, Sie haben im
Januar 2016 in promedia gesagt: Sie seien
zuversichtlich, dass die Bund-Linder-Kom-
mission zur Medienkonvergenz eine
Voraussetzung zur Schaffung einer
konvergenten Medienordnung schaffen
werde. Wo stehen wir zwei Jahre spiter bei
der Schaffung dieser konvergenten Medien-
ordnung?

Schneider: Der Abschlussbericht der
Bund-Linder-Kommission (BLK) zur
Medienkonvergenz wurde vor eineinhalb
Jahren veroffenlicht. Erfreulich ist: Bund
und Lénder haben dabei in einem transpa-
renten Prozef3 zu einer gemeinsamen Linie
beziiglich der notwendigen Anpassung an
die verdnderten Nutzungs-, Verbreitungs-
und Wettbewerbsbedingungen gefunden.
Damit sind wir dem Ziel, eine neue
Medienordung fir die konvergente Welt zu
schaffen, ein gutes Stiick naher gekommen.
Nun geht es darum, dass die im Bericht
formulierten Positionen - beispielsweise die
Grundsitze der Transparenz, Diskriminie-
rungsfreiheit, Chancengleichheit und
Nutzerautonomie bei der Plattformregulie-
rung - zeitnah in Gesetze gegossen werden.

Die Medienanstalten brauchen Grundlagen,
um im Sinne der Mediennutzer zukunfts-

orientiert auf die neuen Entwicklungen
reagieren zu kénnen!

promedia: Warum ist es so ein langwieriger
Prozess, da doch anscheinend alle Seiten
erkannt haben, dass die Medienregulierung
aus der analogen Zeit heute ihre Aufgaben
nicht mehr erfiillen kann?

Schneider: Gesetzgebungsverfahren sind
leider von Natur aus langwierig — nicht nur
in der Medienpolitik... Ich bin aber
optimistisch, dass sich 2018 etwas tun wird:
So befindet sich die AVMD-Richtlinie
gerade in den Trilog-Verhandlungen. Hier
begriiflen wir vor allem die beschlossenen
Liberalisierungsansitze in Bezug auf die
Werberegulierung und die Erweiterungen
des Anwendungsbereichs beispielsweise auf
Video-Sharing- und Social-Media-Plattfor-
men. Mitte 2018 ist mit der Verabschiedung
zu rechnen, dann muss die AVMD-Richtli-
nie in nationales Recht umgesetzt werden.
Zudem hat Staatssekretarin Heike Raab, die
Bevollmichtigte fiir Medien und Digitales
beim Bund und in Europa, unldngst auf den

Medientagen Miinchen fiir Anfang 2018
einen ,,Modernisierungs-Staatsvertrag“
angekiindigt.
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promedia: Wie haben sich die Medienan-
stalten in diesen Prozess eingebracht?

Schneider: Wir haben unsere Positionen
mittels verschiedener Stellungnahmen

- beispielsweise zur Regulierung von
Intermedidren, zur Fortentwicklung der
Plattformregulierung oder in einer
Stellungnahme zur Umsetzung der
EU-Verordnung zur Netzneutralitit - in
die BLK eingebracht. Unsere Uberzeugung
ist dabei: Im Sinne eines freien Meinungs-
bildungsprozesses ist gerade in der
digitalen Welt sowohl die Nutzerautonomie
als auch eine Missbrauchsaufsicht durch
eine unabhingige Instanz wie die Medien-
anstalten weiter notig.

promedia: Zu Thren Schwerpunkten
zihlten Sie dem Erhalt der Medienvielfalt.
Was konnte hier erreicht werden?

Schneider: Dazu zwei Beispiele aus den
letzten beiden Jahren:2016 haben wir in
Bezug auf die Einspeisekonditionen der

Plattformbetreiber mehr Chancengleichheit
fiir Anbieter erreicht. So hat die Vodafone
KabelDeutschland ihr sogenanntes CPS-
Modell (,,coins per subscriber®) fiir die
verschliisselte HD-Einspeisung entspre-
chend dem rundfunkrechtlichen Gebot der
Chancengleichheit nachgebessert. Die neuen
Konditionen sehen fiir weniger reichweiten-
starke Programmanbieter eine deutlich
geringere Eintrittsschwelle vor. Dadurch
erdffnen sich auch fiir kleinere Programme
der Zugang zum CPS-Modell und die
Chance auf eine wirtschaftliche HD-Verbrei-
tung.

2017 haben wir im Sinne der Vielfaltssiche-
rung etwa ein Monitoring der Benutzerober-
flichen von Smart-TVs oder Set-Top-Boxen
in Auftrag gegeben. Denn wie Rundfunkan-
gebote auf Fernsehgeraten aufgefunden
werden, wird erheblich von den Benutzer-
oberflichen beeinflusst. Wollen Nutzer
beispielsweise auf ihrer Oberfliche Apps
installieren, l6schen oder verschieben, sind
je nach Gerét hiufig sehr viele Schritte nétig.
Zudem folgt die Senderliste im Ausgangszu-
stand bei fast allen untersuchten Geriten
keiner erkennbaren Logik. So ldsst sich nicht
feststellen, dass die Gerétehersteller sinnvolle
Sortierungen - etwa nach Genre - anbieten.
Um die Vielfalt zu gewéhrleisten, miissen
wir die Benutzeroberflachen von Smart-TVs
und Set-Top-Boxen daher in die Plattform-

regulierung einbeziehen. Nur so konnen wir
eine diskriminierungsfreie Auffindbarkeit
der Sender fiir die Zuschauer herstellen.

promedia: Ist die Vielfalt auf Kosten der
Qualitit gesichert worden? Ich denke dabei
an die Situation der Zeitungen, die Proble-
me vieler lokaler Medien, Reichweiten- und
teilweise Umsatzriickginge beim privaten
Rundfunk.

Schneider: Die Digitalisierung und die
damit einhergehende Vervielfachung des
Angebots vor allem auch im Netz setzen
alle klassischen Medien unter Druck - das
ist ganz klar. Doch auf der anderen Seite
ergibt sich durch die neue Konkurrenz
auch neues Potenzial fiir Innovationen. Die
Medienanstalten, die fiir die Aufsicht tiber
den privaten Rundfunk zustindig sind,
unterstiitzen die Anbieter auf dem Weg in
die konvergente Welt. Und das mit Erfolg
— etwa in Bezug auf die vielen positiven
Signale in Bezug auf DAB+: So weist die
DAB+-Reichweitenstudie 2017 erstmals
signifikante Reichweiten von DAB+-Pro-
grammen aus. Ab 2018 wird sie erstmals
unter dem Dach der agma erhoben und in
der MA Audio ausgewiesen. Spétestens ab
Herbst 2018 haben dann vor allem
bundesweite DAB+-Angebote die Chance
auf eine faire Vermarktung. Auch von der
Auswahlentscheidung fiir den zweiten
bundesweiten DAB+-Multiplex erwarten

wir uns einen Zugewinn an Vielfalt und
neue Chancen fiir private Sender.

promedia: Sie haben in diesem Zusammen-
hang auch eine Werbereduzierung beim
offentlich-rechtlichen Rundfunk gefordert.
Bis auf den WDR ist hier nichts passiert
und wird wohl auch in den nichsten Jahren
nichts passieren. Warum halten Sie das fiir
so wichtig?

Schneider: Eine Reduzierung der Werbung
im 6ffentlich-rechtlichen Hérfunk ist fiir
den Erhalt der Vielfalt gerade auf der
lokalen und regionalen Ebene und fiir die
Zukunftssicherung des privaten Horfunks
unerlésslich. Deshalb fordert die DLM
bereits seit 2011 eine Werbebegrenzung im
offentlich-rechtlichen Hérfunk nach dem
Beispiel des NDR. Wir hoffen weiter, dass
dies bei der nichsten Anderung des
Rundfunkstaatsvertrags fiir alle 6ffentlich-
rechtlichen Sender festgeschrieben wird.
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promedia: Nun haben Sie vorgeschlagen,
einen Teil des Rundfunkbeitrages fiir
journalistische Projekte auszuschreiben, fiir
die sich auch private Anbieter bewerben
kénnen. Warum?

Schneider: Gerade fiir junge Leute ist das
Internet mehr und mehr Agendasetter. In
dem Zusammenhang miissen wir uns
fragen, was es bedeutet, wenn die Menschen
nicht mehr nur klassisch ,,Tagesschau“ und
Tageszeitung nutzen, um sich ihre politische
Meinung zu bilden? Sondern das eben auch
maf3geblich im Netz und dort vor allem in
den sozialen Medien tun, wo vieles verkiirzt
oder gar falsch dargestellt wird... Unser
duales Rundfunksystem sollte dem etwas
entgegensetzen. Dabei leisten nicht nur die
Offentlich-Rechtlichen ihren Beitrag zur
Grundversorgung der Bevolkerung mit
gesellschaftlich relevanten Inhalten,
sondern auch die Privaten. Weil junge
Menschen vor allem bei den Privaten zu
finden sind, haben die Privaten quasi eine
Bringschuld, um die Grundversorgung fiir
jungere Zielgruppen mit Information zu
gewidhrleisten!

Aber Information, das wissen wir alle, lasst
sich schlichtweg eben nicht durch Werbung
refinanzieren. Hier sind neue Uberlegungen
notwendig: Zum einen kénnte ein gewisser
Prozentsatz aus der Haushaltsabgabe im
Sinne des Grundversorgungsauftrags
ausgeschrieben werden. Alternativ kénnte
man gesellschaftlich relevante Produktionen
durch steuerliche Vorteile férdern. Schlief-
lich wire eine privilegierte Auffindbarkeit,
wie sie derzeit in der neu zu justierenden
Plattformregulierung diskutiert wird, ein
Anreiz fiir Sender, ihren Teil zum gesell-
schaftlichen Mehrwert beizutragen.

Horfunk viele dffentlich-rechtliche Angebo-
te nicht von privaten zu unterscheiden und
man die Anzahl reduzieren kénne. Wiirde
das nicht die Medienvielfalt reduzieren?

Schneider: Nein. Im Januar 2017 waren in
Deutschland zwischen Sylt und Garmisch-
Partenkirchen 268 private Radioprogram-
me iiber UKW und/oder DAB+ auf
Sendung. Hinzu kamen 20 bundesweite
Privatprogramme, die iiber Satellit und
Digitalradio empfangbar waren, zum Teil
aber auch lokale UKW-Stiitzfrequenzen

nutzten. Gerade die Privaten sind also
Garanten der lokalen Vielfalt. Diese Vielfalt
zu bewahren ist eine unserer wichtigsten
Aufgaben. Sie darf nicht unnétig durch die
Konkurrenz gebiihrenfinanzierter ARD-
Radiosender mit zu vielen Mainstreaman-
geboten gefihrdet werden, die sich oft gar
nicht mehr von den Privaten unterschei-
den.

promedia: Sie haben im Januar 2016 gesagt:

»Je weiter durch die Konvergenz die
Grenzen zwischen Rundfunk, Internet und
Print verschwimmen, umso mehr miissen
wir die aktuellen Regulierungsnormen fiir
stark regulierte Medienmérkte wie Horfunk
und Fernsehen hinterfragen.® Ist der
klassische Rundfunk heute weniger reguliert
als vor zwei Jahren?

Schneider: Neue Gesetze gibt es bisher wie
gesagt leider nicht. Und doch ist — nicht
zuletzt aufgrund der so genannten Piet-
Smiet-Entscheidung der Medienanstalten
vom Marz diesen Jahres - eine wichtige
Diskussion dariiber entstanden, ob der
bestehende Rundfunkbegrift noch zeitge-
maf3 ist. Fest steht: Audiovisuelle Angebote,
die wie bisher das Massenmedium Rund-
funk in besonderer Weise auf die individuel-
le und 6ffentliche Meinungsbildung in
unserer Gesellschaft Einfluss nehmen,
sollten einer Regulierung unterworfen
bleiben, die der Gewiéhrleistung der
Rundfunkfreiheit dient.

Doch fiir Livestreaming und klassischen
Rundfunk sollten dabei in der konvergenten
Welt die gleichen Anforderungen gelten, es
also ein ,,Level-Playing-Field“ geben. Im
Kern geht es dabei um die Frage, ob die
Zulassungspflicht fiir lineare audiovisuelle
Mediendienste aufrecht erhalten bleiben
muss oder nicht. Grundsétzlich konnen wir
die Dynamik der Digitalisierung immer
weniger durch langwierige Gesetzgebungs-
verfahren nachvollziehen. Deshalb pladiere
ich generell fiir regulatorische Ansatze, die
mehr auf allgemeine Prinzipien und weniger
auf kleinteilige Regelungen abstellen. Fiir die
Medienanstalten sind und bleiben diese
nicht verhandelbaren Prinzipien der Schutz
der Menschenwiirde und des Jugendschut-
zes, die Vielfaltssicherung und der Nutzer-
schutz.
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Siegfried Schneider

Geboren: 1956

1977 - 1994, Studium flr Lehramt
Lehrer an verschiedenen Schulen
1994 - 2011 Mitglied des Bayeri-
schen Landtags

2005 - 2008 Bayerischer Staats-
minister fr Unterricht und Kultus
2008 - 2011 Staatsminister, Leiter
der Bayerischen Staatskanzlei
2008 - 2011 Mitglied im Medienrat
der BLM

Seit 2011 Prasident der BLM

Seit 2016 Vorsitzender der DLM
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ildstorung

TV Das 6ffentlich-rechtliche Fernsehen ist unter Beschuss wie noch nie. Seine Glaub-
wiirdigkeit wird angezweifelt. Im Internet schligt ihm Hass entgegen. Das junge
Publikum wendet sich ab. Es ist Zeit, dass ARD und ZDF jhre Zuschauer ernst nehmen

athias Dopfner ist ein méchtiger

Mann. Er ist Chef des Axel-Sprin-

ger-Konzerns, Deutschlands grog-
tem Verlag mit 15 000 Mitarbeitern und 3,3
Milliarden Euro Umsatz. ,Bild“, ,Welt“
und N24 gehoren zum Unternehmen. Die
Verbindungen zwischen Verlag und Politik
sind legendir. Die teils brachialen Versu-
che des Hauses, mit publizistischer Macht
Politik zu machen, sind beriichtigt.

Doch nun hat sich Dopfner mit einem
Gegner angelegt, der ihm mehr als gewach-
sen ist. Einem Gegner, der jahrzehntelang
so eng mit der Politik kungelte, dass es
nicht falsch war, ihn als Beute der Parteien
zu beschreiben. Einem Gegner, der mit
27000 Mitarbeitern und jihrlichen Etats
von insgesamt acht Milliarden Euro mehr
als doppelt so groB ist wie Dopfners Verlag:
ARD und ZDF und Deutschlandradio, die
offentlich-rechtlichen Sender.

Es geht um viel. Um Geld. Um Einfluss.
Um Jobs. Aber vor allem geht es um die
Frage, wie in Zukunft in diesem Land iiber
dieses Land, wie also etwa die Politik kom-
muniziert wird. Es geht darum, wer den
Journalismus in diesem Land dominiert —
und wie ein System aussehen miisste, das
auch in 20 Jahren noch garantiert, dass
Journalisten unabhingig von 6konomi-
scher und politischer Einflussnahme berich-
ten, kommentieren, enthiillen konnen. Es
geht nicht gleich um die ganze Demokratie,
aber doch um eine ihrer Grundlagen.

Die Frage ist: Wird am Ende, vielleicht
in ein paar Jahren, nur noch der éffent-
lich-rechtliche Journalismus bestimmen,
woriiber das Land redet?

Dépfner war schon immer ein Kritiker
der Anstalten, vor allem der ARD. Doch
seit gut einem Jahr ist er zusitzlich auch
der oberste Lobbyist der Zeitungsverleger,
genaue Amtsbezeichnung: Prisident des
Bundesverbands Deutscher Zeitungsverle-
ger. Und als solcher heizt er dem 6ffent-
lich-rechtlichen Rundfunk gerade ordent-
lich ein. Dépfner spricht von , Staats-
Presse“, zieht provozierende Vergleiche
zwischen den Anstalten und Nordkorea
und trampelt iiberhaupt mit groBer Lust
auf den Nerven der Intendanten herum.

Die Wortwabhl ist fragwiirdig. Dépfners
Ansinnen ist es nicht. Denn das Medien-
system der alten Bundesrepublik, in dem

es ein Gleichgewicht zwischen 6ffentlich-
rechtlichen Fernsehsendern und privater
Presse gab, ist durch das Internet infrage
gestellt. Dort konkurrieren die gebiihren-
finanzierten Anstalten nicht mehr bloR mit
privaten Fernsehsendern - die es nie schaff-
ten, publizistisch auf Augenhéhe mit ARD
und ZDF zu kommen —, sondern auch mit
Zeitungen und Zeitschriften, mit der
»FAZ“, der ,Bild“, dem ,Frinkischen
Tag*, der ,Neuen Osnabriicker Zeitung*,
der ,,Zeit* und dem SPIEGEL. Kurzum:
mit der in den vergangenen 70 Jahren ge-

wachsenen Pressevielfalt dieses Landes,
mit unbestritten wichtigen Akteuren der
politischen Publizistik in diesem Land.

Immer hiufiger lockt die ARD ihre
Zuschauer etwa mit dem Verweis ,,Mehr
erfahren sie auf tagesschau.de“ vom TV-
Schirm ins Netz. Dort bietet sie den
Zuschauern nicht blof Fernsehinhalte,
sondern auch jede Menge Texte.

Dépfner spricht gar von einer ,,mit 6f-
fentlich-rechtlichen Geldern finanzierten
Flut textbasierter Gratisangebote®, von ei-
ner ,gebiihrenfinanzierten Staatspresse®,
die den Wettbewerb verzerre, den Presse-
verlagen kaum Entfaltungsméglichkeit lasse.

Es ist eine Konkurrenz unter Unglei-
chen. Denn die Verlage miissen das Budget
fiir ihre Angebote erst noch erwirtschaften.
ARD und ZDF haben es iiber die Rund-
funkabgabe bereits eingenommen.

Auch in den Wettbewerb der Verlage
untereinander gritscht die ARD inzwi-
schen hinein: NDR und WDR betreiben
mit der ,Siiddeutschen Zeitung“ einen
Rechercheverbund, der quasi zu einer Sub-
ventionierung der ,,Siiddeutschen Zeitung*
durch Gebiihrengelder fithrt und dessen
Storys dann iiber ,Tagesschau“, ,Tages-

themen® und Tagesschau.de besonders
breit beworben werden.

Noch sind die Onlineangebote der of-
fentlich-rechtlichen Sender lingst nicht so
erfolgreich wie etwa SPIEGEL ONLINE
oder Bild.de. Aber das liegt vor allem da-
ran, dass die Politik den Sendern bisher
»pressedhnliche” Angebote weitgehend un-
tersagt hat. Doch die Lobbyisten der ARD
arbeiten gerade daran, dieses Verbot auf-
zuweichen. Es beschrinke die Sender in
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ihren ,Entwicklungsméglichkeiten®,

Der Zeitpunkt ist brisant. Die Minister-
prisidenten der Linder, denen die Medien-
politik unterliegt, diskutieren derzeit iiber
eine groR angelegte Reform des 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks. Es geht da eigent-
lich vor allem ums Sparen. Aber die ARD
wiirde als Gegenleistung fiir den Verzicht
auf eine baldige Steigerung ihrer Milliar-
denetats gern die Erlaubnis heraushandeln,
sich im Internet auszubreiten, wie sie es
sich wiinscht.

Mit dem ZDF gibt es weniger Probleme.
Und Dépfner hat den Sender mittlerweile
von seinem Angriff ausgenommen. ZDF-
Intendant Thomas Bellut will der Presse
keine Konkurrenz im Internet machen. Fiir
ihn ist Fernsehen auch im Netz vor allem
audiovisueller Inhalt. :

Die Verleger hingegen tun so, als seien
ARD und ZDF bereits jetzt daran schuld,
dass die meisten Zeitungen und Zeitschrif-
ten im Internet kein Geld verdienen. Und
ihre Lobbyisten verschweigen, dass in vie-
len Regionalblittern seit Jahren an der
journalistischen Qualitit gespart wird —
ohne dass besonders in digitale Angebote
investiert wiirde.

Die Debatte hat teils absurde Ziige an-
genommen. Beide Seiten drohen mit dem
baldigen eigenen Untergang, sollte die
Politik nicht in die eine oder andere Rich-
tung entscheiden. So, als ob nur einer iiber-
leben konnte — die Presse oder das dffent-
lich-rechtliche Fernsehen.

Die Frage ist: Stimmt das iiberhaupt?
Und: Wie-kinnte eine Reform:des deut-
schen Mediensystems aussehen?

Das Fernsehen ist immer noch michtig.
Es ist — trotz aller Facebook-, Twitter- und
sonstigen Social-Media-Maschinen — im-
mer noch die wichtigste politische Biihne
des Landes. Nicht mehr zu jeder Zeit.
Aber dann, wenn es darauf ankommt. Bei
der Wahl. -

Man kann das sogar errechnen. Die
Landesmedienanstalten untersuchen das
fir ihren sogenannten Medienvielfalts-
Monitor. Er stellt die relative Meinungs-
macht jedes Mediums dar. Das Fernsehen
kommt da auf 36 Prozent, ihm folgen das
Internet (22 Prozent), die Tageszeitungen
(21 Prozent) und das Radio (19 Prozent).
Alles natiirlich abhiingig vom Alter. Bei
den 14- bis 29-Jihrigen fiihrt das Internet
bei Weitem.

»Auch wenn die Anziehungskraft des
Fernsehens bei jungen Leuten nachlisst,
ist es nach wie vor das politische Leitme:
dium“, sagt Politikwissenschaftler Claus
Leggewie, 67. ,Es ist weniger fragmentiert
als das Internet und gibt den Zuschauern
immer noch das Gefiihl, bei etwas Wichti-
gem dabei zu sein.“

Vieles von dem, was etwa bei Twitter

oder Facebook diskutiert werde, beziehe
sich auf Geschehnisse, die iiber das Fern-
sehen verbreitet oder sogar von ihm er-
zeugt worden seien.

Das TV-Duell zwischen Angela Merkel
und Martin Schulz war so ein Punkt, an
dem das Fernsehen die Mitte der politi-
schen Kommunikation bildete. Alle ande-
ren Medien - Print, Online, Social Media,
Radio - bezogen sich tagelang vor und ta-
gelang nach dem Ereignis auf diesen einen
Punkt, auf diese 90 Minuten. Die Erzih-
lung vom Kanzlerkandidaten Martin
Schulz lief auf diesen einen Moment hin —
und zerbrach. Aber auch die Erzihlung
des Wahlkampfs insgesamt als das Duell
zweier Politikentwiirfe wurde unglaub-
wiirdig — weil es schlicht keinen Streit gab.
Und das hatte Folgen.

Die Umfragewerte der AfD jedenfalls
stiegen nach dem TV-Duell an. Die Zu-
stimmung zu Merkel oder Schulz bréselte.
Kein anderes mediales Ereignis hatte diese
Kraft.

Und zugleich zeigte sich die Grenze des
Systems, seine Schwiiche. Eigentlich hatten
vor allem die Chefredakteure von ARD
und ZDF das Format umbauen wollen. Es,
sollte spontaner, dynamischer, streitfor-
dernd werden. Doch die Kanzlerin blockte
alle Versuche ab, am statischen Sendungs-
aufbau etwas zu dndern oder gar ein zwei-
tes Duell auszufechten.

Die Chefredakteure hitten souverin die
Form bestimmen und riskieren kénnen,
dass der Platz der Kanzlerin eben leer blie-
be. Leider knickten sie ein. Leider fehite
es ihnen an Mut.

Sie hitten sich — mehr noch als ihre beim
TV-Duell gleichfalls beteiligten Kollegen
von RTL und Sat.1 - als politisch tatsich-
lich unabhingig beweisen miissen. Doch
so leisteten sie blof dem Vorurteil Vor-
schub, dass Journalisten insgesamt, aber
besonders die offentlich-rechtlichen, zu
nah an der Macht seien. Und das ist ge-
fiahrlich. :

‘Denn der Angriff der Verlage trifft die
Sender zu einer Zeit, in der sie ohnehin
angeschlagen sind. ARD und ZDF stehen
gerade unter Beschuss wie nie - und das
will bei den notorisch unbeliebten Anstal-
ten wirklich etwas heifen.

Komischerweise hat man derzeit den
Eindruck, dass sich nicht die Anstalten von
der Politik emanzipieren wollen, sondern
dass es die Parteien sind, die gerade die
Distanz zu ARD und ZDF suchen.

Zwischen den Sendem
und Teilen ihres Publikums
offnet sich eine

Kluft. Der Ton ist schurill.
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Seit Monaten schwindet der Riickhalt.
CSU-Chef Horst Seehofer forderte schon
die Zusammenlegung von ARD und ZDF.
EU-Kommissar Giinther Oettinger (CDU)
schlug sich auf die Seite der Verlage. Dem
thiiringischen Ministerprisidenten Bodo
Ramelow (Die Linke) gehen die Sparbe-
mithungen der Sender nicht weit genug.
Der baden-wiirttembergische Ministerpri-
sident Winfried Kretschmann (Griine) will
»iber eine Einschrinkung des Textlichen*
bei den Offentlich-Rechtlichen diskutieren.
Der bayerische Innenminister Joachim
Herrmann (CSU) drohte am Wahlabend,
tiber den Anteil der éffentlich-rechtlichen
Sender am Aufstieg der AfD werde noch
zu reden sein,

Und dann ist da noch eben diese AfD.
Eine ihrer beliebtesten Forderungen ist die
nach der Abschaffung des Rundfunkbei-
trags und damit de facto von ARD und
ZDF. Auch weil dieser Radikalvorschlag
so viel Widerhall findet, beeilen sich die
anderen Parteien, auf Abstand zu den Sen-
dern zu gehen.

Es ist ein gefihrliches Spiel fiir alle Be-
teiligten. _

Im Lobbyistenstreit zwischen Verlegern
und offentlich-rechtlichen Sendern mag
sich ein Riss auftun. Zwischen den Sendern

und Teilen ihres Publikums 6ffnet sich ge-
rade eine Kluft. Der Ton wird nicht nur
rauer. Er ist schrill.

Elmar TheveBen hat diese Erfahrung
erst kiirzlich gemacht. TheveBen, 50, Stell-
vertretender Chefredakteur des ZDF und
den Zuschauern vor allem als der Terror-
experte des Senders vertraut, hatte sich
am Tag der Bundestagswahl zu einem
Kommentar im ,heute-journal“ entschlos-
sen. Es war ein klar gekennzeichneter Mei-
nungsbeitrag, und TheveBen, das muss
man sagen, schenkte der AfD ordentlich
einen ein.

Die AfD, sagte er, sei fiir die Demokra-
tie ,eine ernste Gefahr“, weil sie den Be-
griff ,\Volkswille* zur Waffe mache. Sie sei
»geféhrlich fiir Parlamentarismus und Plu-
ralismus in unserer Gesellschaft“, weil sie
Leute, die anders oder auch nur anderer
Meinung seien, zu ,.Volksfeinden“ erklire.

Und weil TheveRen einen Kommentar
sprechen wollte, der ,auf den Punkt® ist,
sagte er, direkt an AfD-Funktionir Ale-
xander Gauland gewandt, der angekiindigt
hatte, seine Partei wolle sich ,,unser Land
und unser Volk zuriickholen“: ,,Das Land,
Herr Gauland, gehért weder Thnen noch
der AfD, und das Volk erst recht nicht.“

Selbstverstindlichkeiten  eigentlich.
Aber scharf angerichtet. Und fiir viele Zu-
schauer offenbar eine Provokation.

Das Video von Thevefens Kommentar

wurde innerhalb weniger Tage bei Face-
book mehr als 5,5 Millionen Mal gesehen
~ beim ZDF freuen sie sich normalerweise
schon, wenn sie einen Bruchteil davon an
Reaktionen bekommen,

Auffillig: die hohe Zustimmungsrate ei-
nerseits. Und die krasse Ablehnung auf
der anderen Seite. Zuschauer beschimpfen
Theveflen in jhren Kommentaren als ,,An-
tidemokrat“ und ,, Agitator“, als Rassisten,
Liigner, Idioten und ,,vélkisches Arsch ...“,
nennen ihn einen ,Hetzer und Spalter
oder gleich ,Thescheifen“; Pobeleien, die
offenbar aushalten muss, wer heutzutage
mit einem Kommentar an die Offentlich-
keit geht.

Einer sah in dem ZDF-Mann einen ,,Agi-
tator der mit Zwangsgebiihren finanzier-
ten Staatsmedien”, wihrend ein anderer
anmerkte: ,,du kleine ratte fithlst dich be-
rufen uns zu belehren! ich habe keine wor-
te fiir den hass den ich empfinde fiir einen
typen wie dich!“

Und dann geht es gegen das ZDF. Of-
fenbar haben viele Menschen Schwierig-
keiten damit, dass jemand in einem 6ffent-
lich-rechtlichen Sender eine Meinung
dullert.

»Noch viel weniger dem meinungsma-
chenden vom volke bezahlter fernsehsen-
der zdf gehort das deutsche volk!!!11¢,
schrieb einer. ,,Hoffentlich drehen die eu-

rem liigenrotfrontsender sofort den geld-
hahn zu.“

TheveBen ist ein ruhiger, gefasster
Mann. Er analysiert sogar diesen Unrat
ziemlich sachlich. Seit ziemlich genau drei
Jahren habe man nun damit zu tun. Und
der Wendepunkt sei nicht die Fliichtlings-
politik gewesen, sondern die Ukrainekrise.
Damals war dem ZDF vorgeworfen wor-
den, Liigen verbreitet zu haben. Intern,
sagt TheveBen, sei die Berichterstattung
damals iiberpriift worden, unter etwa 7000
gesendeten Stiicken habe man 7 sachliche
Fehler gefunden - Fehler, fiir die man sich
entschuldigt habe.

Geiindert haben die sieben Entschuldi-

ngen nichts. Unvermindert werde den

ffentlich-Rechtlichen unterstellt, vorsitz-
lich zu liigen oder Anordnungen aus dem
Kanzleramt zu befolgen.

»Wenn sich in D ein Medium das Land
unter den Nagel gerissen hat und Anders-
denkende jagt und Wihler manipuliert,
dann das ZDF¥, schrieb einer unter The-
veBens Kommentar.

Es ist schwer, eine verniinftige Debatte
iiber die offentlich-rechtlichen Sender zu
fithren, wenn im Hintergrund dieser Hass
grollt, diese Tone gellen. Aber die Debatte
ist umso notwendiger, wenn ARD und
ZDF nicht auch noch die verlieren wollen,
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die ihnen positiv gegeniiberstehen, die den
Wert erkennen, den der Journalismus hat,
den TheveRen und seine Kolleginnen und
Kollegen machen.

Denn es sind nicht nur die AfD und ihre
Sympathisanten, die den Anstalten den
Riicken kehren. Vor allem das jiingere Pu-
blikum wendet sich ab, ist genervt vom
Abgabenzwang, empfindet die Offentlich-
Rechtlichen als behibig, das Programm
weitgehend als tiberfliissig.

Tatsdchlich herrscht eine enorme Liicke
zwischen der staatstragenden Rhetorik der
Intendanten und dem Empfinden der Zu-
schauer. Jahr fiir Jahr tragen die Anstalten
die Ergebnisse irgendwelcher Meinungs-
forschungsinstitute zusammen, die belegen
sollen, dass die Deutschen ARD und ZDF
fisr wichtig, sehr wichtig, glaubwiirdig, sehr
glaubwiirdig halten. Aber wie passt das
mit den Symptomen groen Unmuts zu-
sammen, die zu sehen sind?

Der neue Intendant des Deutschlandra-
dios, Stefan Raue, schlug zu seinem Amts-
antritt im September ungewohnt selbstkri-
tische Tone an. ,Viele Umfragen belegen,
dass gerade wir Offentlich-Rechtlichen wei-
terhin groBe Glaubwiirdigkeit genieSen®,
sagt er, ,,aber bedeutet das auch, dass die

Mehrheit der Biirger und Beitragszahler
fiir uns kampfen oder uns sogar unterstiit-
zen wiirde?“

Raue war vor seiner Zeit als Deutschland-
radio-Intendant Chefredakteur beim Mit-
teldeutschen Rundfunk (MDR) in Leipzig.
Er hat den aufkommenden Unmut vor al-
lem im Osten genau beobachtet und seziert.
Und er glaubt, dass die Wurzeln tiefer rei-
chen als bis zur , Liigenpresse“-Welle der
Fliichtlingskrise. Pegida, die aggressive Ge-
genoffentlichkeit der Montagsdemonstratio-
nen, die Debatten um Hartz IV, den Euro,
die Golfkriege, das alles sei mit radikaler Me-
dienkritik verbunden gewesen. ,,Das Miss-
trauen sitzt tief und ist beinahe chronisch.*

Seine Analyse: Die Legitimationskrise
der Medien ,,und im besonderen MaRe der
offentlich-rechtlichen*“ sei ,kein béser
Sturm, der voriiberzieht, das ist ein hefti-
ger Klimawechsel, der uns noch lange for-
dern wird“.

Die Anstalten sollten sich aus sich selbst
heraus reformieren, so Raues Forderung,
und nicht auf die Politik hoffen. Denn ,,fiir
die Offentlich-Rechtlichen mag sich kein
Politiker mehr beschimpfen lassen“.

Natiirlich gibt es auch journalistische
Profiteure des wachsenden Unmuts. Sie

sitzen allerdings eher nicht bei ARD und
ZDFE. Claus Strunz, friiher mal Chefredak-
teur der ,,Bild am Sonntag“, heute Sat.1.
Moderator, ist der Held derer, die den
sogenannten Mainstream-Medien misstrau-
en. In seinen Polittalks und ,Fakten.

checks® bei Sat.1 spitzt Strunz zu, verein-
facht, generalisiert, dramatisiert, vor allem
zum Thema Fliichtlinge und Sicherheit.
Strunz bekommt dafiir Applaus: Auf der
Facebook-Seite des Moderators dreschen
seine Fans auf , die Medien“ ein. Unter je-
der Wortmeldung des Moderators entlidt
sich der Frust seiner Fans, gepaart mit ei-
ner Ermunterung an Strunz, sich als einsa-
mer Kdmpfer in einer gleichgeschalteten
Medienlandschaft nicht unterkriegen zu
lassen. ,,Claus Strunz hat die Journalisten
der offentlich-rechtlichen Sender vor sich
her getrieben und sie als die Aktivisten
enttarnt, die sie sind!“, schreibt da eine
Strunz-Anhingerin. Und ein anderer se-
kundiert: ,,In Deutschland haben wir lei-
der nicht nur eine GroBe Koalition unter
den Parteien, sondern auch eine der Presse
und der Medien. Wer auch nur einen FuB-
breit von der inzwischen vorgegebenen
Denkweise abweicht, macht sich umge-

Manchmal hat man den
Eindruck, ARD und ZDF
machen so Femsehen,
wie Merkel regiert.

hend verdéchtig, dem rechtsradikalen La-
ger angehorig zu sein.“ Und dann, direkt
an Strunz: ,Solange es Sie gibt, besteht
Hoffnung fiir den deutschen Journalismus!
Danke.“ Es ist praktisch das genaue Ge-
genbild dessen, was einem Elmar Theve-
Ren an Empérung entgegenschwappt.

Ausgerechnet beim TV-Duell von Ange-
la Merkel prallte Strunz auf die Welt der
offentlich-rechtlichen Gediegenheit. Ein
publizistischer Kampf der Kulturen. Als
es um ausreisepflichtige Asylbewerber
ging, bellte Strunz die Kanzlerin an:
»wann sind diese Leute weg?“

Strunz bezog daraufhin ordentlich jour-
nalistische Kollegenschelte, auch im SPIE-
GEL. Die ZDF-Late-Night-Show ,Mann,
Sieber!“ widmete ihm einen ,Alle weg“-
Song und bezeichnete ihn als , Penispumpe
eines erschlafften Journalismus* — eine An-

spielung auf Strunz’ Spruch, Populismus
sei das ,Viagra einer erschlafften Demo-
kratie“. -

Es ist nicht so, dass Strunz die 6ffentli-
chen Priigel einfach an sich abprallen ldsst.
Auch nimmt er wahr, dass er Applaus von
Leuten bekommt, ,.von denen man lieber
nicht beklatscht wird*,

Vor allem aber ist bemerkenswert, dass
es Strunz trotz seiner - selbst gewihlten —
AuBenseiterposition keineswegs egal ist,
wie das Ansehen von Medien und Journa-
listen gelitten hat. Obwohl er von der Ver-
trauenskrise des Journalismus durchaus
profitiert, redet er von ,wir“: ,Unser Be-
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rufsstand macht gerade denselben Fehler
wie die Politik“, sagt er, ,wir sind nicht
bereit einzuriumen, wenn wir einen Feh-
ler gemacht haben, und uns zu entschuldi-
gen.*

Als er in einer Polittalkshow vor der
Bundestagswahl eine Krankenschwester
zu Wort kommen lie8, ohne zu sagen, dass
die Frau Politikerin der Linken war, ent-
schuldigte sich Strunz anschliefend fiir
den Fehler der Redaktion. Wenn anderen
dhnliche Pannen unterliefen, sagt Strunz,
sei das keineswegs selbstverstindlich. Das

ZDF etwa lieB vor der Bundestagswahl ei-
nen Politikwissenschaftler auf seinem Sen-
der ZDFinfo zu Wort kommen, ohne den
Zuschauern zu offenbaren, dass sich der
Mann in der AfD engagiert. Eine Entschul-
digung gab es dafiir bis heute nicht, blo8
eine wachsweiche Erkldrung.

In der Wahrnehmung der Leser und Zu-
schauer aber verdichteten sich viele ein-
zelne Fehler zu dem Eindruck, die Medien
wiirden absichtlich nicht bei der Wahrheit
bleiben, glaubt Strunz.

Man muss Strunz’ politische Einschit-
zung, der deutsche Journalismus sei mit
der Kanzlerin nach links gerutscht, nicht
teilen. Man muss auch seinen Befund nicht
akzeptieren, dass viele Journalisten von
der Idee korrumpiert seien, dass die Sozi-
aldemokratie der sympathischere Politik-
ansatz sei.

Aber vielleicht ist seine Analyse richtig,
dass nicht die politische Haltung das Pro-
blem sei, sondern der Versuch, sie als neu-
tral zu ummainteln, die ,,vorgespielte Aqui-
distanz“, wie er das nennt. Journalisten
miissten leidenschaftlich fiir eigene Posi-
tionen kimpfen, sagt er, auch bei Gegen-
wind, und ,gleichzeitig mit Passion iiber
die Stirken unseres Berufes reden®.

Strunz jedenfalls macht aus seiner poli-
tischen Verortung kein Geheimnis. Er sieht
sich als Populist der Mitte. Freiheit ohne
Sicherheit gibt es nicht, ist sein Motto. Eine
journalistische Leerstelle sei das, die auch
von ARD und ZDF nicht bedient werde.

Und vielleicht trifft er da einen Punkt.
Vielleicht miisste man das Ende der Kon-
sensrepublik Deutschland, das Ende der
groB8koalitiondren Gemiitlichkeit auch
dem Fernsehprogramm mehr ansehen.
Vielleicht wirken ARD und ZDF auch des-
halb so oft aus der Zeit gefallen, weil in
ihrem Programm von den Rissen in diesem
Land, von mancher Kluft, die sich auftut,
so wenig zu spiiren ist. Vor lauter aufge-
setzter Quizshow-Heiterkeit, Klinikserien-
Pseudodramatik und anderem gebiihren-
finanzierten Trallala.

Manchmal hat man den Eindruck, ARD
und ZDF machen ungefithr so Fernsehen,
wie Angela Merkel regiert. Irgendwo zwi-
schen ,,Sie kennen uns“, ,,In der Ruhe liegt

die Kratt“ und kulturellem Wachkoma.
Das Unterhaltungsprogramm fordert nie-
manden. Es scheint vor allem ein Ziel zu
haben: einen Mehltau der Vorhersehbar-
keit iiber die Republik zu legen. Ein ewiges
Immer-weiter-So.

Das fingt bei Verbrauchersendungen an,
die ,Volle Kanne“ heiflen und ,Kaffee
oder Tee“ und in denen Gefliigel-Gnocchi
zubereitet oder Bilderrahmen gebastelt
werden. Abends werden unentwegt Dis-
counter getestet, und niemand scheint zu
kiimmern, dass die angeblichen Dokumen-
tationen fast Werbesendungen sind. Tele-
novelas wie ,,Rote Rosen® und ,,Sturm der

Liebe“ tropft der Kitsch schon aus dem Ti-
tel. Und immer wieder geht noch ein Krimi
und geht noch ein Quiz und geht noch ein
Krimi und geht noch ein Quiz.

Uber Jahrzehnte hat sich das 6ffentlich-
rechtliche Fernsehen ein Publikum heran-
gezogen, das — jedenfalls in der Unterhal-
tung — mijt Mittelmal zufrieden ist. Und
das sich daran gewohnt hat, nicht ver-
schreckt zu werden. Es gibt sie, die Spitzen
der Qualitit. ,Babylon Berlin“ gehort
dazu (siehe Seite 124), die neue Serie von
Tom Tykwer, eine Kooperation von Sky
und ARD. Es gibt Jan Bohmermann, den
Hofnarren des Systems. Und, ja, es gibt
das dichte Netz von Korrespondenten, das
seinesgleichen sucht in der Welt. Nur:
Warum muss man das doppelt haben, von
ARD und ZDF? Und warum muss, wer
gut informiert werden will, den Rote-
Rosen-Sturm-der-Liebe-Paarduell-Wer-
weil-denn-sowas-Stumpfsinn  mitfinan-
zieren?

ARD und ZDF geben Jahr fiir Jahr rund
acht Milliarden Euro aus. Das ist viel Geld
fiir ein System, das einmal auf Grundver-
sorgung angelegt war. Journalismus macht
dabei nur einen Bruchteil aus. Eine Aus-
gabe der ,Tagesschau“ wwird mit 27000
Euro veranschlagt, die ,,Tagesthemen* mit
55000 Euro. Magazine wie ,,Plusminus®
kosten gut 60000 Euro.

Teuer wird es bei ,Tatort“ oder ,Poli-
zeiruf 110“ mit durchschnittlich 1,4 Millio-
nen Euro oder bei Shows wie ,Verstehen
Sie Spa8?“ mit bis zu 1,2 Millionen Euro.
Auch Vorabendserien wie die ,,Rosenheim
Cops“ sind mit 425000 Euro pro Folge
nicht billig. Die ,heute-show* erscheint
da mit weniger als 300000 Euro beinahe
als Schnidppchen.

Es hat einen Grund, warum Unterhal-
tung fiir die Sender so wichtig ist. Dahinter
steht seit ihrer Griindung dasselbe Kalkiil.
Nach der Nazizeit wollten die Amerikaner
und Briten die Deutschen auch mittels des
Fernsehens zu Demokraten umerziehen.
Und ihre Idee war: Man locke das Volk
mit Unterhaltung in Massen vor die Geriite
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und gebe ihnen dann Nachhilfe in Sachen
Politik.

Bis heute lebt dieser Gedanke in den
Anstalten fort. Die Unterhaltung macht
die Hiitte voll, um dann das eigentliche
Kernprodukt an die Leute zu bringen:
Nachrichten, politische Magazine, Polit-
talkshows.

Das beste Mittel, um die Deutschen
dazu zu bringen, ARD und ZDF zu schau-
en, ist dabei — FuBball. Nie ist die Quote
von ,heute-journal“ und ,Tagesthemen“
besser als in den Pausen von Linderspie-
len. Allerdings ist Sport ein ziemlich kost-
spieliges Lockmittel. Die Preise fiir Fern-
sehrechte steigen seit Jahren.

Die ARD gibt fiir Sportrechte und -be-
richterstattung jéhrlich 366 Millionen Euro
aus, wie epd medien errechnet hat. Das
deutlich kleinere ZDF sogar 243 Millionen.
Doch selbst diese Unsummen reichen
kaum noch, um im Wettbewerb mitzuhalten.

Der Ausgabenwahnsinn fiir Fu8ballrech-
te wird etwas schwach mit dem Recht auf
»Grundversorgung“ begriindet. In Wahr-
heit kaufen die Sender auf diese Weise
Quote. Ist das noch zeitgemiB?

Wenn Linderspiele bei RTL laufen, ist
die Grundversorgung auch gesichert. Und
es gibt keinen Rechtsanspruch darauf, je-
des international bedeutsame Spiel mit
deutscher Beteiligung kostenfrei sehen zu
konnen. .

Es ist kein Drama, wenn Champions-
League-Zuschauer fiir diese Spiele zahlen
miissen. Es gibt bei den Pay-TV-Anbietern
flexible Angebote und in der Regel auch
Tagestickets fiir einzelne Spiele. Film- und
Serienfans haben ja auch keinen Anspruch
darauf, dass ARD und ZDF die besten Pro-
duktionen sofort im Programm haben. -
* Spielraum, auch finanzieller, wire also
genug da, wenn man einmal versuchen
wiirde, das System neu zu denken.

Patricia Schlesinger, 56, ist ein echtes
ARD-Gewichs. Sie hat beim NDR volon-
tiert, war Reporterin, Moderatorin, Kor-
respondentin. Als Programmmacherin hat
sie auch schon mal gezeigt, was 6ffentlich-
rechtliches Fernsehen kann, wenn es denn
will. Schlesinger hat eine politisch brisante
Dokumentation iiber den Genozid an den
Armeniern ins ARD-Programm gebracht
oder die Doku ,Citizenfour“ iiber den
Whistleblower Edward Snowden.

Seit gut einem Jahr ist sie Intendantin
des Rundfunks Berlin-Brandenburg, kurz
RBB. Schlesinger hat sich aufgemacht, den
RBB zu entstauben. Und sie erprobt dabei

etwas, das in der ARD nicht gerade als ge-
iibtes Verhalten gelten darf. Sie kooperiert,
sogar mit dem ZDF.

Ab Januar produziert der RBB das ARD-
»Mittagsmagazin“ im Hauptstadtstudio des
ZDF. Die Kosten fiir Riume und Personal

werden geteilt. Was lapidar klingt, ist fiir
die ARD eine kleine Revolution. AuBSer
bei grofen Sportereignissen wie Olympi-
schen Spielen kooperieren ARD und ZDF
bisher so gut wie gar nicht.

Als die Produktion im RBB vor Kurzem
einen neuen U-Wagen fiir 2,6 Millionen
Euro kaufen wollte, hat Schlesinger abge-
lehnt. Stattdessen sollten kleinere, mobi-
lere Losungen genutzt werden. Wenn tat-
sichlich ein Fahrzeug gebraucht werde,
etwa fiir die Ubertragung von grofien Kon-
zerten, miisse man eben eines mieten —
oder vielleicht mal eines bei den Kollegen
des benachbarten MDR ausleihen. ,Das
ist neu, aber am Ende finden es eigentlich
alle gut“, sagt Schlesinger. Demniichst miis-
se im Senderverbund verglichen werden:
Wie viel kostet eine Sendeminute Unter-
haltung im Bayerischen Rundfunk, im RBB
oder im NDR - und was darf sie kosten?
Und das sei auch gut so. ,In der ARD ist
Bewegung*, sagt Schlesinger.

Die Intendantin ist sparwillig, reform-
bereit. Und selbstbewusst: ,,Wir leisten fiir
diese Gesellschaft wirklich viel.“ Damit
das so bleibe, miissten ARD und ZDF im
Netz stirker werden, dort, wo die jungen
Zuschauer seien, ,,alles andere ist ein Tod
auf Raten“. Mit den Verlagen werde sich
ein Miteinander schon finden lassen, meint
sie. ,,Wir wollen doch die Verlage nicht
vernichten.“

Das Problem ist, dass selbst kleine Spar-
anstrengungen bei ARD und ZDF nur auf
groflen politischen Druck hin geschehen.
Und dass es bei ein bisschen Sparen dann
am Ende wieder bleibt. Es fehlt die Kraft
fiir einen Neuanfang, es fehlen die Ideen
fiir einen neuen Gesellschaftsvertrag iiber
das offentlich-rechtliche Fernsehen.

Das Grundproblem der alten Konstruk:
tion ist, dass es seine Nutzer behandelt
wie Unmiindige. Der Zuschauer hat keine
Wahl, weder in dem, was er bezahlen
muss, noch in dem, was er bekommt,

Er wird unmiindig gehalten, weil in der
DNA der Sender das Bild vom unferti-
gen, eigentlich unpolitischem Biirger fort-
wirkt, der mit Trallala-Shows zum Schau-
en von Nachrichten iiberredet werden
muss.

Und er wird unmiindig gehalten, weil
er weder in den Rundfunk- noch in den
Fernsehriiten das Wort ergreifen und mit-
reden kann - die Gremien sind immer
noch in der Hand der Parteien und der In-
teressenverbinde.

In der Schweiz soll es woméglich schon
im nichsten Jahr eine Volksabstimmung
iiber die Abschaffung der Rundfunkgebiihr
geben. Der Unmut der Gebiihrenzahler ist
dort ebenfalls groB. Findet die Initiative
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eine Mehrheit, bricht dort das gesamte f-

fentlich-rechtliche System zusammen.
Wollen ARD und ZDF und Deutschland-

radio allen Ernstes so lange auf ihren alten

Rechten beharren, bis ihnen das Publikum
endgiiltig die Zustimmung entzieht?

In einem neuen Gesellschaftsvertrag
miisste erst einmal neu definiert werden,
was der Auftrag der 6ffentlich-rechtlichen
Anstalten in Zukunft eigentlich sein soll -
und wo sie tatsichlich unersetzlich sind.
So lieBe sich ein Kernbereich benennen,
mit Journalismus, Kultur, Unterhaltung,
Filmen.

Ernsthaft diese Frage zu stellen, das hie-

Be, Abschied zu nehmen vom gebiihrenfi-
nanzierten Allerlei. Vielleicht vom dauern-
den FuBball. Davon, dass sich das Erste
und das ZDF Abend fiir Abend mit ver-
wechselbarer Ware Konkurrenz um diesel-
be Klientel machen. Dass jede Landesrund-
funkanstalt rund um die Uhr senden muss.
Es wiirde auch bedeuten, dass die Offent-
lich-Rechtlichen das, was andere besser
-konnen, diesen anderen iiberlisst. Den
Verlagen den Textjournalismus. Dem Pri-
vat-TV manche Unterhaltung. Den Strea-
mingdiensten manche Serie.

Doch es wiirde endlich Freirdume schaf-
fen. Vielleicht bedeutete es sogar, weniger
Geld von den Zuschauern zu nehmen —
und denen, die etwa Sport oder Opern
oder Krimis sehen wollen, eigene Ange-
bote zu machen, frei gewihlt, extra be-
zahlt.

Kostentreiber Unterhaltung
Ausgaben der ARD pro Sendung®, in Euro

Fernsehfilm am Freitag

1,6 Mio.

Jatort*
1,4 Mio.

~verstehen Sie SpaR?“

1,2 Mio.

Serie ,Die Kanzlei“

500000

»Plusminus*

60000

~agesthemen®

55000

~lagesschau*

27000

*gerundet,
durchschnittlich;
Quelle: ARD

Sodass sich der Zuschauer wieder um-
worben fiihlen darf, ernst genommen. Als
einer, der zumindest mitentscheiden darf,
wozu die 6ffentlich-rechtlichen Anstalten
da sind und wozu nicht. Wenn das gelingt,
gelingt es auch im Digitalen.

Das pure Vertrauen darauf, dass es im-
mer so weitergeht, dass die Politik immer
weiter den schiitzenden Mantel iiber ARD
und ZDF und alle ihre Kanile und Ni-
schenkanile halten wird, diirfte nicht aus-
reichen.

»Wer sich angesichts der hohen Glaub-
wiirdigkeitswerte fiir die Offentlich-Recht-
lichen zuriicklehnen mag, der mag das

‘tun®, sagt Stefan Raue, der Intendant des

Deutschlandradios. ,,Er verwechselt aller-
dings eine diffuse Grundzufriedenheit mit
einer echten Zustimmung oder gar Wert-
schitzung.“

Wenn die Menschen alles fiir Lug und
Trug hielten, dann werde dieser generelle
Verdacht auch die Medien treffen. ,Das
bedeutet fiir mich, dass die Qualitits-
medien vom hohen Ross der alten Herr-
lichkeit heruntermiissen, dass sie aufs
Neue fiir sich werben und sich begriinden
miissen.“

Und das trifft dann natiirlich alle: ARD
und ZDF und Deutschlandradio. Und, auf
andere Weise, aber eben auch: ,FAZ“ und
»Bild* und , Frinkischer Tag“ und ,,Neue
Osnabriicker Zeitung“ und ,Zeit“ und
SPIEGEL.

Sportberichterstattung

Ausgaben pro Jahr, in Euro

366 Mio. |
im Ersten, in den Dritten
Programmenund
den Digitalkanilen

Durchschnitt
2013 bis 2016
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Gut gendhrt Ausgaben fiir Medien
Gebiihreneinnahmen des éffentlich- in Deutschland 2016, pro Monat und Haushalt
rechtlichen Rundfunks,

in Mrd. Euro 8,0 39 Euro

Quellen: ARD, ZDF

+70%

Rundfunkbeitrag

gegeniiber 1995, Zeitungen, Zeitschriften
zum Vergleich Anstieg
der Verbraucherpreise:
33,4%
4,7 Digitale Me

1995

Abweichung von 100% rund i
Quelle: McKinsey; ohne Bﬁc:;gsbedmgt

Vorsict, Staatsfunk!

Polemik Wer von einer Gebiihr abhangt, die wie eine Steuer erhoben wird,
hat ganz schlechte Karten, wenn er auf Staatsferne pocht.

eine Geschichte iiber eine Frau, die vom ZDF erst

eingeladen und dann wieder ausgeladen worden
war. Es war eher eine Randnotiz, aber wenn man sich fiir
Politik im offentlichen-rechtlichen Rundfunk interessiert,
durchaus bemerkenswert.

Astrid Passin, so heift die Dame, ist die Sprecherin der
Hinterbliebenen der Opfer des Terroranschlags am Ber-
liner Breitscheidplatz. Ende Juli erhielt sie eine Anfrage
vom ZDF, ob sie als Gast in die Sendung ,,Klartext, Frau
Merkel!“ kommen wolle, um der Kanzlerin ein paar Fra-
gen zu stellen. Man sei durch einen Auftritt bei SPIEGEL
TV auf sie aufmerksam geworden. Wenn man nach einem

V or drei Wochen stand in der ,,Berliner Morgenpost*
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Anschlag das Gefiihl habe, ,,von
Politik und Behorden alleingelassen
zu werden, wird das Leid wohl
noch viel groBer®, stand in dem
Schreiben des Senders.

Frau Passin sagte zu, es gab auch
einen Vertrag. Aber wenige Stun-
den vor Aufzeichnung der Sendung
erhielt sie einen Anruf der Redak-
tion, sie solle doch nicht kommen.
Es hitte nach der zwei Tage zuvor
ausgestrahlten Sendung ,Klartext,
Herr Schulz!“ Probleme gegeben,
hieR es zur Begriindung. Einige
Giste seien anschlieBend in sozia-
len Netzwerken attackiert worden,
das wolle man ihr ersparen.

Das ZDF schwort tausend Eide,
dass niemand aus dem Kanzleramt
Einfluss genommen habe. Auch bei
der CDU weist man jeden Ver-
dacht, man habe Merkel vor unan-
genehmen Fragen schiitzen wollen,
zuriick. Man mag es mir nachsehen,
aber als ich die Geschichte las,
glaubte ich eher Frau Passin, die
hinter der Ausladung die Riicksicht-

nahme auf die Empfindlichkeiten der Kanzlerin ver
mutete.

Auf kaum etwas reagiert man bei ARD und ZDF so emp-
findlich wie auf den Vorwurf, Staatsfunk zu sein. Staatsfunk
ist zugegebenermaRen ein hissliches Wort. Es klingt nach
direkter Einflussnahme und Gingelung von oben. So lauft
das auch nicht. Es gibt niemanden, der den Senderchefs
sagt, wie sie iiber Politik zu berichten hitten. Das brauchen
sie in den Parteizentralen gar nicht zu tun. In der Welt des
Fernsehens weill man auch so, wo die Grenzen liegen.

Man muss sich nur die Zusammensetzung der Kontroll-
organe ansehen, um einen Eindruck von der Staatsferne
des offentlich-rechtlichen Rundfunks zu bekommen. Bei
den Sendern wird gern darauf verwiesen, dass nur ein
Drittel der Rundfunk- und Fernsehrite von den Parteien
gestellt werde. Aber das ist ein Taschenspielertrick. Auch

die Funktionire des Lottos, der Bauernverbinde oder der
Gemeindetage sind selbstverstiindlich iiber ihr Parteibuch
ins Amt gekommen, wie Jirgen Kaube neulich in der
»FAZ“ sehr schon ausgefiihrt hat. In Wahrheit gibt es in
dieser Welt weit und breit kaum jemanden, der nicht der
,roten® oder der ,,schwarzen* Seite zuzurechnen wire.

Spitestens wenn es ums Geld geht, zeigt sich, wer
Herr im Hause ist. Es ist schwer, Leuten den Marsch zu
blasen, die dariiber befinden, wie und in welcher Form
der eigene Arbeitsplatz erhalten bleibt. Wer fast voll-
standig von einer Gebiihr abhingt, die wie eine Steuer
erhoben wird, hat einen ganz schlechten Stand, wenn er
plotzlich auf Staatsferne pocht.

Dass die Politik die Sender als
ihr Reich betrachtet, zeigt die Dis-
kussion iiber die Frage, ob im Fern-
sehen zu viel iiber die AfD geredet
wurde. Wenn sich Union und SPD
in der Wahlanalyse bei einer Sache
einig sind, dann ist es der Befund,
dass das Fernsehen am Aufstieg
der Konkurrenz schuld sei. Aus
der Klage spricht die Emporung
iiber die Anmafung von Redak-
tionen, selbst zu entscheiden, wen
man fiir wichtig hilt und was die
relevanten Fragen sein kénnten.

Es gibt viele exzellente Journa-
listen beim offentlich-rechtlichen
Rundfunk, die unter dem Klima der
Angstlichkeit noch mehr leiden als
der Zuschauer. Aber gegen das Sys-
tem der Riicksichtnahme kommt
auch der furchtloseste Redakteur
nicht an. Die Einzigen, die sich als
relativimmun erwiesen haben, sind
die grofen Talkshows, daher stehen
sie im Augenblick auch so im Feuer.

Es lasst sich viel gegen die Fixie-
rung auf die Quote sagen, aber

hier erweist sie sich als Segen. Langweiler haben keine
Chance, das ist die unerbittliche Wahrheit dieses Formats.
Ein Peter Tauber mag in der CDU ein grofer Hecht sein.
Bei ,,Anne Will“ oder ,,Maischberger* ist er allenfalls ein
Liickenfiiller. Wer Tauber einlddt, kann dabei zusehen,
wie die Quote fillt, wenn er zu reden anfingt.

Immer wieder keimt die Hoffnung, dass sich das System
unter dem Druck der Offentlichkeit reformiert. Ich fiirchte,
es ist unzerstérbar. Wenn die letzte freie Zeitung ihren
Geist aufgegeben hat, weil die Offentlich-Rechtlichen auch
den abgeschiedensten Winkel im Internet besetzt haben,
wird es die Rundfunkriite immer noch geben. Der unaus-
gesprochene Deal geht so: Die Politik sichert die Finan-
zierung, dafiir haben ihre Vertreter freien Zugang zum
Programm. Solange sich die Sender daran halten, miissen
sie keine Angst um die Zukunft haben.  Jan Reischhauer

»ICh will nicht die Demokratie heilen

SPIEGEL-Gesprich ARD-Moderator Frank Plasberg, 60, und , Hart aber fair“-Redaktionsleiter
Georg Diedenhofen, 57, iiber die Frage, ob Polittalks die AfD erst grof gemacht haben

SPIEGEL: Herr Plasberg, Herr Diedenhofen
die AfD hat bei der Bundestagswahl 12,6
Prozent der Stimmen bekommen. Wie vie
le davon gehen auf Thr Konto?

Plasberg: Stellen Sie jetzt die Schuldfrage?
Wenn 12,6 Prozent der deutschen Wihler

einer solchen Partei ihre Stimme geben,
ist das ein gesellschaftlicher Hammer -
aber sicherlich keine Frage von Schuld
denn die ist eine juristische oder morali-
sche Kategorie, und nichts von beidem
trifft hier zu.
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SPIEGEL: Wir fragen nicht nach Schuld, son-
dern nach Mitverantwortung. Der Vorwurf,
der ja sogar in Ihrer eigenen Sendung von
manchem Politiker erhoben wird, lautet:
Talkshows wie ,,Hart aber fair“ hitten die
AfD erst gro gemacht, weil sie ihr eine
Biihne geboten haben.

Plasberg: Im Prinzip finde ich es schon,
wenn man dem Fernsehen eine solche Be-
deutung zumisst. Aber in dieser Form méch-
te ich sie nicht annehmen. Niemand kann
eine Partei gro8 machen, wenn es dafiir in
der Bevolkerung nicht ein Bediirfnis gibt.
Diedenhofen: Es klingt jetzt so, als hitten
wir keine Sendung ohne AfD gemacht.
Das Gegenteil ist der Fall. Wir haben
dieses Jahr bislang 58 Politiker zu Gast ge-
habt, 4 davon waren von der AfD. Voriges
Jahr hatten wir 85 Politiker da, 5 davon
von der AfD.

SPIEGEL: Eine andere Zahl: 2016 haben die
politischen Talkshows von ARD und ZDF
mehr als die Hilfte jhrer Ausgaben mit
AfD-Lieblingsthemen wie Fliichtlinge, In-
tegration und innere Sicherheit bestritten.
War das verhiltnismiBig?

Plasberg: Ich bin jetzt nicht der Bundes-
Talk-Beauftragte, der fiir alle spricht. Aber
gehen Sie mal in Thr Archiv und schauen
nach, wie viele Terroranschlige es im ver-
gangenen Jahr gab.

Diedenhofen: Und es war auch das Jahr, in
dem Deutschland lernen musste, mit den
mehr als eine Million Asylsuchenden aus
2015 und 2016 umzugehen. In der Bevol-
kerung entstand zunehmend der Eindruck,
die Politik habe die Lage nicht mehr im
Griff. Natiirlich machen wir das dann zum
Thema. Aber wir hatten auch Sendungen
zu Zinspolitik, zu Minirenten, direkter De-
mokratie oder zu der Frage: Werden wir
von Arzten abgezockt?

SPIEGEL: Viele Themen sind im Wahlkampf
untergegangen. Bildung, Digitalisierung ...
Plasberg: Klar, Digitalisierung ist ein wich-
tiges Thema — es interessiert nur kein

Schwein. Sicherlich hitten wir damit am
Ende des Wahlkampfs noch mal einen ru-
higeren, sachlicheren Ton anschlagen kon-
nen. Aber man hitte uns fiir verriickt er-
klirt. Selbstverstiandlich haben wir in der
letzten Sendung vor der Wahl Integration
und innere Sicherheit zum Thema ge-
macht. Was sonst? Damit hatten wir in der
Spitze mehr als 5 Millionen Zuschauer und
im Schnitt 17,8 Prozent Marktanteil — das
ist die Quote einer Samstagabendshow.
Und glauben Sie nicht, dass ich mich darii-
ber gefreut habe. Ich dachte nur: Ach, du
ScheiBe. Das war ein Fingerzeig auf den
Ausgang der Wahl.

Diedenhofen: Man kann es ja auch so sehen;
Je nach Umfrage gibt es in der Bevélke-
rung 30 bis 50 Prozent, die verunsichert
sind iiber die Dinge, die in den letzten Jah-

ren in diesem Land passiert sind. Wenn
die AfD dann ein Wahlergebnis von 12,6
Prozent hat, kénnen Sie auch fragen, ob
es ohne unsere aufklirerische Arbeit nicht
noch mehr gewesen wiren.

SPIEGEL: Was denn nun? Haben Sie nichts
mit Erfolg oder Misserfolg der AfD zu tun

~ oder wollen Sie jetzt den GroBen Demo-
kratie-Verdienstorden am Bande?
Plasberg: Ich bin niemand, der sich Skalps
oder Orden oder sonst was an die Wand
héngt. Um es mal grundsitzlich zy sagen:
Es ist nicht die Aufgabe von Journalisten
Partejen kleinzuhalten. Das ist, bitte schén
der Job der politischen Konkurrenz. Wir
sind nicht dazu da, den Schulterschluss mit
den vermeintlich richtig guten Demokraten
zu iiben, um im Gegenzug das niederzu-
kartitschen, was am rechten Rand entsteht.
SPIEGEL: Tréigt nicht jeder Journalist etwas
von einem Aktivisten in sich?

4

]

Plasberg: Ich habe in meiner Radiozeit bei
SWF; gelernt: Entwicklungshelfer sind
Entwicklungshelfer, Sozialarbeiter sind So-
z1alarbe@ter, Pandaretter sind Pandaretter.
Und es ist eine schéne Aufgabenteilung
glts Journalist einfach nur zy schauen, was’
ist,

SPIEGEL: Nehmen wir J. ournalisten uns
manchmal zu vie] vor?

Plasberg: Es liegt im Gencode von Journa-
listen, dass sie entzaubern und demaskie-
ren wollen. Das ist eine spitze Form von
Neugier. Die Frage ist nur, wie man das
anstellt, Wer gedacht hat, dass man das
mit steilen Fragen an AfD-Politiker erledi-
gen kann, der hat sich eine blutige Nase
geholt. Vor einem Jahr hitte ich Thre Frage
vielleicht anders beantwortet. Aber auch
wir bei ,Hart aber fair“ mussten lernen,
dass der normale journalistische Hand-
werkskasten nicht mehr geniigt. Zum Bei-
spiel, dass man AfD-Politiker mit volki-
schen Aussagen von Parteifreunden kon-
frontiert, um herauszufinden, wes Geistes
Kind diese Partei eigentlich ist.

SPIEGEL: Was macht den Umgang mit der
AfD fiir Journalisten so schwer?
Diedenhofen: Wir haben friih festgestellt,
dass die irgendwie anders spielen. Die ver-
dndern die Regeln. Sie sagen etwas und
rudern dann Stiick fiir Stiick zuriick. Ei-
gentlich wollen sie Andersmeinende gar
nicht iiberzeugen.

Plasberg: Sie wollen nicht einmal mit den
anderen Gisten diskutieren, lieber setzen
sie sich mit dem Moderator auseinander,
weil so die Opferrolle schneller herstellbar
ist. Und das ist ein Dilemma, denn als Mo-
derator miissen Sie sich sehr beherrschen,
in der Sache angemessen und konsequent
zu fragen, aber kein Tribunal herzustellen.
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SPIEGEL: Denken Sie bei dem, was Sie in
der Sendung tun, immer mit, wie es die
AfD fiir sich nutzen kénnte?

Plasberg: Ich habe keinen volkspadagogi-
schen Auftrag. Ich will auch nicht die De-
mokratie heilen, sondern nehme mir die
Freiheit heraus, auf keinen Fall zu iiberle-
gen, wie eine Wahrheit wirkt - denn sonst
ist man schnell dabei, Wahrheiten zurecht-
zubiegen. Diese Freiheit ist etwas, was
»Hart aber fair“ itber Jahre immer gepflegt
hat. Das hat uns in der 6ffentlichen Be-
wertung wie einen Punchingball immer
durch die Arena getrieben. Mal nach links,
mal nach rechts.

SPIEGEL: Im Ernst? Sie behandeln die AfD
wie jede andere Partei?

Plasberg: Ja. Und nein. Es gelten jedenfalls
die gleichen journalistischen Standards.
Ich habe eine interessante Erfahrung ge-
macht: Wir hatten eine Sendung, in der
auch Frauke Petry zu Gast war. Der groe
Schwerpunkt war das Thema ,Steuern®.
Frau Petry war vor Sendungsbeginn ver-
unsichert: Wie, geht’s nicht um Fliichtlin-
ge? Ich sagte: nur ganz am Rande. Das war

fiir mich ein Zeichen, dass es ein Weg sein
kann, wenn wir eine gewisse Gelassenheit
und Normalitit entwickeln.

SPIEGEL: Und das funktioniert?

Plasberg: Leider nur so lange, bis es zum
nichsten rassistischen Tabubruch kommt
oder der néchsten tausendjahrigen Fantasie.
Dann muss man erneut entscheiden, ob
man iiber das Stockchen springt, das einem
hingehalten wird. Wobei die Stockchen zu-
letzt schon die Grofe von Balken hatten.
So versuchen wir von Mal zu Mal eine Linie
zu finden und bemiihen uns, der AfD nicht
den Gefallen zu tun, eine spezielle Um-
gangsweise fiir sie zu entwickeln.

SPIEGEL: Was Sie erzihlen, klingt allerdings
genau danach, dass Sie stidndig iiber einen
speziellen Umgang nachdenken.
Diedenhofen: Nein, es ist eben kein beson-
derer Umgang, eher eine besondere Vor-
bereitung.

Plasberg: Und ein besonderer Energieauf-
wand.

SPIEGEL: StoBen Sie dabei an Ihre Grenzen?
Plasberg: Einer der schwierigsten Momente
in diesem Wahlkampf war fiir uns die Sa-
che mit Gauland. Alexander Gauland for-
dert, die Integrationsbeauftragte Aydan
Ozoguz in Anatolien zu entsorgen. Zwei
Tage spiter ist er bei uns in der Sendung,
und die Fernsehkritiker schreiben: Wie
kann man den fiir diesen Satz auch noch
mit einer Einladung belohnen? Dabei
stand sein Besuch bei uns seit Monaten
fest, und dann haut er am Samstag davor
diesen Satz raus. Wir haben ein ganzes
Wochenende diskutiert, was wir machen.
Diedenhofen: Mein erster Reflex war: Wir
miissen den Mann ausladen, wir wollen

ihm kein Forum bieten. Aber dann hitten
wir genau denen Futter gegeben, die sagen:
Die Mainstream-Medien zensieren.
Plasberg: Also haben wir gesagt, wir laden
ihn nicht aus. Und haben zu Beginn der
Sendung, in det es eigentlich um Trump,
Putin und Erdogan ging, 17 Minuten lang
allein iiber diesen Satz diskutiert.

SPIEGEL: Offenbar denken Sie dann doch
ziemlich genau nach, ob Sie die AfD un-
freiwillig'groBer machen.

Plasberg: Wir denken dariiber nach, ob un-
sere Sendung diese Gesellschaft angemes-
sen abbildet.

SPIEGEL: Wir vermuten, wenn Markus S6-
der so einen Spruch gebracht hitte, dann
hitten Sie nicht erwogen, ihn auszuladen.
Plasberg: Aber selbstverstindlich. Ich finde
es nur nicht besonders hilfreich, S6der hy-
pothetisch zu unterstellen, dass er so etwas
iiberhaupt sagen wiirde.

Piedenhofen: Wichtig ist: Wir wiirden nie-
mals einen Gast einladen nur aufgrund einer
Tabuverletzung. Haben wir noch nie getan.
SPIEGEL: Wie ist der Umgang mit AfD-Poli-
tikern nach der Sendung? Steht man da
noch zusammen — auf einen Wein mit Ale-
xander Gauland?

Plasberg: Ein Glas mit Gauland ist immer
moglich. Wir haben ein Prinzip, dass wir
nicht verraten, was die Giste bei unserer
Nachfeier sagen, wir machen da auch kei-
ne Fotos. Aber ich sage Ihnen gern, was:
ich nach seinem Auftritt zu Gauland gesagt:
habe. Ich habe ihm erklirt, dass ich immer
der Meinung war, noch bis vor einem Jahr,
man konne keinem AfD-Wihler per se
bdse sein. Und dass mir das zunehmend.
schwerfalle. Ich sagte ihm: Ab heute bin
ich jedem bose, der diese Partei wihlt,
nachdem er Sie, Herr Gauland, heute bei
»Hart aber fair“ gesehen hat. Jemand wie
Sie, Herr Gauland, der klug ist, der rheto-
risch fit ist, der Biicher wie , Anleitung
zum Konservativsein“ verfasst hat, die
weit in den politischen Diskurs hinein-
gereicht haben — wenn der unter Verleug-
nung seiner eigenen Intellektualitit in der
Sendung erzihlt, er habe nicht gewusst,
was der Begriff ,Entsorgen“ bedeutet.
Gauland steht da mit seinem Glas, hort
sich das an und nimmt das mit groBer Ge-
lassenheit zur Kenntnis. Das war die ge-
samte Reaktion.

SPIEGEL: Das Thema treibt Sie um.
Plasberg: Total. Deshalb sitzen wir hier.
Ich habe immer gesagt, ich bin kein politi-
scher Journalist, ich bin nur neugierig. Sie
haben mir da immer Koketterie unter-
stellt. Aber es stimmte. Doch seit der
Flischtlingskrise sage ich das nicht mehr.
Ich bin politisch geworden, und deshalb
sage ich jetzt auch: Ich bin politischer
Journalist.
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Diedenhofen: Und das geht tief in unsere
Redaktion hinein.

Plasberg: Unsere Redaktion war immer
eher eine journalistische Klassenfahrt ...
Diedenhofen: ... mit dir als Oberlehrer.
Plasberg: Inzwischen briauchten wir fast ei-
nen Vermittlungslehrer, weil es bei uns auf
unnachahmliche Weise knallt. Die Redak-
tion funktioniert ja nicht so, dass ich da
als Galeereneinpeitscher stehe, der den,
Kurs vorgibt, sondern ich bin in solchen
leidenschaftlichen Diskussionen iiber Gis-
te und Themen ein Teil. Wir haben jetzt:
den Schreiner in der Firma gehabt, weil.
bei uns schon mal die Tiiren knallen. Ich.
sage Ihnen das, weil ich glaube, dass wir
als offentlich-rechtliche Sender eine Ver-
pflichtung haben, unsere Arbeitsweise of-
fenzulegen.

SPIEGEL: Die Presse insgesamt, wir auch,
vor allem aber ARD und ZDF stehen unter
Beschuss wie selten zuvor,

Plasberg: Ich bin geradezu hysterisch, wenn
es .darum geht, Menschen zu erkliren:
Nein, es gibt keine Schweigespirale, in der
Themen unterdriickt werden. Nein, das
Bundeskanzleramt ruft nicht bei meinem
Intgndanten Tom Buhrow an und gibt die
politische Richtung vor. Nein, Tom Buh-

row ruft mich auch nicht an, um mich au!
Linie zu bringen. Und wenn mich die
"WDR-Chefredakteurin Sonia Mikich mal
anruft, dann nach der Sendung, um mi
zu sagen, was sie gut fand und was nicht
Ich kann einladen, wen ich will; ich kann
fragen, was ich will. Und die Leute konner
antworten, was sie wollen.

SPIEGEL: Konnen Sie Menschen verstehen
die glauben, man diirfe in Deutschland be
stimmte Dinge nicht mehr sagen?

Plasberg: Man darf alles sagen. Auch wenn
man dafiir schief angeschaut wird. Meir
Satz ist immer, es ist gesiinder, den kleinen
Rassisten in uns anzuschauen und zu sagen
Ja, da bist du. Ja, du scannst auf dem Weih
nachtsmarkt Minner mit Birten. Oder du
verlisst den U-Bahnhof, weil da vier Min
ner verdidchtig zusammenstanden. Du
weilt, dass es nicht richtig ist, das zu tun
aber du tust es. Wer sich bei seinem eige
nen Tun zuguckt und sagt, Fremdenangst
und Vorurteile wohnen in mir, der lernt
sie in den Griff zu bekommen. Zwischen
Hirn und Bauch keine ideologische Schran:
ke zu haben ist etwas sehr Hilfreiches.
SPIEGEL: Und Sie arbeiten auch manchmal
80, vom Bauch in den Kopf?

Plasberg: Was ist daran so erstaunlich? Je-
der in der Redaktion bringt seine Geschich-
ten mit. Von der Schule, von der Kita. Von
dem Fliichtling, um den er sich kiimmert.
Wir hatten 2015 auch mal eine wunderbare
Fliichtlingssendung, in der wir keinen ein-
zigen Politiker eingeladen hatten, sondern
nur fiinf Praktiker. Sie wurden von der
Freude getragen zu helfen, benannten aber
auch schon erste Probleme.

SPIEGEL: Welche Sendung ist Thnen da lie-
ber: die Kuschelshow mit Fliichtlingshel-
fern - oder die, in der Sie sich an Herrn
Gauland abarbeiten kénnen?

Plasberg: Ich habe fiir meine Giste weder
Sympathie noch Antipathie. Es ist ein Job.
Wenn ich aber bei einer Ausflugsfahrt
mit einem Boot, das plétzlich manévrier-
unfihig ist, eine Nacht mit jemandem ver-
bringen miisste, bis wir wieder anlegen —
dann wird es Sie nicht wundern, dass ich
mich eher fiir die Fliichtlingshelfer ent-
scheide als fiir Herrn Gauland.

SPIEGEL: Herr Plasberg, Herr Diedenhofen,
wir danken Ihnen fiir dieses Gesprach.

»AD heute bin ich
jedem bise, der
diese Partei wihit,
Herr Gauland.“
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ARD UND ZDF UNTER DRUCK

Das gestorte Programm

Den Osten vernachlissigt, das junge Publikum vergrault: ARD und ZDF

stehen in der Kritik wie nie zuvor. Nun versuchen sie, sich neu zu erfinden

GOTZ HAMANN

iir den Rundfunk in Europa sind

hissliche Zeiten angebrochen, wer

~wiisste das besser als Noel Curran.

Er leitet den Dachverband der

offentlich-rechtlichen Sender in

Europa, die European Broadcasting

Union, kurz EBU. Aber der Rund-

funk ist eben nicht nur sein Beruf, er ist sein Leben.

Die Offentlich-Rechtlichen lieferten Curran den

Stoff fiir seine Abschlussarbeit an der Universitit,

sie gaben ihm den ersten Job als Journalist in Irland.

Auch seine Frau lernte er so kennen, als sie, die Sin-

gerin Eimear Quinn, im Jahr 1996 den Eurovision

Song Contest gewann. Curran reiste damals als

Leiter der irischen Delegation an — und verliebte

sich. Ein Jahr spiter organisierte er den-Wettbewerb

in Dublin, heiratete Eimear, und die beiden beka-

men zwei Kinder, zwei 6ffentlich-rechtliche Téch-
ter, wenn man so will.

Wer also konnte die Sender besser reprisentieren
als Curran, doch reprisentieren ist nicht ganz das
richtige Wort, er muss sie verteidigen: ihren Beitrag
zum kulturellen Leben nachweisen, ihre Rolle fiir
die Meinungsbildung, denn »zum ersten Mal gibt
es politische Mehrheiten gegen die Offendlich-
Rechtlichens, sagt er. »Es geht in einigen Lindern
um die Existenz.« :

Alarmierende Nachrichten erreichen ithn aus allen
Himmelsrichtungen: In Bosnien-Herzegowina, Ma-
zedonien und dem Kosovo stehen die Sender kurz
vor dem Kollaps, weil Regierungen dem Rundfunk
die finanzielle Grundlage entziehen, Serbien hat das
Budger halbiert. Und wer denkt, so etwas geschehe
bloff auf dem Balkan, der irrt ganz einfach.

Spanien hat seinem Rundfunk iiber Jahre massive
Einschnitte verordnet und ein Viertel der Mittel fiirs
Programm gestrichen. Und dem irischen Rundfunk
»wurde das Budget gleich mehrfach gekiirzte, sagt
Curran. Auch wenn die Kiirzungen in'vielen Lindern
in der europiischen Finanz- und Wirtschaftskrise
begonnen haben, als das Geld knapp war, ist daraus
etwas anderes erwachsen. Die Wirtschaftskrise ist

vorbei, der Wohlstand in der EU in fiinf Jahren um
zehn Prozent gewachsen — und trotzdem miissen
viele Sender weiter schrumpfen.

Die Sparprogramme sind Zeichen einer inneren
Abkehr vom Offentlich-Rechtlichen geworden.

Sogar in Deutschland zeigen sich die Symptome.
Dass der Beitrag seit 2009 mehr oder weniger sta-
gniert, reicht prominenten Vertretern von FDP, CSU,
CDU und AfD sowie den Zeitungsverlegern bei
Weitem nicht. Sie fordern regelmiRig, die 6ffentlich-
rechdichen Sender zu verkleinern. Es geschieht aus je
eigenen Griinden und nie gemeinsam, begleitet von
schrotflintenmifSigen Titelgeschichten wie jener im
Nachrichtenmagazin Spiege/ (»Die unheimliche Macht
~Wie ARD und ZDF Politik betreiben«). Es ist ein
erratischer Beschuss - aber in hoher Frequenz.

Wie konnte es zu solch einem Umschwung kom-
men? Seit ihrer Griindung waren Offendlich-Recht-
liche ein Zeichen dafiir, dass eine Demokratie stabil
ist. Wenn Radio- und TV-Journalisten unbehelligt
ihrer Arbeit nachgehen konnten, Managern und
Staarsdienern auf die Finger schauen, ohne politische
Willkiir fiirchten zu miissen. Aus diesem Grund galten
offentlich-rechtliche Sender bei der Osterweiterung
der EU als wichtiger Indikator dafiir, ob ein Land reif
war, in die Gemeinschaft aufgenommen zu werden.

Keine 15 Jahre spiter hat sich die Debatte auf
krasse Weise gedreht, Wieder ist der Rundfunk ein
Symbol fiir Europa und eine mittig-linke, progressive
Politik, nur dieses Mal fiir ihre angeblichen und

tatsichlichen Schwichen. Fr ist insofern auch ein

Opfer des Zeitgeistes. Das Offentlich-Rechtliche sei
sklerotisch, heift es, eine Sache der Alten, schlimmer
noch, der Altlinken. Als sei der Rundfunk so etwas
wie die SPD der Medienlandschaft.

Vor allem Rechtspopulisten und Rechtsnationale
schmihen ihn genussvoll als Brut- und Propaganda-
stitte einer linksliberalen Elite. Nicht von ungefihr
nannten Abgeordnete der ultranationalen Regie-

rungspartei PiS die polnischen Sender TVP1 und-

['VP2 »Liigenzentralen und Sitz politischer Giinst-
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linge« — und gingen nach ihrem Whahlsieg vor zwei
Jahren gegen sie vor. »Es hat eine regelrechte politische
Sauberung gegeben, sagt Radka Betcheva, Leiterin
der Osteuropa-Abteilung bei der EBU und die viel-
leicht beste Kennerin des Rundfunks in der Region.
Niche nur die Chefs der Sender wurden ausgetausch.
Selbst einfache Redakteure mussten weichen.

Da im kommenden Mirz sogar die Schweizer
abstimmen, ob sie ihren Offentlich-Rechtlichen ab-
schaffen, ist offenkundig: Die Abkehr ist in der Mitte
Europas angekommen. Angestachelt von der rechts-
nationalen Schweizer Volkspartei, kdnnen sich der-
zeit 47 Prozent der Schweizer eine Zukunft ohne
ithren SRG vorstellen, und insofern ist es keine Spin-

nerei mehr, zu fragen: Konnte dem Offendich-
Rechtlichen der Lebensfaden reiffen?

nruf beim Rundfunk Berlin-Bran-
denburg: ob es kurzfristig eine Chan-
ce gebe, die Chefin Patricia Schlesin-
ger zu treffen — sie ist eine von neun
Intendanten in der ARD. Ob sie be-
reit sei, iiber die Zukunft des Senderverbunds zu
reden und dariiber, wie er aus der Defensive kom-
men kénnte. Dazu muss man wissen, dass Inter-
viewanfragen bei groffen Sendeanstalten iiber viele
Jahre so behandelt wurden, als wolle ein Ungliu-
biger zum saudischen Kénig vorgelassen werden.
Von dieser Mentalitit ist bis heute erwas geblieben.
Treffen sich die Intendanten zu einer Sitzung der
ARD wie vergangene Woche in Leipzig, gibt esam
Ende einen Empfang. Intendanten begegnen Poli-
tikern und geladenen Gisten. Als Berichterstatter
sind dabei nur Journalisten der ARD zugelassen.

Doch wenige Stunden nach dem Anruf beim RBB
kommt eine Zusage. Schlesinger habe fiir den folgen-
den Tag eine Stunde frei geriumt.

Als Chefin des Hauptstadtsenders wiirde sie gerne
dariiber sprechen, was sie alles bewegt hat in den ein-
einhalb Jahren, seit sie angetreten ist. Wie viel mehr
Eigenproduziertes der RBB inzwischen sende, wie
sehr es ihr um »identititsstiftende Sendungen« fiir
die Region gehe (etwa ein Geschichtsformat und ein
Grof$stadtmagazin, die Abendshow). Und was sie vor-
habe, um den Abgehingten hiufiger eine Stimme zu
geben. Schon im Januar, wenn der RBB das Mirtags-
magazin im Ersten ibernimmt, werde dafiir ein fester
Platz eingerichtet, kiindigt Schlesinger an.

Aber sie weif$ auch, dass sie damit schwer durch-
dringt. »So wie es aussieht, werden wir in den kom-
menden Jahren dauernd iiber Geld reden, sagt sie.
»Was die Finanzen angeht, bin ich wirklich besorgt.«

Das Geld, der Beitrag, gerne auch »Zwangs-
gebiihr« genannt, ist der Fetisch in der Rundfunk-
debatte. Wer »Beitrag« sagt, kann grofe Gefiihle
wecken, bei dem einen ist es Besitzerstolz, beim
anderen Unverstindnis, Arger und manchmal
Neid. ARD und ZDF sind besser ausgestattet als
alle anderen Offentlich-Rechtlichen in der Welt,

knapp 7,5 Milliarden Euro jihrlich erhalten sie
von den Biirgern, und genau deshalb sehen Kriti-
ker allerorten inhaltliches Ubergewicht und orga-
nisatorische Fettsucht:

FDP-Chef Christian Lindner sagt, ARD und
ZDF briuchten eine »Schlankheitskur«. Vieles von
dem, was sie leisten, kénne genauso von privaten
Medienunternehmen angeboten werden.

Der Vorstandsvorsitzende des Springer-Verlags,
Mathias Dopfner, verlangt, dass sich die Sender im
Internet auf Video- und Audioangebote beschrinken
und die Finger von ausfiihrlichen Texten lassen. Das
sei Sache der Verlage. Man brauche keine subventio-
nierte Staatspresse.

Und CSU-Chef Horst Seehofer will das ZDF
schlichtweg in der ARD aufgehen lassen. »Ein
nationaler Sender reicht.« So lieen sich zumindest
theoretisch mehr als eine Milliarde Euro im Jahr
sparen, auf Dauer vielleicht sogar zwei.

Weitere Gelegenheiten, die Intendanten vor sich
herzutreiben, kommen reichlich. So beginnt das Ver-
fahren, mit dem der Rundfunkbeitrag bestimmt wird,
derzeit 17,50 Euro im Monat, alle vier Jahre aufs
Neue. Im kommenden Jahr ist es wieder so weit, und
im Ergebnis wird es 2021 fast zwangsliufig zu hohe-
ren Einnahmen fiir ARD und ZDF fithren. Das
konnte die Gegner zusammenschweiflen.

Wie also, Frau Schlesinger, kommt die ARD da
raus? »ARD und ZDF haben vor Jahrzehnten einen
Auftrag bekommenc, beginnt die Intendantin vor-
sichtig. Dieser Auftrag, vom Bundesverfassungs-
gericht in mehreren Urteilen ausgedeutet, lautet:
Grundversorgung bei Information, Kultur und
Unterhaltung. Daraus leiten die Sender alle paar
Jahre ihren wachsenden Finanzbedarf fiir Radio und
Fernsehen ab. Schlesinger sagt: »Wiirde man diesen
Auftrag heute von Grund auf neu formulieren, sihe
er sicher anders aus. Er wiirde die Angebote im Digi-
talen deutlich stirken — aber bei der Frage, wie die
Sender sich insgesamt aufstellen, ginge es an der einen
oder anderen Stelle um ein Weniger.«

Miissen ARD und ZDF zum Beispiel wirklich zu
den groflen Konzertveranstaltern gehdren? Wieso sind
Zoo-Doku-Serien und Volksmusik vom Gesetzgeber
geschiitzt? Und selbst der deutsche Film kénnte
eventuell ohne die ARD auskommen, wenn digitale

Video-Portale wie Netflix und Amazon mehr in
regionale Produktionen investieren. Anzeichen dafiir
gibt es. Aber noch vor ein paar Jahren war es nahezu
unméglich, dartiber mit den Intendanten iiberhaupt
zu streiten. Voller Diinkel verwiesen sie auf ihren
»Auftrag«, und selbst einfache Mitarbeiter von ARD
und ZDF reagierten auf Kritik, als wolle man sie der
Unzucht mit der Jungfrau Maria bezichtigen.

Die Intendanten von heute sind weniger selbst-
gerecht und deshalb eher bereit fiir eine Verinderung.
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Wie sonst hitten sie im Herbst den gemeinsamen
Plan einer Digitalisierungsoffensive vorlegen kénnen,
gepaart mit einigen Sparvorhaben, insgesamt fast ein
Dutzend Projekte: gemeinsame IT, gemeinsame
Archive, gemeinsame Mediatheken, preiswertere
Produktion und so fort. Nur tasten sie dabei den Um-
fang des Programms wieder nicht an. Wer weiter »an
der Sparschraube dreht, gefihrdet unser Programms,
sagt Schlesinger. Aber: »Wir werden demnichst mit
den Ministerprisidenten auch den Auftrag von ARD
und ZDF diskutieren.« Vielleicht schon im Mirz.

Doch was soll so ein Treffen bringen, wenn nie-
mand vorher wagt, zu durchdenken, wie ein zeit-
gemifSer Auftrag aussehen konnte?

ugleich erhdhen die Sender den Druck

auf sich selbst, indem sie natiirliche

Verbiindete verprellen — und einen Teil

ihres Publikums gleich mit. Besonders

offensichtlich ist das in Ostdeutsch-
land, und einer, der sich dariiber offen emport, ist
Reiner Haseloff, der Ministerprisident von Sach-
sen-Anhalt (CDU): »Das Offentlich-Rechtliche ist
Westfernsehen gebliebenc, sagt er. »Vor der Wende
war die ARD ein anderes Wort fiir geistige Freiheit,
heute ist sie ein Sinnbild dafiir, dass Ostdeutsch-
land fast nur bei negativen Ereignissen interessiert.
Die Nachrichtensendungen im Ersten bilden den
Osten nicht fajr ab.«

Eine Erklirung dafiir hat Haseloff auch: »Systeme
werden von Menschen gemacht, und ich wiisste zum
Beispiel nicht, dass Ostdeutsche in der Fernsehredak-
tion im Hauptstadtbiiro der ARD arbeiten. Da muss
man sich nicht wundern, wenn der Blick auf den
Osten ein Westblick bleibt.« Auf Nachfrage nennt
die ARD zwar einen Kollegen im Hauptstadrbiiro,
der aus dem Osten stammt und fiirs Fernsehen
arbeitet. Aber die These von Haseloff stirke das eher.

Weiter untermauert wird sein Eindruck durch
einen internen Bericht der ARD aus dem November.
Dieser listet auf, wie viele ostdeutsche Giste in diesem
Jahr in den etwa 150 Talkshows von Anne Will, San-
dra Maischberger, Frank Plasberg (hart aber fair)
sowie im Presseclub eingeladen waren. Als ostdeut-
schen Gast klassifiziert die ARD darin unter anderem
Hans-Ulrich Jorges. Jorges, bis zu diesem Jahr in der
Chefredaktion des Magazins stern, hatte die DDR im
Jahr 1957 verlassen. Da war er sechs Jahre alt, und
trotzdem muss er nun als Ossi herhalten — und nicht
nur er. So versucht die ARD ihren Mangel an ost-
deutschen Gisten zu kaschieren und deren Quote
wenigstens auf etwa fiinf Prozent zu hieven.

Daraus zieht Ministerprisident Haseloff den
Schluss: »Wir Ostdeutschen finanzieren das Erste
Programm und das ZDF mit, kommen dort aber
kaum vor.« Und wenn die Sender selbst einen wie
Haseloff fast verloren haben, muss man nicht grii-
beln, warum die AfD ihre Wihler gegen den zwangs-
weise erhobenen Beitrag mobilisieren kann. »Zurzeit

wiirde der Landtag von Sachsen-Anhalt einer Erho-
hung des Beitrags nicht zustimmenc, sagt Haseloff
noch. Wenn sich Ministerprisidenten und Intendan-
ten nicht aufraffen wiirden zu einer grofen Reform,

werde er »den nichsten Rundfunkstaatsvertrag nicht
mittragen. Ich werde mich damit nicht vor den Land-
tag stellen, um dort keine Mehrheit zu erhalten.« Und
das hitte Folgen. Alle Landesparlamente miissen zu-
stimmen. 16:0 oder nix. Weigert sich auch nur ein
Parlament, gibt es im Jahr 2021 keinen neuen Rund-
funkstaatsvertrag, und wenn es so kiime, wiirden die
Sender ihr Geld wohl einklagen. Es konnte der per-
fekte Ausloser eines medienpolitischen Kollapses sein.

Doch Haseloffs Kritik weist auch einen Losungs-
weg. Deutschland wiirde sich vielleicht einen teuren,
an einigen Stellen zu teuren Rundfunk weiterhin
leisten, wenn es ARD und ZDF gelinge, die verlore-
nen Teile der Gesellschaft wiederzugewinnen. Wenn
sie sich erneut unverzichtbar machten und wirklich
die Bandbreite der Meinungen, sozialen Schichten
und Altersgruppen abbildeten. Dann liefSe sich sicher
leichter tiber mehr Freiheiten im Netz fiir ARD und
ZDF reden. Und die miissten ihrerseits weniger Sorge
haben, an Reichweite zu vetlieren, wenn sie auf Dinge
verzichten, die private Medienunternehmen genauso
gut anbieten konnen. '

Undenkbar ist das nicht. Denn zur Dialekrik in
ARD und ZDF gehért, dass jenseits des unsiglichen
Rundfunkstaatsvertragsgebiihrenfindungsprozesses
bereits Orte existieren, an denen sich so eine Zukunft
erahnen lisst. Diese Orte liegen, wie iiblich in groflen
Organisationen, eher am Rand, auf Inseln, die der
erstarrten Landmasse vorgelagert sind.

Vor gut einem Jahr haben ARD und ZDF davon
ein ganzes Archipel aufgeschiittet und es »Funk« ge-
nannt. Funk ist denn auch kein Sender im klassischen
Sinne, sondern eine Sammlung von 60 Formaten,
die ausschliefSlich im Netz zu sehen sind: auf Face-
book, YouTube, Instagram und Snapchat. Dort unter-
wandert der Rundfunk sich selbst, um sich zu retten.

Ein paar von den Inseln sind auch schon wieder
untergegangen, andere wachsen und ziehen Besucher
an, so wie Deutschland3000. Das innenpolitische
Video-Format wendet sich an Leute von 18 bis 29
Jahren, also genau an jene Zuschauer, die ARD und
ZDF jenseits der Tagesschan fir einen audiovisuellen
Seniorenteller halten.

Frontfrau ist die Moderatorin und Journalistin
Eva Schulz, und sie sagt iiber Deutschland3000, dass
»die Redaktion vor jedem Beitrag festlegt, welche User
innerhalb der Generation wir erreichen wollen«. Und
hinterher wird analysiert: Ein Video iiber Armut
wurde zum Beispiel 260 000-mal auf Facebook an-
geschaut und mehr als 3000-mal geteilt. In der nach-
folgenden Betrachtung stellten Schulz und ihre Re-
dakteure fest, dass »viele Menschen den Beitrag geteilt
haben, die vermutlich selber arm sind«. Die Kom-
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mentare unter dem Beitrag lielSen diesen Schluss zu.

Ahnliches gelang mit einem Video itbers Hand-
werk, »Meister statt Master« (450 000 Aufrufe), den
viele Handwerksbetriebe teilten. Wenn man bedenkt,
dass auch ein Beitrag iber die Wahlwerbespots der
Parteien zur Bundestagswahl mehr als eine halbe Mil-
lion Mal gesehen wurde, vor allem von Jiingeren, ist
Deutschland3000 ein Beispiel dafiir, wie es ARD und
ZDF gelingen kann, verlorene Zuschauer zuriick-

zugewinnen.

Schulz selber sagt, sie wollte vor eineinhalb Jahren
einfach mit dabei sein, bei Funk. Die Uni hatte sie
noch nicht ganz abgeschlossen, da hérte sie von
einem ersten Treffen, das die verantwortlichen
Manager als »Hackathon« deklariert hatten. Und
Schulz fand die Idee genau richtig: die Offentlich-
Rechtlichen zu hacken, sie auseinanderzunehmen,
um sie neu zusammenzusetzen.

Der QQuotenstand

Die Marktanteile fur alle Fernsehsender

im Jahr 2016

alle offe h-

n Sender

ech
Sonstige**** I—\\\ . ARD gesamt*
agn N

private Sender

N\

“A. ZDF
gesamt**

sonstige offentlich-
rechtliche Sender***

*ARD Das Erste und ARD-Dritte (Bayerisches Fernsehen, hr fernsehen,
MDR Fernsehen, NDR Fernsehen in Zusammenarbeit mit Radio
Bremen, rbb Fernsehen, SWR/SR Fernsehen und WDR Fernsehen
**ZDF, ZDFneo, ZDFinfo, ZDFkultur

***3 sat, arte, Kika, Phoenix

****sonstige AGF-Sender, TV-Rest, sonstige Lizenznehmer

ZEIT-GRAFIK/Quelle: AGF Videoforschung

»Wir halten uns fur starke

ZDF-Intendant Thomas Bellut iiber die Glaubwiirdigkeitskrise der Gebiihrensender, die

Konkurrenz durch US-Konzerne und den Nordkorea-Vergleich von Mathias Dopfner

DIE ZEIT: Die Offendich-Rechtlichen stehen
unter groflem Druck, und die Verantwortlichen
ducken sich weg. Warum sind sie so scheu?
Thomas Bellut: Ich bin doch hier!

ZEIT: Das freut uns. Ist das 6ffentlich-rechtliche
Fernsehen wirklich existenziell bedroht?

Bellut: Die Lage ist ziemlich schwierig, wie schon
seit vielen Jahren. Nicht nur in Deutschland, in
ganz Europa. Seitdem ich denken kann, befin-

den wir uns in Legitimationsdiskussionen.
ZEIT: Die Sender gelten als notorisch unbeliebt.
Bellut: Das stimmt nicht. Auch wenn das Liebes-
level gefiihlt hoher sein konnte.

ZEIT: Sie zwingen den Zuschauer, Rundfunk-
gebiihren zu zahlen, mehr als sieben Milliarden
Euro pro Jahr. Wie soll er Sie da lieben?

Bellut: Er sieht uns dadurch kritischer. Deshalb
verbringe ich doch rund 30 Prozent meiner
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Arbeitszeit damit, das Programm des ZDF in
Anhérungen, Podiumsdiskussionen oder Ge-
sprichen in Gremien zu verteidigen. So viel zu
Threm Vorwurf, wir wiirden uns wegducken.
ZEIT: Thr Intendanten-Kollege Stefan Raue vom
Deutschlandradio spricht von einem heftigen
Klimawechsel, in dem sich die Sender befinden
und der sie noch lange begleiten werde.

Bellut: Vielleicht bin ich den Sturm einfach schon
gewohnt und abgehirtet. In Deutschland hat die
Flischtlingskrise die politische Atmosphire ver-
indert. Mit der AfD ist erstmals eine Partei in
mehreren Landesparlamenten vertreten, die das
offentlich-rechdiche System ablehnt. Das wirke
sich natiirlich auf die Diskussionsatmosphire aus.
ZEIT: Sie stecken in einer Glaubwiirdigkeitskrise.
Bellut: Wir fithren eine Diskussion.

ZEIT: Die ARD und das ZDF miissen sich mit
dem Vorwurf auseinandersetzen, das Offentlich-
Rechtliche berichte abseits der Wirklichkeit. Das
trifft jedes Medium ins Herz.

Bellut: Das tut weh, weil es nicht stimmt. Auf
dem Hohepunkt der Fliichtlingskrise gab es diese
Vorwiirfe vermehrt. Die Auseinandersetzung ist
wichtig, sie hinterlisst beim Publikum Wirkung.
ZEIT: Die Menschen beginnen zu zweifeln.
Bellut: Zweifel gehoren zur Demokratie dazu.
Ein Drittel des Publikums ist skeptisch gegen-
iiber den Inhalten. Das deckt sich etwa mit der
Gruppe, die sich Wahlen verweigert. Aber lassen
Sie uns doch ehrlich miteinander umgehen.
ZEIT: Bitte!

Bellut: Die Gereiztheit in dieser Debatte hat ih-
ren Ursprung in den Anfeindungen im Zuge der
Verinderungen durch die Digitalisierung. Das
Netz stelle fiir uns, genauso wie fiir die Verlage,
eine riesige Herausforderung dar.

ZEIT: Mathias Dopfner, Chef des Springer-
Verlags, warf den Offentlich-Rechtlichen vor, die
Gebiihrenmilliarden zu missbrauchen, um den
Zeitungsverlagen in Deutschland Schritt fiir

Schritt die Existenzgrundlage zu entziehen. Er

nahm vor allem die ARD in die Mangel. Das
ZDE sagte er, verhalte sich deutlich besser ...
Bellut: ... vielen Dank fiir die Blumen, aber es
bringt nichts, das ZDF gegen die ARD in Stel-
lung zu bringen. ’

ZEIT: Hat Dépfner denn reche?

Bellut: Jetzt sage ich Ihnen mal was: Ich habe noch
keine einzige Klage von einem Verleger oder Chef-
redakteur gehort, wir vom ZDF wiirden mit unse-
rem Angebot im Netz Verlagsangebote konter-
karieren, Geschiftsmodelle zerstéren. Als ich hier
Intendant wurde, habe ich zahlreiche

Gespriche mit Verlegern gefiihrt, auch
mit Herrn Dépfner, und ich kenne die
Interessen. Wir haben uns in den Text-
beitrigen auf unserer Internetseite zu-
riickgenommen, was sich nicht immer

positiv auf unseren Erfolg auswirke.
ZEIT: Das gilt vielleicht fiir das ZDFE,
aber nicht fiir die ARD. Die macht
mit ihren kostenfreien Nachrichten
und Artikeln im Netz den Zeitungen
doch brutal Konkurrenz.

Bellut: Ich bin davon iiberzeugt, dass fiir alle 6f-
fentlich-rechtlichen Sender das Bewegtbild die
Zukunft ist. Darin sind wir besser als alle ande-
ren. Und darauf konzentrieren wir uns.

ZEIT: Und trotzdem fordert Dépfner die Minis-
terprisidenten auf, den Sendern klare Grenzen
zu setzen. Nur Staatsfernsehen und Staatspresse
im Netz, so der Springer-Chef, das sei cher »et-
was nach dem Geschmack von Nordkorea«.
Bellut: Ich habe mich doch schwer gewundert
iiber diese Aussage, da sie durch nichts — weder
bei der ARD noch beim ZDF — gestiitzt wird. Ich
glaube, er wollte einfach eine kimpferische Rede
auf dem Verlegertag halten. Das passte halt in die
Dramaturgie dieser Veranstaltung, Da ich auch
Historiker und Politologe bin, empfehle ich die
Lektiire von Wladimir Iljitsch Lenins Was tun?.
Lenin spricht iiber die Rolle von Staatsmedien.
Sie seien der Transformationsriemen des Willens
der Regierung. Aber diese Funktion erfiillen wir
definitiv nicht. Die Polemik ist gefihrlich. Nariir-
lich diirfen wir uns nicht in eine Echokammer
des Schreckens zuriickziehen, wir miissen uns mit
der Herausforderung, die uns die Digitalisierung
stellt, auseinandersetzen. Google und Amazon
sind wohl schwieriger zu kritisieren, denen ist
Kritik aus Deutschland am Ende auch egal. Aber
die Offentlich-Rechtlichen sind ein bedeutsamer
Teil dieser Republik, deshalb findet Kritik an uns
grofleren Widerhall.

ZEIT: Kritik an amerikanischen Unternehmen
ist auch einfacher als Selbstkritik.

Bellut: Die amerikanischen Unternehmen Ama-
zon, Google, Facebook und Netflix behertschen
den Marks, sie sind michtig. Ich kann nur hof-
fen, dass wir authéren, uns in Deutschland ge-
genseitig Vorwiirfe zu machen. Wir sollten uns
als Qualititsmedien gemeinsam darauf konzen-
trieren, in méglichst grofler Zahl zu iiberleben.

ZEIT: Thre Zukunft ist durch Gebiihrengelder
gesichert. Die Zeitungen kénnen nicht iber-
leben, wenn auch noch die deutschen Gebiihren-
sender ihre Angebote kostenlos ins Netz stellen.

Bellut: Natiiflich haben wir das Gliick, unsere
Inhalte iiber Rundfunkbeitrige finanzieren zu
konnen. Die Verlage nicht, die miissen das re-
finanzieren. Aber die Konkurrenz durch die US-
Konzerne trifft auch uns. Bei YouTube etwa wurde
mit hochgeladenen Inhalten des ZDF Geld ver-
dient, indem dort Werbung platziert wurde. Die
Kreativen hatten davon nichts. Heute haben wir
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immerhin eine Technik, die diese Form des illega-
len Geldverdienens auf YouTube verhindert. Wir
brauchen fir die Zukunft Nutzungsmodelle, von
denen auch die Kreativen profitieren.
ZEIT: ARD und ZDF hatten mit Produzenten
versucht, eine Plattform namens Germany’s
Gold aufzulegen, eine Art deutsches Netflix ...
Bellut: ... ProSieben, Sat.1 und RTL hatten ein
ihnliches Konzept. Wir wollten mit diesem Video-
on-Demand-Angebot Einkiinfte erzielen ...
ZEIT: Das Bundeskartellamt verweigerte die Ge-
nehmigung,
Bellut: Ja, und seitdem herrsche Stillstand.
ZEIT: ARD und ZDF kénnten mit ihren Gebiih-
renmilliarden den Markt dominieren. Verstehen
Sie die Bedenken des Kartellamtes da nicht?
Bellut: Sollen wir lieber tatenlos zuschauen, wie
die Amerikaner unseren Markt beherrschen? Im-
mer, wenn in Deutschland versucht wird, etwas
GrofSeres zu machen, gibt es den Kartellhammer.
ZEIT: Klingt frustriert. Kénnte das ZDF nicht
ein eigenes Format starten?
Bellue: Wir halten uns fiir stark, aber dafiir sind
wir auf dem Markt zu klein. Das erfordert teure
Infrastruktur. Selbst die BBC hat ihre kommerzielle
Antwort auf Netflix und Co. aufgeben miissen.
ZEIT: Siillstand konnte die Abkehr von noch
mehr jungen Zuschauern bedeuten, von denen
schon jetzt viele lieber Facebook und Netflix nut-
zen. Werden Sie und Ihre Kollegen bei ARD und
ZDF bald ausschliefllich Fernsehen fiir Senioren
machen? Der Altersdurchschnitt Threr Zuschauer
liegt bei 62 Jahren.
Bellut: In meinem Job ist man nie ohne Sorgen,
klar miissen wir Neues ausprobieren. Aber seit
Jahren versuche ich den Zeitungen zu erkliren,
dass wir beim ZDF prozentual genauso viele junge
Zuschauer haben wie Mitte der Neunziger.
ZEIT: Das ist nicht [hr Ernst?!
Bellut: Doch! Das liegt am Erfolg von ZDFneo,
ZDFinfo und den Netzangeboten. Wir kénnen
das Hauptprogramm nicht radikal verjiingen,
abér die Verjiingung iiber unsere Digitalkanile
erreichen. Dieses Konzept ist klar aufgegangen.
Das zerstért jetzt ein Klischee bei Thnen, oder?
ZEIT: Warum gelingt es den Hauptprogrammen
nicht, mehr jiingere Zuschauer zu gewinnen?
Bellut: Uns setzt die Aufsplitterung des Marktes in
mittlerweile rund 300 Sender in deutscher Spra-
che zu. Die jiingeren Zuschauer suchen sich ge-
zielt die Dinge, die sie interessieren. Unsere ver-
lisslichste Gruppe ist die der Alteren, die sich eben
am meisten fiir politische Informatio-
nen interessieren. Soll ich als Konse-
quenz daraus Talkshows, deren Alters-
struktur nicht jung ist, absetzen? Oder
investigative Formate wie Frontal21?
ZEIT: Welche Reformen stehen bei
Thnen an?

Bellut: Wir haben schon eine riesige
Reform hinter uns, sparen zehn Pro-
zent unserer Mitarbeiter ein. Das ZDF
kostet den Beitragszahler im Monat
4,36 Euro. Nicht wir, sondern die Regionalsender
der ARD sind teuer. Das ist kein Vorwurf. Regio-
nale Berichterstattung ist wichtig, gerade in Zei-
ten, in denen viele Menschen nicht nur in Ost-
deutschland das Gefiihl haben, nicht genug
beachtet zu werden. Also: Wir werden weiter
reformieren, aber nach dem Personalabbau miis-
sen wir auch wieder junge Leute einstellen. Unser
Altersdurchschnitt liegt bei 49 Jahren.
ZEIT: Jiingere Kollegen sind giinstiger.
Bellut: Darum geht es nicht. Wollen wir Junge
erreichen, brauchen wir ihre Kreativitit.
ZEIT: Sie wiirden also beim ZDF auch ohne eine
Erhéhung auskommen? ,
Bellut: Wissen Sie, wann es die letzte Erthshung
gab? 2009!
ZEIT: Was halten Sie vom Vorschlag Horst See-
hofers, ARD und ZDF zusammenzulegen?
Bellut: Nichts da! Unsere Gesellschaft leidet eher
an einem Mangel an journalistischen Stimmen
als am Uberfluss. Es ist ein Irreum, zu glauben,
dass der Tagesschau-Zuschauer riiberginge zur
heute-Sendung. Die Sendungen unterscheiden
sich nahezu jeden Tag. Der Wettbewerb zwischen
der ARD und uns um die besten Interviews und
Reportagen ist wichtig, weil er Qualitit sichert.
Stindig wird iiber die riesigen Rundfunkgebiih-
ren diskutiert, aber allein fiir Netflix geben die
Nutzer im Monat mehr als doppelt so viel aus
wie fiir das ZDE.
ZEIT: Vielleicht ist das Angebot einfach besser.
Vielleicht richten Sie sich bei ARD und ZDF zu
sehr nach den Quoten. Sind Sie zu dngstlich?

Bellut: Das kann ich nicht auf mir sitzen lassen.
Ich erinnere mich an die Einfiihrung der heute-
show, fiir die ich als damaliger Programmdirektor
verantwortlich war. Die Quoten der ersten Sen-
dungen waren lausig. Jan Béhmermann ist auch
nicht drin, weil er enorme Quotenerfolge hat. Wir
haben 2017 iiber 220 unabhingige Preise bekom-
men. Wir kdnnen also nichr alles falsch machen.
ZEIT: Es reicht noch nicht aus. Vielleicht sollten
Sie Ihr Unterhaltungsprogramm reduzieren.
Bellut: Bitte nicht schon wieder diese Vorwiirfe. Wir
werden weder auf den Bergdoktor noch auf Fuf$ball-
berichterstattung verzichten. Wir sind kein Sparten-
sender, sondern eine relevante, hochqualitative
gesellschaftliche Plattform. Das ist unser Auftrag,
ZEIT: Dann sollten Sie sich aber nicht von der
Bundeskanzlerin die Rahmenbedingungen des
Kanzlerduells bestimmen lassen. Das kratzt an der
Glaubwiirdigkeit der Offentlich-Rechtlichen.
Bellut: Vorsicht, es handelte sich nicht um einen
Eingriff in die journalistische Unabhingigkeit. Es
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ging nicht um die Arc der Fragen, sondern um die
Struktur der Sendung. Ich wiirde nie einen Ver-
stoff gegen Unabhingigkeitsregeln akzeptieren.
ZEIT: Es war keine journalistische Glanzleistung.
Bellut: Ein Duell war mir lieber als kein Duell. Sie
haben recht, es war eine’ Sendung mit einer nicht
ganz gelungenen Themensetzung und Dramaturgie.
ZEIT: Vier Moderatoren waren einfach zu viele.
Bellut: Wenn Sie meinen, jede Verinderung zum
Positiven wire zu begriiflen gewesen, dann stimme
ich Thnen zu. Vier sind zu viel, wir haben uns zwei
Moderatoren gewiinscht. Ich hitte mir auch vor-
stellen kénnen, ARD und ZDF losen, wer es macht.
Beim nichsten Mal wire der andere dran gewesen.
Das wiire aber sicher nicht so gut angekommen.
ZEIT: Es zeigt eine Eitelkeit unserer Branche.
Bellut: Ich widerspreche nicht.

ZEIT: Sind wir Journalisten mitverantwortlich fir

den Aufstieg der AfD?

Bellut: Das ist eine sehr schwierige Frage. Der Vor-
wurf an uns ist nicht fair. Wir haben auch die Lage
in der Fliichtingskrise nicht absichdlich beschonigt.
ZEIT; Haben Sie die Angst der Menschen hierzu-
lande austeichend abgebildet, die durch die Unbe-
rechenbarkeit dieser Krise entstanden ist?

Bellut: Wir Medien haben uns wohl gescheut, bei
Migranten und Fliichtlingen, gerade auch mit
Riicksicht auf die gut integrierten Zuwanderer,
kritischer nachzufragen. Insbesondere beim Thema
Auslinderkriminalitit. Es wurde nicht verdringy,
aber es war wohl eine Hiirde. Aber wir diirfen nun
auch nicht jeden Fliichtling unter Generalverdacht
stellen. Da hilft nur der Versuch, tatsichlich die
Wahrheit zu finden.

Das Gesprich fithrte Cathrin Gilbert

ZDF-Intendant
Thomas Bellut

Zeit, die 07.12.2017
Seite im Original: 28-29

29



VDZ-Prisident appelliert an Politik

Rudolf Thiemann, der neue Président des
Verbands Deutscher Zeitschriftenverleger
(VDZ), ist entschieden gegen grifiere
Spielraume der 6ffentlich-rechtlichen Sen-
der im Internet. ,Es kann nicht sein, dass
die Begrenzung offentlich-rechtlicher
pressedhnlicher Angebote aufgeweicht
wird“, sagte er der Deutschen Presse-
Agentur »Wenn die Ministerpréasidenten
hier keine klare Schranke setzen, dann ist
vollkommen klar, dass vielen Verlagen
das Wasser im Internet abgegraben wird.”
Die Angebote der Offentlich-Rechtlichen
seien ,ja nicht kostenlos, auch wenn sie
dem User kostenlos erscheinen, und es

Nicht presseahnlich

sei keine Frage, dass hier der Wettbewerb
verzerrt werde. Wenn die Lénderchefs,
die iiber dieses Thema diskutieren, den
Offentlich-Rechtlichen noch mehr Aktivi-
téten im Netz als bisher erlaubten, wiirde
das auBerdem den Finanzbedarf der Sen-
der erhdhen, sagte Thiemann.

Insgesamt sieht Thiemann, der seit
1998 Inhaber und Verleger der Liborius
Verlagsgruppe ist und Anfang November
als Nachfolger von Stephan Holthoff-Pfort-
ner an die Spitze des VDZ gewihlt wurde,
die Aussichten der Branche aber positiv:
»Die Leute wollen lesen, sie werden lesen,
die Zeitschrift wird-nech lange; langele-
ben.“ In jedem Monat wiirden in Deutsch-
land rund 240 Millionen Euro fiir Zeit-

schriften ausgegeben, sagte Thiemann. Es
gebe 150 neue Titel pro Jahr. Vierzig Pro-
zent der Titel am Markt seien weniger als
zehn Jahre alt. Zwar seien die Auflagen
riickldufig, die Reichweiten aber nihmen
zu. Zugleich wachse bei den Werbetreiben-
den mit Blick auf das Internet die Skepsis,
»dass die Klickwirtschaft nicht nachwei-
sen kann, was sie bringt“. Die Verlage
miissten sich auch angesichts dessen noch
mehr als bisher um die Werbewirtschaft
bemiihen: ,Die Werbekunden schalten
Anzeigen, wenn wir nachweisen, dass es
besser ist, bei uns zu werben.“ FAZ.

Frankfurter Allgemeine Zeitung 12.12.2017
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Raus aus den Graben

Debatte Warum die 6ffentlich-rechtlichen Sender und die Verlage mehr
gemeinsame Interessen als Konflikte haben.

Stefan Raue

Deutschen Bischofskonferenz und der katholischen

Publizisten werden vergeben. Primiert wird eine
Reportage von Claas Relotius, die im SPIEGEL erschienen
ist. Eine packende, prizise und im besten Sinne empathi-
sche Reportage iiber zwei Geschwister aus Aleppo, die
nach der Flucht in der Tiirkei gestrandet sind und dort
300 Kilometer voneinander entfernt fiir einen Hungerlohn
ihr Leben fristen. Eine Schauspielerin trégt den bewegen-
den Text vor, der traumhaft sicher den Ton trifft, eine
schone und klare Sprache ohne Betroffenheitsfloskeln.
Die Laudatorin wiirdigt zu Recht die Sogwirkung dieses
unpritentidsen, aber so trefflichen Textes.

Als Zuhorer kommt man ins Griibeln, gerade in diesen
hysterischen Monaten, in denen es scheinbar um die Zu-
kunft der Printverlage und des offentlich-rechtlichen Rund-
funks geht. In Zeiten, in denen alle seriésen Medien unter
dem Trommelfeuer der , Liigenpresse“-Schreihilse weiter
ihrer Arbeit und ihrer Aufgabe nachgehen miissen. Man
kommt als Zuhérer ins Griibeln, wie es gelingen konnte,
aus der Diskussion iiber die Nachverwertung von Film-
produktionen im Netz und die Neuformulierung eines Te-
lemedienauftrags fiir die Offentlich-Rechtlichen einen ve-
ritablen Bruder- und Schwesternkrieg zwischen Printbran-
che und &ffentlich-rechtlichem Rundfunk vom Zaun zu
brechen, der, und das ist sicher, tief greifende Folgen fiir
das Verhiltnis von Zeitungen und 6ffentlich-rechtlichem
Hérfunk und Fernsehen haben wird. Das alles schieft ei-

Ein Montagabend in Bonn. Die Medienpreise der

nem durch den Kopf, wenn man sich mit so einer einzig-
artig guten Reportage beschéftigt und spiirt, welchen ho-
hen Wert seridse, sensible, elegante, empathische, prizise
und verstindliche Angebote der Qualitdtsmedien in sich
tragen. Relevant und schon, wichtig und auch unterhalt-
sam, auf ganz besondere Weise.

Das ist keine Einzelmeinung eines Journalisten, der vor
Kurzem Intendant geworden ist. Das Hohelied der ge-
druckten Reportage wird von fast allen Kolleginnen und
Kollegen der Offentlich-Rechtlichen gesungen. Ohne Uber-
treibung: Es gibt keine groReren Fans der deutschen Qua-
litatszeitungen und -zeitschriften als die Mitarbeiter von
ARD, Deutschlandradio, ZDF und Co. Uberspitzt: Wenn
ich mir die Abo-Listen der Redaktionen anschaue, frage
ich mich manchmal, wer noch Zeitungen lesen wird, wenn
es die Offentlich-Rechtlichen nicht mehr geben solite.
Wenn sie ,abgestorben“ sind, wie es zwei bis dahin hoch-
geschitzte Kollegen einer Sonntagszeitung angeregt haben.

Genau das macht die groBe Verwirrung dieser Tage aus.
Viele Kollegen, die beim Rundfunk arbeiten, haben wie
ich wichtige Phasen ihres Werdegangs bei Zeitungen erlebt,
waren Reporter oder Redakteure bei kleinen oder groRen
Verlagen. Die Liebe zu Print ist uns allen auch nach vielen
Jahren geblieben, und nun das. Seit Monaten ein Dauer-
beschuss. Zeitungen, in denen sonst auch komplexe The-

men aut 80 Zeilen reduziert werden, riumen ganze Seiten
frei. Manche Texte stehen beispielsweise in der ,Frank-
furter Allgemeinen Zeitung®, im , Handelsblatt* und in

der ,,Welt“. Auch in einem SPIEGEL-Titel war in einer Pole-
mik vom ,Staatsfunk® die Rede.

In wutschnaubenden Texten von sonst abgewogen und
zierlich formulierenden Autoren verschwimmen die Gren-
zen von Kommentar und Bericht, die Angegriffenen kom-
men in der Regel nicht zu Wort, inhaltliche Kritik wird mit
falschen Gehaltsangaben und angeblichen Privilegien der
offentlich-rechtlichen Redakteure vermischt, es wimmelt
von Reizwortern wie ,aufgeblasen, ,unniitz“, ,biiro-
kratisch“, ,trige”, ,iiberaltert®, ,iiberfliissig“ — bis hin zur
unseligen ,,Nordkorea“-Provokation des Springer-Chefs
Mathias Dopfner, den man als Meister der Formulierung
kennt und der den Dreiklang ,,Offentlich-Rechtliche/ Staats-
rundfunk/Nordkorea“ genauso komponiert wie beabsich-
tigt hat. Die Protagonisten dieser Kampagne machen ihren
Lesern selten deutlich, dass sie hier journalistisches Terrain
verlassen und selbst Partei sind. Wochenlang verging kaum
ein Tag ohne Angriffe unter die Giirtellinie. Das offensicht-
liche Ziel: die offentlich-rechtlichen Sender und ihre Mit-
arbeiter lacherlich zu machen, ihnen den professionellen
Respekt zu entziehen, sie zu delegitimieren. Das sind keine
Kollegen, heifit die Botschaft, und das schmerzt uns 6ffent-
lich-rechtliche Zeitungsfans, und diese Erfahrung werden
wir eine ganze Weile mit uns herumtragen, auch wenn der
Pulverdampf verzogen ist.

m es klar zu sagen: Das duale System mit kom-
merziellen und offentlich-rechtlichen Medien ist

politisch gewollt, verfassungsrechtlich geboten und
publizistisch fruchtbar. Und dieses Konkurrenzverhiltnis
bedeutet Spannungen, Interessenkonflikte und Streit. Nur
braucht dieser Streit keine polemischen Leerformeln wie
Staatsrundfunk oder Kapitalistenpresse. Wir sind alle er-
wachsen und professionell genug, um mit politischem oder
okonomischem Druck umzugehen. Natiirlich ist Kritik an
uns Offentlich-Rechtlichen und unseren Programmen not-
wendig, wichtig und erwiinscht. Und natiirlich hat auch
manches im eigenen Umgang mit den Verlagen und Print-
kollegen zur Entfremdung zwischen den beiden journa-
listischen Sdulen unserer Gesellschaft beigetragen. Wie
viele Themen saugen wir taglich aus den Zeitungen, ohne
die Quelle unserer Erkenntnisse immer korrekt zu nen-
nen? Wie oft geht der eine oder andere Welterklirer in
unseren Redaktionskonferenzen mit Anregungen und
Kommentaren hausieren, die wir spiter in ganz dhnlichen
Formulierungen in den Leitartikeln der Tageszeitungen
lesen? Haben wir den wirtschaftlichen Kampf der Verlage
nach dem Einbruch des Anzeigengeschifts wirklich ernst
genommen? Hat es uns nachdenklich gemacht, als viele
Verlage mit ihren Pressehdusern aus den Innenstiddten in
die Gewerbegebiete vor der Stadt gezogen sind? Waren
wir solidarisch, als Zeitungstitel aufgegeben und viele Re-
dakteure und Redakteurinnen entlassen wurden? Haben
wir die neue Welt des Internets nicht zunichst bloR als
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neuen und grenzenlosen Kontinent gesehen, den es zu er-
obern galt? Nein, auch bei den Offentlich-Rechtlichen gab
und gibt es kleine und groBe Siinden, die zur Folge haben,
dass sich viele Printkolleginnen und -kollegen in ihrer be-
sonders angespannten Situation wenig respektiert und
nicht kollegial behandelt fithlen. Und vielleicht sind wir
manchmal auch etwas empfindlich, wenn wir jede Kritik
an uns gleich als Angriff auf die Demokratie iiberhaupt
interpretieren.

Dennoch: Die seit Monaten andauernde Kampagne
einiger Verlagshduser ist von anderem Kaliber, der unver-
hohlene Druck auf Staat und Parteien ohne MaR und das

kriegerische Vokabular auch im Konjunktiv oder Irrealis
eigentlich weit unter Niveau.

War es das wert? Der Kampf um den Markt im Internet?
Glauben die Verlage wirklich, dass die Vernichtung oder
das ,,Absterben® der Offentlich-Rechtlichen die Finanzie-
rung der Zeitungen iiber ihre Bezahlangebote im Netz si-
cherstellen konnen? Seit einigen Jahren gibt es Tages-
schau.de im Netz, hat das die Vormachtstellung von
Bild.de, SPIEGEL ONLINE und Focus.de in irgendeiner
Weise gefdhrdet? Nein! Wiirde die Verdrangung der Of-
fentlich-Rechtlichen aus dem Netz dazu fithren, dass es
keine kostenlosen Info-Angebote mehr gibt? Nein! Face-
book und andere Giganten bieten jederzeit iiber ihre
Newsfeeds kostenlose Informationen, die von knapp 50 Pro-
zent der jungen Nutzer in den USA als wichtige Nachrich-
tenquelle gesehen werden. Und weiter: Gibt es die sagen-
haften pressedhnlichen Seiten iiberhaupt noch im Netz?
Nein! Wer die Angebote der Verlage betrachtet, findet
dort alles, was mit Pressetext kaum noch etwas zu tun hat.
Fotogalerien, Bewegtbild, animierte Grafiken, Streaming,
TV-Produktionen ohne Lizenz, die privaten Angebote ha-
ben sich in den letzten Jahren den Multimediaangeboten
der Offentlich-Rechtlichen spiirbar angendhert. Warum?
Weil pressedhnliche Auftritte im Netz fiir ein breites Pu-
blikum nur wenig attraktiv sind. Warum also dieser Krieg
der Verleger fiir ein Verbot der pressedhnlichen Angebote
fiir ARD und andere, fiir ein Verbot von Angeboten, die

sie selbst iiberhaupt nicht mehr produzieren lassen, weil
sie ihnen offensichtlich nicht lukrativ genug erscheinen?

War es das wert? Meine Antwort mag wenig iiberra-
schend sein: Ich finde, dass der Interessenkonflikt zwi-
schen den Verlegern und den Offentlich-Rechtlichen die-
sen giftigen, selbstzerstorerischen und kleingeistigen Krieg
nicht wert war. Wer immer noch nicht begriffen hat, wel-
che Gefahren wirklich drohen, der konnte bei den Me-
dientagen in Miinchen vor wenigen Wochen einen guten
Einblick erhalten. Der Burda-Manager Philipp Welte schil-
derte dort, auf wie dramatische Weise die Werbeerlose
von den klassischen Medien weg zu den neuen globalen
Konzernen wie Facebook, Google und Co. verlagert wer-
den. Und auch die RTL-Chefin Anke Schiferkordt machte
deutlich, wie iiberméchtig stark und alles verschlingend
diese globalen Player auch den europiischen Medienmarkt
tief greifend verdndern werden.

enn der Pulverdampf hierzulande sich irgend-
s’s; wann verzogen hat, sollten die Graben wieder
verlassen werden. Kompromiss heit das Zauber-
wort, das in den letzten Wochen der riiden Kapitulations-
forderungen so aus der Mode gekommen zu sein scheint.
Wo sind die zentralen wirtschaftlichen Interessen der Ver-
leger im Netz? Konnen sich die 6ffentlich-rechtlichen
Angebote aus diesen Bereichen zuriickziehen, ohne ihre
Kernauftrage aufzugeben? Wo gibt es Kooperationsmog-
lichkeiten, die den Wettbewerb nicht verzerren? Gibt es
moglicherweise Clearingstellen, durch die die Konflikte
kollegial und kompromissorientiert bereinigt werden, ohne
das lautstarke Herbeirufen des Staats? Ich bin derzeit nicht
besonders optimistisch, es ist viel zerstért worden in den
Monaten der grofen Kampagne. Aber vielleicht hat ja einer
der Beteiligten den Mumm, mal die Verlegerkongresse sein
zu lassen und Kompromisse zu wagen. Wir dffentlich-recht-
lichen Zeitungsfans hoffen es.

Raue, 58, ist seit September dieses Jahres Intendant von
Deutschlandradio.
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Keine Aufsichtsrate

Fiir eine Strukturreform der Landesmedienanstalten

Von Jiirgen Betz

epd Derzeit betassen sich die Lander intensiv mit
dem Thema ,Strukturreform des &ffentlich-rechtlichen
Rundfunks”. ARD, ZDF und Deutschlandradio haben Ende
September ihre Papiere zu der Thematik den Landern
vorgelegt. Die Ministerprasidentenkonferenz hat diese
Mitte Oktober zur Kenntnis genommen, sie als ersten
positiven Schritt begriBt, aber noch Nachbesserungen
gefordert (epd 41/17). Der Prozess wird sicher noch
ldngere Zeit in Anspruch nehmen, dient er doch unter
anderem auch dem Ziel, den Auftrag des &ffentlich-
rechtlichen Rundfunks in der {digitalen) Zukunft zu
definieren und gegebenenfalls zu konkretisieren sowie

auch lber Strukturverdnderungen den Rundfunkbeitrag
von derzeit 17,50 Euro mdglichst stabil zu halten.

Dabei kann der Begriff und das Ziel der Beitragsstabilitat
sicherlich nicht bedeuten, dass der Rundfunkbeitrag
trotz allgemeiner Preissteigerungen fiir alle Zeit bei
17,50 Euro festgeschrieben bleibt. Denn eine derartige
Festschreibung der Finanzausstattung gibt es bei keiner
anderen &ffentlich-rechtlichen Institution in Deutsch-
land, sie widre auch nicht mit der Rundfunkrechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts vereinbar.

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die Mi-
nisterprasidentenkonferenz im Herbst 2016 auf Druck
einzelner Lander und der Kommission zur Ermittlung des
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) auch eine
Arbeitsgruppe unter Leitung des Bremischen Senatskanz-
leichefs Olaf Joachim eingesetzt hat, die sich erstmals
mit den - im Laufe der Zeit erheblich verdnderten - Auf-
gaben und auch mit der noch nie ernsthaft in den Blick
genommenen Finanzierung der Landesmedienanstalten
befassen soll.

Allerdings gehdren zum Auftrag der Arbeitsgruppe an-
geblich - so Joachim in einem Beitrag in ,Promedia”
vom Februar 2017 - weder konkrete Uberlegungen, den
Anteil der Landesmedienanstalten am Rundfunkbeitrag
zu kiirzen noch die Schaffung einer einheitlichen Me-
dienanstalt. Das liberrascht, denn diese beiden Themen
lassen sich kaum ausklammern, wenn man sich ernst-
haft intensiv mit den Aufgaben und der Finanzierung
der Medienanstalten befassen will. Die Einschrinkung
lasst eher beflrchten, dass erst einmal lange lber die
Vergleichbarkeit der Aufgaben und Finanzen der Landes-
medienanstalten debattiert wird, aber so schnell keine
wirklichen Schritte zur Umsetzung der Forderungen von
KEF und Rechnungshdfen getan werden, geschweige
denn in Richtung Strukturreform, wie man sie von
den offentlich-rechtlichen Sendern erwartet. Man darf

gespannt sein, ob die Lander beziehungsweise die ge-

nannte AG auch die Landesmedienanstalten auffordern,
selbst Vorschldge zur Strukturverdnderung vorzulegen.

Bislang haben sich die Lander nicht ernsthaft mit
der Struktur, den sich verandernden Aufgaben und
deren Erfiillung durch die Landesmedienanstalten so-
wie deren Finanzierung befasst. Nach wiederholten
Aufforderungen und Monita beziiglich der pauschalen
und nicht auf konkreten Finanzbedarfsanmeldungen
und -Uberprifungen beruhenden Finanzierung der Lan-
desmedienanstalten in mehreren KEF-Berichten hatte
die KEF im September 2016 in ihrem Thesenpapier
.Uberlegungen zur Modernisierung des KEF-Verfahrens
der AG Auftrag und Strukturoptimierung der Rundfunk-
anstalten der Linder" ausgefiihrt: ,Nur ca. ein Drittel
davon (gemeint ist das auf 605 Millionen Euro ge-
schatzte Beitragsaufkommen der Medienanstalten aus
dem Zwei-Prozent-Anteil in der Zeit von 2013 bis 2016)
wird fur Kernaufgaben (Zulassung und Aufsicht) ein-
gesetzt". Und weiter: ,Es sollte keine Mittelzuweisung
vor Bedarfsprifung erfolgen” und ,die Landesmedienan-
stalten sollten nur fiir requlatorische Aufgaben Anteile
am Beitragsaufkommen erhalten." Wie in ihrem 20.
Bericht vom April 2016 bekraftigte die KEF erneut,
Jdass der Anteil der Landesmedienanstalten aus dem
Rundfunkbeitragsaufkommen dringend liberpriift und
gegebenenfalls angepasst werden sollte”. Deutlicher
kann man es nicht formulieren.

Foderale Eigeninteressen

Nach mehr als 30 Jahren ist diese Uberpriifung und An-
passung ganz sicher iiberfallig. Da eine Strukturreform
noch von niemandem in den Landern ernsthaft in den
Mund genommen wurde, erscheint es angezeigt, sich
mit der Thematik naher zu befassen. Denn die Aufgaben
der Landesmedienanstalten und ihre Erfiillung sowie ihr
Selbstverstandnis haben sich bei ndherer Betrachtung
doch erheblich verandert. Daher erscheint hier eine
Strukturreform dringend erforderlich.

In seinem 3. Rundfunkurteil forderte das Bundesverfas-
sungsgericht 1981 von den Landern, bei der Medien-
gesetzgebung eine begrenzte Staatsaufsicht Gber den
privaten Rundfunk zu normieren, die nur der Aufgabe
zu dienen hat, ,die Einhaltung der zur Gewahrleistung
der Rundfunkfreiheit ergangenen Bestimmungen sicher-
zustellen”. Der friihere Direktor der Landeszentrale fiir
Medien und Kommunikation Rheinland-Pfalz, Manfred
Helmes, formulierte das so: ,Es ging im Wesentlichen
darum, Zuschauerreichweiten zu erdffnen, die zu ver-
gebenden technischen Kapazitaten auszuschreiben, die
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Bewerber an den Vieltaltskriterien zu messen und ihre
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit zu prognostizieren.
Dass die Erlaubniserteilung dann die Kontrolle und

Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen durch den
Erlaubnisinhaber zur Folge hat, versteht sich von selbst."

Kurz gesagt: ks ging um klassische Zulassungs- und
Aufsichtstatigkeit. Schon in den 80er Jahren war die
Zahl der Medienanstalten umstritten. Ob man heute
noch deren 14 bendtigt gegeniiber neun Landesrund-
funkanstalten, dem ZDF und Deutschlandradio, die
alle erheblich umfangreichere Aufgaben haben, darf in
Zweifel gezogen werden. Aber einer Reduzierung und
Zusammenfassung von ohnehin mehr und mehr bun-
desweit einheitlichen Aufgaben stehen bislang foderale
Eigeninteressen der Linder entgegen, die gerne ,ihre"
Landesmedienanstalten behalten mdchten, auch wenn
deren Aufgaben immer weniger werden, wie noch zu
zeigen sein wird.

Pauschale Mittelzuweisung

Im Gegenteil: Im dritten und zehnten Rundfunkande-
rungsstaatsvertrag wurden wegen der offenkundigen
Notwendigkeit bundesweit einheitlicher Entscheidun-
gen zusitzliche Gremien geschaffen, die zur einer
Aufbldahung des gesamten Apparats flihrten. Man lese
nur einmal § 35 des Rundfunkstaatsvertrags mit seinen
elf Absdtzen. Heute gibt es neben der Direktorenkon-
ferenz (DLM) die Gremienvorsitzendenkonferenz, die
Gesamtkonferenz der Direktoren und Gremienvorsit-
zenden, die ZAK, die KIM und die KEK, was gerade
bei bundesweit einheitlichen Entscheidungen zu einer
Verkomplizierung und Verlangsamung von Verfahrens-
und Entscheidungsabldufen gefiihrt hat, wie viele Bei-
spiele belegen. In medienrechtlichen Untersuchungen
wurde festgestellt, dass dadurch eine Verfestigung und
Arrondierung bestehender Strukturen erfolgt sei, was
nicht verwundere, weil die Vorschldge von den Medi-
enanstalten selbst gekommen und von den Ldndern nur
mit kleinen Modifizierungen umgesetzt worden seien.

Ebenso wenig haben sich die Ldnder oder eine von ihnen
zu beauftragende Kommission bisher mit der Finanzie-
rung der Landesmedienanstalten befasst, die seit ihrer
Griindung lber den sogenannten Zwei-Prozent-Anteil
an den Rundfunkgebihren und heutigen Rundfunkbei-
trigen erfolgt. Die daraus flieBenden Mittel stiegen
und steigen automatisch, wenn die friiheren Rund-
funkgebiihren und heutigen Rundfunkbeitrdge steigen,
obwoh| weder zuvor eine Finanzbedarfsanmeldung der
Medienanstalten erfolgte, geschweige denn eine Fi-
nanzbedarfsiiberprifung und -ermittlung, wie dies beim
6ffentlich-rechtlichen Rundfunk seit Jahrzehnten eine
Selbstversténdlichkeit ist.

Und das, obwohl die KEF und mehrere Landesrechnungs-
hofe der Lander genau das seit fast 20 Jahren immer

wieder anmahnen, das Ausgabeverhalten in vielen tllen

scharf kritisieren und eine Uberfinanzierung feststellten.
Die pauschale Mittelzuweisung fiihre zu einer nicht mit
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu vereinbarenden
Haushaltsfiihrung und trotz entsprechender Forderun-
gen der Rechnungshofe sei ein Umsteuern bei vielen
Medienanstalten nicht erkennbar. Auch der friihere
Direktor der MABB, Hans Hege, bemerkte in der FAZ:
.Wenn ich eine gute Finanzierung habe, ist der Druck
zur Veranderung nicht so groB.”

Lediglich einmal, 2004, wurde eine Gebuhrenerhohung
aufgrund der massiven Kritik der KEF nicht durchge-
winkt, was den sogenannten Zwei-Prozent-Anteil auf
exakt 1,8989 Prozent reduziert hat. Seither ist der
Anteil aber nicht mehr verandert worden und spatere
Gebiihrenanhebungen spiilten automatisch auch mehr
Geld in die Kassen der Medienanstalten. Es wurde auch
keine Finanzbedarfsiiberpriifung installiert, obwohl die
Lander 2004 per Protokollnotiz zum 8. Rundfunkédnde-
rungsstaatsvertrag noch einhellig die Absicht bekundet
hatten, ,Strukturen und Finanzierung der Landesmedi-
enanstalten gemeinsam zu liberpriifen”.

Auch die von ARD und ZDF eingeforderte und inzwi-
schen in vielen Bereichen umgesetzte Transparenz der
Ausgaben wird merkwirdigerweise von den Landesmedi-
enanstalten nicht gefordert und auch kaum praktiziert.
Manche verdffentlichen nicht einmal Jahresberichte
und wo es solche gibt, sagen sie wenig Uber Ausgaben
und Mittelverwendung aus. Das belegt auch ein Blick
in die Jahrbiicher der DLM. Dies liberrascht, finanzie-
ren sich die Landesmedienanstalten doch fast nur aus
einer offentlich-rechtlichen Abgabe. Es fehlt schlicht
an einer gesetzlichen Regelung, die eine Offenlegung
der Finanzen und Mittelverwendung vorschreibt.

Reduzierte Verwaltungsverfahren

Schaut man sich heute die Tatigkeiten der Landesmedi-
enanstalten an, werden die erheblichen Veranderungen
im Vergleich zum Zeitpunkt ihrer Griindung deutlich.
Die Zulassungs- und Aufsichtstatigkeit hat langst nicht
mehr den damaligen Stellenwert. Frither wurde ein
wesentlicher Teil der Aufgaben von Zulassungen pri-
vater Rundfunkanbieter, von Frequenzzuordnungen im
UKW-Bereich, von der Kabelbelegung, von der Verhin-
derung von Medienkonzentration im Rundfunkbereich
und auch von der Diskussion programmlicher Inhalte
des Privatfunks bestimmt. Diese Tatigkeiten haben ganz
erheblich an Bedeutung verloren. Denn die Zahl von
Zulassungen ist zuriickgegangen und auch das damit
verbundene Verwaltungsverfahren hat sich im Vergleich
zur Zeit des Starts des Privaten Rundfunks aufgrund
verschiedener Faktoren deutlich reduziert.

Auch das lThema Medienkonzentration hat sich durch
eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs aus dem
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Jahre 2014 im Verfahren Springer gegen die BLM im
Wesentlichen erledigt, weil dadurch die Einflussmoglich-
keiten der Kommission zur Ermittlung der Konzentration
im Medienbereich gravierend beschnitten wurden, wie
diese selbst eingerdumt hat (epd 5/14). Im UKW-Bereich
gibt es kaum mehr freie Frequenzen, die zu verteilen
wéren und die Kabelbelegung ist inzwischen angesichts
der durch Digitalisierung entstandenen umfangreichen
Kapazititen ebenfalls kaum mehr ein Thema, ganz
abgesehen davon, dass hier die Medienanstalten in den
letzten Jahren die beiden groBen Kabelnetzbetreiber
schalten und walten lieBen, wie es ihnen beliebte.

Frihere Direktoren von Landesmedienanstalten, wie
etwa Gerd Bauer von der Landesmedienanstalt Saarland,
haben eingerdumt, dass oft ,eine Politik betrieben wurde,
die von kalkulierten Verzogerungen und Verhindern
einer Ahndung von veranstalterseitigen RechtsverstoBen
bestimmt waren, die von einer Auslotung von Grauzonen
des Aufsichtsversagens bis zu einem Unterlassen des
Einschreitens reichten.” Das waren noch Zeiten, als der
damalige Direktor der Landesmedienanstalt Nordrhein-
Westfalen, Norbert Schneider, die Privaten immer wieder
an ihren Auftrag in der dualen Rundfunkordnung
erinnerte und die Verflachung und Boulevardisierung
der kommerziellen Programme kritisierte; wenn nur
noch Liebe zum Geld entscheide und nicht mehr Liebe
zum Programm, dann sei man auf keinem guten Weg.

Lobbyisten der Privaten

Mit Scripted-Reality-Programmen hat man sich in-
zwischen auch abgefunden, nachdem Appelle an die
privaten Sender nicht wirklich etwas gefruchtet haben.
Auch die massive Kritik und Beschwerden an Sendungen
wie ,Deutschland sucht den Superstar”, ,Ich bin ein
Star - Holt mich hier raus!" oder ,Germany's next Top
Model”, wie etwa die des Deutschen Kulturrats, der
davor warnte, dass diese Formate medialer Massenver-
rohung und menschenverachtender Behandlung von
Jugendlichen nicht ohne Folgen auf unsere Gesellschaft
bleiben kdnnten, haben kaum Reaktionen bei den Me-
dienanstalten hervorgerufen. Man fand ,keinen Grund
zur Beanstandung™.

Mit den privaten Programmen betasst man sich un-
ter inhaltlichen Aspekten offenbar kaum noch, wie
ganze fiinf von 320 Seiten zum Thema ,Aufsicht und
Programmkontrolle” im Jahrbuch 2016/17 der Landes-
medienanstalten zeigen. Dort werden nur VerstoBe
gegen Werbevorschriften aufgelistet. Inhaltliche Fragen
werden nicht thematisiert. Im Vorgdngerjahrbuch wurde
nur lapidar festgestellt, dass keines der untersuchten

Programme ,das gesetzliche Vielfaltsgebot verletzt”
habe.

Heute verstehen sich die Landesmedienanstalten - ent-
gegen ihrem gesetzlichen Auftrag - mehr und mehr

als Lobbyisten des privaten Rundfunks und der Kabel-
netzbetreiber sowie als Agenturen fiir alle mdglichen
Events, die oft nur sehr wenig oder gar nichts mit
ihren Aufgaben zu tun haben. Oder gehdren etwa
zum Beispiel die von der LPR Hessen durchgefiihrten
Veranstaltungen ,Rettet Silicon Valley den Journalis-
mus?”, ,Kreativer SonnengruB - wie kreative Leistungen
den Unternehmenserfolg sichern” oder ,Unterwegs zur
digitalen Arbeitswelt" zum Job der Medienanstalten?

Die Medienanstalten gerieren sich auch gerne als
LAufsicht” liber den dffentlich-rechtlichen Rundfunk, in
dem sie sich etwa fiir die Abschaffung von Werbung bei
diesem aussprechen, was etwa der Prasident der BLM,
Siegfried Schneider, immer wieder fordert - natiirlich
nur im bestverstandenen Interesse von ARD und ZDF und
keinesfalls im Interesse des privaten Rundfunks. Bei den
Medientagen Miinchen hat Schneider dafiir votiert, den
Privaten Gelder aus den Rundfunkbeitrdgen zu geben,
um diese fiir Produktionen von politischen Magazinen zu
verwenden, weil ja auch die Privaten dem Gemeinwohl
verpflichtet seien. Hoffentlich hat Schneider inzwischen
§ 43 Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrags gelesen der
besagt, dass privater Rundfunk nicht aus Beitragsmitteln
finanziert werden darf.

Juristische Spiegelfechterei

Auch beim Kabelbelegungsregime zeigt sich plastisch,
wie stark sich die Landesmedienanstalten fiir die In-
teressen der Kabelnetzbetreiber und das kommerzielle
Fernsehen einsetzen, gesetzliche Regelungen ignorieren
und ihren Auftrag, Vielfalt im Kabel zu gewahrleisten,
offenbar fiir obsolet halten. Dass man sich dabei gern
gegen den &ffentlich-rechtlichen Rundfunk positioniert,
sei nur am Rande erwdhnt.

Ein Beispiel mag das illustrieren: 2014 wurde das
Kultur- und Bildungsfernsehprogramm des Bayerischen
Rundfunks, BR-alpha, in ARD-alpha umbenannt, um
die Zugehorigkeit zum ARD-Programmverbund zu ver-
deutlichen. An Inhalt und der alleinigen Zustdndigkeit,
Verantwortung und Finanzierung des BR &nderte sich
nichts. Kabel Deutschland beantragte daraufhin bei der
BLM festzustellen, dass das Programm aufgrund der
Namensdnderung nunmehr keinen Mustcarry-Status
im bayerischen Kabelnetz habe und daher nicht mehr
analog eingespeist werden miisse; stattdessen sollte ein
zusatzliches privates Fernsehprogramm eingespeist wer-
den. Nach dem Bayerischen Mediengesetz ist BR-alpha
zwingend einzuspeisen. Diesen Antrag beschied die BLM

Antang 2015 positiv und begriindete das damit, dass
mit der Anderung des Namens der Mustcarry-Status des
Programms entfallen sei; dass ansonsten alles bei ARD
alpha beim Alten geblieben war, spiele juristisch keine
Rolle, allein die am Wortlaut des Gesetzes orientierte
Auslegung sei entscheidend.
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So musste sich der BR beim Verwaltungsgericht Miin-
chen sein Recht erkdmpfen, das im Juli 2015 den
Mustcarry-Status von ARD-alpha erwartungsgemif3
bestatigte {epd 33/15). Allein auf den Wortlaut der
Bestimmung im Mediengesetz komme es nicht an und
bei ARD-alpha handle es sich um dasselbe Programm
wie zuvor. Wer geglaubt hatte, nun sei es mit der ju-
ristischen Spiegelfechterei gut und die BLM akzeptiere
die Entscheidung, irrte. Die BLM legte Rechtsmittel zum
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof ein und beharrte
auf ihrer Ansicht, verlor aber auch diesen Rechtss-
treit. Sie hatte samtliche Verfahrenskosten zu tragen -
aus dem ihr zustehenden Anteil des Rundfunkbeitrags,
versteht sich.

Dieser Fall zeigt sehr deutlich, dass die BLM nicht die
ihr gesetzlich obliegende Sicherstellung von Vielfalt im
Kabel im Auge hatte, zu der ARD-alpha, ein noch dazu
bayerisches Programm, ganz sicher einen wichtigen
Beitrag leistet, sondern mit juristisch unhaltbaren Arqu-
menten einen Kabelplatz fiir ein weiteres kommerzielles
Programm freirdumen wollte.

Rechtswidriger Zustand

Ein weiteres Beispiel ist ein Fall aus dem Jahr 2015.
Unitymedia, der fiir Hessen, Baden-Wiirttemberg und
Nordrhein-Westfalen zustindige Kabelnetzbetreiber,
kiindigte Mitte Juni Gberraschend an, man werde ab
dem 1. Juli die bislang auf vier analogen Kabelplatzen
eingespeisten Programme Arte, 3sat, Kika und Phdnix
nur noch partagiert auf zwei Kanalen einspeisen, zwei
Programme von 6 beziehungsweise 7 Uhr bis 17 be-
ziehungsweise 20 Uhr und die anderen beiden von 17
beziehungsweise 20 Uhr bis 6 beziehungsweise 7 Uhr
{epd 29/15). Obwohl dieses absolutistische Vorgehen
von Unitymedia schon verfahrensmaBig unzuldssig war
und nach der Rechtslage die vier Programme in al-
len Bundesldndern eindeutig Mustcarry-Status haben,
ging nicht eine der drei zustindigen Medienanstalten
dagegen vor.

Die Landesmedienanstalt Baden-Wiirttemberg sah -
rechtlich abwegig - keinen RechtsverstoB und erklarte
innerhalb verdachtig kurzer Zeit ohne ernsthafte Prii-
fung die Partagierung fiir zulassig. Die LPR Hessen
leitete erst nach massivem Druck der Veranstalter der
vier Programme zwar ein Verfahren ein und stellte
in einem Bescheid sogar fest, dass das Vorgehen von

Unitymedia rechtswidrig sei, tat aber nichts weiter und
wartete so lange ab, bis die analoge Kabelverbreitung
nach zwei (1) Jahren 2017 ohnehin beendet wurde und
sich das Problem von selbst erledigte.

In Nordrhein-Westfalen verhdngte die Landesmedien-
anstalt zwar ein BuBgeld gegen Unitymedia, belieB
es aber dabei. So wurde Uber zwei Jahre lang ein
eindeutig rechtswidriger Zustand in den drei Bundes-

landern von den zustdndigen Medienanstalten toleriert
und damit ignoriert, obwohl gerade die fraglichen vier
Programme mit Sicherheit mehr zur Vielfalt beitragen
als die an deren Stelle von Unitymedia auf den zwei
s0 freigerdumten Kabelkanilen eingespeisten ,More-of-
the-same-Programme" kommerzieller Anbieter - zum
Nachteil der Zuschauer!

Das Verhalten der Landesmedienanstalten erweckt oft
den Eindruck, die Aufsichtsbehdrden seien eher interne
Aufsichtsrdte der Privatsender. Das widerspricht ekla-
tant ihrem gesetzlichen Auftrag, wirft allerdings auch
Fragen nach der Rechtsaufsicht iiber die Landesmedi-
enanstalten auf, die den Ldndern obliegt.

Standortkonkurrenz

Hochst fragwiirdig ist auch das seit den 90er Jahren
beliebte sogenannte Forum-Shopping von privaten
Rundfunkanbietern, die ihren Sitz zu einer anderen
Landesmedienanstalt verlegten, weil sie sich dort eine
weniger strenge Aufsicht und andere Vorteile erwarteten.
So kiindigte Sat.1 2012 an, von Rheinland-Pfalz nach
Hamburg zu ziehen, weil die Medienanstalt Hamburg
{Schleswig-Holstein (MA HSH) ,konstruktive liberal-
moderne Medienpolitik” betreibe (epd 15, 26/12). Dass
dieses Vorgehen nicht gerade zu Vertrauen in die
objektive Rechtsanwendung von medienrechtlichen
Regelungen fiihrt, liegt auf der Hand.

Standortkonkurrenz zwischen Medienanstalten um die
Ansiedlung von Programmanbietern schwacht zweifellos
das gesamte System der Landesmedienanstalten. Wenn
dann auch noch Medienanstalten gegeneinander klagen
und Prozesse bis zum Bundesverwaltungsgericht fiihren,
wie mehrfach geschehen, wirft dies erst recht kein gutes
Licht auf das System. Auch das wird die eingesetzte
Arbeitsgruppe von Olaf Joachim zu priifen haben.

Das Beispiel des Forum-Shoppings wirft erneut die
Frage auf, warum man 14 Anstalten braucht und wegen
der meist bundesweit relevanten Fragen nicht eine
Zusammenlegung zu einer zumindest fir die ohnehin
einheitlich zu regelnden Fragen zentral zustindigen
Medienanstalt der Lander befiirwortet und realisiert.
Das wiirde die GVK, die KEK, die ZAK und auch die
KIM gréBtenteils obsolet machen, zu erheblicher Ver-

waltungsvereinfachung beitragen und natirlich auch
Kosten sparen. Pladoyers dafir liegen seit vielen Jahren
vor.

Allerdings setzt eine Reform auch in den Landern eine
offene und nicht von standortpolitischen Interessen
gepragte Erdrterung voraus. Wenn man Wert darauf-
legt, Uber die eigene Landesmedienanstalt und deren
Geld Projekte aufzulegen, die vielleicht medienpolitisch
sinnvoll sind, aber deshalb noch lange nicht aus dem
Rundfunkbeitrag finanziert werden diirfen, dann wird
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man kaum zu einer sachgerechten Losung kommen.
So ist die in Nordrhein-Westfalen erfolgende Finan-
zierung einer Gesellschaft zur Férderung des lokalen
und regionalen Journalismus aus dem Rundfunkbei-
trag bis heute rechtlich héchst umstritten. Denn der
Rundfunkbeitrag ist weder Spielgeld noch allgemeine
Medienabgabe, sondern dient laut Bundesverfassungs-
gericht der Gesamtveranstaltung offentlich-rechtlicher
Rundfunk.

Uberpriifung des Finanzbedarfs

Die Linder mussten auch bereit sein, die zum Teil sehr
vage formulierte und damit kreativer Auslegung durch
die Landesmedienanstalten zuganglichen Bestimmun-
gen in § 40 des Rundfunkstaatsvertrags und vor allem in
den Landesmediengesetzen beziglich der Aufgaben der
Landesmedienanstalten und der Mittelverwendung zu
uberprifen und auf die eigentlichen Zweckbestimmun-
gen des Zwei-Prozent-Anteils zu reduzieren. Vor allem
aber muss die Finanzierung der Landesmedienanstalten
analog dem Verfahren geregelt werden, wie es fiir ARD,
ZDF und Deutschlandradio seit langem gilt. Der Finanz-

bedarf muss unter Bertlicksichtigung des gesetzlichen
Auftrags angemeldet und dann von einer unabhangigen
Kommission tberprift und eine Empfehlung an die
Lander gegeben werden.

Pauschale Mittelzuweisungen konnen nicht weiter ein
akzeptabler Weg sein. Daher sind die jiingst unter
anderem von Jochen Fasco, dem Direktor der Thiirin-
gischen Landesmedienanstalt (epd 46/17), erhobenen
Forderungen nach einer ,deutlichen” Erhéhung des
Rundfunkbeitragsanteils der Landesmedienanstalten in-
akzeptabel und angesichts der eingangs zitierten klaren
Kritik und Erwartungshaltung der KEF vom September
2016 auch Uberraschend. Ebenso wenig kdnnen Mittel
des Rundfunkbeitrags einfach so fiir die Férderung von
Lokaljournalismus angesichts der immer weniger wer-
denden lokalen Zeitungen eingesetzt werden, wie der
Europaabgeordnete Michael Theurer kiirzlich gefordert
hat.

Es liegt nun in der Hand der Lander, die dargelegten und
lange bekannten Schwachstellen, strukturellen Mangel
und Verbesserungsvorschlage aufzugreifen und einen
Strukturwandel bei den Landesmedienanstalten herbei-
zufiihren, dabei darf die Bemessung des Anteils am
Rundfunkbeitrag und auch die Zahl der Landesmedien-
anstalten nicht auBer Acht bleiben, wenn man wirklich
zu einer Veranderung des Status quo kommen will. Dies
ist auch mit Blick auf das vielfach von der Medien-
politik genannte Ziel der ,Beitragsstabilitdt” wichtig,
denn immerhin erhalten die Medienanstalten aus dem
Rundfunkbeitrag derzeit pauschal 35 Cent. Die Zeit fiir
eine Strukturreform ist reif.

Finanzierung aus dem Rundfunkbeitrag

epd Im Zuge der Uberpriifung von Auftrag und
Struktur des dffentlich-rechtlichen Rundfunks
haben die Ministerprasidenten im Herbst 2016
auch eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich
unter Leitung des Bremer Senatskanzleichefs
Olaf Joachim mit den Aufgaben und der Finan-
zierung der Landesmedienanstalten befassen
soll. Die 14 Landesmedienanstalten sind zu-
sténdig fir die Zulassung der privaten Radio-
und Fernsehveranstalter und fiihren auch die
Aufsicht liber die Privatsender. Sie finanzieren
sich liberwiegend aus dem Rundfunkbeitrag,

laut Rundtunktinanzierungsstaatsvertrag erhal-
ten sie 1,8989 Prozent aus dem Rundfunkbei-
tragaufkommen, dass sind pro Jahr rund 150
Millionen Euro. Einige Medienanstalten zahlen
einen Teil ihres Anteils am Rundfunkbeitrag

an die jeweilige Landesrundfunkanstalt zurlick,
manche Mediengesetze schreiben vor, dass
Teile dieses Anteils fiir Institute oder Filmforde-
rung aufgewendet werden sollen. Jirgen Betz
war bis Januar 2017 Justiziar des HR, dieser
Beitrag gibt seine persénliche Meinung wieder.
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Ohne Karenz: Marc Jan Eumann wird LMK-Chef

Von Karsten Packeiser

epd Irgendwie wollte nach der Wahl des SPD-Politikers
Marc Jan Eumann zum kiinftigen LMK-Chef keine rechte
Feierstimmung aufkommen. Am Tag nach einer denk-
wiirdigen Gremiensitzung in Ludwigshafen konnten sich
davon Radiohdrer in der gesamten Republik liberzeu-
gen: Weil die kritischen Fragen der Deutschlandfunk-
Journalistin Isabelle Klein ihm offenbar auf die Nerven
gingen, pflaumte Eumann sie mitten im Interview an.
Eigentlich konnte sie ihm doch wenigstens einmal dazu
gratulieren, dass er die Wahl gewonnen habe. Klein
konterte bewundernswert schlagfertig auf die Attacke
(.War es denn eine Wah1?"), und Eumann sah sich auf
Twitter einem Shitstorm aus hdmischen Gratulationen
ausgesetzt.

Schon am lag zuvor, in der Sitzung der Versammlung
der Landeszentrale fiir Medien und Kommunikation
Rheinland-Pfalz (LMK), ahnte der friihere nordrhein-
westfilische Medienstaatssekretdr wohl, dass es Arger
geben konnte. Nervs liel3 er einen Goldring von einer
Hand in die andere gleiten, wahrend am anderen Ende
des Konferenzraums die Stimmzettel ausgezahlt wurden.
Und obwohl Eumann keinen einzigen Gegenkandida-
ten hatte, konnte er mit seiner Vorstellungsrede nur
etwas mehr als die Halfte der Versammlungsmitglieder
iiberzeugen. Der Sozialdemokrat wird einiges an Arbeit
investieren miissen, um in Rheinland-Pfalz Vertrauen
aufzubauen.

Keine ordentliche Ausschreibung

Mit lediglich 19 Ja-Stimmen - bei neun Nein-Stimmen
und sechs Enthaltungen - fiel das Wahlergebnis denk-
bar knapp aus (vgl. Meldung in dieser Ausgabe). Und
das, obwohl die Nachfolge fiir die derzeitige LMK-
Direktorin Renate Pepper eigentlich ganz gerduschlos
geregelt werden sollte {epd 46/17). Dieser Plan frei-
lich ging griindlich schief. Am Ende stehen nun fast
alle Beteiligten beschadigt da, und Kliingelvorwiirfe
bescheren dem Land Rheinland-Pfalz bundesweit wenig
schmeichelhafte Schlagzeilen.

Auf eine ordentliche Ausschreibung des gut dotierten Di-
rektorenpostens hatte die Versammlung der LMK verzich-
tet. Stattdessen hatte die hatte die LMK-Versammlung
eine Findungskommission eingerichtet, um geeignete
Kandidaten zu benennen. Wer der Kommission ange-
horte, sollte dabei ebenso vertraulich bleiben wie die
Ergebnisse der Nachfolgersuche.

Allerdings sickerte schon Mitte November durch, dass
es nur einen Kandidaten geben wiirde - Eumann. Der

51-Jahrige, bis zur WahIniederlage von Rot-Griin im
Mai 2017 Medienstaatssekretér in Nordrhein-Westfalen,
ist zweifellos ein Profi in Sachen Medienpolitik. Kurios
wurde seine Kandidatur aber dadurch, dass just in
seiner Amtszeit die Regeln fiir die Direktorenstelle der
Landesmedienanstalt in Nordrhein-Westfalen gedndert
worden waren. Die rot-griine Regierungsmehrheit setzte
durch, dass an der Spitze der Landesanstalt flir Medien
Nordrhein-Westfalen (LfM) nur ein Volljurist stehen
darf (epd 28, 36/14). Damit konnte in Diisseldorf eine
zweite Amtszeit des CDU-Mitglieds Jiirgen Brautmeier
verhindert werden.

Aul3erdem wurde tlr aktive Politiker eine anderthalbjah-
rige Karenzzeit vor dem Wechsel in die Medienaufsicht
festgelegt. Dass Eumann die von ihm gesetzten Voraus-
setzungen selbst nicht erfiillt und es offenbar keinen
einzigen anderen Bewerber gab, stieB nun manchen in
der rheinland-pfalzischen Opposition Gbel auf. AfD und
CDU forderten eine Verschiebung der Wahl, konnten
sich damit aber nicht durchsetzen.

Bizarre Ziige

Als die Personalie im Mainzer Regierungsviertel schon
langst zum Tagesgesprach geworden war, versuchte sich
die Landesmedienzentrale weiter in Geheimniskrdmerei.
Bis unmittelbar vor der Wahl wollte die LMK nicht
einmal offiziell bestdtigen, dass Eumann tatsachlich
jener einzige Kandidat war, der zur Wahl stehen wiirde.
Journalisten erhielten in der Geschiftsstelle statt einer
klaren Auskunft den Rat: ,Sie kdnnen den Namen doch
googeln.” Spitestens zu diesem Zeitpunkt nahm die
Direktorenwahl bizarre Ziige an. Auch die Gremien-
sitzung lief nach demselben Muster ab. Gerne hitten
die zahlreich anwesenden Journalisten erfahren, wieso
die Findungskommission nur einen einzigen Bewerber
aufzuspliren vermochte und wie sie lberhaupt bei ihrer
Arbeit vorging. Doch fiir diesen Tagesordnungspunkt
wurde die Presse vor die Tlr geschickt.

Bei seiner Vorstellungsrede in Ludwigshafen ging Eu-
mann zunachst mit keinem einzigen Wort auf die
Kritik ein, sprach stattdessen davon, wie wichtig ihm
Medienvielfalt und kollegiales Miteinander seien. Erst
auf Nachfragen erlduterte er, dass die Landesmedi-
enanstalten in den Bundesldndern nun einmal ganz
unterschiedlich aufgestellt seien und unterschiedliche
Qualifikationsanforderungen durchaus Sinn machen

wurden: ,Das ist Foderalismus 'at its best.” Und die
als ,Lex Brautmeier” bezeichnete Gesetzesdnderung in
Nordrhein-Westfalen habe auch nicht er, sondern der
Landtag beschlossen.
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Der Kélner Medienfachanwalt Markus Kompa, der sich
ebenfalls fiir den Posten beworben hatte und nach Lud-
wigshafen gereist war, bekam zwar keine Gelegenheit zu
einer personlichen Vorstellung, bereicherte den Wahltag
aber immerhin mit einem kabarettreifen Bewerbungs-
Video. Seine Kandidatur hatte er damit begriindet, es
kursiere ein schrecklicher Verdacht, ,ndmlich dass die
Leitung der LMK nicht nach Qualifikation, sondern nach
Parteibuch vergeben wiirde". Auf seiner Internet-Seite
ulkte der Jurist, fiir ein monatliches Saldr von 10.000
Euro sei er bereit, sich kiinftig wieder gelegentlich das
Sat.1-Programm anzusehen. AuBerdem besitze er ga-
rantiert keine Verbindungen in die rheinland-pfalzische
Politik.

Die Initiativbewerbung sei nicht mehr fristgerecht
eingegangen, erklarte dazu der Vorsitzende der LMK-
Versammlung, Pfarrer Albrecht Bahr. Der pfélzische
Diakoniechef halt den neuen Direktor Eumann fiir eine
gute Wahl und sprach nach dem blamablen Ausgang
der Abstimmung von einem ,ehrlichen Ergebnis”. Nach
dem Wirbel um die Eumann-Kandidatur versprach Bihr
immerhin, sich um mehr Transparenz bei kiinftigen
Wahlverfahren zu bemihen. Eine Diskussion dariiber
komme ,mit groBer Sicherheit". Allerdings gab er zu
bedenken, dass ja auch bei anderen Landesmedienanstal-
ten die Direktoren in der Regel nicht durch 6ffentliche
Ausschreibung ins Amt kommen.

Dass die uberwiegend aus Rundtunkgebilihren finan-
zierte LMK nicht gerade einen Beitrag dazu leistete,
Vertrauen in die Medien zu stirken oder wiederher-

zustellen, liegt auf der Hand. Auch die Mitglieder der
LMK-Versammlung schauten dem Geschehen lange zu
- auch noch bei der entscheidenden Sitzung in Ludwigs-
hafen belieBen es viele bei der sprichwdrtlichen Faust in
der Tasche. ,Wir haben nun einmal nicht die Mehrheit",
rechtfertigte sich ein oppositionsnahes Mitglied des
offiziell Gberparteilichen Gremiums im vertraulichen
Gesprach.

Nach Eumanns Vorstellungsrede sprach dann als erster
ausgerechnet der AfD-Landtagsabgeordnete Matthias
Joa die kritischen Aspekte der Kandidatur an - und warf
seinen Gremienkollegen gleich noch Duckmausertum
vor. Die Rechtskonservativen wollen die Personalie auch
im Landtag auf die Tagesordnung setzen und freuen
sich offensichtlich schon iiber so viel Munition fiir ihren
Kampf gegen das etablierte Mediensystem und das
.Genossenhilfswerk” LMK. ,Fiir einen Gebiihrenstreik
hatte ich vollstes Verstandnis”, dtzte Joas Parteifreund
Joachim Paul am Tag nach der Wahl.

Bitter an der Ludwigshafener Posse ist auch, dass sie
erneut einen groBen Schatten auf frilhere Verdienste
der rheinland-pfalzischen SPD wirft. SchlieBlich war es
die von der SPD gefiihrte Landesregierung in Rheinland-
Pfalz, die 2010 das Normenkontrollverfahren gegen den
ZDF-Staatsvertrag beim Bundesverfassungsgericht an-
strengte (epd 95/10, 13/14). Es ging damals darum, den
Einfluss von Politik und Parteien in Rundfunkgremien
herunterzufahren. Schon die spatere Umsetzung des
Urteils lieB allerdings zu wiinschen Ubrig.
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Das Hoff zum Sonntag

Causa Eumann: Ein Verfahren nach Gutsherrenart

SPD-Politiker Marc Jan Eumann will Direktor bei der Landeszentrale flir Medien und Kommunikation
Rheinland-Pfalz (LMK) werden. Und auch wenn er in der Theorie ein guter Kandidat wére, geht er durch
das intransparente Auswahlverfahren beschadigt ins Amt - vorausgesetzt er wird gewéahit.

Hans Hoff

Man méchte derzeit nicht in der Haut von Marc Jan Eumann stecken. Der erlebt gerade, wie man sich mit
Wonne Uber ihn hermacht, genusslich Widerspriiche aufspieldt, die sich aus seinem bisherigen Tun
herleiten lassen, aber er kann sich nicht wehren. Er darf nichts sagen. Erreicht man ihn, sagt er das auch.
Dass er nichts sagen kann. Damit ist das Feld natirlich frei fir all jene, die statt seiner glauben, etwas zu
sagen zu haben.

Eumann war bis zur NRW-Wahl Staatssekretar fur Medien unter Hannelore Kraft und wurde von deren
Nachfolger in den vorlaufigen Ruhestand versetzt. Er hat im Amt viel angeschoben und einiges bewirkt.
Das erkennen nicht wenige an, die sich aber vereinzelt trotzdem dartiber freuen, dass Eumann nun seine
guten Taten als schwere Last auf die Fille fallen. Das hat viel mit dem Direktorenposten bei der Mainzer
Landeszentrale flir Medien und Kommunikation Rheinland-Pfalz (LMK). Der ist zum 1. April 2018 neu zu
besetzen, und der bislang einzig bekannte Kandidat fiir den Posten ist Marc Jan Eumann.

Die Medienkorrespondenz wusste das schon Ende Oktober, und auch bei Ubermedien war Anfang
November nachzulesen, dass das SPD-Mitglied Eumann im von einer SPD-Ministerprasidentin regierten
Rheinland-Pfalz bald neuer Chef werden soll. Am Montag tagte nun die LMK-Versammlung, und auf der
Tagesordnung stand, dass im nichtéffentlichen Teil die schon vor Monaten eingesetzte
Findungskommission Uber ihre Arbeit berichten soll. Auf Deutsch bedeutet so etwas, dass die
Findungskommission sagt, wer am 4. Dezember gewahlt werden soll. Nach der Sitzung erfuhr man also...?
Genau! Nichts!

.Personalangelegenheiten sind nach der Geschaftsordnung der Versammlung vertraulich zu behandeln und
in nicht 6ffentlichen Sitzungen zu beraten®, lasst LMK-Sprecher Joachim Kind wissen. Das Gremium werde
am 4. Dezember einen Kandidaten zur Wahl vorschlagen. Der kann dann gewahlt werden oder nicht.

Lauscht man hinter die Tren, erfahrt man, dass es tatsachlich bislang nur einen Kandidaten gibt: Eumann.
Die Weisheit, dass Wahlen oft glaubhafter wirken, wenn es mindestens zwei Bewerber um einen Posten
gibt, ist bis Mainz offensichtlich noch nicht vorgedrungen. Auch die Tatsache, dass es nicht gut aussieht,
wenn ein Kandidat aus der aktiven Politik noch vor Ablauf eines Jahres nach seiner Demission in ein hohes
Amt wechselt, hat man in Malu Dreyers Reich wohl nicht vernommen.

Was scheren die am Main auch Glaubwiirdigkeit und Staatsferne und Transparenz. Das ist was fir Loser
mit zu wenig Machtfllle. In Mainz wird halt nach bewahrter Gutsherrenart verfahren. Warum? Weil man es
kann. So weit, so schlechte Praxis.

Richtig brisant wird es jetzt aber durch die Figur Eumann. Der ware zweifelsohne ein guter Ersatz der
aktuellen Direktorin Renate Pepper, die im nachsten Jahr in den Ruhestand geht. Es gibt wohl nur wenige,
die dem Kolner die Fahigkeiten zu einem solchen Amt absprechen wirden. Er ist hervorragend vernetzt in
der Medienpolitik, er kennt Gott und die Welt, er kann sehr fein sehr schwammig formulieren, was ihn zu
einem guten Politiker macht. Er ware also auf Anhieb betrachtet die klassische erste Wahl, und trotzdem
wirkt er auf den zweiten Blick wie die ganz falsche Wahl.
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Das hat viel mit dem zu tun, was er in NRW geleistet hat. Dort war er natUrlich aktiv an der falligen
Anderung der Mediengesetze beteiligt. Er hat beispielsweise fiir etwas mehr Staatsferne im WDR-

Rundfunkrat und etwas mehr Qualifikation im WDR-Verwaltungsrat gesorgt. Vor allem hat er fur den
Posten des Direktors der 6rtlichen Landesmedienanstalt eine hohe Eingangshurde installiert. In Disseldorf
muss nun Volljurist sein, wer Direktor werden will.

Der damals amtierende und auf Vertragsverlangerung erpichte LfM-Direktor Jirgen Brautmeier ist kein
Volljurist, weshalb er nicht wieder gewahlt werden durfte. Weil die Regelung so sehr danach aussah, dass
sie einzig zum Abservieren eines ungeliebten Direktors ersonnen schien, wurde sie bekannt als Lex
Brautmeier.

Man konnte nicht nur am Gesetz merken, dass Brautmeier und Eumann sehr wenig eint. Nur in der
Qualifikation fir das Amt des Medienanstaltsdirektors hatten sie eine Gemeinsamkeit: Sie sind beide keine
Volljuristen und deshalb ungeeignet. In NRW.

In Rheinland-Ptalz ticken die Uhren allerdings noch etwas anders. Da kann man auch als Diplom-
Sozialpddagogin, wie es Renate Pepper ist, ins Amt gelangen. Vorausgesetzt natirlich man ist SPD-
Mitglied. Staatsferne? Ach, geh weg.

Nun steht Eumann vor dem Dilemma, einen Job zu bekommen, fur den er in NRW laut selbstinstalliertem
Gesetz nicht geeignet ware. In Mainz aber schon. Viel ist da die Rede, dass so etwas durchaus legal sei,
aber nicht unbedingt vom Mantel der Legitimitat gedeckt werde.

Aktuell schreibt Eumann an einer Streitschrift Gber die Zukunft des offentlich-rechtlichen Rundfunks,
Arbeitstitel ,WWenn es ihn nicht gébe, missten wir ihn erfinden — so wie er ist, kann er nicht bleiben.”

Ubertragt man diese Titelthese auf den Beruf des Medienwéchters, kénnte es auch passen. Es gibt ja
durchaus kluge Stimmen, die das System der 14 Landesmedienanstalt fir weitgehend Uberflissig halten.
Die Zulassung und Kontrolle der Privatsender ist mittlerweile kein Job mehr, der eine mit Millionen
alimentierte Blrokratie erfordert. Die Zahl der ausgesprochenen Beanstandungen ist iberschaubar und
wird von den Uberwachten eher beléchelt als geflirchtet. Zudem stellt sich immer wieder die
Grundsatzfrage, warum die Beitragszahler, die ihr Geld ja eigentlich fir den 6ffentlich-rechtlichen
Rundfunkbereich entrichten, die Kontrolle der Privatsender mitbezahlen missen und dafir pro Monat und
Haushalt immerhin rund 34 Cent ausgeben. Ein bisschen ist das so, als wirden Bus- und Bahnfahrer tber
ihren Fahrscheinkauf fur die Kontrolle der Taxis herangezogen.

Man konnte also durchaus mal reden Uber die 150 Millionen Euro, die den Medienanstalten jahrlich aus
dem Rundfunkbeitrag zuflieBen. Man kénnte fragen, ob die LMK knapp 8,5 Millionen Euro als Jahresetat
braucht, wéhrend beim ZDF fur Fernseh- und Verwaltungsrat gerade mal 2,5 Millionen Euro im
Haushaltsplan stehen. Man kénnte mit dem LMK-Geld also durchaus anderes veranstalten, méglicherweise
auch Besseres. Das wissen auch die Medienwachter, die deshalb eifrig dabei sind, sich Uber
medienpadagogische Projekte unentbehrlich zu machen.

Geld wird auch die Beschaftigung von Eumann in Mainz kosten. Der Posten sei mit einem Betrag dotiert,
der sich an der Beamtenbesoldungsgruppe B7 anlehne, heildt es aus der LMK, was einem Betrag
entsprache, der auf jeden Fall oberhalb der 10.000 Euro im Monat liegt. Genau kann man das nicht sagen,
weil da personliche Umstande die Hohe signifikant beeinflussen kdnnen.

DWDLde 19.11,2017
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Nun gibt es Kritiker, die fragen, warum man nun einen aus dem Amt gejagten Politiker Gber den
Rundfunkbeitrag finanzieren misse. Sie unterstellen damit indirekt, dass Eumann es auf das Geld
abgesehen habe. Dies kann man aber getrost ausschliefen, denn als Staatssekretar rangiert man
automatisch ein paar Besoldungsstufen Uber einem Medienanstaltsdirektor. Auch wenn im Ruhestand
davon weniger als drei Viertel tbrigbleiben, dirfte Eumann derzeit kaum weniger Gehalt beziehen als ihn in
Mainz erwartet. Finanziell wirde es flr ihn einem Nullsummenspiel gleichkommen, nur dass fir sein
Auskommen nicht mehr der Steuerzahler aufkdme, sondern der Beitragszahler. Der aber miisste nach
geltender Rechtslage ohnehin einen Direktor bezahlen.

Was bleibt, ist die Aussicht, dass am 4. Dezember in Mainz ein Direktor gewahit wird, der durch die
Diskussionen vorab schon beschadigt ins Amt geht. So etwas ist auszuhalten auch und gerade fir einen

Politikprofi wie Eumann. Auch gegen Tobias Schmid, den Volljuristen, der nun in DUsseldorf die LfM leitet,
gab es vorab Bedenken, weil er doch aus dem Privatfernsehlager kam und manche furchteten, man mache
mit seiner Inthronisation den Bock zum Gartner. Inzwischen sind die Bedenkentrager still geworden.
Schmid macht ordentlich seinen Job, und gut ist es.

Was allerdings nicht Ubersehen werden darf, ist der Umstand, dass die Mediengesetze in Rheinland-Pfalz,
die ein derart intransparentes Wahlverfahren wie das aktuelle erméglichen, dazu geeignet sind, der
Institution zu schaden und damit dem System &ffentlich-rechtlicher Anstalten einen Barendienst zu
erweisen. Wer kiinftig mangelnde Staatsferne kritisieren will, der muss nur nach Mainz zeigen und kann
neben dem ZDF-Fernsehrat nun noch ein Beispiel politischer Undurchsichtigkeit nennen.

Nimmt man solche Probleme ernst, winscht man sich fast, Eumann wirde in Mainz nicht Direktor der
LKM, sondern Staatssekretar fir Medien. Aufzurdumen gibt es schliefdlich genug.
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Die Wahl des SPD-Politikers Marc Jan
Eumann zum Direktor der rheinland-
pfélzischen Landesmedienanstalt LMK
(F.AZ. vom 1. Dezember) ist nach An-
sicht des Leipziger Staats- und Medien-
rechtlers Hubertus Gersdorf verfas-
sungswidrig abgelaufen. Eine offent-
liche Ausschreibung wére zwingend not-
wendig gewesen, sagte er dem SWR-Ma-
gazin ,Zur Sache Rheinland-Pfalz“. Die
‘Ausschreibungspflicht ergebe sich aus
dem Grundgesetz, Paragraph 33, Ab-
satz 2, der den freien Zugang zu 6ffent-
lichen Amtern regelt. Sie gelte, auch

Verfassungswidrig?

Wahl des LMK-Chefs in der Kritik

wenn das Landesmediengesetz von
Rheinland-Pfalz dies nicht vorschreibe.

Eumann war am Montag mit knapper
Mehrheit zum Chef der Medienanstalt
gewdhlt worden. Die LMK-Versamm-
lung hatte die Stelle nicht ausgeschrie-
ben, sondern eine Findungskommission
eingesetzt. Der frithere nordrhein-west-
falische Medienstaatssekretir hatte kei-
nen Gegenkandidaten. Die Landtags-
opposition kritisieste die Umstéinde als
intransparent und spricht von ,,Genos-
senfilz“. Es sind aber, woran der Fach-
dienst epd medien erinnert, auch in an-
deren Medienanstalten Direktoren ohne

Ausschreibung ins Amt gekommen.

In einem bemerkenswerten Inter-
view mit der Sendung @mediasres im
Deutschlandfunk hatte sich Eumann ge-
gen die Kritik an dem Verfahren ver-
wahrt, insbesondere gegen die Frage, ob
eine Wahl mit geheim operierender Fin-
dungskommission und ohne Gegenkan-
didat denn iiberhaupt eine sei. Er finde,
sagte Eumann der ihn interviewenden
Journalistin, ,zum Stil“ gehore, ,dass
Sie mir einfach mal gratulieren, dass ich
diese Wahl gewonnen habe.*  FA.Z

Frankfurter Allgemeine Zeitung 08.12.2017
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Medienaufseher startet mit Medien-GAU

Personalie Eumanns Ernennung zum Chef der Landeszentrale gerat denkbar

ungliicklich

Von unserem Redakteur Dietmar Brlick
Rheinland-Pfalz. Einen Vorteil hat der gran-
dios verpatzte Start fir Marc Jan Eumann,
den neuen Direktor der rheinland-pfélzi-
schen Landesmedienanstalt (LMK): Es
kann nur noch besser werden. Denn un-
glucklicher kann man kaum ins Amt kom-
men. Erst einmal haftet seiner Ernennung
der Geruch des Genossenfilzes und der
Kungelwirtschaft an — trotz zweifelsfreier
fachlicher Eignung. Zweitens hat er gleich
mit seinem ersten wichtigen Interview reich-
lich Spott und Hame provoziert. Isabelle
Klein hatte ihm fir den Deutschlandfunk
nach seiner knappen Wahl zum neuen
Medienaufseher des Landes ein paar kriti-
sche Fragen gestellt. Vor allem zu dem
Umstand, dass der SPD-Politiker Eumann
als nordrhein-westfalischer Medienstaats-
sekretar Regeln fur das dortige Pendant
des rheinland-pfalzischen LMK-Chefs auf-
gestellt hatte, die ihm eigentlich die Annah-
me seines neuen Postens verboten hatten.
Denn der dortige Mediendirektor muss Voll-
jurist und mindestens 18 Monate raus aus
der Politik sein. Nichts davon erfullt Eu-
mann. Erstens ist er studierter Historiker.
Zweitens schied er erst in diesem Jahr als
Staatssekretar fur Europa und Medien in
der Ddusseldorfer Staatskanzlei aus. Eu-
manns Gllck: In Rheinland-Pfalz ticken die
Uhren anders. Ein Regelwerk wie in NRW
existiert hier nicht. Beleidigt und ver-
schnupft Vier Fragen lang versuchte die
Journalistin  vom Deutschlandfunk, Eu-
mann zu befragen, ob eine Karenzzeit fir
Politiker nicht tatsachlich sinnvoll sei — vor
allem, wenn diese anschlieBend zum
obersten Medienaufseher eines Bundeslan-
des werden. Dann riss dem ehemaligen
Staatssekretar der Geduldsfaden. Er be-
merkte beleidigt und verschnupft: ,Ich will
Ihnen aber sagen, Frau Klein, ganz offen:
Ich finde, zum Stil gehért auch, dass Sie
mir einfach mal gratulieren, dass ich diese
Wahl gewonnen habe.“ Das hatte der 51-
Jahrige tatsachlich. Als einziger Kandidat
mit 19 von 34 Stimmen. Das war nur eine
Stimme mehr als laut Satzung erforderlich.
Ein Vertrauensvorschuss sieht anders aus.
Das Eumann-Interview |6st bis heute eine
Fulle von Reaktionen aus — vor allem im
Internet. Im Blog ,Ubermedien* hieR es et-
wa: ,Dieser Mann wird Prasident einer Auf-
sichtsbehdrde, die anderen Medienkompe-
tenz vermitteln will und far die Aufsicht
Uber private Medien zustandig ist. Und die-

sem Mann muss man erklaren, dass hart-
nackige, berechtigte, nervige Fragen an
Machtige keine unangenehme Begleit-
erscheinung von Medienfreiheit sind, son-
dern ihr ausdrickliches Ziel?“ Und weiter:
,Um es deutlich zu sagen: Man muss die
Medienfreiheit vor Leuten wie Eumann
schutzen.“ In den sozialen Medien wurde
der neue Chef der LMK mit ironischen Gra-
tulationen geradezu Uberschittet. ,\Wenn
ich als einzige Kandidatin gut die Halfte al-
ler Stimmen kriegte, ich wére stolz wie Os-
kar“, schrieb eine Frau auf Twitter. Ein an-
derer meinte: ,Der Herr Eumann gibt im
DLF den majestatsbeleidigten Erdogan
und kritisiert kritischen Journalismus. Guter
Start, kleiner Pfalz-Trump!“ Ein Nutzer gra-
tulierte der ,Landesmedienanstalt zu die-
sem neuen Chef, der Begriffen wie Staats-
ferne und Demut ganz neue Bedeutung
gibt*. Kurz fiel ein weiterer Kommentar am
Nikolaustag aus: ,Kling Gléckchen Kllnge-
lingeling.” Mitbewerber ohne jede Chance
Hinzu kommt, dass auch andere Medien-
politiker an dem Direktorenposten in Lud-
wigshafen Interesse hegten. Sie hatten nur
nicht den Hauch einer Chance, da die an-
geblich mit rund 100 000 Euro dotierte Stel-
le erst gar nicht ausgeschrieben wurde.
Das Findungsverfahren hielt man bis zu-
letzt unter Verschluss. Offenbar, um Eu-
mann durchzubringen. Nicht nur die rhein-
land-pfalzischen Oppositionsfraktionen von
CDU und AfD sprechen hier von einem
eklatanten Fall roter Kungelei. Eine Initiati-
ve der Christdemokraten, nach der auch
andere Kandidaten in den Bewerbungsring
hatten steigen kénnen, wurde abgewehrt.
Der rheinland-pfélzische Steuerzahlerbund
fordert nun von der Mainzer Ampelregie-
rung eine Reform des Landesmediengeset-
zes. ,Bei der Direktorenwahl sind eine 6f-
fentliche Stellenausschreibung und eine
Karenzzeit far Politiker dringend nétig",
hieR es. Landesgeschéftsfihrer René
Quante appelliete an das Kabinett von
Ministerprasidentin  Malu Dreyer (SPD):
,ZU Transparenz und Fairness verpflichten-
de Vorschriften bei der Wahl des LMK-Di-
rektors gibt es nicht. Das o6ffnet Tar und
Tor fur eine verfilzte Personalpolitik nach
Parteibuch.“ Abbildung:Marc Jan Eumann,
der neue Direktor der Landeszentrale fur
Medien und Kommunikation, wird viel Ver-
trauen aufbauen muissen. Sein Start ins
gewichtige Amt glich einem Medien-GAU.
UFoto: dpa
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Cybermobbing

So helfen Sie
lhrem Kind

Das ,,Biindnis gegen Cyber-
mobbing“ legte im Friihjahr
eine Studie mit einer erschiit-
ternden Zahl vor: 1,4 Millionen
Kinder und Jugendliche sind
bereits Opfer von Schméahun-
gen im Internet oder insozialen
Netzwerken geworden! Und:
,»Es gibt eine grofle Dunkelzif-
fer, sagt Verena Weigand, Be-
reichsleiterin Medienkompe-
tenz und Jugendschutz bei der

te in der Al-

tersgruppe

Zwischen

Zzwolf und 19

Jahren an, er

kenne jeman-

den, der schon

im Internet oder

per Handy fertige-

macht wurde.
Weigandsiehteinen

Zusammenhang mit der

Bayerischen  Landeszentrale fruhen Smartphone-Nut-
fir neue Medien pummesmmmm zung: Fir Kinder
(BLM). sind die Folgen der
Cybermobbing - | Handynutzung kaum
wasistdas iiberhaupt? abschitzbar. Dabei
Ahnlich wie beim [ geht es neben Cyber-
Mobbinginderrealen | . mobbing auch um
Welt wird gegen Per- | ™S =~ Kostenfallen, um Da-
sonen iiber einen lin- N {" tenschutz und Urhe-
geren Zeitraum und L berrecht* Klar ist:
in einer massiven A\ \\ |  MankannKinderund
Form subtile oder of- " Jugendliche kaum von
fene Gewalt ausgeiibt. \ | sozialen Netzwerken
Ziel ist, die Person zu - "w ] fernhalten. Thre Al-
1 3 - erena el-
diffamieren und aus gand (BLM) tersgenossen bewegen

zugrenzen. Das kon-
nen Kommentare sein, Videos
oder Fotos. Das Schlimme:
Beim Cybermobbing werden
die Beleidigungen iiber soziale
Medien und im Internet einem
breiterem Publikum zuging-
lich - ,,und erreichen dadurch
eine ganz andere Qualitit”, so
Weigand. Laut der eingangs ge-
nannten Studie gibt jeder Drit-

sich dort und durch
ein Verbot schliefft man das ei-
gene Kind aus. Erziehungswis-
senschaftlerin Weigand rit El-
tern, die ihrem Kind ein Smart-
phone anschaffen wollen: ,,Sie
miissen gerade in der Anfangs-
phase mit dem Kind iiber die
verschiedenen Risiken spre-
chen, sie sollten Internet und
soziale Medien anfangs ge-
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meinsam nutzen und sich das
Recht vorbehalten, in das Handy
des Kindes oder seinen Account
hineinzuschauen.“ Sie sollten
und miissen wissen, was ihr Kind
dort tut. ,,Das Smartphone ist
schlieBlich eine Leihgabe — denn

nur ein Erwachsener kann einen
Vertrag abschlieBen. Insofern
diirfen Eltern auch die Regeln
aufstellen.”

Das ist mit einem Zehnjihri-
gen gut verhandelbar — aber mit
einem Teenager? ,,Das Wichtigs-

te ist ein Grundvertrauen, und
da kommt es natiirlich auf die
zuvor geleistete Erziehungsar-
beit an. Gespriche sollten je-
derzeit moglich sein* Die
Warnzeichen, dass das eigene
Kind Mobbingopfer ist, sind
nicht zu iibersehen. Leistungen
in Schule oder in Vereinen las-
sen nach und soziale Kontakte
werden abgebrochen. Hellho-
rig sollte man auch bei Be-
schwerden wie Kopfschmerzen
oder Bauchweh werden.

Wie reagieren Eltern richtig?
>2Immer das Gespréch suchen.
Geht das Cybermobbing iiber
ein gewisses MaB hinaus, ande-
re Instanzen einschalten -

Schule oder auch die Polizei“,

- rét Weigand. Ubrigens sind

nicht immer die gleichen
Kinder Titer oder Opfer.

»Es gibt Opfer, die selbst

' mobben, und umgekehrt.
Und eine gewichtige Rol-

le beim Mobbing spielen
zudem die Mitldufer, das
passive Publikum. Zahlt mein
Kind zu dieser Gruppe, gehort
auch hier ein Gespréach auf die
Agenda” Zusitzlich sind El-
tern in der Privention gefragt:
»oie haben die Aufgabe, ihre
Kinder stark zu machen, aber
auch rucksichtsvoll”, erklirt
Weigand. In der Schule sei ein

-gutes soziales Klima forderlich

und eine generelle Sensibilitét
fiir das Thema Mobbing. Wei-
gand: ,Nicht zuletzt miissen
Kinder Medienkompetenz er-
lernen. Dazu kann man sehr
gut den Medienfiihrerschein
Bayern nutzen, seit Kurzem
auch in der auBlerschulischen
Jugendarbeit.“ K. BASARAN
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Grofde Studie zur Online-Nutzung bei Kindern und Jugendlicher

Gefahr aus
dem Netz

ie Online-Nutzung ihrer Kin-
der bereitet drei Viertel der El- /
_ tern in Deutschland grofle Sorge.
. Dabei beunruhigen die Erwachsenen
| vor allem lauernde Gefahren wie der Kontakt zu
,\’ Fremden, verstérende Gewalt oder pornografische In-
| halte, Cybermobbing (siehe links) und Datenklau. Das geht
aus dem aktuellen Jugendmedienschutzindex hervor, der ges-
tern in Berlin vorgestelit wurde. In Auftrag gegeben wurde die
Studie von der Freiwilligen Selbstkontrolle Multimedia-Dienstan-
bieter (FSM). Firr die reprasentative Umfrage wurden bundesweit
805 Kinder und Jugendliche sowie jeweils ein Elternteil interviewt.
Die Ergebnisse: 94 Prozent der Eltern sehen sich selbst in der
Pflicht, ihre Kinder vor negativen Erfahrungen im Netz zu schiitzen,
81 Prozent sehen aber auch soziale Plattformen wie Facebook
der Verantwortung, 74 Prozent die Schulen und 72 Prozent d
Politik.
Und wie sieht es aus mit der Netz-Kompetenz? 56 Prozent
der befragten Erwachsenen sprechen sich selbst eine On-
. line-Fahigkeit zu. Bei den Heranwachsenden sind es 69
Prozent. Interessant: Sowohi aus Sicht der Eltern als
auch aus Sicht der Kinder iiberfliigein Teenager
j ab etwa 13 Jahren die Erwachsenen in Sa-
L chen Online-Kompeten.

i

Hio-
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20 Jahre jugendschutz.net: Kampf gegen Gewalt im Netz

Kindersicheres Surfen

15:57 Uhr + 02 GMT Mainz (dpa) - Kinder-
pornos, Enthauptungen, Hungerwettbewer-
be: Seit 20 Jahren kdmpfen die Mitarbeiter
von jugendschutz.net von Mainz aus
gegen jugendgefahrdende Inhalte im Inter-
net. Dabei ist die Zahl der Texte, Bilder,
Audios und Videos, die gegen den Jugend-
schutz verstoRen, uniberschaubar. "Alles
im Blick behalten konnten wir noch nie,
weil das Angebot im Internet unbegrenzt
ist", sagte der Leiter Friedemann Schindler
im Interview der Deutschen Presse-Agen-
tur. Wer etwa bei Google nach Porn (Por-
nografie) sucht, erhalt derzeit mehr als 1,8
Milliarden Treffer. Die Internet-Fahnder
von jugendschutz.net konzentrieren sich
deswegen auf diejenigen Angebote, die
gezielt junge Nutzer ansprechen und die
eine besonders groe Reichweite haben.
"Wir gehen nicht nur gegen einzelne Inhal-
te vor - unser Ziel sind strukturelle Verbes-
serungen", sagte Schindler. Internationale
GrofRanbieter wie Youtube und Facebook
missten bestimmte Inhalte untersagen
und den Beschwerdemechanismus so re-
geln, dass gefahrdende Inhalte schnell ver-
schwinden. Angefangen hat die bundeswei-
te Einrichtung mit anderthalb Stellen. Heu-
te sind es 50. Wegen der oft krassen Bilder
gibt es fur die Mitarbeiter regelméaRige
Uberwachung, Notfallplane und das Ange-
bot, eine Trauma-Fachberaterin zu spre-
chen. "Bei uns besteht immer die Gefahr
von Traumatisierung", sagte Schindler. Eini-
ge Mitarbeiter hatten die Konfrontation
nicht ertragen kénnen und die Einrichtung
verlassen. "Im Extremfall sehen wir Propa-
ganda-Videos mit massenhaften Enthaup-
tungen und Vergewaltigungen von kleinen
Kindern. Die Wirkmacht solcher Darstellun-
gen erleben wir taglich", sagte Schindler.
Schlimm sei auch die Situation der Ohn-
macht, wenn Kinder im Internet Selbstver-
letzungen und Suizide androhen. "Man
kann nicht immer etwas tun." In den ver-
gangenen Jahren hinzugekommen zum
Aufgabenbereich der Internet-Fahnder sind
zum Beispiel Hungerwettbewerbe und die
Verherrlichung von Selbstgefahrdungen.
Auch werden Legal Highs beworben, also
neue Drogen, die noch nicht geprift und
als gefahrlich eingestuft sind. "Das wird
gezielt an Jugendliche vermarktet, auch
mit Probepackchen", sagte Schindler. Der

sogenannte Islamische Staat (IS) spreche
ebenfalls gezielt Kinder an. Wichtigste Auf-
gabe sei, die jugendgefdhrdenden Inhalte
moglichst rasch verschwinden zu lassen,
sagte Schindler. "Bei drei Viertel der Ver-
stolRe gelingt uns das schnell." So seien
die Mitarbeiter bei Youtube zum Beispiel
sogenannte Trusted Flagger, also vertrau-
enswirdige Markierer - deswegen lésche
die Videoplattform das beanstandete Ange-
bot normalerweise innerhalb von einer
Stunde. Ein wichtiges Stichwort ist fur
Schindler das Safety by Design, also Si-
cherheitsmaRnahmen, die schon bei der
Entwicklung eingebaut werden. "Derzeit
werden viele Dienste auf den Markt ge-
schmissen und dann stellt man fest: Huch,
da sind ja auch Kinder." Da sei mehr Vo-
rausschau nétig, um gleich Konfigurations-
einstellungen fur Kinder und Beschwerde-
mechanismen mit einzubauen. Grolle
Dienste seien mittlerweile auch in der La-
ge, das Hochladen derjenigen Bilder, die
wegen VerstdéRen schon einmal geldoscht
worden sind, zu verhindern. Seine Kolle-
gen testeten derzeit eine Texterkennung
von Facebook sowie eine Foto-DNA von
Microsoft, welche bekannte Hassinhalte
identifizieren kann. "Zum Beispiel wird da-
bei eine Gaskammer gezeigt mit der An-
zahl der Kalorien, die durch die Verbren-
nung eines Juden erzeugt werden." Eines
ist sicher: Die Arbeit wird Schindler und sei-
nen Kollegen nicht ausgehen. Die schreckli-
chen Bilder motivierten sie immer wieder,
mit vollem Einsatz gegen Hass, Gewalt
und Ausbeutung vorzugehen, sagte Schind-
ler. "Wir sehen uns als Mahner und Anwalt
von Kindern im Netz." Der gesetzliche Auf-
trag dazu ist im Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag (JMStV) verankert. Das Jah-
resbudget von jugendschutz.net liegt bei
rund 3,5 Millionen Euro. Davon kommen
zwei Drittel vom Bund, ein Drittel von den
Landern.
Medien/Internet/Familie/Jugendschutz/Onlin
e Medien/Rheinland-Pfalz/Deutschland/
Abbildung:Bekadmpfung von Pornografie
und Gewalt: Seit 20 Jahren kadmpfen die
Mitarbeiter von jugendschutz.net von
Mainz aus gegen jugendgefahrdende Inhal-
te im Internet. Foto: Julian
Stratenschulte/dpa
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YouTube geht harter gegen verstiorende Kindervideos vor

N ach einem netzweiten Aufschrei reagiert

YouTube mit verschirften Regeln auf die

wachsende Industrie mit Kindervideos, die

nach vielgesuchten Schlagworten produziert werden.
Solche Videos orientieren sich rein nach Gewinn und
enthalten oft verstdrende Inhalte. Die Google-Tochter
will ithnen jetzt nicht nur schneller Werbung entziehen,
sondern auch unangemessene Kommentare bekdmpfen
und bessere Richtlinien fiir Kandle mit Familieninhalten
publizieren.

In einem offiziellen Blogeintrag hat YouTubes Vice President of Product
Management Johanna Wright den Funf-Punkte-Plan zur Sduberung von

YouTube und insbesondere YouTube Kids vorgestellt
(https://youtube.googleblog.com/2017/11/5-ways-were-toughening-our-
approach-to.html): Bisherige Richtlinien sollen schneller und

konsequenter durchgesetzt werden; unangemessene Videos verlieren
ihre Werbefinanzierung; Videos von Minderjdhrigen mit
unangemessenen Kommentaren sollen eine Sperrung der
Kommentarfunktion erhalten und die schuldigen Nutzer den Behdrden
gemeldet werden. Experten werden YouTube laut Wright bei der
Entscheidung helfen, welche Inhalte fiir Kinder und welche fir
Erwachsene angemessen sind.

In einem ersten Schritt hat YouTube in der vergangenen Woche nach ecigenen
Angaben bereits 50 Kanile geloscht und mehr als einer halben Million Videos die
Werbung und damit die Finanzierung entzogen. Inhalte mit familienfreundlichen
Charakteren, aber fiir Kinder nicht geeigneten Inhalten, werden mit Algorithmen
vorsortiert und dann erst ab 18 Jahren freigegeben. Neben dieser Verschirfung
bereits bestehender Regeln ist die Blockade von unangemessenen Kommentaren zu
Videos mit Kindern neu. Die aggressivere Vorgehensweise deaktiviert die

Kommentarfunktion bei einem betroffenen Video im Zweifelsfall lieber ganz.

YouTube reagiert damit auf viele Medienberichte der vergangenen
Wochen, die sich mit dem Phidnomen von Videos fiir Kinder mit
erschreckenden Inhalten befasst hatten. Als ,Industrialized Nightmare

Production (https://www.wired.de/collection/life/geschaeftsleute-nutzen-

www.wired.de 23.11.2017
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youtube-algorithmen-um-kKinder-auszunutzen)“ hatten Kritiker etwa
Filme bezeichnet, in denen beliebte Charaktere aus Medien fiir
Kleinkinder etwa brutale Gewalt erleben oder in sexuelle Situationen
geraten. Hiufig waren eben diese Videos auch durch die Filter auf
YouTube Kids geraten, eine Umgebung, die Eltern eigentlich fir sicher
gehalten hatten. Erste Reaktionen des Unternehmens
(https://www.wired.de/collection/life/kinderschreckvideos-youtube-
aendert-seine-altersfreigabe) gingen vielen Beobachtern nicht weit
genug — der offentliche Aufschrei hat YouTube nun offenbar dazu
bewegt, weitere Schritte einzuleiten, um das Problem einzuddmmen.
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Spiderman
spinnt wohl

Gefilschte Youtube-Videos machen Kindern Angst

FRIEDERIKE OERTEL

Es sind fiir junge Zuschauer verstorende
Bilder: Spiderman uriniert in eine Bade-
wanne, in der Elsa aus dem Disney-Film
Frozen sitzt. Peppa Pig wird von Zombies
und Monstern angegriffen. Micky Mouse
liegt nach einem Autounfallin einer Blutla-
che. Auf Youtube hat sich eine Szene eta-
bliert, die sinnlose, brutale und teils gewalt-
verherrlichende Videos mit Helden aus Co-
mic- und Animationsfilmen produziert -
und damit ein sehr breites Publikum er-
reicht. ,Toys and Funny Kids Surprise
Egg" etwa, der Clips mit Knetfiguren von
Hulk, Spiderman und Elisa zeigt, gehort
mit Giber fiinf Milliarden Views zu den 100
meistgeklickten Videokanilen der Welt.

Unklar ist, wer hinter den Clips mit
ihren brutalen Wendungen steckt

Das Perfide: Mit Titeln wie ,,Frozen Eli-
saand Spiderman Prank“ haben es die Ma-
cher gezielt auf Kinder abgesehen, die
nach ihren Lieblingsserien oder -figuren
suchen. Die Kanile haben harmlose Na-
men wie Happy Kids TV, Kids Animation
oder Beeble Kids TV. Die gefélschten Vi-
deos locken mit bunten Vorschaubildern
und sind durch ihre originalgetreue Gestal-
tung zunachst nicht als Fake erkennbar. Al-
len Clips ist gemein, dass sie erst im Ver-
lauf eine brutale Wendung nehmen. Dem
Youtube-Algorithmus, der nicht kinder-
und jugendfreie Clips eigentlich aussor-
tiert, entgehen die Inhalte so. Nach Berich-
ten von BBC und New York Times erhielt
das Problem bisher vor allem in den USA

grofere Aufmerksambkeit, ist aber nicht re-
gional begrenzt, da die meisten Clips ohne
Sprache, dafiir mit fréhlicher Hintergrund-
musik und Gerduschen funktionieren.

Noch ist unklar, wer hinter den Videos
steckt. ,,Das Phanomen ist neu, eine Erkla-
rung haben wir noch nicht* sagt Youtube-
Pressesprecher Robert Lehmann auf SZ-
Anfrage. ,Wir konnen nur spekulieren.
Handelt es sich wirklich um eine Szene, die
Kinder absichtlich verdangstigen und trau-
matisieren will, wie der Autor James Bridle
in einem Beitrag auf der Bloggerplattform
Medium.com behauptet? Oder ist es doch
ein makabrer Scherz fiir Erwachsene, bei
dem Kinder nur eine Art Beifang sind?

Das Problem ist mit Blick auf den zuneh-
menden Erfolg von Kids-Content auf You-
tube besonders dringend. Der Kinderka-
nal ist seit fiinf Jahren der am starksten
wachsende Bereich der Plattform. Auf ei-
nem Kanal, der wirkt, als sei er der offiziel-
le Channel von Peppa Pig, ist zu sehen, wie
das Ferkel beim Zahnarzt liegt und mit Hor-
rorinstrumenten maltritiert wird. Die
meisten Fans von Peppa Pig sind zwischen
drei und fiinf Jahre alt.

An dem Phinomen lésst sich gut able-
sen, wie SEO- und Thumbnail-Optimie-
rung funktionieren, die dafiir sorgen, dass
Clips in den Suchergebnissen von Youtube

oder bei Google ganz oben erscheinen. Der
Youtube Channel h3h3 vermutet in einem
Beitrag, dass Betreiber von Fakekanélen
die Disney-Protagonisten nutzen, um mog-
lichst viele Klicks zu generieren. Sie verse-
hen dafiir ihre Titel mit Schlagwortern wie
»Spiderman®, ,Kinder* und ,lustig“. Er-

scheinen die Clips auf der Ergebnisseite
ganz oben, generieren sie Abrufe und da-
mit Werbeumsitze. Fiir diese Theorie
spricht, dass Videos mit den Begriffen Spi-
derman und Elsa besonders oft geklickt
werden. Dass Spiderman Elisa hypnoti-
siert und dazu bringt, aus einer Toilette zu
trinken, ist zunichst nicht zu erkennen.
Ausgerechnet der verstoérende Klo-Humor
und die Gewalt kénnte Kinder dazu brin-
gen, immer mehr Videos zu schauen.

In den sozialen Medien haufen sich Be-
richte von Eltern, deren Kinder solche
Clips gesehen haben. Es wird nach Verant-
wortlichen gesucht und diskutiert, wie
man dem entgehen kann. Youtube hat in-
zwischen auf die Kritik reagiert und seine
Richtlinien angepasst. Nutzern wird emp-
fohlen, entsprechende Videos zu markie-
ren. Diese werden dann mit einer Altersbe-
grenzung versehen und automatisch aus
dem Kids Channel aussortiert. Komplett
entfernt werden sie aber nicht. ,Wir verste-
hen uns als eine freie Plattform: Solange
nicht zu Gewalt aufgerufen wird, diirfen
die Videos drauf bleiben, egal, welchen
moglicherweise fragwiirdigen Vorlieben
sie entsprechen®, so der Pressesprecher.

Die Datenmengen wachsen téglich und
sind langst zu grof, als dass alle Inhalte
markiert oder gemeldet werden kdnnten.
Abhilfe schaffen Kinderschutz-Softwares
wie Nat Nanny, welche die gesamte Web-
site scannen, einschliefilich der Kommen-
tare, in denen womdglich auf Gewalt hinge-
wiesen wird. Alternativ kénnen Eltern eine
Playlist mit vorher {iberpriiften Quellen er-
stellen. Eine andere Losung ist vorerst
nicht in Sicht.
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Facebook und Instagram sind
YouTube auf den Fersen: Soziale
Netzwerke werden zu

Videoplattformen
Die sozialen Netzwerke entwickeln sich immer starker zu Videoplattformen:

YouTube bleibt das Flaggschiff im deutschen Onlinevideo-Markt, aber auch
Facebook sowie Instagram und Twitter gewinnen fiir die Verbreitung von
Onlinevideos an Bedeutung.

90 Prozent der befragten Onlinevideo-Anbieter sind bereits auf YouTube prasent.
Uber Facebook distribuieren 57 Prozent und tber die eigene Website 51 Prozent. Das
zeigt der aktuelle Web-TV-Monitor 2017 im Auftrag der Landesanstalt flir
Koemmunikation Baden-Wirttemberg (LFK) und der Bayerischen Landeszentrale fir
neue Medien (BLM), der heute in Minchen in der BLM vergestellt wurde.Das
deutsche Onlinevideo-Universum bilden aktuell 12.048 YouTube-Channels (mit
jeweils mehr als 500 Abonnenten) und 677 Web-TV-Angebote (Submarken von
Medien, Mediatheken, Corporate TV, Kemmunikationsportale u.a.). Zudem wurden
erstmals die Top 550 der Facebook-Video-Angebote analysiert.

Instagram wird immer wichtiger

Noch steht YouTube an der Spitze, doch vor allem die Video-Nutzung von Instagram
hat deutlich zugenommen und stieg in nur einem Jahr von 36 Prozent auf 47 Prozent.
Auch die Twitter konnte hierbei einen Wachstum von 40 Prozent auf 43 Prozent
verbuchen. 53 Prozent der Anbieter denken, dass Instagram in den nachsten drei
Jahren noch wichtiger fir Onlinevideos werden wird. Eindrucksvoll ist auerdem die
Entwicklung der Abrufzahlen auf YouTube: Seit dem Start der untersuchten 12.048
YouTube-Kanale in Deutschland hinweg gab es bis September 2017 insgesamt 171
Milliarden Abrufe, 31 Prozent mehr als 2016.

Neben den rasant steigenden Abrufzahlen wachst nach Aussagen der Anbieter auch
die durchschnittliche Sehdauer deutlich: Vor allem bei Livestream-Angeboten rechnen
die Befragten bis 2018 mit einer Steigerung von 22 auf 28 Minuten, bei Video on
Demand-Angeboten von 9 auf 10 Minuten.Das Inhalteportfolio unterscheidet sich je
nach Plattform. Bei den Web-TV-Ange-boten chne reine YouTube- oder Facebook-
Channels dominieren Informations-, Nachrichten- und Wissensformate (31 Prozent
der Angebote). 19 Prozent konzentrieren sich auf regionale Inhalte, 13 Prozent auf
Unterhaltung bzw. Comedy.

Influencer Marketing ist die Zukunft

Der Anteil der Anbieter, die iber ihre Onlinevideos Einnahmen generieren, liegt bei 82
Prozent. Der Grofiteil (62 Prozent) arbeitet aber nicht kostendeckend. Die wichtigste
Erldsquelle ist fir 62 Prozent der Befragten YouTube-Werbung, gefolgt von
Sponsoring/Presenting (48 Prozent). Am deutlichsten gewachsen gegeniber 2016
sind Produktplatzierungen mit 42 Prozent (2016 waren es noch 28 Prozent). 43
Prozent der Befragten halten das Thema Influencer Marketing kunftig far sehr
relevant.
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Noch nicht

profitabel

Web-TV-Monitor 2017: Monetarisierung
von Onlinevideo via Werbung bleibt
grof3e Herausforderung / Youtube dominiert

Juliane Paperlein

er Grofteil der iiberwiegend

werbefinanzierten  Anbieter

von Onlinevideo arbeitet

noch nicht kostendeckend.
Der Anteil von Onlinevideo-Werbung
und Produktplatzierungen am Gesamt-
umsatz wichst zwar, profitabel sind aber
erst 38 Prozent der Angebote, die Gold-
media im Auftrag von Bayerischer Lan-
deszentrale fiir neue Medien (BLM) und
Landesanstalt fiir Kommunikation Ba-
den-Wiirttemberg (LfK) im ,Web-TV-
Monitor 2017 untersucht hat. Goldme-
dia hat dafiir 12725 Angebote betrachtet,
die vor allem auf Youtube zu finden sind,
sowie erstmals die 550 grof3ten Facebook-
Video-Angebote.

Die wichtigsten Einnahmequellen
sind derzeit Werbung auf Youtube (62
Prozent), Sponsoring (48 Prozent)
und Produktplatzierungen (42 Prozent).
Letztere sind im Vergleich zu 2016 stark
gestiegen. Auch Affiliate-Erlose konnten
deutlich zulegen (34 Prozent). Der
Anteil der programmatisch gebuchten
Werbung steigt deutlich an. 2017 war
es ein Drittel der Werbeumsitze, 2019
sollen schon 48 Prozent automatisiert
gebucht werden.

Die Betreiber von Onlinevideo-Ange-

boten sind jedoch skeptisch, was die wei-
tere Entwicklung betrifft. Zwar steigt die
Nutzung der Angebote. Wenn es um die
Wachstumsperspektiven geht, sind je-
doch nur 61 Prozent zufrieden, 18 Prozent

der Anbieter unzufrieden und 21 Prozent
neutral. 2016 waren noch 64 Prozent zu-
frieden und erst 10 Prozent unzufrieden,
die iibrigen 26 Prozent neutral.

In Sachen Nutzung erwarten die An-
bieter ein dynamisches Wachstum der
Video-on-Demand-Angebote und eine
leichte Zunahme der Sehdauer. Diese lag
2017 bei durchschnittlich 9 Minuten und
soll bis 2019 auf 12 Minuten steigen. Ein
Treiber dabei ist Live-Streaming. In die-
sem Jahr lag die durchschnittliche Seh-
dauer bei Live-Streaming-Angeboten bei
22 Minuten, 2018 sollen es 28 Minuten
sein und 2019 schon 35 Minuten.

Dabei wird immer mehr Videocon-
tent mobil genutzt. Erstmals gab es mehr
Onlinvideo-Abrufe per Smartphone und
Tablet als tiber stationire Endgerite. Die

Nutzung via internetfihiger Fernseher
soll ebenfalls deutlich steigen und sich
von 6 Prozent in diesem Jahr auf 11 Pro-
zent 2019 nahezu verdoppeln.

Nach Plattformen betrachtet bleibt
Youtube der Dreh- und Angelpunkt fiir
Videocontent. Die zehn grofiten Kanile
vereinen 12 Prozent der rund 169 Milliar-

den Videoabrufe auf sich, die Top 100
rund 42 Prozent. Auch auf anderen Platt-
formen wie Facebook, Instagram und
Twitter sorgen die 100 gréfiten Angebote
fiir dhnlich hohen Traffic, der Anteil der
Top 10 ist dabei noch hoher.

Dominiert wird die Youtube-Top-10
von Musikkanilen wie ArkivaShqip,
Kontor.TV und Rammstein Official
(Grafik). Zu den groflen Gewinnern ge-
hort Promiflash aus Berlin, das mit Pro-

mi- und Lifestyle-News auf Platz 3 im
Ranking aufgestiegen ist. Auf Facebook
waren die Promiflash-Videos zwischen
Mirz und September 2017 sogar das
grofite Angebote nach Abrufen. Auf Platz
2 steht mit Refinery29 ebenfalls ein origi-
nidres Onlineportal. Fiir die erstmalige
Sonderauswertung von Facebook wur-
den 1100 Angebote erfasst und 550 aus-
gewertet. Sie erzielten monatlich bis zu
4 Milliarden Videoabrufe. Die Schwan-
kungen sind jedoch erheblich.

Als wichtigsten Treiber fiir die positive
Entwicklung von Video sehen die befrag-
ten Anbieter schnelle Internetverbindun-
gen, Hemmfaktoren sind dagegen das be-
grenzte Datenvolumen bei Mobilfunk-
vertragen und die mangelnde Verfiigbar-
keit von mobilem Internet.

Musikangebote dominieren die Spitze
Die zehn beliebtesten Youtube-Kandle (nach Abrufen)
Rang | Name im I%tzkﬁg Jahr Ab‘onﬂg,ﬁgfm Genre © Inhalte Wa?tz ’Ziignw Youtube-Netzwerk
1 . ArkivaShqip 858 ‘ 1,6 Musik » Musikvideos 45 o
2 ] Paluten 839 24 Gaming » Lets Plays gemischt mit ausgewahlten Viogs 81 Divimove
3 : Promiflash 579 0,5 Information . Promi- und Lifestyle-Nachrichten in Kurzvideos 886 : Tube One
4 BibisBeautyPalace 500 46 Unterhaltung Sketche, Pranks und Vlogs 65 -
5 KontorTV 485 44 Musik Musikvideos 12 Kontor Records
6 : MySpassde 465 11 Unterhaltung v Clips aus den Brainpool Comedy-Formaten 53 : Brainpool
7 : Rammstein Official 440 14 Musik © Musikvideos 149 ¢ Kobalt Publishing 123
8 The Voice Kids 424 29 Musik Music-Clips aus dem TV-Format 38 Studio71
9 Entertainment Access 47 0,7 Unterhaltung Trailer und Film Clips 238 BroadbandTVv
10 ‘ CrhymeTV 408 1,0 Musik » Musikvideos 238 Faktory.tv
Untersuchungszeitraum war September 2016 bis August 2017; Basis: Youtube Channels in Deutschland, n = 12048
Quelle: Goldmedia: , BLM/LFK Web-TV-Monitor 2017" HORIZONT 49/2017
Horizont 07.12.2017
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DVB-T wird in weiteren Ballungsraumen abgeschaltet

Miinchen (epd). Der Empfang des neuen Antennenfernsehens DVB-T2 wird weiter
ausgeweitet. In der Nacht auf Mittwoch wird der neue Sendestandard planungs-
gemafB etwa in den Ballungsraumen um Dresden, Kassel, Koblenz und Freiburg
eingefiihrt, wie der Sendernetzbetreiber Media Broadcast am Dienstag in Kdln
mitteilte. Der bisherige Ubertragungsstandard DVB-T ist dann nicht mehr emp-
fangbar. Weitere Senderstandorte, darunter beispielsweise Gottingen, Stralsund
und Wiirzburg, werden zu Mittwoch ebenfalls umgestellt.

Der neue Standard sendet im Gegensatz zu DVB-T Bilder in HD-Qualitat. Fiir den Empfang
sind DVB-T2-fahige Fernseher oder spezielle Set-Top-Boxen nétig, ansonsten bleibt der
Bildschirm schwarz. Die Gerate sind mit dem griinen DVB-T2-HD-Logo gekennzeichnet.
Eine neue Antenne ist nicht nétig. Betroffene Kunden miissen nach der Umstellung ab
Mittwoch 12 Uhr einen Sendersuchlauf durchfiihren, um die Signale wieder empfangen
zu konnen. Mit der Umstellung sendet das digitale Antennenfernsehen mehr Programme
als bisher: Statt bisher rund 30 sind es nun 40 Kanile.

Die groBen privaten Sender wie RTL, ProSieben oder Sat.1 sind Gber DVB-T2 nicht in
allen Regionen verfiigbar. Dort wo sie empfangen werden kdnnen, werden sie nur noch
verschliisselt liber den Anbieter Freenet TV gesendet. Wer sie sehen mochte, muss nach
einer dreimonatigen Testphase 69 Euro im Jahr bezahlen. Die Privaten begriinden dies
mit gestiegenen Kosten fiir die Verbreitung in HD-Qualitat.

DVB-T wird abgeschaltet, um mehr Frequenzen fiir das schnelle mobile Internet LTE zu
schaffen. Seit dem 29. Mirz wurde der Standard bereits in anderen Ballungsrdumen
Deutschlands umgestellt. Betroffen davon waren insgesamt rund 3,4 Millionen Haushalte.
Im kammenden Jahr wird DVB-T in weiteren Regionen abgestellt. Im landlichen Raum
soll bis Mitte 2019 umgeschaltet werden - dort werden allerdings nur die 8ffentlich-
rechtlichen Sender zu empfangen sein. Die Seite »www.dvbt2hd.de« informiert dariiber,
welche Regionen wann betroffen sind. Flir Nutzer von Internet-, Satelliten- oder
Kabelfernsehen dndert sich nichts. dsp

epd 07.11.2017
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Umstellung bei Antennen-TV in Region Dresden
Neue Technologie im Einsatz: Schwarzbild droht

Neue Technik fir das Antennenfernsehen
in und um Dresden: In der sachsischen
Landeshauptstadt sowie den Kreisen Mei-
Ben, Sachsische Schweiz-Osterzgebirge,
Bautzen und Gérlitz wird von heute an die
Technik fur den terrestrischen Fernsehemp-
fang von DVB-T auf DVB-T2 HD umge-
stellt. Auf diesen lange geplanten Schritt
wies die séachsische Landesmedienanstalt
(SLM) gestern hin. Wer Fernsehen Uber
Kabel oder Satellit empfangt, ist davon
nicht betroffen. Mit dem weiterentwickelten
Ubertragungsstandard sei es méglich,
auch regionale und lokale private Fernseh-
programme terrestrisch in hochauflésender
Qualitét (HD) auszustrahlen und somit die
Wettbewerbsfahigkeit dieser Angebote wei-
ter zu starken, erklarte SLM-Geschaftsfuh-
rer Martin Deitenbeck. Nach den SLM-An-
gaben brauchen Einwohner, die bislang
ihre Fernsehprogramme per Antenne emp-
fangen haben, ab sofort Fernsehgerate mit
integriertem DVB-T2-Empfanger und einer
sogenannten HEVC-Videodekodierung.
Fernsehgerate ohne entsprechende Emp-
fanger kénnten mit Set-Top-Boxen weiter-
verwendet werden. Eine neue Antenne sei
nicht nétig, heidt es bei der ARD. Mégli-
cherweise muss die Antennenposition neu
justiert werden. Die Umstellung soll im Lau-
fe des Vormittags erfolgen. Vorhandene
DVB-T2-Receiver empfangen die Program-
me erst nach einem erneuten Sendersuch-
lauf. Mit der Aufschaltung von DVB-T2 HD
am jeweiligen Senderstandort wird DVB-T
an diesen Orten eingestellt. Neuer Sender-
suchlauf kann nétig sein Die &ffentlich-
rechtlichen Rundfunkprogramme seien frei
und ohne laufende Zusatzkosten auf ent-
sprechenden technisch  ausgeruUsteten
Empfangsgeraten zu sehen. Die Kosten fur

die digital-terrestrische Verbreitung wirden
aus dem Rundfunkbeitrag gedeckt. Eben-
falls kostenfrei empfangbar sei das Pro-
gramm "Dresden Fernsehen" des privaten
Anbieters "Fernsehen in Dresden" GmbH
fur den Ballungsraum Dresden und erst-
mals das private TV-Programm "Lausitzwel-
le Fernsehen" der SGS Rundfunkgesell-
schaft mbH, Hoyerswerda, fir den Land-
kreis Bautzen. Daruber hinaus sind im
Raum Dresden mit Bibel TV, HSE24 und
QVC einige wenige bundesweite private
Spartenfernsehprogramme frei empfang-
bar, hieR es bei der SLM. Die Gberwiegen-
de Mehrheit der HD-Programme privater
Veranstalter sei allerdings ausschlieRlich
im Programmpaket das Anbieters "freenet
TV" gegen Gebihr zu sehen. In Stdwest-
sachsen, den Raum Chemnitz, Zwickau,
Vogtland und Westerzgebirge findet der
Umstieg auf DVB-T2 HD ab dem 4. Quar-
tal 2018 statt. Hintergrund der Veranderun-
gen sind Vorgaben des Bundes, mit denen
die zur Verfugung stehenden Frequenzen
fur DVB-T (Antennenfernsehen) reduziert
werden. Mit DVB-T2 HD kénnen mehr Pro-
gramme in besserer Qualitat verbreitet wer-
den. Sollte Zuschauer mit ihrem Fernseh-
gerat nicht klarkommen, empfiehlt sich
eine Nachfrage beim Handler des Vertrau-
ens. Im Marz war die Region Leipzig umge-
stellt worden, dabei seien der SLM keine
wesentlichen Probleme bekannt geworden,
erklarte Deitenbeck. Nach seinen Angaben
empfangen von den 2,059 Millionen Fern-
sehhaushalte in Sachsen etwa 105 000 die
Programm GUber Antennen. Mdéglicherweise
liegt der Anteil im Ballungsraum Dresden,
wo die Abstrahlung Uber den Fernsehturm
erfolgt Gber dem Landesdurchschnitt.

Dresdner Neueste Nachrichten 08.11.2017
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n-tv, der erste deutsche Nachrichtenkanal, wird heute

25 Jahre alt - und sieht seine Zukunft auch im Netz

VON ESTEBAN ENGEL

»2Manchmal erzihle ich, dass
ichbein-tv-bin“, berichtet Ca-
rola Ferstl. ,,Da sagen die Leu-
te dann: ,, Ach ja, die App ken-
ne ich.“ Die n-tv-Moderatorin
bringt auf den Punkt, was sich
beim Nachrichtenfernsehen
in Deutschland gerade verdn-
dert. News-Kanidle gibt es
nicht nur auf dem Bildschirm.
Online-Nachrichten iiber
Smartphone oder Tablet wer-
den fiir die Sender immer
wichtiger. Bereits ein Drittel
der Erlose erwirtschaftet n-tv
iiber das Internet. ,Wir sind
mittenim Wandel*“, sagt Ferstl,
die seit dem Start des Senders
vor 25 Jahren mit dabei ist.
Wenn sich, wie in diesen Ta-
gen, das Geschehen um die

Berliner Politik dreht, ist fiir ei-
nen Nachrichtensender immer
,Primetime*.

Als n-tv, der heute zur RTL-
Gruppe gehort, den Betriebam
30. November-1992 aufnahm,
waren Nachrichten rund um
die Uhr dagegen in Deutsch-
land Neuland. Weltweit hatte
sich CNN aus den USA damals
die Hoheit iiber ,Breaking
News“ gesichert. Spektakulére

Ereignisse wie der Mauerfall
und der Krieg in Jugoslawien
lieRen das Interesse an schnel-
len Nachrichten aber auch
hierzulande anwachsen.

Eine Konkurrenz zur ,Ta-
gesschau“ habe er nie ange-
strebt, erinnert sich Karl-Ul-
rich Kuhlo, der Griinder von
n-tv. Zu fest waren damals die
Sehgewohnheiten. Kuhlo zi-

tiert, was der friihere RTL-Ma-
nager Helmut Thoma zur
ARD-, Tagesschau“ sagte: ,Die
konnten die Nachrichten in
Latein verlesen, und die Sen-
dung hétte immer noch gute
Ratings.“ Doch ganz aus den
Augen verlor der Sender die
Etablierten nicht. ,Bei uns ist
immer 20 Uhr* lautete damals
ein Werbeslogan.

Zu den ersten Investoren

zahlten der amerikanische Me-
dienkonzern Time Warner und
die Familie Nixdorf. Der Sen-
der bot eine klare Trennung
von Informationund Unterhal-
tung. Dazu gehdrten Talks wie
»Maischberger* oder der ,,Grii-
ne Salon“. Der Nachrichtenan-
teil liegt laut Geschéftsfiihrer
Hans Demmel heute bei iiber
60 Prozent. Ob eine ,Schalte”
zur Reporterin am Kanzleramt

oderan die Borse in Frankfurt -
der Morgen und der Nachmit-
tag sind von Live-Berichten
und Analysen geprégt, abends
wird es ruhiger. ,,Nach 20 Uhr
passiert in Deutschland nichts
wirklich Relevantes”, weil}
Demmel. Dann bestimmen
Dokus das Programm. Der
n-tv-Manager weist die Vermu-
tung zuriick, es gehe darum, zu

quotenarmen  Sendezeiten
moglichst gilinstig eingekaufte
Filme auszustrahlen: ,,So billig
sind Dokus nicht.*

In turbulenten Zeiten, etwa
bei der aktuellen Suche nach
einer Regierung in Berlin oder
bei ,Breaking News“, sind
Nachrichtensender  gefragt.
,Klar, die Konkurrenz ist da“,
sagt Demmel. Deswegen will
n-tv sein Profil als Nachrich-
tenanbieter weiter schérfen.
Diese Strategie scheint sich
schon jetzt auszuzahlen. Im zu
Ende gehenden Jahr erzielte
der Sender mit 1,2 Prozent sei-
nen bisher besten Marktanteil.
Und mit 134 Millionen Visits
(Besuchen) gehdrte n-tv im
Oktober zu den ersten fiinf
deutschen Nachrichten-
portalen.

Wenn den ganzen Tag iiber ,Primetime” ist

Miinchner Merkur 30.11.2017
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The Final Countdown

Einst galt MTV als stilpragend, heute ist die Marke praktisch irrelevant. Nach sieben Jahren
im Bezahlfernsehen kehrt der Musiksender jetzt ins Free-TV zuriick. Ob das hilft?

VON HANS HOFF

er Sender MTV ist zuriick. Zu-

rick auf dem Weg ins frei

empfangbare Fernsehen. Als

MTV im Sommer ankiindigte,

aus dem Pay TV zuriick ins
Free TV zu ziehen, fielen die Reaktionen
verhalten aus. Sie reichten von unglaubi-
gem Staunen bis zur Frage, was das denn
eigentlich sei, dieses MTV, das da sieben
Jahre nach dem Umzug ins Bezahl-Abseits
im Jahr 2011 zuriick auf den freien Fern-
sehmarkt strebe. Spitestens da wurde
deutlich, dass eine einst grofie Institution,
die sich iiber die Jahre ihres Markenkerns
fast volistandig entledigt hat, nun danach
strebt, die Reste ihrer Reputation zusam-
menzukehren und aus ihnen einen neuen
guten Ruf zu formen. Ob das gelingt, wer-
den die Zuschauer feststellen, wenn MTV
zuriickkehrt. '

Zum Comeback passt es, dass die Band
U2 im November fiir den Sender ein Kon-
zert auf dem Londoner Trafalgar Square
gab. Am Vorabend der von MTV ausgerich-
teten European Music Awards wollte man
offensichtlich die Breite des eigenen Leis-
tungsspektrums demonstrieren. Auf der
einen Seite agierte der ewig gleiche
Schluckaufpop von DJ David Guetta, auf
der anderen machten die Pathosrocker
von U2 einen auf wichtig. Der eine zeigte,
wo MTV jetzt steht, die anderen deuteten
an, wo er herkommt. Schliefilich startete
die Karriere von U2 gerade richtig durch,
als am 1. August 1981 ein neuer Sender in
die Kabelhaushalte der USA schwappte.

Die Redakteure durften
Fehler machen, und manchmal
wurden die Fehler Programm

Zu sehen war damals der Countdown ei-
nes Raketenstarts, und nach dem Lift-off
sagte eine Stimme ,Ladies And Gentle-
man, Rock’'n'Roll Ein lassig auf einem
Schreibtisch hockender Lockenkopf ver-
sprach ,Das Beste vom Fernsehen kombi-
niert mit dem Besten vom Radio% und
dann folgte bald schon das erste Video auf
dem Kanal, der sich als Music Television,
kurz MTV, vorstellte. Die Buggles turnten
wild Giber den Bildschirm und verkiinde-
tendie Zeitenwende. ,,Video Killed The Ra-
dio Star” hief} ihr Hit, der zeigte, dass es
Zeit fiir eine Machtiibernahme war.

Wo jahrzehntelang muffelige Radio-

und Fernsehredakteure nach Kraften ver-

hinderten hatten, dass dieser eklige Pop

und der noch ein bisschen ekligere Rock
zu oft den Weg an die Ohren der Jugend fin-
den konnte, war auf einmal das volle Pro-
gramm angesagt. Nicht mehr ewig warten
miissen auf eine Jugendsendung hier und
eine Liveshow dort, stattdessen Musik
rund um die Uhr. Schluss mit Mangelver-
waltung, auf einmal war Vollbedienung an-
gesagt.

Obwohl zum Start nicht einmal eine Mil-
lion Menschen am Kabel hingen, entwi-
ckelte sich MTV rasch zu-einer weltweiten
Marke, die stilbildend wirkte. Der Sender
bot Spielflidche, was vor allem die Platten-
industrie erkannte, die das Programm
bald mit aufwendig produzierten Musik-
filmchen flutete. Die Art und Weise, wie
diese Videos mit schnellen Schnitten und
skurrilen Perspektiven die Songs beschrie-
ben, prigte in der Folge nachhaltig das
Fernsehen. Bei MTV war vieles mdglich,
was beim herkdmmlichen Fernsehen
streng verboten schien. Man erfand ana-
log zum Discjockey den Videojockey und
noch einiges mehr.

»Wir hatten die Freiheit, das Fernsehen
und die Musiklandschaft zu verdndern® er-
innert sich Steve Blame. Der Brite, der heu-
te Fernsehformate entwickelt und Drehbii-
cher schreibt, war 1987 als Moderator da-
bei, als MTV Europe an den Start ging. Fast
alle, die damals fiir den Sender arbeiteten,
waren blutige Anfanger. Blame war 28 Jah-
re alt, als er vor die Kamera geschubst wur-
de, und er war extrem unsicher. Mick Jag-
ger, den Dalai Lama, David Bowie und Mi-
chail Gorbatschow bekam er trotzdem
vors Mikrofon, weil viele sehr rasch kapier-
ten, dass man iiber diesen Kanal die eige-
ne Wirkung multiplizieren konnte. Oft
war nur ein kurzes Statement drin, aber

das reichte fiir einen Sender, der vor allem
daran interessiert war, den Raum zwi-
schen den Clips halbwegs angemessen zu
fiillen. Man durfte Fehler machen, und
manchmal wurden die Fehler Programm.
Schaut man sich das aktuelle MTV-An-
gebot an, das mit all seinem Trash vor der
Riickkehr aus dem Pay-TV wie ein einziger
Fehler, wie ein grofier Haufen Reality-Ge-
riimpel wirkt, dann kommt man nicht auf
dieIdee, dass Fehler etwas Gutes sein kén-
nen. Aber damals waren sie halt der Motor,
der fiir ungeahnte Beschleunigung sorgte.
Die Erfahrung hat auch Christian Ul-
men gemacht. Der ist heute Schauspieler,
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hat aber Mitte der Neunziger bei MTV in
London angefangen als Moderator. Da-
mals noch in englischer Sprache. ,Ich
klang unfassbar deutsch*, berichtet Ul-
men und erzdhlt auch von den Reaktio-
nen: ,,Die Englénder fanden das lustig,
und die Deutschen haben sich fiir mich ge-
schdmt.“ Aber er hat einfach gemacht, was
ihm in den Sinn kam. Das durfte man bei
MTVnicht nur, das musste man quasi. Im-
provisation hieff mangels materieller Aus-
stattung das Gebot der Stunde, das bis heu-
te nachwirkt.

»Was aus der Improvisation geboren
wird, kann einen neuen Stil erschaffen®,
glaubt Ulmen. Waren etwa Wackelkame-
ras bei MTV anfangs nur Zeugnis einer un-

zuldnglichen technischen Ausstattung,
avancierten sie rasch zu einem bewusst
eingesetzten Stilmittel. Und weil der Platz
in den Studios nicht reichte, mietete man
nebenan eine Wohnung an, die aber nur
mit einer Kamera zu erfassen war, die Bil-
der aus einer Art Froschaugenperspektive
lieferte. ,,Das war kein Look, das war aus
der Not geboren®, sagt Ulmen. Es sah aufje-
den Fall anders aus. Kurz danach wollten
andere auch so eine Froschaugenkamera.

In Zukunft will sich MTV
auch an nicht mehr ganz
junge Zuschauer richten

»Dem Zufall eine Chance geben*, nennt
Ulmen das und benennt auch die Spétfol-
gen. ,Diese Furchtlosigkeit damals, die
hat mich geprégt. Wenn man so will, zeigt
auch Ulmens Serie Jerks, deren zweite Staf-
fel er gerade im Schneideraum bearbeitet,
die Auswirkungen der MTV-Zeit. ,Da ar-
beiten wir &hnlich. Wir lassen es darauf an-
kommen und vertrauen darauf, dass
schon etwas passieren wird.“

Bei MTV wurde der Mut spétestens
nach der Jahrtausendwende abgeldst
durch Orientierungslosigkeit. Irgend-
wann strich man gar den Zusatz Music Te-
levision aus dem Logo. Vielleicht auch als

Reaktion auf die vielfache Totsagung des
Musikfernsehens. Weil Musik spatestens
durch das Aufkommen des Internets tiber-
all verfiigbar wurde, sank ihre Wichtigkeit
fiir junge Zuschauer. Diese versuchte MTV
verzweifelt mit einer Flut von Reality-
Shows zu binden. Mit denen hatte man
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schoninden 90er- Jahren Erfahrungen ge-
macht. Da lief The Real World, ein Format,
dasin den USA vorweg nahm, was Big Bro-
ther spéiter perfektionieren sollte.

,Wir sind einer der Erfinder der Reali-
ty*, sagt Mark Specht. Er ist als Geschéfts-
fihrer des Medienunternehmens Viacom
zustandig fiir MTV in der aktuellen Form,
und er will dem Sender wieder etwas von
dem zuriickgeben, was er einst hatte. Sagt
er. ,Vielen fehlt die Kuratierung der Mu-
sik. Das wollen wir leisten® skizziert er die
neue Aufgabe fiir das deutsche MTV. Den
Einwand, dass es heute doch Youtube und
andere Anbieter gebe, weist er zurlick:
nDas Problem der stdndigen Verfiigbar-
keit fiihrt dazu, dass ich am Ende nicht
mehr weif}, was ich horen soll“, sagt er.

Auch die liber-die Jahre auf ,,ganz jung*

gesetzte Zielgruppe des Senders hat
Specht angepasst. ,Wir mochten mog-
lichst viele Leute in Deutschland errei-
chen, nicht nur junge* sagt er. Es sollen
nicht mehr nur die schauen, die unter 30
sind, auch jene, die an die 50 heranrei-

chen, sind willkommen. ,,Musik ist inzwi-
schen mehr ein Thema des Lifestyles als
des Alters“ erklart Specht, der auch ein,
Wiedersehen mit Reality-Klassikern wie
Punk’d oder Pimp My Ride verspricht. Al-
lerdings soll die Musik den Schwerpunkt
bilden. Rund 13 Stunden am Tag sind ihr
vorbehalten, der Rest ist Realitykram.
Dass Figuren wie Joko und Klaas, die
mit MTV Home das begonnen haben, was
sie gerade mit Circus Halligalli beerdig-
ten, noch einmal zum Sender zuriickkeh-
ren, hilt Specht fiir ausgeschlossen. ,MTV

Home mit Joko und Klaas war ein grofiarti-
ges Format, aber wir mdchten nicht das
wiederholen, was wir schon mal gemacht
haben”, sagt er. ,Wir glauben, dass wir ein
gutes Angebot haben®| fiigt Specht dann
noch an, will aber nicht verraten, welche
Kennzahlen das Comeback zum Erfolg ma-
chen wiirden. Ob er so irgendwen findet,
der lauthals , I want my MTV verkiindet“?

Im Laufe des Dezembers beginnt nun
nach einer vorsichtigen Modifizierung des
Programms, das den Sender aber kaum
weniger trashig wirken ldsst, die Riick-
kehr ins Free TV. Es diirfte ein bisschen
dauern, bis das alle Kabelnetzbetreiber
umgesetzt haben. Aber spitestensam1. Ja-
nuar soll alles in trockenen Tiichern sein.
Dann ist MTV zuriick. Fiir wen auch im-
mer.
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Europier schauen fast 4 Stunden téiglich TV

Zum World Television Day wird die Flimmerkiste gefeiert. Ein Blick auf die
Nutzungszahlen verrit: Weltweit erreicht Fernsehen jeden Tag durchschnittlich
70 Prozent der Bevolkerung.

Am 21. November wird zum 21. Mal der World Television Day der Vereinten
Nationen gefeiert. Dieser Tag wird weltweit von TV- Sendern und ihren
Branchenorganisationen unterstiitzt. Der Verband Privater Rundfunk und
Telemedien e. V. (VPRT) nutzt dieses Ereignis, um einen Blick auf die

Nutzungszahlen weltweit zu werfen.

Laut VPRT sind wir Européer ganz vorne mit dabei, wenn es um die
tagliche durchschnittliche TV-Konsumzeit geht. Diese ist demnach seit 2006 um
acht Minuten auf 3 Stunden und 54 Minuten gestiegen. Im weltweiten Vergleich
liegt nur Nordamerika mit 4 Stunden und 14 Minuten taglicher Fernsehnutzung
vor Europa.

Der Mittlere Osten folgt auf dem dritten Platz mit tdglich durchschnittlich 3
Stunden und 50 Minuten, gefolgt von Siidamerika (3 Stunden und 44 Minuten).
Global liegt die Fernsehnutzung stabil bei drei Stunden téglich.

Annette Kiimmel, Vorsitzende des Fachbereichs Fernsehen und Multimedia im

VPRT erldutert die Zahlen: "Fernsehen erreicht ein Milliardenpublikum rund um

den Globus. Besonders intensiv genutzt werden TV-Programme in Europa und
Nordamerika. Fernsehen hat damit einen enorm hohen Stellenwert fiir die
Identitétsstiftung und die Orientierung der Menschen in unseren westlichen

Demokratien."”

Im innereuropiischen Vergleich ist Ruménien mit 329 Minuten Fernsehnutzung

taglich klarer Spitzenreiter, gefolgt von Portugal mit 287 Minuten und Ungarn mit

282 Minuten. In Deutschland erreichte Fernsehen im Jahr 2016 den weitesten
Seherkreis von 92,3 Prozent der Gesamtbevolkerung, eine durchschnittliche
Tagesreichweite von 68,9 Prozent und eine tigliche Sehdauer von 3 Stunden 43

Minuten.

Zur Primetime versammeln sich in Europa iibrigens mehr als 260 Millionen
Zuschauer vor dem Fernseher. Das weltweit grofite nationale Fernsehpublikum
wurde mit 158 Millionen Zuschauern in China wihrend der Ubertragung der

Digitalfernsehen 20.11.2017
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Neujahrsfeierlichkeiten gemessen, welche gleichzeitig auf mehreren Kanélen
{ibertragen wurde. Die Ubertragung des Super Bowls in den USA sahen 2016
insgesamt 113 Millionen Zuschauer auf ihrem TV-Gerit.

Die Daten zur TV-Nutzung basieren auf Publikationen und Zahlen von Eurodata
TV Worldwide, RTL AdConnect, The Global TV Group und des VPRT.
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Auf in den

Erstmals sind ARD und
ZDF 2018 Sublizenznehmer
von Olympischen Spielen.
Discovery bringt frischen Wind in
das Geschift mit Eis und Schnee —
muss sich aber erst beweisen

Von Fabian Miiller ¢ Ingo Rentz

isschnellliuferin Claudia Pech-
stein ist im internationalen Sport
so etwas wie die Expertin fur
Epochenwechsel. Als die heute
45-Jahrige 1992 in Albertville erstmals die
olympische Biihne betrat, war die Win-
terausgabe noch das Anhingsel der Som-
meredition im selben Jahr — erst seit 1994
finden Sommer- und Winterspiele im
zweijahrigen Wechsel statt. Vergangenes
Wochenende qualifizierte sich Pechstein
nun fiir die Olympischen Spiele 2018 in
Pyeongchang. Es wird ihre siebte, wohl
letzte Teilnahme sein — und sie markiert
erneut den Beginn einer neuen Ara.
Grund dafiir ist die Entscheidung des
Internationalen Olympischen Komitees
(I0C), die Rechte an den Olympischen
Spielen von 2018 bis 2024 fiir 1,3 Milliar-
den Euro exklusivan den Medienkonzern
Discovery zu vergeben. Die Europiische
Rundfunkunion ging leer aus, ARD und
ZDF stiegen in Verhandlungen mit Dis-
covery ein — die vor zwolf Monaten abge-
brochen wurden. Im August einigte man
sich dann doch auf die Erteilung von Sub-
lizenzen. ,,Bis zum Sommer dieses Jahres
sind wir im Wintersportprogramm von

einer Unterbrechung im Februar ausge-
gangen. Diese Liicke konnten wir jetzt
schliefen®, sagt Uwe Esser, Geschiftslei-
ter ARD-Werbung Sales & Services. ,,Der
Markt erhilt damit das, worauf er zu
Recht bei einem Ereignis wie den Olym-

pischen Winterspielen einen Anspruch
hat — Reichweite und Wirkung.“

Das klingt zundchst einmal so, als wire
alles beim Alten. Schliefflich stand der
Discovery-Kanal Eurosport schon im ver-
gangenen Vierteljahrhundert in direkter
Konkurrenz zu den Offentlich-Rechtli-
chen. Seit Pechsteins Olympia-Premiere
1992 in Albertville berichtete der Sender
live von den Sommer- und Winterspie-
len. Lediglich fiir Sotschi 2014 und Rio
2016 besall Eurosport keine Ubertra-
gungsrechte. Doch dieses Mal sind die
Krifteverhiltnisse anders als gewohnt:
Die Regeln dikitiert nun Disovery.

Nichtalle Sportarten gibt
es live bei ARD und ZDF

Fiir ARD und ZDF bedeutet das, dass sie
von dem paneuropiischen Rechteinha-
ber abhingig sind. Auf der einen Seite hat
das Auswirkungen auf die Programmpla-
nung: Snowboard, Shorttrack, Eiskunst-
lauf und Eishockey (ausgenommen Spie-

le der deutschen Mannschaft sowie das
Finale) sind live nur bei Discovery zu se-
hen; ARD und ZDF werden davon aber
Zusammenfassungen zeigen. Das fiihrt
Christoph Liiken, Marketingleiter des
ZDF-Werbefernsehens, zu der Feststel-
lung: ,,Wir zeigen vollwertige Olympische
Spiele. Der Programmumfang ist nahezu
der gleiche, als wenn wir die Rechte direkt
gekauft hitten.“ Eingeschridnkt werden
die Offentlich-Rechtlichen aber bei der
Highlight-Berichterstattung: Die behilt
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ettkampf

sich Discovery nach 17 Uhr, also in der
Pre-Primetime und Primetime, exklusiv
selbst vor. Bei den bislang letzten Olympi-
schen Spielen in Asien, 2008 in Peking,
hatten ARD und ZDF genau in dieser
Programmschiene Tageszusammenfas-
sungen gezeigt. Nach Stidkorea betrigt
die Zeitverschiebung acht Stunden.
Dartiber hinaus hat die Abhingigkeit
der Offentlich-Rechtlichen von Disco-
very auch Auswirkungen auf die Ver-
marktung. Die Abstimmung zwischen
ARD und ZDF auf der einen sowie dem
IOC auf der anderen Seite laufen tiber
den Rechteinhaber. Weil aber schon die
Nutzung olympischer Marken freigege-
ben werden muss, fithrt das zu zeitlichem
Verzug. Folge: Manche Kunden hatten
Olympia bei ARD und ZDF bereits abge-

hakt und andere Schwerpunkte gesetzt —
etwa der Deutsche Sparkassen- und Giro-
verband, der in Pyeongchang daher nicht
als  ARD-Programmsponsor  auftritt.
Hinzu kommt das obligatorische Vor-
griffsrecht von Exklusiv-Partnern des
I0C wie Coca-Cola, Visa und Samsung.

Immer noch wenig
Konkretes von Discovery

Aus dem Markt ist zudem zu héren, dass
sich Discovery mit seinen Olympia-An-
geboten an Agenturen und Werbekunden
unerwartet lange Zeit l4sst. Auf Nachfrage
berichtet Discovery jedoch von einer sehr
positiven Resonanz der Werbungtreiben-
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den. ,, Wir sind bereits in vielen guten Ge-
sprichen und freuen uns wenige Wochen
vor Beginn der Olympischen Winterspie-
le auf einen noch intensiveren, frucht-
baren Austausch und die daraus resultie-
renden Kooperationen®, sagt Peter Dan-
gel, Vice President Ad Sales & Client Ser-
vices bei Discovery. Bei der Ansprache
potenzieller Kunden helfe auch die Ex-
Klusivitit einiger Sportarten.

Dabei hat der Medienkonzern noch
immer nicht konkret kommuniziert, auf
welchen Kanilen welche Sportarten zu
sehen sein werden. Klar scheint, dass im

Free-TV Eurosport 1 und TLC zum Ein-
satz kommen (siehe Grafik). ,,Eurosport 1
und TLC bedienen normalerweise unter-
schiedliche Zielgruppen; die Entschei-
dung, die Wettkimpfe auf diesen beiden
Sendern zu prisentieren, war aus pro-
grammstrategischer Sicht daher die logi-
sche Konsequenz®, sagt Werner Starz, Di-
rector Product Development Eurosport.
Mit dem etwa durch Formel E-Uber-
tragungen bereits sporterprobten Kanal
Dmax plant Discovery wihrend der
Olympischen =~ Winterspiele offenbar
nicht. Dafiir aber mit dem Pay-TV-Kanal
Eurosport 2 sowie dem digitalen Strea-
ming-Dienst Eurosport Player. Uber die-
sen zeigt Discovery seit diesem Sommer
auch die Freitagsspiele der FuRball-Bun-
desliga — allerdings mit Startschwierig-
keiten. Angesprochen auf die strategische
Bedeutung des Eurosport Player, verweist
Starz auf die Statistik: ,,2017 nutzten jun-
ge Zuschauer ein gréfleres Zeitbudget fiir
Bewegtbild-Inhalte online als im linearen
TV. 2018 wird Eurosport die ersten voll
digitalen Olympischen Winterspiele in
Europa prisentieren — dafiir ist der Euro-
sport Player unabdingbar.“ Discovery
will daher weiter in den Dienst investie-
ren und so seine Marktposition stirken.

Viele Fragezeichen und
genauso viele Chancen

Die oftenen Fragen — ungewohnte Pro-
grammplanung und zeitlicher Verzug bei
der Vermarktung — fithren dazu, dass fiir
ARD und ZDF eben doch nicht alles so
ist, wie es einmal war. Und Zuschauer
und Werbekunden somit zwangsliufig

aus ihrem gelernten Muster ausbrechen
miissen. Was fiir die Branche aber nicht
unbedingt nachteilig sein muss, glaubt
Marcus Hochhaus, Geschiftsfiithrer und
Leiter der Sportbusiness-Gruppe bei
Goldmedia. Private Sendestationen seien
in der Regel agiler und experimentier-
freudiger: ,,Sie konnen dadurch die Ge-
schichten der Wettkimpfe auf andere
Weise erzdhlen. Dadurch entstehen auch
wieder Monetarisierungschancen.“ Ein
Werbepartner koénnte etwa ein Format
branden, bei dem stark mit Daten ge-
arbeitet wird, meint der Goldmedia-Ma-
nager. ,Das wiére auch aus Zuschauer-
sicht angenehmer, jedenfalls wire es bes-
ser als Unterbrecherwerbung,

Apropos: Aus Sicht der offentlich-
rechtlichen Vermarkter ist die Zeitver-
schiebung nach Siidkorea ein zweischnei-
diges Schwert. Sportarten, die Tageslicht
bediirfen (etwa Ski Alpin), finden so tief
in der deutschen Nacht statt. Umgekehrt
laufen Flutlichtsportarten wie Biathlon
oder Skispringen zu ,,sehr sendevertrig-
lichen Zeiten fuir den Rezipienten®, sagt

ZDF-Vermarkter Litken. Er kann deshalb
ebenso wie ARD-Pendant Esser gut mit
den acht Stunden Differenz leben - an-
ders als Goldmedia-Mann Hochhaus. Er
halt das fiir problematisch fiir Werbung-
treibende: ,Dadurch sind die Wettkdmp-
fe nicht nur physisch weit weg, sondern
auch von unseren Kernnutzungszeiten.“

Zusammengerechnet haben die bei-
den offentlich-rechtlichen Sendeanstal-
ten insgesamt einzelne 87 Werbeinseln im
Angebot, Discovery kann den Kunden
naturgemafd weitaus mehr Fliche anbie-
ten. ,Fir Werbungtreibende entstehen
dadurch Chancen®, sagt Hochhaus. Aus
Sicht von Discovery und Eurosport miis-
se man allerdings auch feststellen: ,,Be-
grenztes Inventar hebt den Preis. Ob der
Sender es schafft, die zusitzliche Fliche
auch angemessen zu kapitalisieren, vor
allem im Digitalen, wird sich zeigen.“

Ob ein groRer Digital-Push, eine Ko-
operation mit der App Snapchat, das TV-
Studio neuen Typus und eine Riege ehe-
maliger deutscher Top-Olympioniken ftr
Discovery aber ausreichen, um ARD und
ZDF den Rang abzulaufen, bezweifelt so
mancher Experte. Etwa Karsten Petry,

Managing Director der Sponsoring-
Agentur Octagon Germany, die fiir zahl-
reiche Top-Sponsoren wie Mastercard
oder Zurich arbeitet. Er findet, dass die
offentlichen-rechtlichen Sender zumin-
dest aus Quotensicht das bessere Umfeld
darstellen diirften. ,,Zum einen konnen
aufgrund der technischen Reichweite
noch nicht alle Haushalte in Deutschland
Eurosport empfangen, was auch durch
Online-Angebote nicht geheilt wird, da
sich das Nutzungsverhalten noch nicht

entsprechend gedndert hat“, so Petry.
w»Zum anderen sind ARD und ZDF ein-
fach die gelernten Wintersport- und
Olympia-Sender in Deutschland, sodass
viele Zuschauer automatisch diese beiden
einschalten werden.“

Weniger als drei Monate
bis zur Eroffnungsfeier

Und genau dieser Lerneffekt wird bei der
Wahl des Berichterstatters woméglich ei-
ne grofe Rolle spielen. Noch sind es rund
elf Wochen, bis die XXIII. Olympischen
Winterspiele im Pyeongchang Olympic
Stadium eroffnet werden, und man darf
wohl davon ausgehen, dass Discovery
und vor allem Eurosport — das selbst-
ernannte ,Home of the Olympics® - noch
ordentlich Mediageld in die Hand neh-
men werden, um auf ihre Olympia-Pri-
senz hinzuweisen — und so sowohl Win-
tersportfans zum Umschalten sowie Neu-
linge zum Einsteigen zu bewegen.

Eine tragende Rolle kommt dabei den
Sportarten zu, die live nur bei Discovery
zu sehen sein werden. ,,Alle exklusiv bei
Eurosport zu sehenden Sportarten ver-
fiigen tber das Potenzial, eine andere,
nicht klassisch Sportfan-geprigte Ziel-
gruppe anzusprechen®, sagt Starz. Zur
Erinnerung: Es handelt sich um Snow-
board, Shorttrack, Eiskunstlauf und Eis-
hockey — und eben nicht um die telege-
nen, reichweitenstarken Disziplinen, bei
denen mit einem deutschen Medaillen-
regen zu rechnen ist. Auf einen solchen
hofft auch Claudia Pechstein. Ihr letzter
Olympia-Auftritt steigt tibrigens am 16.
Februar — live bei Eurosport und im ZDE
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Olympia 2018: Daten und Fakten

rei Anldufe hat es gebraucht,
bis sich die siidkoreanische
Kleinstadt Pyeongchang ganz
offiziell ,,Olympiastadt nen-
nen durfte. Mit ihren Bewerbungen fir
2010 (Austragungsort war damals Van-
couver) und 2014 (Sotschi) war die Win-
tersportregion noch gescheitert, im Aus-

wahlverfahren tiir 2018 setzte sie sich vor
sechs Jahren schliefilich gegen Miinchen
und das franzosische Annecy durch. Un-

ter dem Motto ,,Passion. Connected® wer-
denvom 9. bis 25. Februar 2018 insgesamt
102 Goldmedaillengewinner in 15 Sport-
arten gesucht. Neu im Programm sind ein

Mixed-Team-Event im Ski Alpin, ein
Mixed-Doppel im Curling, der Massen-
start im Fisschnelllauf (Minner und
Frauen) sowie ein Big-Air-Contest bei
den Snowboardern. Qualifiziert haben
sich Sportlerinnen und Sportler aus
knapp 90 Nationen —auch aus Nordkorea.

Wer zeigt was?

ARD® Cor

alle Sportarten aufler Snowboard,
Shorttrack, Eiskunstlauf und
Eishockey (Spiele der deutschen
Mannschaft sowie Finale
ausgenommen)

Wo die Olympischen Winterspiele 2018 zu sehen sind

*#-UROSPORT i}

alle Sportarten

alle Sportarten

#-UROSPORT &

*#-UROSPORT

alle Sportarten
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Katzenfilm nur gegen Aufpreis

Die US-Regulierungsbehorde will die sogenannte Netzneutralitdt kippen. Verbraucherschiitzer sind entsetzt.
Denn Netzbetreiber kdnnten kiinftig Zusatzgebiihren fiir Videodienste und andere Angebote verlangen

JOHANNES KUHN UND
HELMUT MARTIN-JUNG

Austin/Miinchen - Lustige Katzenfilm-
chen oder die neueste Serie des Internet-Vi-
deoanbieters Netflix, Wikipedia oder Face-
book: Egal welche Daten auch immer
durch die Leitungen der Internetanbieter
sausen — bisher werden sie zumeist gleich
behandelt. Nun aber hat die US-Regulie-
rungsbehérde FCC angekiindigt, die Ver-
pflichtung zur sogenannten Netzneutrali-
tdt in den Vereinigten Staaten aufheben zu
wollen. Kritiker befiirchten, es kdnnte ein
Zwei-Klassen-Internet entstehen.

Was ist passiert?

Die neuen Regeln, am Dienstag skizziert
und seit Mittwoch online einsehbar, mar-
kieren eine Kehrtwende: Breitband- und
Mobilfunk-Anbieter konnen kiinftig selbst
entscheiden, ob sie bestimmte Daten be-
vorzugen und damit eine Art Uberholspur
auf der Daten-Autobahn schaffen. Genau
das hatte die FCC 2015 — damals noch un-
ter Prasident Obama — den Internet-Anbie-
tern verboten. Legale Datenpakete schnel-
ler auszuliefern, zu blockieren, zu drosseln
oder fiir die Ubermittlung Extra-Gebiih-
ren zu verlangen - all das war ihnen nicht
erlaubt. Die Datenkabel, die den Firmen ge-
horen, wurden wie Telefonleitungen als
Teil der éffentlichen Versorgung klassifi-
ziert. Dieser Schritt kam nur zustande,
weil das vom US-Présidenten ernannte
fiinflkdpfige FCC-Gremium damals mehr-
heitlich mit Demokraten besetzt war. Auch
2015 war die Entscheidung erst nach za-
hem Ringen, einer deutlichen Positionie-
rung Obamas und einer Protestwelle der
netzaffinen Offentlichkeit zugunsten der
Gleichbehandlung aller Daten gefallen.

Wie kam es zu dem Wandel?

Seit der Wahl von Donald Trump zum US-
Prasidenten stellen die Republikaner die
Mehrheit in der FCC. Wihrend die Demo-
kraten Technologie-Firmen aus dem Sili-
con Valley nahestehen, halten es die Kon-
servativen eher mit Intérnetanbietern wie
Comcast, Time Warner oder Verizon.
Wenn die FCC am 14. Dezember endgiiltig
iiber die Regeln abstimmt, wird sie die
Netzneutralitit kippen, obwohl Webseiten-
Betreiber, Internet-Firmen, Nutzer und
Verbraucherschiitzer bereits seit Wochen

gegen die Vorschldge protestieren. Alles an-
dere wire eine Rieseniiberraschung:

Was treibt die Netzanbieter?

Die Betreiber der Netze sehen sich zuneh-
mend in Gefahr, zu bloflen Datentranspor-
teuren zu werden, und das bei hohem In-
vestitionsbedarf fiir den Netzausbau und
sinkenden Margen. Die Anbieter von Inhal-
ten wie etwa Netflix oder Youtube wiirden
dagegen das Netz fiir ihre Geschaftsmodel-
le nutzen, argumentieren sie. Amerikani-
sche Festnetz- und Mobilfunkanbieter hat-
ten wiederholt erkladrt, dass sie mehr in
den Ausbau der Infrastruktur investieren
wiirden, wenn denn die Netzneutralitit ab-
geschafft werde. Eine Behauptung, die sie
gegeniiber ihren Aktiondren allerdings
nicht duflern.

. Warum macht die FCC das?

Die Regierung werde ,mit dem Mikroma-
nagement des Internet Schluss machen®
versprach der von Trump bestimmte FCC~
Vorsitzende Ajit Pai. Mit anderen Worten,
Pai, der als Markt-Liberaler gilt, will den
Telekommunikationsmarkt dem freien

Spiel der Krafte Giberlassen. Die Republika-
ner argumentieren damit, dass der freie
Wettbewerb mégliche Probleme schonreg-
le: Wer wolle, kdnne ja wechseln. Diese The-
sehat allerdings wenig mit dem amerikani-
schen Alltag zu tun. Es existieren nur eine
Handvoll relevanter Firmén, die den Breit-
band-Markt regional aufgeteilt haben,
statt auf nationaler Ebene zu konkurrie-
ren. In vielen Gegenden gibt es nur einen
einzigen Anbieter oder héchstens noch ei-
nen zweiten, der in der Regel deutlich un-
popularer ist. 50 Millionen US-Haushalte
haben keinen oder nur einen Provider, der
Festnetz-Geschwindigkeiten von 25 Mega-
bits/Sekunde anbietet. US-Biirger zahlen
fiir ihre Internet-Anschliisse weit mehr als
Kunden in anderen Léndern.

Was heifdt das fiir Verbraucher?

Wie sich die geplante Deregulierung kon-
kret auf die amerikanischen Internet-Nut-
zer auswirkt, ist unklar. Die Firmen konn-
ten nun theoretisch die Kunden extra zur
Kasse bitten, wenn sie Dienste wie You-
tube, Netflix oder soziale Netzwerke aufru-
fen wollen. Im Netz kursieren Screenshots

Fortsetzung folgt

eines portugiesischen Mobiltunk-Ange-
bots, bei dem Kunden Extra-Pakete hinzu-
buchen miissen, wenn sie Dienste wie Vi-
deo, Messenger, soziale Netzwerke, Mu-
sik- oder Cloud-Angebote nutzen wollen.

... und fiir Inhalteanbieter?

Die Netzbetreiber konnten von Netflix,
Google, Facebook, Amazon und Co. auch
Geld fiir die Durchleitung ihrer Daten ver-
langen, also eine Art Maut. Doch wéhrend
die groflen Konzerne diese Summen auf-
bringen konnten, wiren Start-ups oder
kleinere Firmen benachteiligt, wenn sie

Konkurrenz-Produkte auf den Markt brin-
gen wollen und dafiir auch noch Maut ent-
richten miissten. Interessensverbiande der
Internet-Branche sowie Verbraucherschiit-
zer zeigten sich emport.

Wie ist die Situation in der EU?

Telekommunikationsunternehmen in der
EU ist es verboten, Dienste zu blockieren
oder zu drosseln. Sogenannte Spezialdiens-
te diirfen nur dann bevorzugt behandelt
werden, wenn sie nicht dazu dienen, be-
reits bestehende Dienste im Netz durch Be-
zahlung mit Vorzug durchzuleiten. Unge-
16st ist nur die Frage, wie mit den Angebo-
ten von Telekom-Firmen umzugehen ist,
die in Mobilfunk-Vertrigen gegen eine Ex-
tra-Gebiihr die Nutzung bestimmter Diens-
te nicht von der gebuchten Datenmenge ab-
ziehen, auch bekannt als Zero-Rating.

Sind die Netzanbieter Zensoren?

Die neue Torwichter-Funktion, die den An-
bietern zukommt, ist brisant, weil diese zu-
mindest theoretisch Zensur ausiiben kénn-
ten. So kénnten sie ihren Kunden zum Bei-
spiel den Zugang zu bestimmten Websei-
ten verweigern oder erschweren. Der FCC-
Vorschlag verbietet dies nicht, die Kunden
sollen lediglich Auskunft erhalten, wie ge-
nau die Firmen mit den Datenpaketen ver-
fahren.

Wie geht es weiter?

Gegen die Entscheidung der FCC wird es al-
ler Voraussicht nach viele Klagen geben.
Sollte die Netzneutralitatin den USA wie er-
wartet fallen, werden das Netzanbieter an-
derer Lénder als Argument bei ihrer Lobby-
arbeit nutzen.
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INTERNET

Vom Ende der Freiheit

HELMUT MARTIN-JUNG

erursacht einer viel Verkehr auf

‘ / den Datenleitungen, dann solle er
doch, bitte schén, auch dafiir zah-

len. Das klingt einleuchtend, gerecht gar
— und doch es ist falsch. Es ist falsch,
wenn die amerikanische Regulierungsbe-
hérde unter ihrem neuen, von Trump ein-
gesetzten Chef die Verpflichtung aufhebt,
alle Daten im Netz gleich zu behandein.
Denn das Internet, das {ibrigens von
Grundlagenforschern mit staatlichem

Geld entwickelt wurde, ist ein Bestandteil
der 6ffentlichen Infrastruktur.

Solche Infrastruktur kann, wie das ja
in vielen Landern der Welt geschieht, von
privaten Unternehmern betrieben und
ausgebaut werden. Man sollte diese priva-

ten Unternehmen aber nicht zu Torwéch-
tern, ja zu Zensoren machen, die mafigeb-
lich beeinflussen kénnen, zu welchen An-
geboten ihre Kunden guten, schlechten
oder gar keinen Zugang mehr haben.
Oder die es durch Gebiihren etwa Start-
ups erschweren, in den Markt einzutre-

ten. Viele hoch bewertete Firmen gébe es
wohl gar nicht, hatten sie solche Mautge-
biithren zahlen miissen.

Wenn Telekom-Anbieter auch in Euro-
pa klagen, dass sie zu wenig verdienten,
um die Netze auszubauen, zeigt dies blof,
dass ihr Geschéftsmodell nicht funktio-
niert. In der EU gilt weitreichende Netz-
neutralitdt. Das sollte so bleiben, auch
wenn das hiefle, den Netzausbau staatlich
zu fordern, Das wiire besser, als leichtfer-
tig die Freiheit des Netzes aufzugeben.

23.11.2017
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STREAMING-DIENST

Netflix will Zuschauer Handlung in Sendungen
mitbestimmen lassen

Netflix gibt Nutzern testweise die Moglichkeit, den Handlungsverlauf in Sendungen
mitzubestimmen. Zundchst wurde bei einigen Kinderserien damit experimentiert,
Zuschauer zwischen alternativen Wendungen entscheiden zu lassen. Demnéchst sollen
solche interaktiven Elemente auch in Programmen fiir Erwachsene ausprobiert werden,
kiindigte Netflix-Produktchef Greg Peters an.

"Wir wollen herausfinden, wie Interaktivitdt bei Erwachsenen funktioniert", sagte
Peters. Moglicherweise wollten sie sich auch nur im Wohnzimmer entspannen
und nicht mit ihrem Fernseher interagieren. "Wir kennen die Antwort noch nicht."
Eine Méglichkeit flr die Zukunft wére auch, verschiedenen Nutzern gleich
unterschiedliche Varianten einer Sendung zu prasentieren, ohne dass sie selbst
etwas entscheiden mussten. "Eventuell wollen Erwachsene nichts selber
aussuchen, aber vielleicht wird diese Idee eines personalisierten Geschehens
funktionieren". Das ganze sei zugleich noch sehr spekulativ, schrankte Peters ein.

Im Kinderprogramm habe der Online-Videodienst immerhin die Erfahrung
gemacht, dass sich Zuschauer zum Teil deutlich langer mit interaktiven
Sendungen beschaftigten, weil sie noch die verschiedenen Entwicklungs-
Mdglichkeiten durchspielten.

Netflix kdnnte auch ausprobieren, Inhalte auf dem Smartphone im Vertikal-
Format zu zeigen, sagte Peters. "Wir versuchen gerade herauszufinden, wie man
damit auf die richtige Art experimentieren kann." Mit Blick auf eine weitere
Verbesserung der Bildauflosung liber das heutige 4K-Format hinaus mit dem vor
allem in Japan favorisierten 8K-Video zeigte sich der Netflix-Produktchef dagegen
skeptisch. "Man muss zum Beispiel einen riesengrofsen Fernseher haben, um
einen Vorteil erkennen zu kénnen. Ich wirde unsere Zeit und Energie lieber daflr
aufwenden, an bessergfFIdpsBiTsHNGREIZUEITaR BB ILTTERIta ARy mmen lassen

sichtbaren Darstellungsfehlern zu arbeiten." Japanische Elektronikkonzern und
Sender wollen 8K-Ubertragungen mit 16 Mal mehr Bildpunkten als beim
klassischen Full-HD zu den Olympischen Spielen 2020 etablieren. dpa
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Mehr Licht!

Netflix hat die Fernsehbranche umgepfliigt, jetzt kommt die erste deutsche Produktion des
Streamingdienstes. Die Mystery-Serie ,,Dark® hilt nur zum Teil, was sie verspricht

VON KAROLINE META BEISEL

ennman aufirgendetwas im Jahr
s ; s ; 2017 eigentlich nicht gewartet
hat, dann auf eine weitere Serie.
Es fiihlt sich so an, als laufe die Fernsehre-
volution mindestens schon in der zwdlften
Staffel; praktisch jedes Unternehmen, das
irgendwas mit Rundfunk, dem Internet
oder wenigstens mit Telefonen zu tun hat,
produziert inzwischen eigene Serien. Nie-
mand kann all das gucken, darum werden
Empfehlungen immer wichtiger, nach
dem Motto: Wenn alle dariiber reden, dann
wird es schon auch gut sein.

Unter deutschen Fernsehmachern wird
seit Monaten iiber eine Serie ganz beson-
dersviel geredet:iiber Dark, die erste deut-
sche Eigenproduktion des US-Streaming-
dienstes Netflix. Gesprichsthema war sie
aber nicht, weil alle sie schon gesehen hit-
ten. Sondern weil Netflix erst in den USA
unddann auch hier die ganze Fernsehbran-
che umgepfliigt hat, und Dark nun bewei-
sen soll, dass das auch mit deutschen Pro-
duktionen funktioniert - wenn man nur
mutig und schlau genug ist, so zu erzdhlen,
dass es einer Revolution auch wiirdig ist.

Ganz schon viel Verantwortung fiir zehn
Folgen Mystery-Serie. Und Dark wird ihr
nur zum Teil gerecht.

Zu Beginn erzahlt Dark eine Geschichte,
die dem Zuschauer vertraut vorkommen
diirfte: In der fiktiven Kleinstadt Winden
verschwinden zwei Jungen im Wald. Die
Suche nach ihnen fithrt zuriick in die Acht-
zigerjahre, und offenbar hat das Ganze mit
dem nahen Atomkraftwerk und irgendwel-
chen {iibernatiirlichen Phadnomenen zu
tun. Verschwundene Kinder sind der An-
fang von jeder zweiten skandinavischen
Krimiserie, und mit {ibernatiirlichen Pha-
nomenen und Achtzigerjahre-Nostalgie

war Netflix gerade erst bei Stranger Things
sehr erfolgreich. Es wire aber unfair, das
den Serienerfindern Baran bo Odar und
Jantje Friese vorzuwerfen. Zum einen war
Darklangstin der Mache, als die erste Staf-
fel von Stranger Things verdffentlicht wur-
de. Auflerdem hebt Dark mit einem Cliff-
hanger am Ende von Folge zwei an, ein Fa-
milien-Science-Fiction-Marchen zu erzih-
len, das mit Stranger Things kaumnoch et-
was zu tun hat - dafiir viel mit ,Momo*
,2Die Wolke“ oder Gudrun Pausewangs
,Die letzten Kinder von Schewenborn*

Wiein ,Momo* geht es auch in Dark um
die Zeit, und ein Problem der Serie ist, dass
das dem Zuschauer etwas zu haufig mitge-
teilt wird. Die Pilotfolge beginnt mit einem
Einstein-Zitat Giber das Verhéltnis von Ver-
gangenheit, Gegenwart und Zukunft, ein
Uhrmacher tritt auf, die Krankenschwes-
tertrégt eine Taschenuhr, und ein verwirr-
ter Mann murmelt immerzu ,,Tick-tack,
Tick-tack® Bald ist klar, dass die Lésung
fiir das Réatsel nicht im Heute - in Dark ist

Die Zuschauer haben es langst
verstanden, nur der Kommissar
schnallt es immer noch nicht

es das Jahr 2019 -, sondern in der Vergan-
genheit zu finden ist, und es beginnt eine
Reise, die nicht nur in die Achtzigerjahre,
sondern noch viel weiter zuriickfiihrt.

In dem Unterfangen, die Geschichte so-
wohl fiir die Serienfiguren als auch fiir die
Zuschauer nach und nach zu entrétseln, ist
Friese gerade in der ersten Halfte der zehn
Folgen insgesamt eher grofiziigig mit den
Informationen und Hinweisen. Bisweilen
fithlt man sich trotz der anspruchsvoll
konstruierten Geschichte unterfordert:
Als in einer Szene Vogel tot vom Himmel

fallen, sagt die Kommissarin Charlotte (Ka-
roline Eichhorn): ,Die Kinder, die Vogel...
Irgendwie gehort das alles zusammen.
Und als im Wald eine Kinderleiche gefun-
den wird, die zu keinem der vermissten
Jungen gehért, aber einen Walkman dabei
hat und einen ,Atomkraft Nein Dan-
ke“-Pulli trdgt, ist dem Zuschauer langst
klar, wer da gestorben ist. Nur der Polizist
Ulrich (Oliver Masucci), der mit dem Fall
nicht nur dienstlich zu tun hat, der hat es
immer noch nicht geschnallt.

Dark tragt ganz schon auf. Nie wird es
hell und immer regnet es, in Stromen
selbstverstandlich. Wer gerade ein priva-
tes Drama durchmacht - also jeder - steht
grundsitzlich ohne Kapuze im Nassen.
Nur den geheimnisvollen Bartigen, der aus
einer Héhle im Wald zu kommen scheint,
sieht man fast ausschlief8lich mit Kapuze,
selbst dann, wenn es nicht regnet. Wenn
Teenies in der Umkleidekabine Sex haben,
sieht das aus wie in Fifty Shades of Grey.
Und der Soundtrack des Islinders Ben
Frostist toll - aber eben auch standigzuho-
ren; als konnte man dem Zuschauer nicht
zumuten, selbst herauszufinden, welche
Emotion gerade opportun wire.

Trotz aller Kritik, und darauf kommt es
vor allem an: Man bleibt dran. Man will wis-
sen, wie Geschichte ausgeht, die so ratsel-
haft ist, dass sie im herkdémmlichen linea-
ren Fernsehen mit seinen wéchentlich wie-
derkehrenden Sendepldtzen tatsichlich
niemals laufen wiirde.

Dass man weiterschaut, liegt auch an
der hervorragenden Besetzung (Casting: Si-
mone Bér). Netflix habe den Kreativen da-
bei freie Hand gelassen, sagt Odar. Fiir das
deutsche Redakteursfernsehen ist das
eher uniiblich, fr den internationalen
Streamingdienst aber folgerichtig: Deut-
sche Schauspieler kennt in Sao Paolo oder

Seoul sowieso keine Sau, da ist es im Prin-
zip auch egal, wer mitspielt - Hauptsache,
Person und Rolle passen zusammen. So
konnten Odar und Friese ein ausladendes
Ensemble aus bekannten (Jérdis Triebel,
Angela Winkler, Michael Mendl) und neu-
en Gesichtern versammeln. Die Hauptrolle
spielt der nicht mehr ganz so unbekannte
Louis Hofmann, aber auch die Namen der
noch fremden jungen Schauspieler sollte
man sich merken: Lisa Vicari, Moritz Jahn,
Ella Lee und Paul Lux - und das ist héchs-
tens ein Siebtel des insgesamt vielleicht et-
was grofd geratenen Ensembles.

Die Kamera sucht diistere,
gemaildeartige Motive, in denen
die Figuren verloren wirken

Eindrucksvoll sind auch die Bilder. Als
Stilvorbild fiir Dark habe ihnen das Werk
des amerikanischen Fotografen Gregory
Crewdson gedient, sagen Friese und Odar:
diistere, geméldeartige Motive, in denen
die kleinen Figuren verloren wirken. Kame-
ramann Nikolaus Summerer ist es gelun-
gen, diese ganz spezielle Atmosphére in
opulente Bilder umzusetzen, die man so
im deutschen Fernsehen noch nicht gese-
hen hat - vielleicht auch deswegen, weil
die distanzierte, gestochen scharfe Asthe-
tik mit dem vertrauten Blick auf die Welt
kaum etwas zu tun hat. So gibt es in Dark
zum Beispiel praktisch keine Close-Ups.

Ob das genug ist, damit im Jahr 2050 je-
mand zurlickblickt und sagt: ,Weifit Du
noch 2017, als Dark das deutsche Fernse-
hen revolutioniert hat?“ Vermutlich nicht.
Fiir unsere Zeit jedoch ist das, was Dark
hier zeigt, ganz schon fortschrittlich.

Dark, abrufbar bei Netflix.
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Facebook von
chinesischem Konkurrenten
uberholt

Der chinesische Internetgigant I'encent I ist an TENCENT HLDGS HD-.00002

der Borse erstmals mehr wert als Facebook 2. Am
Dienstag trieb der Anstieg des Aktienkurses die 4664 € ' 239 %
Marktkapitalisierung in Hongkong auf den neuen

. Intraday = 3 Monate 12 Monate
Hochststand von mehr als 522 Milliarden Dollar.

Damit stieg Tencent zu den fiinf wertvollsten e
Unternehmen der Welt auf - liegt aber noch weit 478
hinter der Nummer eins, Apple B, mit 873 470
Milliarden Dollar (743 Milliarden Euro). %5
Tencent ist damit das erste asiatische Unternehmen. i i
08:00 09:00

das die Marke von einer halben Billion Dollar
knacken konnte. Das weltgrofite Internetnetzwerk T I —————
Facebook aus dem Silicon Valley kam zuletzt auf
rund 519 Milliarden Dollar.
Tencent ist vor allem in Asien bekannt und betreibt
unter anderem ein Facebook-Pendant, verschiedene
Webportale und den Messenger-Dienst WeChat.
Der Dienst hat fast eine Milliarde Nutzer. Er funktioniert dhnlich wie WhatsApp und ist auch in
Deutschland verfiigbar. Uber die App kénnen Nutzer Nachrichten verschicken und telefonieren,

Geld iiberweisen und eine Reihe von Dienstleistungen bezahlen.
61 Prozent mehr Umsatz im vergangenen Quartal

Zudem hat Tencent ein eigenes Online-

Bezahlsystem entwickelt. Zuletzt iiberraschte der

Konzern im abgelaufenen Quartal mit einem
Umsatzsprung von 61 Prozent auf umgerechnet 8,3
Milliarden Euro.
Tencent ist wie der groBe Konkurrent Alibaba vor
allem in Siidostasien priisent. Vergangenes Jahr
sorgte der Konzern fiir Schlagzeilen, als er fiir 8,6 Milliarden Dollar die finnische Spielefirma
Supercell kaufte. Seither zielt Tencent darauf ab, beliebte Romane tiber seine E-Book-Plattform
China Literature zu verdffentlichen und dann wiederum fiir Videospiele zu adaptieren.
In den nichsten Jahren will das Unternehmen aus Shenzhen rund 1,5 Milliarden Dollar tiir neue
kreative Inhalte ausgeben. Zugleich plant Tencent, 2018 erstmals sein Online-Bezahlsystem im
Ausland - in Malaysia - anzubieten.

mg/riv/afp

www.manager-magazin.de 21.11.2017
Seite im Original: -

68



Webradiomonitor 2017: Online-Audio-Markt vielfaltiger als je
zuvor

Einmal jahrlich ortet der Webradiomonitor die Lage der deutschen Online-
Audio-Medien. Die auf den MUNCHNER MEDIENTAGEN vorgestellte
Standortbestimmung bescheinigt der Branche ein weiterhin robustes
Wachstum auf allen Ebenen. Verstarkt im Visier der Forscher standen beim
Webradiomonitor 2017 die Entwicklungen von Podcasts, die bereits von 17
Prozent der Online-Audionutzer gehoért werden.

Insgesamt wéchst der Musikkonsum der Online-Audionutzer in Deutschland weiter
an und wird gleichzeitig immer mobiler. Bei der Nutzung liegen die klassischen
Radiomarken vorne, reine Webradio- und Online-Audioangebote erfreuen sich
ebenfalls zunehmender Beliebtheit. On-Demand-Angebote wie Podcasts erschlieBen
zusatzliche Nutzungssituationen und sprachgésteuerte Geradte in den Haushalten
kdénnten Auffindbarkeit und den Zugang zu Audioinhalten nachhaltig verandern.

Siegfried Schneider, Prasident der Bayerischen Landeszentrale fir neue Medien
(BLM): ,,Die Vielfalt der Online-Audioangebote ist faszinierend. Ob als Livestream
oder als abonnierter Podcast, fir die Nutzer sind tausende Angebote praktisch
jederzeit verfugbar und werden in ganz unterschiedlichen Situationen genutzt. Beim
Joggen, in der Bahn und im Flugzeug oder beim Einschlafen — die Audionutzung ist
so vielféltig wie das Angebot. Online-Audio gewinnt weiter an Bedeutung.”

Zu allgemeinen Entwicklungen der Webradios im nationalen Markt sprach
RADIOSZENE mit Dr. Kristian Kunow aus dem Bereich Kommunikation und
Medienwirtschaft bei der Bayerischen Landeszentrale far neue Medien (BLM).

RADIOSZENE: Welche Ziele verfolgt die jahrliche Untersuchung fir den
Webradiomonitor?

Dr. Kristian Kunow: Der Webradiomonitor
wurde von der Bayerischen Landeszentrale
far Neue Medien gemeinsam mit dem
Marktforschungsinstitut Goldmedia
entwickelt und wird seit 2009 regelméaBig
durchgefihrt. Seit ein paar Jahren sind
neben der BLM auch der BVDW und der

VPRT Partner des Projekts.

Ziel der Studie ist es, die aktuellen Trends
und Entwicklungen im Online-Audio-Markt
systematisch zu beobachten und zu
analysieren. Seit 2016 wird dabei die
Anbieterbefragung durch eine Online-
Befragung von Online-Audio-Nutzern
erginzt. Der Webradiomarkt und aktuelle Kristian Kunow (Bild: ©BLM)
Trends wie Podcasts oder Sprachsteuerung

kénnen damit sowohl anbieter- als auch

nutzerseitig beleuchtet werden.

Insgesamt wurden 2017 Gber 1.100 Nutzer befragt. Die Nutzerbefragung ist damit
reprasentativ fir die Online-Audio-Nutzer in Deutschland ab 14 Jahren. Von den
Online-Audio-Anbietern haben in diesem Jahr rund 300 an der Befragung
teilgenommen.

RADIOSZENE: Welche Kernaussagen leiten Sie aus der diesjahrigen

Radioszene 07.11.2017
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Erhebung ab?

Dr. Kristian Kunow: Sie zeigt, dass die Webradio- und Online-Audio-Nutzung in
Deutschland weiter wachst. Das belegen Nutzer- und Anbieterbefragung. Auch die
Werbeumsatze der Anbieter steigen, wobei fir die kommenden Jahre ein noch
deutlich groBeres Wachstum erwartet wird. Zudem steigt der Anteil der mobilen
Webradio- bzw. Online-Audio-Nutzung weiter an und liegt mittlerweile bei gut
einem Drittel.

Erstmals haben wir uns auch intensiv mit dem Thema Podcast beschaftigt.
Podcasts werden Uberdurchschnittlich stark unterwegs genutzt. Insbesondere die
Download-Méglichkeit ist fir die Nutzer wichtig. So erscheint es nur auf den ersten
Blick verwunderlich, dass Podcasts sich auch auf Flugreisen reger Beliebtheit
erfreuen. Bemerkenswert ist aber auch, dass viele Nutzer angeben Podcasts zu
héren, weil dort Themen intensiver besprochen werden als in anderen Medien.

RADIOSZENE: Wie sehr hat sich die Zahl der reinen Webradioangebote
iiber die Jahre verandert?

Dr. Kristian Kunow: Der Online-Audio-Markt vielfaltiger als je zuvor. Der Nutzer
kann aus knapp 2.400 Webradioangeboten wéahlen. Die Anzahl der
Webradioangebote entspricht damit der der Vorjahre, wobei reine
Webradioangebote mit zwei Dritteln nach wie vor den gréBten Anteil ausmachen.
Insgesamt verzeichnet die Studie fast zwélftausend Online-Audio-Angebote. Das
sind meines Erachtens beeindruckende Zahlen.

RADIOSZENE: In den letzten Jahren haben die UKW-Radio die Zahl ihrer
,,Musikbeiboote” im Internet deutlich ausgebaut. Spielt hier auch die
immer stiarker werdende Prasenz von Streaming eine Rolle?

Dr. Kristian Kunow: Die Grinde dirften zuallererst in der steigenden Online-
Nutzung von Audioangeboten liegen, nicht zuletzt auch linearer Radioprogramme.
Die meisten Haushalte verfagen mittlerweile Gber einen breitbandigen
Internetanschluss und eine Vielzahl von Endgeréten, die Zugang zu Online-Audio-
Angeboten erméglichen. Smartphone und mobiles Internet erméglichen zunehmend
auch mobiles Streaming. Da wére es geradezu fahrlassig, wenn die UKW- und
DAB+ Veranstalter nicht auch online ihre Hérer bedienten, insbesondere mit dem
Blick auf jingere Zielgruppen. Zudem erméglicht Online-Audio neue Werbeformen
und individuellere Ansprache von Zielgruppen.

RADIOSZENE: Gibt es Erkenntnisse liber die inhaltliche Struktur der
Webradios?

Dr. Kristian Kunow: Auch bei den Webradios dominieren AC-Musikformate das
Angebot, gefolgt von Dance/Elektro und Schlager bzw. Volksmusik. Der
Webradiomonitor 2017 zeigt jedoch auch, dass Uber die Hélfte der Nutzer online
Rockmusik héren, was sich in der Anzahl der Webradio-Angebote noch nicht
wiederspiegelt. Beim Thema Podcasts spielt Musik eher eine untergeordnete Rolle.
Die Uberwiegende Mehrheit der Angebote sind hier Talk-Formate.

RADIOSZENE: Der Markt fiir Webradios hat sich in den letzten Jahren
verfestigt. Auf der einen Seite stehen einige professionell arbeitenden
Angebote, auf der anderen das Heer der Kleinanbieter, das fur eine
Reichweitenmessung kaum in Frage kommt. Wird sich der Markt dadurch
weiter verandern?

Dr. Kristian Kunow: Die beobachtbaren Trends lassen nur einen Schluss zu: der
Online-Audio-Markt wird sich auch in den nachsten Jahren weiter entwickeln. Das
erwartete Wachstum in der Nutzung von Webradioangeboten sollte dazu fGhren,
dass immer mehr Angebote in ihrer Reichweite ausweisbar und damit vermarktbar
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werden. Auf der anderen Seite lebt der Webradiomarkt auch davon, dass kleine
Anbieter bzw. Prosumer sehr individuelle, oft innovative Angebote produzieren und
ihre Horer finden. Die steigende Nutzung von Streaming-Plattformen wie Spotify
kénnte fur diese Anbieter neue Chancen bieten.

RADIOSZENE: Welches sind die Treiber des Erfolges?

Dr. Kristian Kunow: Aus Sicht der Anbieter sind WLAN, ob zuhause oder Hot
Spots, sowie Streaming im Auto Treiber einer positiven Entwicklung von Webradio
und Online-Audio im Allgemeinen. Auch das Thema Zero Rating, wie mittlerweile
von der Telekom und Vodafone angeboten, wird als Treiber gesehen, ebenso
Podcast.

RADIOSZENE: Wann wird die Werbewirtschaft die Webradiobranche noch
starker fir sich entdecken?

Dr. Kristian Kunow: Die Werbewirtschaft hat Webradio bzw. Online-Audio bereits
fur sich entdeckt und die steigenden Werbeumsatze belegen dies. Die Ergebnisse
des Webradiomonitor 2017 zeigen, dass die Anbieter auch flr die Zukunft ein
starkes Wachstum ihrer Werbeumsatze erwarten. Dabei dirften mehrere Faktoren
eine Rolle spielen. Die Reichweite der Angebote ist ein Faktor, Programmatic
Advertising ein anderer. Die Studie zeigt darlber hinaus auf, dass Influencer-
Werbung auch bei Online-Audio an Bedeutung gewinnen kénnte. Zudem sind
Podcasts sicherlich ein spannendes Werbeumfeld. Auch hier ist jedoch von neuen
Werbekonzepten auszugehen.

RADIOSZENE: Uber welche technischen Quellen wird Webradio bevorzugt
genutzt?

Dr. Kristian Kunow: Die Webradio- und Online-Audio-Angebote werden vor allem
Uber Laptops und Smartphones genutzt, wobei der Trend weiterhin zum
Smartphone geht. Dazu passt auch, dass die Anbieter bereits Gber ein Drittel der
Abrufe Uber mobile Endgeréte registrieren. Interessanterweise spielt aber auch das
SmartTV eine Rolle. Fast ein Drittel der Online-Audio-Nutzer hért Uber ein SmartTV
Online-Audio-Angebote. Zudem sind sprachgesteuerte Assistenten wie Echo bzw.
Alexa von Amazon im Kommen und sollten Webradio neue Impulse geben. Bereits
15 Prozent der befragten Nutzer gaben im Sommer dieses Jahres an, ein
sprachgesteuertes Gerat zu besitzen oder die Anschaffung eines solchen zu planen.
Das sind bemerkenswerte Zahlen, wenn man bedenkt, dass das Angebot von
Amazon erst seit Herbst 2016 in Deutschland verfligbar ist.

RADIOSZENE: Gibt es aktuelle Aussagen Uber das generelle
Nutzungsverhalten der Webradiohoérer?

Dr. Kristian Kunow: Der Trend steigender Webradio- und Online-Audio-Nutzung
setzt sich fort. Dieser Trend zeigt sich in allen Altersgruppen. Am stérksten jedoch

bei den 14-29-Jahrigen. Besonderer Beliebtheit erfreuen sich dabei auch im Netz
die Angebote der klassischen Radiomarken. Online-Audio-Angebote werden auch
immer haufiger unterwegs genutzt — im Bus, Zug oder auch beim Joggen. Diese
Nutzungssituationen weisen Wachstumsraten von 30 bis 50 Prozent auf. Inhaltlich
steigt besonders die Nutzung von Wort-Angeboten, die aktives Zuhéren verlangen.

RADIOSZENE: Inwieweit stehen die Webradios Only in Konkurrenz zu den
UKW-Radios?

Dr. Kristian Kunow: Als Radioanbieter sollte ich dort sein, wo meine Hérer sind.
Diese sind sowohl auf UKW und DAB+ als auch online. Der Webradiomonitor 2017
zeigt zudem, dass Angebote wie Musik-Streaming oder Podcasts bzw. On-Demand-
Angebote die Prime Time des klassischen Radios ergdnzen. Diese Angebote werden
stéarker in den Abendstunden gehért, wenn die Nutzung von linearen Radios
nachlasst. UKW/DAB+ und Online-Audio-Angebote stehen also nicht nur in einem
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Wettbewerbsverhaltnis zueinander, sondern erganzen sich bzw. erweitern
zusammen die Zeit in der die Nutzer auf Audio-Angebote zugreifen. Ahnliches gilt
fur die Nutzungssituationen. Insbesondere Podcasts erméglichen neue Audio-
Nutzungssituationen, wie das Beispiel Flugzeug zeigt.

RADIOSZENE: Wo steht der deutsche Webradiomarkt im Vergleich zu
anderen Landern?

Dr. Kristian Kunow: Der Webradiomonitor 2017 konzentriert sich auf die
Entwicklung des Online-Audio-Markts in Deutschland. Die im internationalen
Vergleich besonders vielfaltige und vitale Radiolandschaft findet ihre Entsprechung
auch im Webradiomarkt hierzulande. Hinzukommen die zahlreichen Online-Only
und On-Demand-Angebote. Bei Themen wie Podcasts lohnt sich sicherlich der Blick
in die USA und auf die Entwicklung dort. Von Werbeums&tzen im dreistelligen
Millionenbereich sind die Podcast-Angebote hierzulande noch ein Stick weit
entfernt.

RADIOSZENE: Gibt es heute schon Erkenntnisse iiber die
Langezeitentwicklung des Webradiosmarktes?

Dr. Kristian Kunow: Mit Blick auf die vom Webradiomonitor seit 2009
beobachteten Trends l&sst sich ein kontinuierliches Wachstum der Online-Audio-
Angebote feststellen. Wahrend in den ersten Jahren die Anzahl der
Webradioangebote stark wuchsen, sind es seit ein paar Jahren die User Generated
Radio Streams und kuratierten Playlists der Streaming-Plattformen. Dieser Trend
dirfte sich ebenso fortsetzen wie der zum mobilen Angebot Uber App oder mobil-
optimierter Website auf der einen Seite sowie der mobilen Nutzung auf der
anderen.

Ein weiterer Trend zeigt auch einen der Vorteile, die UKW und DAB+ im Vergleich
zu Webradio nach wie vor haben. Unverdndert nennen die Anbieter die begrenzten
Datenvolumina sowie die mangelnde Verfugbarkeit mobilen Internets als
wesentliche Hemmnisse der Entwicklung des Online-Audio-Marktes.

Gesamtmarkt: Mit 2.400 Webradios und 2.500 kuratierten Playlists gibt
35 2017 rund 12.000 Online-Audio-Angebote in Deutsch

land
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Klassische Radiomarken liegen weiter vorn: 71% der Online-Audio-Nutzer

horen Simulcast-Radios, 56% Video-und 55% Musik-Streaming-Dienste
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Nutzungssituation: GroRteil hort zu Hause bzw. bei der Hausarbeit -
Wachstum v.a. bei allen mobilen Nutzungssituationen: 31% hoéren im Auto
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Warum der Frequenztausch dem
BR nicht mehr so wichtig war

STEFAN FISCHER

Als der Bayerische Rundfunk vor vier Jah-
ren den Frequenztausch von BR Klassik
und Puls ankiindigte, war DAB+ wenig
mehr als ein Versprechen. Eine Wette auf
die Zukunft, in der Radio eines Tages viel-
leicht nicht mehr analog tiber UKW-Fre-
quenzen ausgestrahlt wird. 2014 war ein
Radiosender, der ausschliefilich iiber
DAB+ zu horen war, so gut wie nicht exis-
tent. Denn viel zu klein war die Gruppe der-
jenigen, die diese Sender empfangen konn-
ten. Und viel zu klein war die Lust der H6-
rer genauso wie der Sender, umzusatteln.
Der folgende Streit war so heftig, weil BR
Klassik sich schon durch die Ankiindigung
ins Nirwana einer Digitalfrequenz abge-
schoben fiithlte, um auf UKW Platz zu schaf-
fen fiir die junge Digitalwelle Puls.
Allerdings waren die Digitalisierungs-
Optimisten schon damals der Auffassung,
dass sich der Streit in Luft aufgelést haben
wird, bis der Frequenztausch tatséchlich
konkret ansteht. Nun, ganz so-ist es nicht
gekommen, und einen Frequenztausch

UKW ist hier der wichtigste
Verbreitungsweg. Wie lange noch?

gibt es auch nicht -~ BR-Intendant Ulrich
Wilhelm hat die umstrittene Aktion am
Freitag iiberraschend abgeblasen. Es gibt
dariiber Erleichterung auf der einen Seite
- bei Klassikfans wie bei den bayerischen
Privatradios, denen die Konkurrenz durch
ein zusétzliches junges o6ffentlich-rechtli-
ches Programm erspart bleibt — und Ent-
tduschung auf der anderen, also bei Puls.
Denn nach wie vor ist UKW der wichtigste
Verbreitungsweg von Radio hierzulande.
Doch das Argument von Wilhelm, dass es
beim Ausbau von DAB+ gelungen sei, ,,die
Rahmenbedingungen im Vergleich zu
2014 nachhaltig zu verdndern® und Puls
deshalb gar keine UKW-Frequenz mehr
brauche, lasst sich durchaus untermauern.

So besitzen dem Digitalisierungsbe-
richt 2017 zufolge 20 Prozent der Haushal-

te in Bayern ein DAB+-Ger#t. Die Zahl
stammt aus dem Sommer, diirfte inzwi-
schen also hoher liegen und durch das
Weihnachtsgeschift noch einmal signifi-
kant ansteigen. Das DAB+-Netz wiederum
ist in Bayern nahezu flichendeckend aus-
gebaut. In knapp 90 Prozent der Hauser
und in 97 Prozent der Flache - entlang der
Autobahnen liegt der Wert bei 99 Prozent
- ist der DAB+-Empfang gewdhrleistet. Da-
mit ist Bayern in Deutschland fithrend.

Dem BR liegen nach eigener Aussage
zwar keine Daten dariiber vor, in welchem
Umfang seine Programme inzwischen
itber DAB+ gehort werden. Doch er be-
treibt immerhin fiinf reine DAB+-Wellen.
Werden diese auch gehort oder subventio-
niert der BR mit seiner Programmpolitik
nur den Standard DAB+? Mit der Entwick-
lung von BR Heimat ist man im Sender
nach eigener Aussage jedenfalls sehr zu-
frieden. Und was man im BR offenbar er-
kannt hat, ist, dass viele junge Horer Radio-
programme ohnehin nicht mehr bevor-
zugt Uber ein UKW-Gerdt suchen. Apps,
Streams, Drittplattformen und eben DAB+
- ein Publikum wie das von Puls nutzt Me-
dien iiberwiegend digital. Es sucht dort,
wo es glaubt, etwas Passendes zu finden.
Also eher nicht im UKW-Frequenz-Band,
in einem Umfeld von BR Klassik, Bayern 1
und den besten Hits der Achtziger.

Die Wachstumsraten bei der digitalen
Radionutzung legen nahe, dass es mittel-
fristig eher nicht umdie Frage gehen wird,
ob die Hérer bereit sind, ihren Sendernvon
UKW zu DAB+ zu folgen. Sondern ob junge
Hoérer Audio-Inhalte {iberhaupt noch im

'Radio suchen und nicht etwa bei Spotify.

Um DAB+ attraktiver zu machen, unter-
stiitzen sowoh! der BR als auch die Landes-
politik die Privatsender. Der BR ermog-
licht privaten Programmbetreibern, freie
Kapazitaten seines eigenen DAB+-Sende-
netzes zu nutzen. Die Staatsregierung
stellt 500 000 Euro pro Jahr als Technolo-
gieforderung zur Verfiigung, um die Kos-
ten fiir den Umstieg auf DAB+ bei den Pri-
vatradios abzufedern.
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Minchner Klimapfleger

BR-Intendant Wilhelm verzichtet iiberraschend auf den

umstrittenen Wellentausch zwischen Puls und BR Klassik

Selten zuvor hatte der BR fiir ein Projekt so
gekdmpft, selten gegen so viele Widerstan-
de an einem Plan festgehalten, selten fiir
eine Sache so viel Arger bekommen. 2014
kiindigte ‘Intendant Ulrich Wilhelm an,
das Hérfunkprogramm BR Klassik ins Di-
gitale zu schieben, damit das Jugendange-
bot Puls auf UKW laufen kann, Es gab wii-
tende Proteste von Klassikhérern; Zehn-
tausende unterzeichneten eine Petition,
Mariss Jansons, Chefdirigent des BR-Sym-
phonieorchesters, kritisierte den Plan of-
fen. Es gab eine Popularklage und eine
Wettbewerbsklage der Privatradios, die
fiirchten, durch Puls auf UKW Reichweite
einzubiifen und damit Werbepreise.

Das alles stand Wilhelm stur und
freundlich durch, wobei von Stehen keine
Rede sein konnte, denn Wilhelm war stin-
dig auf Werbetour unterwegs: BR Klassik
auf DAB+ sei kein Nachteil, weil es die Ton-
qualitat verbessere; die Verlegung sei kei-
ne Todsiinde am Kulturauftrag, vielmehr
miisse man mit Puls auf UKW junge Horer
fiir den BR gewinnen, um den ,,Generatio-
nenabriss zu verhindern Wilhelm ging so
weit, von einer ,Existenzfrage® fiir den
Sender zu sprechen. Am Ende hatte er sei-
nen Rundfunkrat so weit, dem Frequenz-
tausch fiir 2018 zuzustimmen.

Und jetzt saft derselbe Ulrich Wilhelm
am Freitag im Rundfunkrat seines Sen-
ders und sagte die ganze Sache einfach wie-
der ab. Warum?

Die Mitteilung, die der BR dazu versen-
det, gibt darauf eine technische und eine
politische Antwort.

Die technische geht so: ,,Durch grofie
Anstrengung®, so der BR-Chef in dem
Statement, sei es gelungen, die ,,Rahmen-
bedingungen im Vergleich zu 2014 nach-
haltig zu verindern® Zusammengefasst er-
klart Wilhelm, DAB+ sei inzwischen erfolg-

reich und deshalb der bessere Platz fiir
Puls: ,Durch die Prasenz zahlreicher jun-
ger privater Sender auf DAB+ bietet Digi-
talradio im Vergleich zur Marktlage von
vor vier Jahren daher heute ein deutlich in-
teressanteres Umfeld” Puls sei als Marke
im Netz inzwischen enorm stark, und das
verjiingte Hérfunkprogramm Bayern 3 ha-
be sich auf UKW zum ,Marktfithrer bei

Die Wende ist ein ,,Signal an
Privatradios und Verleger*

20- bis 29-Jihrigen entwickelt Sogar
Matthias Fack, der im Rundfunkrat den
Bayerischen Jugendring vertritt und Puls
unbedingt auf UKW heben wollte, findet,
die Voraussetzungen hitten sich ,,grundle-
gend geédndert“ Die Botschaft ist interes-
sant: So arg schlimm droht der Generatio-
nenabriss auf einmal doch nicht mehr.
Kosten hétten bei der Entscheidung keine
Rolle gespielt, teilt der BR auf Anfrage mit.

Sehr viel weniger gewunden liest sich
die politische Aussage in dem Statement.

Die Rede ist schlicht von einem ,Signal
Richtung Privatradios und Verleger, also
einem Zeichen an diejenigen, die den Plan
von Puls auf UKW als Kampfansage des 6f-
fentlich-rechtlich finanzierten Rund-
funks gegen den privaten Wettbewerb
empfinden. Eine Klage der Privatradios ge-
gen den Frequenztausch ist derzeit beim
Bundesgerichtshof anhéngig; mit einer
Entscheidung rechnet der BRim nichsten
Jahr. Doch die Aussicht, vielleicht wie in
den vorigen Instanzen recht zu bekom-

men, reizt den Intendanten offensichtlich
nicht mehr, so sehr der erklarte Klassik-
Freund Wilhelm 2014 fiir die Verlegung
von Puls auf UKW gekdmpft hat. Seine Ent-
scheidung will er ,als bewussten Schritt

aut die privaten Radiobetreiber und Verla-
ge in Bayern zu“ verstanden wissen. Und
um das damit unmissverstandlich Gesag-
te noch einmal ganz und gar unmissver-
sténdlich zu sagen, lasst sich Withelm so zi-
tieren: ,,Der BR willin der Verantwortungs-
gemeinschaft der Medien in Bayern sei-

nen Beitrag zu einem guten Klima im dua-
len System leisten. In der aktuell aufge-
heizten Debatte mochte ich bewusst ein Si-
gnal der Kooperation setzen, fiir den
Standort Bayern und dariiber hinaus.

Dazu muss man wissen, dass Ulrich Wil-
helm im kommenden Jahr den Vorsitz in
der ARD {ibernimmt. Das ist eine Art Spre-
cherfunktion fiir die neun Intendanten;
Wilhelm tritt gewissermafien als Verhand-
lungsfiihrer der ARD auf, und zwar in ei-
ner entscheidenden Zeit: Im Frithjahr wol-
len die Ministerprisidenten beschliefien,
wie sie ARD und ZDF zum Sparen zwingen,
damit der Beitrag im Jahr 2021 nicht oder
nicht zu sehr. steigt; auch brutale Strei-
chungen sind nicht mehr tabu. Die Sender
miissen schon jetzt heftig sparen — der BR
zehn Millionen im néchsten Jahr. Gleich-
zeitig sind die Offentlich-Rechtlicheninei-
ner bedrohlichen Legitimationskrise und
auf Allianzen apgewiesen. Selten wurden
die Offentlich-Rechtlichen von Verlegern
und politischen Populisten so hart ange-
gangen wie zuletzt. Das ,,Signal®, von dem
Wilhelm spricht, diirfte sich deshalb ziem-
lich sicher auch an die Politik richten, von
der jetzt viel abhéngt. Der BR-Chef geht in
Vorleistung und er nimmt seinen Sender
aus der Schusslinie des Privatfunks.

Ganz offensichtlich ist manche einstige
,,Emstenzfrage der Offentlich-Rechtli-
chen in der jetzigen Lage tatsichlich von
gestern.

CLAUDIA TIESCHKY

Einst verband er mit dem Frequenztausch die Existenzfrage, jetzt findet Intendant
Wilhelm, die Voraussetzungen hdtten sich grundlegend gedndert.

FOTO: ROBERT HAAS
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Kein PULS auf UKW: BR
verzichtet auf
Frequenztausch

TOM SPRENGER

Paukenschlag vor dem Wochenende. Der Bayerische
Rundfunk (BR) verzichtet darauf seine Jugendwelle
PULS wie geplant 2018 auf UKW zu bringen. BR-
Klassik wird also weiterhin auf UKW senden konnen
und PULS sich auf die digitalen Verbreitungswege
konzentrieren. Damit gibt der BR dem Drangen der
bayerischen Privatradios und Verleger nach, die geger
den Frequenztausch Sturm gelaufen waren und geger

die Plane geklagt hatten. Bislang allerdings ohne

Erfolg. Zuletzt war bericht worden, der BR werde den
Frequenztausch erst nach einem Urteil des
Bundesgerichtshofs in der Sache durchfuhren. Nun

zieht er also seine Plane in Ganze zurtck.

Zwar hatte der BR versichert, dass PULS werbefrei
beiben sollte. Die Privatradios beflrchteten aber
trotzdem, dass PULS nach dem Wechsel auf UKW
mainstreamiger formatiert werden wirde und damit
zahlreiche Horerinnen und Horer von ihren Sendern
weglocken konnte. Zu den Medientagen prasentierten
sie eine Studie, die ihre moglichen Umsatzriuckgange

in den nachsten Jahre plakativ vorrechnete.

Als Grunde fur die Neubewertung fuhrt der BR offiziell
“Jingste Erfolge beim Ausbau von Digitalradio und der
Ansprache eines jungeren Publikums” an. Bayern 3 sei
wieder erfolgreicher bei den jungen Horern zwischen

20 und 29 Jahren aufgestellt. 2014, als im Rundfunkra

radiowoche.de 08.12.2017
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die Entscheidung fur den Wechsel gefallen war, sei die
Ausgangslage deutlich schlechter gewesen, doch
Programmreformen hatten die Situation mittlerweile
verbessert. DAB+ sei flachendeckend verfugbar und
auch mehr Privatsender wirden sich im Digitalradio
engagieren. Dazu komme das neue ARD/ZDF-
Onlineangebot funk als zusatzliches Angebot fur das
junge Publikum und auch PULS sei stark im Netz
aufgestellt. Der 2014 befurchtete

“Generationenabriss” drohe nun nicht mehr.

BR-Intendant Ulrich Wilhelm erklarte in der heutigen
Sitzung des Rundfunkrats: "Durch grof3e eigene
Anstrengungen ist es uns gelungen, die
Rahmenbedingungen im Vergleich zu 2014 nachhaltig
zu verandern. Wir haben unsere Ziele — die jungen
Menschen vermehrt anzusprechen und eine
flachendeckende DAB+-Versorgung herzustellen —
erreicht. Diese neue Situation ermoglicht uns nach
sorgfdltiger Abwdagung aller Argumente eine

Entscheidung im Sinne eines guten Miteinanders mit

den privaten Radioanbietern und den Verlegern.” Im
klassischen Ausspielweg ,Radio” sowie im linearen
Fernsehen dagegen bleibe das junge Programm bisher
schwach und musste, um an die Zielgruppe zu
kommen, tatsachlich ,popularisiert” werden — dagegen
aber wirden sich eben die Privatanbieter vehement
wehren. Die jetzt getroffene Entscheidung nach einer
jahrelangen Auseinandersetzung um den geplanten
Frequenztausch verstehe man daher auch als
bewussten Schritt auf die privaten Radiobetreiber und

Verlage in Bayern zu, heil3t es vom BR.

“Der BR will in der Verantwortungsgemeinschaft der

Medien in Bayern seinen Beitrag zu einem guten Klima

radiowoche.de 08.12.2017
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Im dualen System leisten. In der aktuell aufgeheizten
Debatte mdchte ich bewusst ein Signal der
Kooperation setzen, flir den Standort Bayern und

dartber hinaus”, erklart Intendant Wilhelm.

Erfreut nimmt das Verlegerlager die Absage auf. ,Mit
dieser Mallnahme”, so VBZV-Hauptgeschaftsfuhrer
Markus Rick, ,setzt der BR ein deutliches Signal der
Entspannung auch in Richtung der bayerischen
Verlage”. Diese spielen im Privatfunk eine bedeutende
Rolle. Var allem aber fur die Chancengleichheitim
dualen Rundfunksystem, so Rick, sei der Verzicht auf
ein UKW-Jugendradio des BR ein ,groBer Schritt in die
richtige Richtung”.

Feiern konnen auch die bayerischen Klassikfans, die
mit einer zehntausendfach gezeichneten Online-
Petition und einer nicht erfolgreichen Popularklage
beim bayerische Verfassungsgerichtshof gegen den

Frequenztausch mobilmachten.

radiowoche.de 08.12.2017
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GVK bestatigt Entscheidung
fiir Antenne Deutschland

Streit iber Vergabe des zweiten
bundesweiten Multiplexes

Miinchen (epd). Die Konferenz der Gremienvorsit-
zenden der Medienanstalten (GVK) hat Antenne
Deutschland als neuen Plattformanbieter des zwei-
ten bundesweiten Multiplexes fiir das Digitalradio
DABplus bestdtigt. Wie die Medienanstalten am 14.
November mitteilten, befasste sich die GVK auf-
grund eines Verfahrens gegen die bereits am 6.
Juni getroffene Entscheidung noch einmal ,mit der
rechtssicheren Begriindung ihrer Entscheidung”. Ein
im Vergabeverfahren nicht zum Zug gekommenes
Konsortium um den Leipziger Investor Steffen Gopel
hatte versucht, die Entscheidung der GVK fiir An-
tenne Deutschland beim Verwaltungsgericht Leipzig
anzufechten.

Die zustdndige Sichsische Landesanstalt fiir privaten
Rundfunk und neue Medien (SLM) werde den Antragstel-
lern nun die entsprechenden Bescheide zustellen, teilten
die Medienanstalten mit. Fiir die Antenne Deutschland
GmbH hatten sich die Absolut Digital GmbH und der
Netzbetreiber Media Broadcast Digital Radio im Lauf des
Verfahrens unter Moderation der Kommission fiir Zulas-
sung und Aufsicht der Landesmedienanstalten zu einem
gemeinsamen Konsortium zusammengeschlossen.

Neben den zwei genannten Bewerbern hatten sich
noch zwei weitere Plattformbetreiber um den zweiten
sogenannten Bundesmux beworben: Neben Antenne
Deutschland auch die Digital Audio Broadcasting Platt-
form (DABP) um Gopel und Radifo Digital Miinchen
um den Unternehmer Caspar Schilgen, der auch zum
Vorstand der HQTA - des Nachfolgeunternehmens der
ehemaligen dapd media holding - gehdrte (epd 9, 23
/17). Radifo Digital Miinchen gehdrt der Investmentge-
sellschaft Livia Group von Peter Low.

Das Verwaltungsgericht Leipzig hatte im August einen
Antrag der DABP auf vorldufigen Rechtschutz wegen der
Zuweisung der Kapazitaten durch die GVK abgelehnt, da

noch keine Zuweisungsentscheidung der Sachsischen
Landesanstalt flir privaten Rundfunk und neue Medien

vorlag. DABP und Radifo Digital hatten angekiindigt, sie
wiirden priifen, ob das Ausschreibungsverfahren korrekt
verlaufen ist. Laut Medienberichten hatten sie moniert,
dass Antenne Deutschland den Antrag nach Fristende
noch nachgebessert habe.

Nach einem Bericht der ,Dresdner Neuen Nachrichten”
(DNN) vom 28. Juni hatte die federfiihrende SLM vor der
GVK-Sitzung im Juni ,einen leichten Vorteil aufseiten
des Leipziger Bewerbers" gesehen. An der Sitzung am
6. Juni nahm jedoch kein stimmberechtigter Vertreter
der SLM teil. Laut DNN-Bericht war die stellvertretende
Prasidentin des SLM-Medienrats erkrankt, der Prasident
selbst, Michael Sagurna, hatte an diesem Tag eine
familidre Verpflichtung. Die Staatskanzlei Dresden habe
daraufhin eine Stellungnahme der SLM angefordert,
verwies zugleich jedoch auf die Unabhadngigkeit der
Medienanstalten bei solchen Entscheidungen. Laut
DNN-Bericht stimmte die GVK in ihrer Sitzung am 6.
Juni mit 8:4 Stimmen fiir Antenne Deutschland. Die
SLM teilte den DNN mit, die ,Ansiedlung des zweiten
Bundesmux in Leipzig ware hocherwiinscht gewesen
und hitte den Medienstandort bereichert”.

Antenne Deutschland begrilite die Bestatigung der
Entscheidung. Das Konsortium werde den Aufbau und
die Inbetriebnahme der Plattform nach Abschluss des
Vergabeverfahrens ,unverziiglich beginnen”, teilte das
Konsortium mit. Der zweite nationale Digitalradio-
Multiplex kann bis zu 16 Radioprogramme zusatzlich
deutschlandweit verbreiten. Informationen {iber das Pro-
grammbouquet wiirden nach Abschluss der Planungen
bekanntgegeben, kiindigte Antenne Deutschland an. An-
gestrebt werde ,ein breiter Mix aus Radioprogrammen,
der dem Anspruch an gréBtmdgliche Angebotsvielfalt
gerecht werden kann”. Der Start des neuen Bundesmux
war urspriinglich fiir 2018 vorgesehen. dir

epd 24.11.2017
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Auf Partnersuche

Die Zeit von UKW lauft ab, nun soll die Halfte der deutschen

Antennen versteigert werden. Wo sich kein Kéufer findet, droht Stille

STEFAN FISCHER

Die meisten Radiosender in Deutschland
miissen sich einen neuen Partner suchen,
der ihre Programme iiber UKW ausstrahlt.
Die Media Broadcast, die das bislang tut,
steigt aus diesem Geschéft Ende Juni 2018
aus. Es kénnte passieren, dass einzelne
Sender von nichsten Sommer an nicht
mehr {iber UKW zu horen sein werden -
wenn sich bis dahin niemand gefunden ha-
ben sollte, der in ihrem Sendegebiet kiinf-
tig die Antennen betreiben méchte. Zwar
lasst sich mit der analogen Verbreitung
von Radioprogrammen aktuell noch Geld
verdienen, doch mittelfristig ist UKW ein
Auslaufmodell - und unter Umstinden
punktuell schon heute nicht mehr lohnend
fiir eine Investition.

In einem ersten Schritt hat die Media
Broadcast ihre etwa 1000 Sendeantennen
den bisherigen Nutzern und Untermietern
zum Kauf angeboten. Ein Drittel der Anla-
genwechselt auf diesem Weg den Eigentii-

mer. Der grofle Rest wird seit dieser Woche
bei einer elektronischen Auktion gehan-
delt, die voraussichtlich bis Weihnachten
laufen wird. ,Wo es keine Kaufer gibt, bau-
en wir kommenden Sommer aber definitiv
ab“, sagt Wolfgang Breuer, Geschiftsfiih-
rer der Media Broadcast. Alle Kundenver-
trage sind zum 30. Juni 2018 gektindigt. Er
konne sich lediglich vorstellen, dass Media
Broadcast teilweise Service-Dienstleistun-
gen fiir die neuen Eigentiimer {ibernimmt.

Der jetzige Betreiber will die
Sendeanlagen verkaufen, solange
er noch etwas dafiir bekommt

Dass das Unternehmen sich von diesem
Geschiéftsbereich trennt, hat damit zu tun,
dass die Bundesnetzagentur nun auch die
UKW-Ausstrahlung reguliert. Bislang gibt
es im Prinzip ein Duopol. Die eine Halfte

der Antennen gehort den 6ffentlich-rechtli-
chen Sendern, die damit eigene Program-
me ausstrahlen. Die andere Hilfte gehort
der Firma Media Broadcast, die gegen Ent-
gelt Radioprogramme vor allem von priva-
ten Rundfunksendern verbreitet oder aber
die Anlagen an kleinere Wettbewerber un-
tervermietet. In beiden Féllen sind die Prei-
se inzwischen reguliert, um Wettbewerb
zu ermoglichen, wobei die Bundesnetz-
agenturbei der Tarifberechnung den Buch-
wert der Antennen zugrunde legt - der
aber ist bei abgeschriebenen Anlagen in-
zwischen null.

Entsprechend sinken die Margen der
Media Broadcast. Das ist, so argumentiert
das Unternehmen, als wiirde man Taxifah-
rer zwingen, die Tarife zu senken, sobald
ihr Fahrzeug abgeschrieben ist. Bislang
setzt die Media Broadcast 50 Millionen Eu-
ro im Jahr mit dem UKW-Geschéft umn, als
Gewinn bleibt ein niedriger einstelliger

Millionenbetrag, der durch die Regulie-
rung offenbar deutlich schrumpft. Des-
halb steigt die Firmakomplett aus dem Ge-
schaft aus. ,Denn jetzt bekommen wir
noch Geld fiir die Anlagen®, sagt Wolfgang
Breuer. Fiir die neuen Besitzer lohnt sich
ein Investment im Fall der meisten Anten-
nen wohl trotzdem, weil UKW noch fir
mindestens zehn Jahre ein Verbreitungs-
weg bleiben wird und sie entweder nicht re-
guliert werden, wenn sie nicht marktbe-
herrschend sind. Falls doch, haben sie die
Investition noch in den Biichern stehen
und konnen sie deshalb geltend machen.
Fiir die Sender werden die Verbreitungs-
kosten durch den neuen Wettbewerb aber
eher nicht sinken.

Die Media Broadcast konzentriert sich
indessen ganz auf digitale Technik - sie
macht das meiste Geschéft bereits jetzt
mit digitalen TV- und Radionetzen. Die
Zeit von UKW lauft ab.

Siiddeutsche Zeitung 27.11.2017
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Rockland Radio & Radio 21 wollen UKW-Netz selbst betreiben

Die beiden Privatsender Rockland Radio und Radio 21 wollen ihre UKW-Sender kiinftig selbst betreiben. Sie
haben die Sendeanlagen von Media Broadcast gekauft,

Michael Fuhr

Der gréflite Netzbetreiber Media Broadcast steigt aus dem analogen
UKW-Geschaft aus und verkauft aktuell seine Sendeanlagen. Die
meisten Sender, Weichen und Antennen wollen die bisherigen
Konkurrenten Uplink Network und Divicon Media dbernehmen, in Bayern
will die Bayerische Medien Technik (BMT), eine 90-prozentige Tochter
der Bayerischen Landeszentrale fur neue Medien (BLM), die UKW-
Anlagen von Media Broadcast Gbernehmen, in Baden-Wirttemberg die
SBW Sendernetzbetrieb Baden-W lirttemberg GmbH.
Ganz andere Wege gehen die Sender des deutschen Stadte-
Networks, Radio 21 in Niedersachsen und Rockland Radio in Rheinland
Pfalz. Sie haben die UKW-Sender und -Antennen von der Media
Broadcast jetzt fir einen knapp siebenstelligen Betrag erworben.
Gleichzeitig wurde mit der Media Broadcast ein langfristiger Dienstleistungsvertrag Uber die Wartung und den
sendetechnischen Betrieb der UKW-Verbreitung abgeschlossen. Radio 21- und Rockland-Geschaftsfuhrer
Steffen Miiller begrindete den Erwerb mit einer Risiko-Minimierung fur den Bereich der Programm-Distribution.

DAB+ aufgrund komplexen Geschaftsmodells keine Alternative

Rockland Radio und Radio 21 sind die einzigen Privatradios in Deutschland, deren Geschaftsmodell sich nicht
oder nur sehr schwer ins digital-terrestrische Radio DAB+ transformieren lasst. Es handelt sich um ein Netz
von 30 UKW- Sendern und Antennen, das stindlich bis zu 25 mal auseinander geschaltet wird und
unterschiedliche lokale Inhalte auf die jeweiligen Antennen verteilt. Dies erfordere, dass auch die
leitungsbasierte Senderzufiihrung einschliellich der notwendigen digitalen Decoder in einer Hand liege.

"Durch die Anklindigung der Media Broadcast, ihr UKW-Netz zu verkaufen, aber gleichzeitig an den
Zufuhrungsvertragen festzuhalten, waren wir gezwungen zu handeln, um ein Auseinanderfallen der
Verantwortungsstrukturen bei der Programmdistribution zu vermeiden®, beschreibt Muller die Beweggriinde des
Sender-Networks. Am Beispiel eines so komplexen Programm-Distributionssystem zeige sich, dass das
Regulierungsverfahren durch die Bundesnetzagentur fir den Bereich der UKW-Sender- und Antennen-Netzes
einer nicht fiir alle Marktteilnehmer richtigen Marktdefinition gefolgt sei. Dies gelte es im Nachgang noch einmal
kritisch zu hinterfragen.

Ersatz von Technikkomponenten kann teuer werden

Generell hat ein Horfunksender finanzielle Vorteile, wenn er eine Sendeanlage selbst betreibt. Kostspielig wird
es dann, wenn die Technikkomponenten wie Sender, Weiche oder Antenne in die Jahre kommen und ersetzt
werden mussen. Durch langfristige Wartungsvertrdge mit Media Broadcast haben sich Rockland Radio und
Radio 21 zumindest gegen Hardware-Ausfalle abgesichert. Wie zuverlassig ein Eigenbetrieb 1auft, wird sich in
den kommenden Jahren zeigen.

teltarif 14.11.2017
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Es wird kein Einzelfall bleiben. Auch private Lokalradios wie Antenne Mainz wollen ihre UKW-Sender in
Zukunft selbst betreiben.
Links in diesem Artikel:
Info-Seite: Bundesnetzagentur - http://www.teltarif.de/i/bnetza.html
Extern: Antenne Mainz - http://www.antenne-mainz.de/
Extern: Radio 21 - http://www.radio21.de/
Extern: Rockland Radio - http://www.rockland.de/
Media Broadcast will unrentable UKW-Anlagen abschalten - http://www.teltarif.de/media-broadcast-radio-ukw-
dab-plus-hoerfunk-netzbetrieb/news/70156.html
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Keine Zukunft
fiir Klein-Klein

Guido Schneider

adio sieht sich als Gewinner der

Digitalisierung. Es erreicht dank

Internet zusitzliche Horer und

freut sich tiber den groflen Zu-
lauf von Werbekunden. Ein Grund zur
Selbstzufriedenheit ist das aber nicht. So
warnt Wolfgang Kreif8ig, Prisident der
Landesanstalt fir Kommunikation Ba-
den-Wiirttemberg (LFK): ,,Aufgrund der
rasanten technischen Entwicklung kon-
nen wir alle nicht die Hinde in den Schof§
legen, wenn es um die Zukunft des pri-
vaten Horfunks und damit um eine Saule
des dualen Rundfunksystems in Deutsch-
land geht.”

Um den Ernst der Lage zu untermau-
ern, haben die Medienaufseher unlangst
die Studie ,Ausgestaltung der lokalen
Horfunklandschaft in Baden-Wiirttem-
berg 2025“ der Medienforschung Gold-
media vorgelegt. Sie soll den Diskussions-
prozess mit privaten und 6ffentlich-recht-
lichen Veranstaltern sowie der Medien-
politik in Gang bringen.

Dabei will Kreiflig zunichst vor allem
Anregungen fiir den Umbau der Markt-
strukturen und der Regulierung sam-
meln: ,,Um es klar zu sagen: Es gibt kei-
nen vorgefestigten LFK-Masterplan.“

Dafiir aber ein Ziel: KreiBig will die viel-
faltige (Privat-)Radiolandschaft mit ih-
ren lokalen, regionalen und landesweiten
Programmen in Baden-Wiirttemberg er-
halten, so wie es das Mediengesetz vor-
sieht. Das aber konnte schwierig werden,

Radiomarkt:
LFK-Studie warnt das
Privatradio vor den
Folgen der Digitalisie-
rung. Kooperationen
und Konsolidierung
wiren notig

denn die Studie sieht den Radiomarkt im
Stadwesten ,in seinen Entwicklungsper-
spektiven fragil“ und belegt das anhand
von vier Zukunftsszenarien, die eigent-
lich fiir den gesamten Horfunk relevant
sind und grofitenteils negativ ausfallen
(siehe Tabellen).

Grund ist die fortschreitende Digitali-
sierung. Der Smartphone-Boom und die
kiinftige Technologie 5G werden das mo-
bile Internet noch wesentlich attraktiver
machen und die Nutzungsgewohnheiten
verandern. Schlimmstenfalls kann das
Musikstreaming von Spotify und Co so-

gar die klassische Radionutzung iiber
UKW wie DAB+ tiberflissig machen. Die
Folge wiren wegbrechende Einnahmen
und drastisch sinkende Kostendeckungs-
grade, die vor allem Lokalstationen im
Stidwesten in Gefahr brichten.

Realistisch ist ein anderes Szenario:
Das Radio bleibt zwar populir, kimpft
aber mit der Fragmentierung der Verbrei-
tungswege UKW, DAB+ und Simulcast
im Web, hinzu kommt die Konkurrenz
durch Musikstreaming. In diesem Szena-
rio miissten die Sender mit Ertragsriick-
gangen von 0,8 Prozent pro Jahr leben,
konnten dank Einsparungen aber weiter
wirtschaftlich arbeiten. Da sich die Wer-
bebudgets aber zu den Streaming-Anbie-
tern verlagern, wiichse der Druck vor al-
lem auf die Lokalsender.

Um die Lage zu meistern, empfiehlt die
Studie allerdings nur Dinge, die wenig
Aufbruch verheiflen. So soll die LFK den
Privatradios die zusitzlichen Kosten fi-

Fortsetzung folgt

nanzieren, die bis zum Aus tir UKW fir
die DAB+-Ausstrahlung anfallen. Zudem
pladieren die Autoren fiir Kombi-Aus-
schreibungen fiir DAB-Plattformbetrei-
ber und fordern Funkhausmodelle, in de-

nen verschiedene Sender unter einem
Dach in Programmgestaltung, Technik
und Vermarktung kooperieren und Sy-
nergieeffekte bei Umsatz und Kosten er-
zielen kénnen. Solche Funkhauser existie-
ren seit vielen Jahren in Berlin, Bayern
und Sachsen. Eine weitere Idee sind Pro-
grammkooperationen, bei denen ver-
schiedene Anbieter untereinander Pro-
grammteile austauschen oder zentral pro-
duzieren.

Klaus Schunk, Chef von Radio Regen-
bogen und Radiovorstand im VPRT, sieht
dennoch in der Studie einen ,,bemerkens-
werten Schritt®. Sie habe angedeutet, dass
es den lokalen und regionalen Hérfunk
im Ubergang von der analogen zur digita-
len Verbreitung kiinftig nicht mehr in der
heutigen Form geben werde. Funkhaus-

modelle und Programmbkooperationen
klingen fiir Schunk aber altmodisch. Es
gehe kanftig nicht um ein riumliches
Funkhaus oder ein Mantelprogramm,
sondern darum, dass es Sendern erlaubt
sei, gemeinsame Content Management
Center zu bilden, in denen sie Inhalte un-
tereinander tauschen und Produkte ge-
meinsam entwickeln.

Horizont 07.12.2017
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tir Kristian Kropp, Chef der Junge-
F Leute-Marke Big FM aus Ludwigs-

hafen und Stuttgart, ist es dagegen
»hochste Zeit“, Funkhausmodelle und
Programmkooperationen  umzusetzen
und dabei sowohl das Produkt wie den
Vertrieb einzuschlie8en. ,Dabei muss un-
sere Lokal- und Heimatpower immer als
Schliisselkraft verstanden werden. Nicht
banale Zentralisierung, sondern die Ad-
dition der lokalen und regionalen Markt-
zuginge ist notwendig.“ Kropp sieht Big
FM bereits als nationale Marke und will
weiter expandieren.

Interessante  Programmkooperatio-
nen sind auch aufSerhalb des Lindles ent-
standen. So baut Rock Antenne, eine
Tochter von Antenne Bayern, gerade ein
nationales Netzwerk mit Alsterradio als
erstem Partner auf. Der Sender der NWZ
Funk und Fernsehen wird sich in Kiirze
in Rock Antenne Hamburg umbenen-
nen, zudem haben die Gesellschafter bei-
der Anbieter gegenseitige Beteiligungen
erworben. Bereits 2012 hat Steffen Miiller
das sogenannte Stiddte-Network von Ra-
dio 21 und Rockland Radio ins Leben
gerufen und sieht in horizontalen Syner-

gien dieser Art ,,das Gebot der Stunde®.
Das Modell passe vor allem zu Sparten-

Ulrich Gathmann

sendern und sei dem Funkhaus-Konzept
tiberlegen. ,Das Funkhaus muss aus ei-
nem Markt heraus mehrere 24-Stunden-
Programme finanzieren und ist damit
nicht so richtig wettbewerbsfihig®, so
Miiller. Der Charme tiberregionaler Netz-
werke bestehe hingegen darin, dass sie mit
jedem zusitzlichen Programm ihren Ho-
rer- und Werbemarkt vergroflern, ohne
die regionale Verankerung der Partner
aufzugeben. So profitieren Radio 21 und
Rockland von einer ,Doppelfinanzie-
rung®, erklart Miiller: ,,Alles, was die bei-
den erwirtschaften, investieren wir in das
gemeinsame Programm und die weiteren
lokalen Inhalte.“ Naheliegend wire es
nun, wenn Rock Antenne, Radio 21,
Rockland und Radio Bob von Regiocast
unter ein Dach gingen. Doch die Bereit-
schaft dazu fehlt, alte Animosititen wir-
ken nach. Und so verharrt der Radio-
markt im Klein-Klein, wihrend interna-
tionale Streaming-Riesen sich vor ihm
aufbauen.
[ X J

ndern kénnten das wohl nur eine
AKonsolidierung auf der Eigentii-

merseite und gréflere Einheiten,
die von finanzstarken Eigentiimern getra-
gen werden: ,,Ohne eine Konsolidierung

Steffen Miiller

Fortsetzung folgt

werden die Privatsender gegen die tech-

nikgetriebenen Audioanbieter langfristig

nicht die finanzielle Stirke haben, um sich
nachhaltig zu behaupten®, fordert NWZ-
Chef Ulrich Gathmann. Das Oldenburger
Medienhaus will sich an einem solchen
Konsolidierungsprozess beteiligen. ,,Wir
haben in der Vergangenheit schon erheb-
lich in Radio investiert und haben das
weiter vor®, so Gathmann. Fiir ihn steht
fest, dass die Branche die digitale Trans-
formation nur in groBeren Einheiten und
Verbiinden sichern kann. Von Medien-
politik und Aufsicht fordert er einen kon-
vergenten Regulierungsrahmen, der Ra-
dio und Streaming-Dienste umfasst so-
wie Impulse fiir einen ,,Strukturwandel
auf Eigentiimerseite®, also mehr Konzen-
tration. In Baden-Wiirttemberg wire das
schon jetzt moglich, so LFK-Chef Krei-
Rig: ,Es gibt in dieser Frage kaum recht-
liche Fesseln der Medienpolitik.“ Auch
wenn Aspekte wie Meinungsvielfalt und
Verhinderung  vorherrschender Mei-
nungsmacht zu beachten seien, gebe es
»gentigend Raum fiir Veranderungen auf
der Gesellschafterebene®. Es wird Zeit,
ihn zu nutzen.

Wolfgang KreifSig

Horizont 07.12.2017
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Radio drohen harte Jahre

Vier modellierte Szenarien fiir den Horfunk im Jahr 2025

i ist insbesondere lokal gefragt

Fragmentierter Markt analog und digital UKW bleibt gefragter Empfangsweg, Junge bevorzugen Streaming, Nachfrage
(Real Case) ¢ nach Horfunkwerbung steigt kaum

5G ist neuer Standard, UKW und DAB+ kaum noch genutzt, Radio (meist im
¢ Stream) bleibt fiir Wort und lokale Inhalte relevant, doch Werbemarkt schrumpft

UKW bleibt wichtiger als DAB+, 4G/5G-Nutzung ist Normalitdt, Radionutzer
¢ wandern zu Streaming-Diensten ab, Werbebudgets folgen ihnen

Streaming ersetzt Terrestrik

Radio weiter analog, Streaming stark

Quelle: Ausgestaltung der lokalen Hérfunklandschaft in Baden-Wiirttemberg 2025, LFK, Goldmedia HORIZONT 49/2017

Starker H5rfnk dani DAB+ (Best Case) DAB+ erreicht die Menschen, Streaming existiert komplementar, Horfunkwerbung

Streaming und schnelles Internet veraindern Audionutzung

Entwicklung der Marktanteile an der Audionutzung nach Verbreitungswegen bis 2025 (Prognose)

Angaben in Prozent
MUKW = DAB+  Simulcast/Web Only [ Streaming

Starker Horfunk dank DAB+ 52 18 30
Fragmentierter Markt analog und digital 28 19 30
Streaming ersetzt Terrestrik n 7 32 55
Radio weiter analog, Streaming stark 4 24 47
Quelle: Ausgestaltung der lokalen Horfunklandschaft in Baden-Wirttemberg 2025, LFK, Goldmedia HORIZONT 49/2017

Privaten Horfunkern konnten die Einnahmen wegbrechen

En tw:cklung der w1rtschafthchen Luge des Prwatradms in Baden Wurﬂemberg bzs 2025 ( Prognose)

; Gesamtemag (m Mm Euro) durchschnittl. Kostendeckungsgrad* in Prozent-
Modellierte Szenarien; ] 2016 2025 jahrl. Wachstum: 2016 2025
Starker Horfunk dank DAB+ 728 167 0 54 13 123
Fragmentierter Markt analog und digital 72,8 67,7 0,8 113 12
Streaming ersetzt Terrestrik 72,8 51,2 =38 : 113 108
Radio weiter analog Streaming stark 72,8 36,5 7.4 113 105
s v Re|au0n N Kcsten s siesmras B S A AR R LA S SRR
>Quelle Ausgestaltung der Iokalen Horfunklandschaft in Baden Wurttemberg 2025 LFK Goldmedla - HORIZONT49!ZO17 »
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Im Konzert der
GrofRen mitspielen

Klassik Radio startet einen Streamingdienst. Der Sender
will bei den grofien Playern mitmischen

TEXT: Katrin Otto

Online-Audio ist im Ohr und im Trend. 34 Mil-
lionen Menschen héren in Deutschland tiglich
eine Stunde im Netz, so die Studie ,MA IP Au-
dio“. Smartphoneverbreitung, giinstige Einstiegs-
angebote der Anbieter, die Freischaltung auf
mehreren Geréten und verbesserter Bedienkom-
fort sind die Griinde.

Dazu kommt die Social-Komponente: Mu-
sik im Netz kann geteilt und empfohlen werden.
Dabei sind die beliebtesten Nutzungen Simulcast-
Radios - die Livestreams der UKW-Sender - und
Musikstreamingdienste. So kommt Marktfithrer
Spotify inzwischen auf 60 Millionen Abonnenten.
Ein Wachstumsmarkt, der Chancen bietet und

Hoffnung weckt: Chancen, die Zukunft des
Hérfunks im Digitalen zu sichern. Und Hoff-
nung auf neue Horer und Umsitze.

Mehr als 100 Kanile
am Start

Nun will der Sender Klassik Radio auf den Zug
aufspringen. Und dabei nicht kleckern, sondern
klotzen. Als erster deutscher Anbieter starten die
Augsburger einen eigenen Musikstreaming-
dienst. Ziel ist es, im Konzert der Grofien

mit zuspielen. Und zwar auf der Ebene von

Apple Music, Amazon Music, Deezer und
Spotify. Das Besondere: die vertikale
Ausrichtung auf ein spezifisches Genre-
Streamingangebot. ,Wir liefern mit

Klassik Radio Select in dieser Tiefe
klassische Musik wie kein anderer

Dienst®, sagt Ulrich Kubak, Vorstand

der Klassik Radio AG. Zwei Jahre hat

der Sender daran getiiftelt, Lizenzvertra-

ge mit den Labels Naxos und Sony Music

geschlossen, jetzt ist es so weit. Der Dienst geht
mit iiber 100 Kanilen an den Start, mit dem kla-
ren Ziel, sich von den anderen nicht nur musi-
kalisch abzuheben. Alle bisherigen Dienste funk-
tionierten gleich. Das sei ein reiner Preis- und
quantitativer Kampf, so der Radiochef.

»Wir sind ein Lieferdienst und kein Such-
dienst wie Spotify, der 45 Millionen Titel zur
Auswahl stellt”, konkretisiert er. Geliefert wird
bei Klassik Radio Select alles, was der moderne
Mensch zum Entspannen braucht. Vom prina-
talen Channel fiir das Ungeborene iiber Yoga-
Klinge bis zum Abendessen mit Freunden. Der
Horer soll iiber die Klassik zum neuen Dienst
finden und dort bleiben. Und nach Stimmung
den richtigen Sender wihlen. ,Wir liefern die
Losung fiir ihr Musikproblem®, formuliert es
Kubak. Und das handverlesen.

Der Dienst arbeitet ohne Algorithmen;
hinter jedem Kanal steht ein Musikexperte, der
den Kanal pflegt. Chefkurator ist Tenor Rolando
Villazon, dazu kommen Filmkomponisten wie
James Newton Howard (Die Tribute von Panem,
The Dark Knight). ,,Das ist aufwendiger, aber der
richtige Weg®, glaubt Kubak. Fiir ihn ist es ein
weiteres Distinktionsmerkmal zu anderen Diens-
ten. Die bieten zwar auch Playlists fiir jede Stim-
mung an, aber datengetrieben erstellt. Kubak
besteht auf dem Radioansatz. ,Wir haben keine
geschlossenen Playlists, sondern komplette Sen-
der, die kontinuierlich, taglich aktualisieren.
Redaktionelle Elemente wie News, Kulturinfos,
Wetter und Borsennachrichten konnen erginzt
werden und unterstreichen den Radiocharakter.
Das bindet Horer: Laut der Studie ,Webradiomo-
nitor” sind Nachrichten an dritter Stelle der hau-
figsten Online-Audio-Nutzungen (42 Prozent),
gefolgt von Services wie Wetter und Verkehr.

Der Markt ist umkampft. Ein Grund, dass Klas-

Werben und Verkaufen 13.11.2017
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sik Radio mit einem Dumpingpreis von 5,99 Euro
pro Monat ins Subskriptionsgeschift startet. Das
ist die Halfte dessen, was die anderen Musik-
streaminganbieter verlangen. Die verdienen vor
allem am werbefinanzierten Gratisbereich — nur
Apple Music bietet ausschliefilich eine Bezahl-
version fiir die rund 27 Millionen Abokunden
an. Laut ,ARD-Online-Studie bevorzugt die
Mehrheit der Nutzer tatsichlich die kostenfreie
Variante mit Werbung. Beispiel Spotify: Uber
60 Millionen zahlende Kunden stehen 140 Mil-
lionen Nutzern gesamt gegeniiber. Nur bei Ama-
zon Music dominiert die Bezahlversion vor der
frei zuginglichen. Das liegt auch daran, dass die
Prime-Mitgliedschaft neben der Audionutzung
weiteren Zusatznutzen bedeutet.

Gratisversion mit
Werbevermarktung

Dies ist mit ein Grund, dass Klassik Radio trotz
des Fokus auf das Abogeschift auch eine abge-
speckte Gratisversion anbietet, die Werbung ent-
hilt. Der Freemium-Bereich besteht aus zehn
Websendern, nimlich den zehn erfolgreichsten
des bisherigen Netzangebots von Klassik Radio.
Die iibrigen 17 Sender werden eingestellt. Die
Vermarktung des Onlineportfolios liegt seit 2016
bei RMS. Die zehn Free-Sender sollen weiterhin
von den Hamburgern vermarktet werden. Im-
merhin liegt der Anteil des Online-Audio-Um-
satzes am Gesamtumsatz im zweistelligen Pro-
zentbereich. Konvergente Kampagnen will Klas-
sik Radio selbst bedienen. Hier sieht sich Ulrich
Kubak vor allem im Wettbewerb mit Entschei-
dermedien aller Gattungen. Maf3geschneiderte

redaktionelle Umfelder sollen auch Nicht-Radio-
kunden an Bord holen. Die Zeiten, als Kubak

noch mit der Ex-AS&S-Radio-Geschéftsfiihrerin
Esther Busch einen eigenen grofien Vermarkter
ins Leben rufen wollte, sind vorbei. ,,Wir wollen
keinen nationalen Vermarkter mehr aufbauen,
da wir durch die digitalen Moglichkeiten so viel
eigenes Inventar haben, dass wir nur uns selbst
vermarkten, sagt der Senderchef. So bleibe die
gesamte Marge bei Klassik Radio. ,Wir arbei-
ten nicht fiir dritte Medien nur in Provision®,
so Kubak.

Ebenso selbstbewusst sind die Ziele mit dem
neuen Streamingdienst. Bereits im kommenden
Jahr will der Geschiftsfithrer auf 10000 Abon-
nenten kommen. In zwei Jahren soll die Zahl
sechsstellig sein. Spotify hatte im ersten Startjahr
eine Millionen Mitglieder - allerdings mit einem
weitaus ,mainstreamigeren” Musikangebot. Klas-
sik Radio begleitet den Start mit einer Launch-
kampagne in Print und Digital. In erster Linie
adressiert der Sender die rund vier Millionen
UKW-Hbrer von Klassik Radio. Die seien sehr
onlineaffin. Uber die 27 Websender werden bis-
her drei Millionen Sessions (jeder Zugriff, der
{iber 60 Sekunden dauert) erreicht. Und die sollen
nun konvertiert werden. Das bedeute kostenfrei-
en Zugang zu vier Millionen Menschen ohne
Marketingkosten, so Kubak. Wenn die Ziele 2018
erreicht sind, ist der weltweite Rollout geplant.
Auch hier dienen die bisherigen Abrufe des Klas-
sik-Radio-Webportfolios als Blaupause. 25 Pro-
zent davon kdmen aus dem Ausland. Das Inter-
esse scheint also da. Schliefilich ist Europa und
vor allem Deutschland mit seinen Komponisten
die Heimat der Klassik, sagt Kubak. Und nun
auch des ersten Klassik-Streamingdiensts.
ko@wuv.de

Von den Offentlich-Rechtlichen
belichelt, von Kritikern oft ver-
rissen, hat sich der Augsburger
Sender seit seiner Griindung

1989 zu einem der gréBten
Klassiknetzwerke entwickelt -
und zum einzigen deutschen
bérsennotierten Horfunk-

Klassik Radio
greift an

sender. Statt ganzer Konzerte
sendet Klassik Radio nur
einzelne Ausschnitte, dazu
Film- und Loungemusik. Das
mogen Uber vier Millionen H6-
rer, 230000 pro Tag. 2016
konnte der Sender die Reich-
weite verdoppeln. Der Umsatz
lag bei 13 Mio. Euro. 2017

Fortsetzung folgt

rechnet Vorstand und Griinder
Ulrich Kubak mit zweistelligem
Wachstum. Tenor Rolando
Villazdn ist Markenbotschafter
des neuen Streamingdiensts
Klassik Radio Select und Ge-

sicht der Launchkampagne (0.).
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Nutzung von Audio im Internet
(zumindest selten, in Prozent) &5

54
49

43

2014 2015 2016 2017

Ab 2016 ohne Musik {iber Youtube und Musik-Erkennungsdienste
inkl. Radi diathel Basis: D h Bevolkerung ab 14 J. in
Deutschland. Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudien 2014-2017

Nutzung von
Musikstreamingdiensten
(zumindest gelegentlich, 2017 in %)

Spotify

Amazon Music

Google Play Music
Apple Music

Soundcloud

Deezer

e—— Napster
@ Juke

Basis: Deutschspr. Bevolkerung ab 14 J. in Deutschland.
Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudie 2017

200000
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ProSieben lasst authorchen

T. MAGENHEIM-HORMANN

Miinchen ~ Ein Viertel hat die
als einziger Medienwert im
Dax notierte Aktie der
Miinchner TV-Gruppe Pro-
SiebenSatl dieses Jahr verlo-
ren. Sie ist damit das schlech-
teste aller Dax-Unternehmen.
Am Mittwoch konnte das Pa-
pier aber zeitweise um gut drei
Prozent auf knapp 28 Euro zu-
legen, wihrend alle anderen
29 Dax-Titel mehr oder weni-
ger stark im Minus notierten.

ProSiebenSatl hat gegen-
iiber Analysten eine modifi-

zierte Konzernstrategie sowie
-struktur préasentiert und dafiir
Vorschusslorbeeren geerntet,
obwohl mit den neuen Plidnen
gedampftes Wachstum einher-
geht. ,Ich bin Gberzeugt, dass
ProSiebenSat1 mit dieser neu-
en Struktur weiterhin nach-
haltig erfolgreich sein wird“,
erkldrte Konzernchef Thomas
Ebeling. Im Amt erleben wird
er diese Prognose nicht mehr,
selbst wenn sie eintreffen soll-
te. Denn Ebeling muss im Fe-
bruar abtreten, chne dass bis-
lang ein Nachfolger gefunden
wére.

Die neue Struktur, von der
er spricht, ist so neu nicht.
Denn sie sieht vor, den Kon-
zern wieder auf drei Siulen zu

stellen. Dazu wird das gesamte
TV-Geschift vom traditionel-
len Fernsehen bis zu Online-
TV wie der konzereigenen,

aber defizitdren Internet-Vi-
deothek Maxdome unter ein
Dach namens Entertainment
gebracht. Die erst vor einein-
halb Jahren gebildete vierte
Konzernsparte, in der unter
anderem Maxdome und die
auf YouTube betriebene Vi-
deoplattform Studio71 als ver-
meintlich zukunftstrachtig zu-
sammengefasst waren, wird

wieder auseinandergerissen.
Daneben existieren weiterhin
die beiden anderen Konzern-
sdulen Inhalteproduktion und
globaler Verkauf sowie Inter-
netgeschifte mit Online-Platt-
formen wie Parship Elite, Ve-
rivox oder Jochen Schweizer.

Sowohl die 21 Produktions-
firmen der Miinchner als auch
der Bereich eCommerce wer-
den aber fiir Investoren geoff-
net. Im Fall der Internetplatt-
formen stehe man bereits in
Gespridchen mit moglichen
Partnern, die im zweiten
Quartal 2018 abgeschlossen
sein sollen, hat Ebeling ver-
kiinden lassen. Gemeinsam
mit diesen neuen Investoren
sollen dann im groRen Stil

weitere  Online-Plattformen
gekauft werden, die man per
TV-Werbung in den konzern-
eigenen Sendern von ProSie-
ben iiber Satl bis Kabell be-
kannt und erfolgreich machen
will, Im Bereich Inhaltepro-
duktion sind Partnerschaften
erst angedacht, aber noch
nicht auf die Schiene gesetzt.

ProSiebenSatl muss drin-

gend ins eigene Programm in-
vestieren, weil das in letzter
Zeit striflich vernachlissigt
wurde. Davon kiinden gesun-
kene Zuschauerzahlen. Mehr
Eigenproduktion konnte die-
sen Trend wieder umkehren,
falls die neuen Shows oder Se-
rien bei den eigenen Zuschau-
er ankommen, die Ebeling zu-
letzt als ,etwas fettleibige und
drmliche Menschen“ verun-
glimpft hatte.

Die Reduzierung von vier
auf drei Geschiftsbereiche,
die néchstes Jahr vollzogen
wird, soll bis 2019/20 jéhrlich
gut 50 Millionen Euro sparen.
Das kénnte auch zu Stellenab-
bau fiihren, den der Konzern
allerdings noch nicht beziffert.
Zuletzt haben 6446 Frauen
und Manner fiir die TV-Grup-
pe in Unterféhring vor den To-
ren Miinchens gearbeitet. Das
Management will nun mit dem
Betriebsrat das Gespréich su-
chen. Unter dem Strich soll
das alles bis 2022 aus eigener
Kraft eine Milliarde Euro
mehr Umsatz bringen. Dazu
kdmen noch eventuelle Zu-
kdufe. 2017 steuern die
Miinchner auf rund vier Milli-
arden Euro Umsatz zu. Das
wiren etwa fiinf Prozent mehr
und damit nur ein halb so ho-
her Zuwachs wie einmal ange-
kiindigt. Auf dieses abgesenk-
te  Wachstumsniveau zielen
auch die bis 2022 reichenden
Pldne.

Miinchner Merkur 07.12.2017
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"Ein bisschen fettleibig und ein bisschen arm”
ProSiebenSat.1-Chef Ebeling lastert uber seine Zuschauer

Timo Niemeier

Thomas Luckerath

Wie wirtschaftlich attraktiv ist die Zielgruppe des werbefinanzierten Fernsehens? In einer Telefonkonferenz
mit Analysten hat sich ProSiebenSat. 1-Vorstandschef Thomas Ebeling abféllig tiber das Fernsehpublikum
gedullert. DWDL.de liegt das Transkript vor. ProSiebenSat.1 dementiert die Aussagen nicht, verweist aber
auf den Kontext der AuBerung.

Jahrelang kultivierte das deutsche Feuilleton den von Harald Schmidt zwar nicht erfundenen aber doch stark
gepragten Begriff des ,Unterschichtenfernsehens” in seinen Berichten tiber deutsche Privatsender. Kaum
sind Schmidt und der Begriff gleichermallen aus der Wahrnehmung verschwunden, befeuert jetzt jemand
anderes dieses Bild der faulen Couch Potatoes. Diesmal ist es kein ehemaliger Sat.1-Moderator, sondern
ausgerechnet der Vorstandsvorsitzende der ProSiebenSat.1 Media SE, Thomas Ebeling.

In der vergangenen Woche legte der Medienkonzern aus Unterféhring seine neuesten Quartalszahlen vor.
Umsatz- und Gewinnprognosen wurden nach unten korrigiert, die Aktie des DAX-Konzerns brach zum
zweiten Mal in diesem Jahr heftig ein. GrolRe Probleme macht das Geschaft mit der Fernsehwerbung, aber
auch Maxdome und das globale Produktionsgeschaft laufen nicht ganz rund. Einzig und allein die Commerce-
Beteiligungen wachsen immer weiter. Fiir Vorstandschef Thomas Ebeling ist das jedoch nicht genug: Dafir
hangt zu viel von der Entwicklung des Kerngeschéfts ab.

Nach Vorlage der Quartalszahlen gab es zwei Telefonkonferenzen (,Calls”) - einmal mit der Presse sowie
eine weitere mit Analysten und Bérsen-Experten. Wenig liberraschend brachten die Fragen beider Calls den
Vorstandsvorsitzenden in die Defensive. Gegeniiber Analysten und Bérsen-Experten schoss Thomas
Ebeling dabei aber iber das Ziel hinaus. Von einem hartnackigen Analysten des Bankhauses BNP Paribas
mit der Konkurrenz durch neue Anbieter wie Netflix konfrontiert, versuchte er die suggerierte Situation der
erfolgreichen SVoD-Portale zu relativieren und sein Geschaft zu verteidigen.

Wortlich sagte Thomas Ebeling ins Deutsche Ubersetzt: ,All die Hollywood-Blockbuster gibt es auf unseren
Sendern und nicht jeder Nefflix-Film ist ein Homerun. Und sehr oft sind deren Inhalte sehr, sehr Arthouse-like.
Es gibt Menschen, ein bisschen fettleibig und ein bisschen arm, die immer noch gerne auf dem Sofa sitzen,
sich zurlcklehnen und gerne unterhalten werden wollen. Das ist eine Kernzielgruppe, die sich nicht andert.”
Schwer vorstellbar, dass diese Beschreibung des Durchschnittszuschauers den Kollegen von SevenOne
Media bei der ohnehin schon schwieriger gewordenen Werbevermarktung hilft.

Auf Anfrage des Medienmagazins DWDL.de teilt ein Sprecher der ProSiebenSat.1 Media SE mit: "Wir
mochten einordnen; Die im Englischen getroffene Bemerkung im Analysten-Call war eine zugespitzte
Aussage im Zusammenhang mit einer provokanten Frage durch einen franzésischen Analysten. Es ging bei
der Bemerkung darum, die gerne von Analysten verwendeten Stereotypen eines TV-Zuschauers in englischer
Sprache zu reflektieren. Wenn man die Bemerkung aus dem Kontext zieht und wortwdrtlich Uibersetzt, kann

dies womoglich missverstanden werden. Die reine Textaussage spiegelt weder die Historie noch die Tonalitat
der Aussagen wider.”

DWDLde 14.11.2017
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Einen Unterschied zwischen englischer Aussage und deutscher Ubersetzung - mit der wir die ProSiebenSat.1
Media SE konfrontiert haben - gibt es allerdings nicht, wie der direkte Vergleich zeigt. Dass werbefinanzierte
Sender davon profitieren, dass sich nicht jeder seiner Zuschauer zusatzliche Kosten fir SVoD-Dienste
leisten kann, ist eher unstrittig. Und ja, das Fernsehen hat nach wie vor taglich ein Millionenpublikum. Ob das
mit dem Kdrpergewicht der Zuschauer zu tun hat, erscheint fraglich. Und dass die werbungtreibende
Wirtschaft in der von Ebeling beschriebenen Zielgruppe ihren Hauptabsatzmarkt sieht, darf ebenso bezweifelt
werden.

170 Millionen Euro Abschreibung auf eingekauftes US-Programm

Dass sich der Vorstandsvorsitzende aus der Reserve locken liel3 bei einer Telefonkonferenz, die wie all diese
Investor Relations Calls nachher schriftlich dokumentiert und veréffentlicht werden, ist nur das jiingste
Zeugnis eines nervds gewordenen Medienhauses in Unterféhring. Einst flr seine Digitalstrategie gefeiert,
racht es sich in diesem Jahr spiirbar, das Kerngeschaft vernachlassigt zu haben. Im Sommer hat man diese
Verfehlung mit einer bei den Screenforce Days vor Werbekunden angekiindigten Investitionsoffensive ins
Programm letztlich eingerdumt. Vielleicht aber schon etwas zu spat: Die schwachere Entwicklung des
Werbemarktes macht sich schon jetzt bemerkbar.

Ebeling erklarte im Inverstor Relations Call auch noch, die Situation in Deutschland solle nicht mit der in den
USA verwechselt werden. Dort miissen Zuschauer fur “beschissene Inhalte” (“crappy content”) zahlen. In
Deutschland zeige man guten Content kostenlos. Handelt es sich allerdings um US-Serien abseits der
Sitcoms, interessierten sich zuletzt immer weniger Zuschauer daflir. Daher hat die ProSiebenSat.1 Media SE
erstmals auch eine Abschreibung auf sein Programmvermdgen aus den QOutput-Deals mit Hollywoodstudios
vorgenommen - und das gleich im stolzen Umfang von 170 Millionen Euro. Sitcoms und Spielfilme
funktionieren bei den etwas beleibteren und armeren Zuschauern - nicht aber die Serien.

Ein Vorstandsvorsitzender vor dem Absprung?

Ebelings Auerung tiber die eigenen Zuschauer kommt in einer ohnehin brisanten Zeit. Im Raum steht eine im
Sommer angekundigte Umstrukturierung der ProSiebenSat.1 Media SE, die ,mittelfristig nennenswerte
Kostensynergien® erreichen soll. Vermutet wird bislang, dass der Konzern bei seinem Capital Markets Day
am 6. Dezember einen Ausblick auf die neue Aufstellung und einen mdaglichen Stellenabbau geben wird. Aber
auch fur Thomas Ebeling wird die Luft immer dlinner. Er hatte bereits im vergangenen Jahr angekiindigt,
seinen Posten 2019 rdumen zu wollen. Zuletzt wurde bekannt, dass der Aufsichtsrat bereits nach einem
Nachfolger sucht.

Die ,Sltddeutsche Zeitung" spekulierte schon, Ebeling kdnnte nur noch bis zur kommenden
Hauptversammlung im Mai im Unternehmen bleiben. Von der “FAZ” wurde er als “lame duck” bezeichnet, also
als jemand, der das Steuer nicht mehr herumreien kann. Und nun die AuRerungen Uber die eigenen
Zuschauer. Noch nie hat es einem DAX-Konzern geholfen, wenn sich ein Vorstandsvorsitzender abfallig tber
die eigene Kundschaft auflert. Es wirkt fast so, als wolle Thomas Ebeling sein vorzeitiges Ausscheiden
beschleunigen - allerdings auf Kosten derer, die jetzt den Werbekunden und Produktionspartnern erklaren
mussen, dass sie mehr von den Zuschauern halten als ihr Chef.

URL zu diesem Artikel auf DWDL.de: http://dwdl.de/sl/11741d
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A uf den Nachfolger von Thomas
Ebeling wartet eine schone Aufga-
be. Er oder sie fangt bei Pro Sieben Sat.1
namlich quasi bei null an. Bei null Pro-
grammerfolg, bei null Innovation, bei
null Zukunftsperspektive. Oder sagen
wir: bei fast null, bezogen auf das, was
es bei den Sendern Sat.1, Pro Sieben
und den anderen der Gruppe zu sehen
gibt. Es ist in den vergangenen Jahren
immer diirftiger geworden. Je mehr in
neue digitale Geschéfte investiert wur-
de, desto weniger gab es fiir das Pro-
gramm. Kein eigener Nachrichtensen-
der mehr, wie ihn sich die Konkurrenz
von RTL mit n-tv leistet; kein Fufball,
keine neuen, eigenen Serien, ein paar
Filmchen noch, das war’s. Damit kann
man eine Weile Geld sparen, gute Bilan-
zen kreieren (die es bei Pro Sieben Sat.1
mit einem Konzerniiberschuss von zu-
letzt 536 Millionen Euro immer noch
gibt) und sich in den Dax hangeln. Auf
die Dauer aber besteht man den Wettbe-
werb nicht, in den mit Netflix oder Ama-
zon inzwischen Unternehmen eingetre-
ten sind, die aus dem Stegreif immense
Summen ins Programm investieren. Die
Resterampe hingegen, in die Thomas
Ebeling das Programm der einstmals
stolzen Sender von Pro Sieben und Sat.1

Programmschluss

Senderchef Ebeling geht, aber
was bleibt bei Pro Sieben Sat.1?

verwandelt hat, wird auf Dauer nicht
einmal mehr die ,etwas fettleibigen®
und ,etwas drmeren“ Zuschauer begeis-
tern, von denen er vor ein paar Tagen de-
spektierlich in einer Telefonkonferenz
mit Finanzanalysten gesprochen hatte.
Dafiir hat er sich zwar sogleich entschul-
digt, aber das niitzte wenig. Der Spruch
lieB tief blicken, und da Ebeling schon
Monate zuvor verkiindet hatte, dass er
2019 aufthéren wolle, war es nur folge-
richtig, dass der Aufsichtsrat vorzeitig
die Reifileine zog und dies am Sonntag-
abend nach einer telefonischen Bera-
tung per Pflichtmitteilung wissen lief3 —
Thomas Ebeling nimmt zur Bilanzkonfe-
renz im Februar 2018 seinen Abschied.
Dass der nun so krachend ausfillt, auch
wenn Aufsichtsrat und Ebeling davon
sprechen, man habe die Entscheidung
seinvernehmlich® getroffen, hat sich
Ebeling selbst zuzuschreiben. Seine an-
fangliche Neugierde auf das fiir ihn neue
Metier, in das der vormalige Pharma-
Manager einstieg, verwandelte sich in
eine erratische Besserwisserei, mit der
er den Programmverantwortlichen und
Geschéftsfiihrern der Sender das Leben
schwermachte. Unter diesem Amateur-
kurs ist das Programm, mit dem sich
etwa der einstige Vorzeigesender Sat.l
nach Marktanteilen gerade einmal vor

dem urspriinglich viel kleineren Konkur-
renten Vox behauptet, bis zur Unkennt-
lichkeit zusammengeschnurrt. Dabei wa-
ren Pro Sieben und Sat.1 einmal ganz
vorn — Pro Sieben beim jungen Publi-
kum und in der Show-Unterhaltung,
Sat.1 bei Serien, Komédien und den so-
genannten Event-Filmen. Doch das war
einmal. Ob der Aufsichtsrat von Pro Sie-
ben Sat.1 das auch schon mitbekommen
hat, muss man angesichts der Mitteilung
von Sonntag allerdings bezweifeln. In
der heifit es, man vertraue auf Ebelings
LDrei-Siulen-Strategie durch die Zusam-
menlegung der Segmente Broadcasting
German-speaking und Digital Entertain-
ment, die daraus folgende Realisierung
von Kostensynergien und die mégliche
Beteiligung von Ko-Investoren am Con-
tent Production sowie am Digital Com-
merce-Geschift des Unternehmens.”
Yes, konnen wir zu derlei Finanzdeng-
lischbrainwash nur sagen, alles content,
oder was? Die eine der drei Sdulen von
Pro Sieben Sat.1 brockelt jedenfalls ge-
waltig. Es ist diejenige, mit der vor mehr
als zwanzig Jahren alles anfing, die den
Kern einer Medienmarke bildet und
ohne die der Rest auch kiinftig nicht
funktioniert. Man nennt sie Programm.

Ebelings unorthodoxer Abgang
bei Pro Sieben Sat 1

Suche nach einem neuen Vorstandschef wird schwierig

hpe. MUNCHEN, 20. November. Es war
kein guter Sonntag fir Thomas Ebeling.
Am Abend musste der glithende Fuf3ball-
fan ein 0:4-Debakel seines Heimatklubs
Hannover 96 im Nordderby gegen Wer-
der Bremen einstecken. Schlimmer war
jedoch die personliche Niederlage weni-
ge Stunden zuvor. Ebeling, im neunten
Jahr Vorstandsvorsitzender der Pro Sie-
ben Sat 1 Media SE, erfuhr nach einer te-
lefonischen Besprechung des Aufsichtsra-
ts von seinem vorzeitigen Abschied, der
anders ausfillt, als wenn er von langer
Hand geplant worden wére. Der Achtund-
fiinfzigjahrige wird die Sendergruppe, so
das Ergebnis dieser auBerordentlichen
Sitzung, schon nach der Bilanzpressekon-
ferenz am 22. Februar verlassen — deut-

lich ein Jahr vor Ablauf seines Vertrags
und vor allem ohne eine geklérte Nachfol-
ge. Die Trennung erfolge einvernehm-
lich, teilte der Dax-Konzern mit.

An der Borse kam die Nachricht gut
an: Die Pro-Sieben-Sat-1-Aktie verteuer-
te sich in der Spitze um 5 Prozent und
war grofiter Gewinner unter den 30 Spit-
zentiteln. ,Wir werten den Weggang Ebe-
lings positiv“, erklarten die Analysten
von Independent Research. Offenbar
reichte das schon. Dabei diirfte sich die
Nachfolgesuche schwierig gestalten. Ge-
standene Medienmanagér sind nicht so-
fort verfiigbar, aus den eigenen Reihen
dréngt sich niemand auf. Und ganz offen-
sichtlich erwartet das Kontrollgremium,
dass an der bisherigen Strategie nicht ge-

rittelt wird. ,,Unsere Nachtolgesuche to-
kussiert auf eine PersOnlichkeit, die die
hervorragende Arbeit von Thomas Ebe-
ling fortsetzt und die Diversifikation und
die digitale Transformation mit ebenso
unternehmerischem Weitblick weiter vor-
antreibt®, erklarte der Aufsichtsratsvor-
sitzende Werner Brandt. Damit sind die
Leitplanken fiir den Neuen an der Vor-
standsspitze eng gesetzt. Ebelings Nach-
folger soll also fortfithren, was der Vor-
ganger als Drei-Saulen-Strategie hinter-
lassen hat —~ ndmlich das angestammte
Fernsehgeschift, den Zugang zu Daten
und Technologien,. gepaart mit dem
recht jungen Online-Geschift. Sollte bis
Februar kein neuer Vorstandschef gefun-
den werden, steht der dienstalteste Vor-
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stand als Interimslosung bereit: Conrad

Albert, seit zwolf Jahren im Unterneh-

men und derzeit Vorstand External Af-

fairs & Industry Relations, wurde vom

Aufsichtsrat mit sofortiger Wirkung zum

stellvel;tret‘ende;l Vorstandsvors1tzenden
erhannt. =

Dass Pro Sieben Sat 1 nach mehreren
‘erfolgreicheén ~ Jahren ' ein' ‘dermaBen
schlechtes Bild abgibt, hat in erster Linie
mit Ebeling zu tun. In der vergangenen
Woche sorgte er mit einer ziemlich unge-
lenken Bemerkung tiber die Zuschauer
von Pro Sieben; Sat 1, Kabel Eins und an-
deren Spartenkanalen seiner Gruppe fiir
Aufsehen. ,Es gibt Menschen, die ein biss-
chen fettleibig sind und ein bisschen arm,
die immer noch gerne auf der Couch sit-
zen, sich zuriicklehnen und wirklich ger-
ne unterhalten werden®, beschrieb er in
einer Telefonkonferenz mit Analysten die
Sehgewohnheiten seiner Zielgruppe.

Es war nicht die erste ungliickliche For-
mulierung von Ebeling. Als der einstige
Marketing- und Pharmamanager kurz
nach seinem Wechsel zum Miinchner Me-
dienkonzern die Kosten der Nachrichten-
sendungen im ohnehin schon #uflerst
sparsamen Nachrichtenprogramm von
Pro Sieben Sat 1 um ein Drittel senken
wollte, verband er das mit dem Vorschlag,
kiinftig einfach mehr Standbilder zu sen-
den - das Medienecho seinerzeit war ver-

heerend. Spiter verkaufte er den defizita-
ren Nachrichtenkanal N24. Nachdem er

Pro Sieben Sat 1 vor eineinhalb Jahren als
ersten Medienkonzern in den Dax fiihrte,
verlief} ihn die Fortune. Eine iiberraschen-
de Kapitalerhohung lie den Aktienkurs
abstiirzen. Drei Vorstandsmitglieder gin-
gen, auch sein Pressesprecher verabschie-
dete sich. Und auf der Hauptversamm-
lung erntete Ebeling harsche Kritik dafiir,
dass er den Investoren die eigene Strate-
gie nicht gut genug erklért habe. Als er im
laufenden Geschiftsjahr die eigene Ge-
winnprognose kassierte, setzte sich der
Abwirtstrend fort.

Ebeling selbst blieb auch am Tag seines
vorzeitigen Abschieds von sich, seinem

Unternehmen und der eigenen Strategie
iiberzeugt. Pro Sieben Sat 1 werde ,seiner
Erfolgsgeschichte mit den eingeschlage-
nen Mafinahmen weitere positive Kapitel
hinzufiigen®, lief} er mitteilen. ,Die ange-
kiindigte Drei-Séulen-Strategie wird die
Wettbewerbsfihigkeit von Pro Sieben
Sat 1 starken und gleichzeitig einen be-
deutenden Meilenstein in der Diversifika-
tion und weiteren digitalen Transformati-
on des Unternehmens darstellen, das nun-
mehr bergits mehr als 50 Prozent seiner
Umsétze auBerhalb des klassischen TV-

Geschéfts erzielt.” Er wiinsche dem Un-,

ternehmen, dem Management und den
Mitarbeitern schon jetzt ,alles Gute und
weiterhin viel Erfolg“. Das klang fast so,
als konne er den 22. Februar gar nicht ab-
warten.
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Von Henning Peitsmeier

homas Ebeling hat beim Medien-

konzern Pro Sieben Sat 1 eine be-
merkenswerte Erfolgsgeschichte ge-
schrieben. Als er vor neun Jahren in
Unterfohring anheuerte, stand die Sen-
dergruppe vor dem Aus. Das Unterneh-
men war iberschuldet, die Aktie ein
Pennystock, von einer zukunftsweisen-
den Strategie nichts zu sehen. Ebeling
sanierte, baute um und fiihrte Pro Sie-
ben Sat 1 in den Dax. Der Achtundfiinf-

Ebelings Abgang

zigjéhrige hétte ~ auch nach seiner un-
geschickt formulierten Ansicht, ein Ma-
nager solle mit 60 Jahren kein Medien-
unternehmen mehr fithren — noch ei-
nen blumigen Abschied auf der Haupt-
versammlung bekommen konnen.
Doch offenbar ist ihm sein eigener Er-
folg ini letzter Zeit zu Kopf gestiegen.
Ebelings Hochmut gipfelte vorige Wo-
che in einer noch viel ungeschickteren
AuBerung, als er sich iiber ,ein biss-
chen fettleibige® und ,ein bisschen
arme“ Fernsehzuschauer auslieB. Ein

Vorstand, der seine eigene Kundschaft
beleidigt, hat in keinem Unternehmen
eine Zukunft, Ebéling ‘Hist es-oben-
drein versiumt, sein Unternehmen auf
die Zeit nach seiner Regentschaft vor-
zubereiten. So gestaltet sich die Nach-
folgesuche nun ungewohnlich schwie-
rig. Der Borse geniigt es derweil, Ebe-
lings vorzeitigen Abgang mit einem sat-
ten Kursplus der Pro-Sieben-Sat-1-Ak-
tie zu feiern. Fiir den Borsenliebling,
der Ebeling einst war, ist das ein ver-
nichtendes Urteil. '
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»EINn TOp-
Standort
fur Games*

Bayern fordert Games-Branche 2018 mit 1,9 Mio. Euro

Interview mit Ilse Aigner (CSU), Bayerische Staatsministerin
tir Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie

Fiir die Games-Branche gehort Bayern neben Berlin, Hamburg und
NRW zu den bevorzugten Standorten in Deutschland. Das liegt
zum einen daran, dass dort eine leistungsfihige Medienwirtschaft
mit vielen Beriihrungspunkten zu den Games existiert. Aber auch
an der finanziellen und ideellen Forderung. Bayern gehort hier zu
den Pionieren und fordert die Branche bereits seit 2009. Fast zwei
Millionen Euro stehen dafiir 2018 zur Verfiigung. , Deutschland

ist einer der grofiten Mirkte fiir digitale Spiele®, so Ilse Aigner,
Bayerische Wirtschaftsministerin, in einem promedia-Gesprich.

»Gleichzeitig werden hier nur etwa sieben Prozent der Umsdtze von
in Deutschland entwickelten Spielen erwirtschaftet. Deshalb wollen
wir die Wertschopfung bei uns am Standort deutlich steigern.®

promedia: Frau Aigner, Bayern gehort zu
den wichtigsten Games-Standorten in
Deutschland. Was zeichnet diesen Standort
aus?

Aigner: Bayern, insbesondere die Metro-
polregion Miinchen, zihlt in Deutschland
neben Berlin und Hamburg zu einem der
bedeutendsten Standorte fiir Computer-
spiele. Wir haben tiber 200 Unternehmen
im Bereich digitale Spiele. Daneben haben
viele grof3e, spieleaffine Firmen wie
Microsoft, Google oder IBM in Bayern
zumindest eine Niederlassung. Bayern ist
zudem ein starker Industrie- und Medien-
standort. Daraus resultieren wichtige
Partnerschaften zwischen Games-Branche
und anderen Wirtschaftszweigen. Games-

Technologien im Hard- und Softwarebe-
reich und Gamification-Anwendungen
werden in vielen Branchen nachgefragt,
etwa im Automobilbereich oder in der
Medizintechnologie. Damit hat Bayerns
Spieleindustrie ein doppeltes Standbein:

Spiele als Unterhaltungsmedium einerseits
und als Grundlage fiir Industrieanwendun-
gen andererseits. Das zusammengenom-
men ist Bayern ein Top-Standort fiir
Games-Entwickler.

promedia: Warum ist Bayern fiir die
Games-Branche so attraktiv?

Aigner: Zum einen liegt das an den bereits
genannten Standort-Faktoren. Und dann
kommt hinzu, dass wir die Branche seit vie-

len Jahren aktiv fordern. Seit Kurzem haben
wir als erstes Bundesland eine Forderricht-
linie nur fiir Games in Briissel notifiziert.
Damit kénnen einzelne Produktionen ab
dem kommenden Jahr mit bis zu 500.000
EUR bei einer Férderquote von bis zu 50%
unterstiitzt werden. 1,9 MillionenEuro
stellen wir damit ab 2018 zur Verfligung.
Mit Games/Bavaria haben wir zudem ein
aktives Netzwerk etabliert, das die Branche
umfassend unterstiitzt. Games/Bavaria
bringt alle relevanten Unternehmen
zusammen. Nicht nur Spiele-Entwickler,
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sondern auch Verlage, Dienstleister und
Publisher der verschiedenen Plattformen
und Frameworks. So lassen sich schnell
wichtige Kontakte kniipfen. Dazu organisiert
das Netzwerk eine Reihe von Veranstaltun-
gen, wie das jahrliche X-Mas Pitching, bei
dem junge Teams professionelles Feedback
von Juroren aus der Branche erhalten, die
Games/Bavaria Vernissage, bei der Entwick-
ler ihre Projekte vorstellen kénnen, oder
auch Game-Camps und Game-Jams. Neu in
diesem Jahr ist die Event-Reihe Talk & Dev
bzw. Talk & Play, die internationale und
lokale Speaker auf die Biihne bringt, die iiber
aktuelle Entwicklungen berichten. Games/
Bavaria organisiert zudem Messeauftritte fiir
bayerische Unternehmen und steht selbst auf
Messen als Ansprechpartner zur Verfiigung.
Solche Auftritte gibt es etwa auf der
Gamescom sowie auf der GDC in San
Francisco.

promedia: Bayern fordert die Games-Bran-
che bereits seit 2009 . Warum fordern sie
diese umsatzstarke Branche?

Aigner: Wir fordern Games, weil es sich
dabei um eine wichtige innovative Branche
handelt, die in einem harten globalen
Wettbewerb steht. Wir wollen mit unserer
Forderung zum einen Anreize schaffen,
dass kreative Entwickler ihre Ideen
umsetzen konnen. Der zweite Aspekt der
Games-Forderung ist, das Ungleichgewicht,
das dadurch entsteht, dass die Branche in
anderen Lindern, etwa Grof3britannien,
Frankreich und Kanada, massiv unterstiitzt
wird, auszugleichen. Deutschland ist einer
der grofiten Mirkte fiir digitale Spiele.
Gleichzeitig werden hier nur etwa 7
Prozent der Umsitze von in Deutschland
entwickelten Spielen erwirtschaftet.
Deshalb wollen wir die Wertschopfung bei
uns am Standort deutlich steigern. Drittens
geht es um die Innovationskraft, die digitale
Spiele und technische Neuerungen bei
digitalen Spielen auf andere Bereiche der
Wirtschaft haben.

promedia: Wo setzen Sie bei der Forderung
die Schwerpunkte?

Aigner: Unsere Forderung ist dreistufig:
wir fordern Konzepte, Prototypen und die

Produktion von Spielen. Bisher mit der
De-Minimis-Grenze war der Schwerpunkt
unserer Férderung der Nachwuchs. Junge
Teams haben durch die Férderung die

Méglichkeit erhalten, durch ein gelungenes
Spiel eine Visitenkarte zu erwerben, die sie
dann fiir weitere Auftrige — auch ohne
Forderung - qualifiziert.

Durch die erfolgreiche Notifizierung in
Briissel kdnnen wir jetzt unseren Studios
stirker unter die Arme greifen. Wir wollen
sie in die Lage versetzen, auch international
wettbewerbsfihige Spiele zu produzieren.
Dazu haben wir erstens das Budget erhéht.
Zweitens haben wir die Fordersumme auf
bis 500.000 Euro pro Antrag fiir die
Produktion eines Spiels ausgeweitet. Damit
kénnen wir jetzt groflere Produktionsbud-
gets fiir international konkurrenzfihige
Spiele mit nennenswerten Betrigen
unterstiitzen. Damit setzen wir wichtige
Impulse fiir ein nachhaltiges Wachstum bei
unseren heimischen Studios.

promedia: Welche Synergien ergeben sich
mit anderen Branchen?

Aigner: Digitale Spiele haben zwei Seiten
und das ist es, was die Sache so spannend
macht. Da ist einerseits der klassische
Aspekt der Unterhaltung, also Spiele als
Zeitvertreib. Wobei Unterhaltung eigentlich
zu kurz greift. Games konnen ja auch
Wissen vermitteln oder werden beispiels-
weise in der Schmerztherapie eingesetzt.
Andererseits sind digitale Spiele auch ein
Innovationstreiber fiir andere Industrien.
Vom Knowhow sowohl im Bereich
Software als auch bei der Hardware der
Games-Entwickler konnen eben auch
andere Branchen profitieren. Ein gutes
Beispiel dafiir sind Virtual und Augmented
Reality-Anwendungen, die etwa bei der
Entwicklung von Prototypen oder bei der
Wartung von Maschinen zum Einsatz
kommen. Die Schnittmengen sind sehr
vielfaltig. Deswegen steht der Games-Bran-
che in Bayern grundsétzlich auch die
klassische Innovationsférderung offen.
Damit geben wir gezielt Anreize, diese
Synergien weiter auszubauen.

promedia: Gemessen an der Filmforderung
ist die Games-Férderung immer noch
gering. Warum? Games erfiillen doch
ebenfalls eine kulturelle Funktion?

Aigner: Games sind ein Kulturgut, das steht
aufler Frage. Statistisch gesehen, sind
Gamer iiber alle Altersgruppen in gleicher
Weise verteilt sind. Fiir jiingere Generatio-
nen ist der Stellenwert digitaler Spiele
dennoch gréfler. Das bedeutet, dass das
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Thema weiterhin an Bedeutung zunehmen
wird. Gleichzeitig sind Games, vor allem
hinsichtlich der Férderung, aber noch
relativ neu. Die Filmférderung hingegen ist

traditionell gewachsen. Der FFF Bayern
wurde 1996 gegriindet und seitdem werden
Filme bei uns gefordert. Die Games-Forde-
rung besteht seit 2009 und wurde seitdem
stetig ausgeweitet. Das dynamische
Wachstum auf dem globalen Games-Markt
wird dazu fithren, dass sich auch in
Deutschland in den néchsten Jahren einiges
tun wird. In einem nachsten Schritt miissen
wir vor allem die internationale Wettbe-
werbsfahigkeit in den Blick nehmen.

promedia: Die Games-Wirtschaft fordert
eine stirke Forderung, um international
besser mithalten zu kénnen. Wie sollte so
eine Forderung aussehen? Wer sollte das
Geld fir die Forderung geben?

Aigner: Bayern ist bei der Games-Forde-
rung in den Lindern ein Vorreiter. Wenn
wir den Standort im internationalen
Vergleich besser aufstellen wollen, brau-
chen wir auf jeden Fall eine Unterstiitzung
auf Bundesebene. Denn unsere deutsche
Games-Branche konkurriert gegen Staaten,
die aufgrund ihrer Steuernachlisse ganz
andere Produktionsméglichkeiten bieten.
Ob eine deutsche Forderung durch
Steuernachlasse oder durch eine automati-
sche Forderung a la DFFF wie im Filmbe-
reich erfolgt, ist noch zu verhandeln.

Wichtig ist eine verlassliche, automatische
Forderung, die mit einem ausreichenden
Budget ausgestaltet ist. Datfiir setze ich mich
auch in Berlin ein.

promedia: Es gibt zudem die Forderung
nach einem automatisierten Anreizsystem
fiir die Bewegtbild-Branche insgesamt.
Findet das auch Thre Unterstiitzung?

Aigner: Die Grenzen zwischen dem Film
und Games werden in Zukunft noch weiter
miteinander verschmelzen. Die Entwick-
lungen in den Bereichen irtual, augmented
und mixedreality werden dazu beitragen.
Transmedia Konzepte fiir die Gestaltung
von neuen Inhalten sollten aus meiner Sicht
gefordert werden. Neuer Strukturen fiir die
Bewegtbildbranche befiirworte ich daher
grundsatzlich. Allerdings miissen wir dabei
alle Teilbranchen abholen und mitnehmen
und ihre Existenzgrundlage erhalten.
Andererseits miissen wir allen klar machen,
dass erwartetet wird, dass sie sich mit
neuen Entwicklungen auseinandersetzen.
Es stehen uns spannende Jahre bevor.
Wenn wir hier etwas bewegen wollen,
miissen wir aber zunéchst auf der europai-
schen Ebene ansetzen. Bei der EU nimmt
die Filmfoérderung bislang eine Sonderrolle
ein. Der Rechtsrahmen dafiir - die Allge-
meine Freistellungsverordnung AGVO -
soll 2020 angepasst werden. Jetzt wire also
ein guter Zeitpunkt, um eine forderrechtli-
che Gleichbehandlung fiir Bewegtbilder auf
den Weg zu bringen.

llse Aigner

Geboren: 1964

Seit 1985 Mitglied der CSU
1988 - 1990 Technikerschule,
Elektrotechnikerin

1994 - 1998 Mitglied des
Bayerischen Landtags

1998 - 2013 Mitglied des
Deutschen Bundestages
2008 - 2013 Bundesministerin
fur Landwirtschaft

Seit 2011 Bezirksvorsitzende
CSU Oberbayern

Seit 2013 Bayerische Staats-
ministerin fir Wirtschaft
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Computerspielbranche fordert

50 Millionen Euro Zuschuss
Forderung durch Bund sichere die Wettbewerbsfahigkeit

joja. FRANKFURT, 2. November. Die
deutsche Computerspielbranche fordert
eine jahrliche Forderung durch den
Bund. ,Das ist ein gutes Geschaft fiir
den kommenden Finanzminister”, fin-
det Felix Falk, Geschéftsfithrer des Bun-
desverbands Interaktive Unterhaltungs-
software (BIU), des Interessenverbands
der Spielehersteller. Nach dem Willen
des BIU wiren mindestens 50 Millionen
Euro im Jahr nétig, um Wettbewerbs-
nachteile gegeniiber anderen Lindern
auszugleichen. Mit dieser Summe wiir-
den dem Staat zusitzliche Steuer- und
Sozialabgaben von rund 90 Millionen
Euro zuflieBen und Investitionen in der
Wirtschaft von rund 400 Millionen Euro
—so rechnet es der BIU vor. Dabei ist es
dem Interessenverband offenbar egal,
ob der Staat iiber eine Steuer oder ein
Fonds-Modell fordert, die Branche wiir-

Von Jonas Jansen

ie Computerspielbranche in

Deutschland hat ein gehdriges
Selbstbewusstsein. Kein Wunder: Im-
mer mehr Deutsche zocken, E-Sports
zieht Millionen Zuschauer und sogar
Bundesligavereine an, und selbst die
Kanzlerin kam in diesem Jahr im Wahl-
kampf zur groBen Spielemesse Games-
com. Dort stellte sie sogar eine Férde-
rung fiir Entwicklerstudios in Aus-
sicht. Der Branchenverband BIU for-
dert nun'‘mindestens 50 Millionen

de wachsen und mehr Entwickler ein-
stellen, ist sich Falk sicher.

. Der Markt fiir Computer- und Video-
spiele ist in Deutschland in den vergange-
nen Jahren gewachsen. Der Umsatz mit
Videospielen ist im vergangenen Jahr
um 7 Prozent auf 2,13 Milliarden Euro ge-
stiegen. Doch nur 6,4 Prozent dieses Um-
satzes entfallen auf Entwicklungen aus
Deutschland. Zwar spielt inzwischen je-

der zweite Deutsche regelmiBig am
Computer, auf dem Smartphone oder
mit der Konsole. Doch die deutschen
Spielehersteller profitieren nicht von die-
sem dem Zuwachs. Auch die Zahl der Be-
schéftigten ging zuletzt um 13 Prozent
zurtick.

Computerspiele sind inzwischen teu-
er in der Entwicklung. Schon fiir mobile
Spiele auf dem Smartphone kommen
schnell Kosten von mehreren Millionen

Freche Forderung

Euro im Jahr, das sei weniger Geld als
filr zwei Kilometer Autobahn, rechnet
BIU-Geschaftsfiihrer Felix Falk vor.
Weil so ein- Infrastrukturvergleich
hinkt, bietet sich eher einer an, der
auch in der Kreativbranche angelegt
ist: Bislang betragt der Deutsche Film-
forderfonds ebenfalls 50 Millionen
Euro, im kommenden Jahr soll er deut-
lich erhoht werden, auf insgesamt 125
Millionen Euro. Allerdings erwirtschaf-
tet die Filmindustrie in diesem Jahr ge-
schétzt auch gut 8,26 Milliarden Euro,
das ist weit mehr, als hierzulande mit

Euro zusammen. ,Natiirlich macht es
die Forderung in anderen Léndern fiir
uns schwieriger. Das ist ein Wettbe-
werbsnachteil®, sagt denn auch Jens Be-
gemann, Griinder und Chef des Berliner
Entwicklerstudios Woega. Hersteller in
anderen Landern zahlten bis zu 30 Pro-
zent weniger fiir die Computerspielent-
wicklung, rechnet der BIU vor. In Grof3-
britannien kénnen sie die Entwicklung
iiber erhohte Betriebsausgaben anrech-
nen, in Frankreich werden bestimmte
Kosten auf die Korperschaftsteuer-
schuld angerechnet, und in Kanada wer-
den bis zu 37,5 Prozent der Arbeitneh-
merkosten vom Staat subventioniert.
Auf der Spielemesse Gamescom im Au-
gust in Koln hatte Bundeskanzlerin Mer-
kel eine starkere Forderung in Aussicht
gestellt.

Spielen umgesetzt wird. Zwar wachst
diese Zahl jedes Jahr bestédndig, zuletzt
auf 2,13 Milliarden. Doch erkléart sich
die Filmforderung nicht nur aus Tradi-
tion — alles begann mit der IFA im Jahr
1917. Solch einen gesellschaftlichen
Stand haben Computerspiele denn
doch noch nicht. Gleichwohl ist Spie-
le-Entwicklung teuer, und Konkurrenz
und Kunden sind global. Doch der Ruf
nach Vater Staat ist so hilflos wie drgei-
lich.
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Wir sind das
gallische Dorf™

Sport 1 Media: Nach dem Verlust
wichtiger Fufiball-Rechte will der Vermarkter
mit vielfiltigen Sportarten tiberzeugen

Tuliane Paperlein

ach dem Verlust der Champi-
ons League und der 2. Bun-
desliga am Montagabend
stellt sich Sport 1 auch auf den
Weggang der Europa League ein. Live-
Fufiball verliert damit im Programm des
Free-TV-Senders weiter an Fliche. Pa-
trick Fischer, Geschiftsfithrer des Ver-
markters Sport 1 Media, will sich davon
jedoch nicht bange machen lassen. Er gibt
sich optimistisch und geht davon aus,
dass Sport 1 mit kreativer Programmge-
staltung und vielen neuen Sportarten, die
bislang keine Fliche im Free-TV haben,
im Zuschauermarkt relevant bleibt —und
damitauch in der Vermarktung.

L»Wir haben uns flexibel auf die neue
Situation eingestellt. Wir sind das galli-
sche Dorf in Ismaning®, sagt Fischer. Das
wichtigste Fufiballrecht fur Sport 1, die
Highlight-Berichterstattung am Sonn-
tagvormittag, konnte der Sender verteidi-
gen und damit auch den Fortbestand sei-
nes Flaggschiffs ,Doppelpass“ bis 2022
sichern. Die Talkshow wurde relauncht,
hat einen neuen Sponsor und bekommt
Anfang November auch ein neues Studio.
»Check24 Doppelpass® tritt allerdings
seit dieser Saison gegen Sky Sport News
HD an, der seit Ende 2016 ebenfalls im
Free-TV sendet und mit Jorg Wontorras
»Fufiball-Talk eine zeitgleich laufende
Konkurrenz mit dem ehemaligen
Sport-1-Moderator gebaut hat. Im bishe-

rigen Verlauf kam Sky damit allerdings
nur auf einen Schnitt von 130000 Zu-
schauern gesamt, wihrend der ,,Check24
Doppelpass“ rund 900000 geschafft hat
und sich im Vergleich zur Vorsaison noch
steigern konnte. Eine Entwicklung, die
Fischer — zumindest im Moment — ,ex-
trem zuversichtlich in die Zukunft bli-
cken ldsst“. Die Liicke am Montagabend,
die durch den Wechsel der 2. Fuflball-
Bundesliga zu Sky ins Pay-TV entstanden
ist, fullt Sport 1 mit der Regionalliga. Am
Montagabend sammelt der Sender damit
durchschnittlich 300000 Zuschauer ein,
wihrend Sky mit der 2. Bundesliga knapp
200000 erreicht.

Sport 1 sucht das Heil nun in einem
deutlichen Ausbau des Portfolios. ,,Rele-
vanz durch Vielfalt“ lautet das Motto.

Uber 60 Sportarten sind kiinftig im Pro-
gramm. Die Handball-Europameister-
schaft holte in der Spitze bis zu 500000
Zuschauer, die Volleyball-EM der Damen
230000. ,,Wir sind in der Lage, Sportarten
eine einzigartige 360-Grad-Biithne zu ge-
ben und sie zu entwickeln®, konstatiert
Fischer, auch mit Blick auf Dart und E-
Sports, die Sport 1 ins TV ge-
bracht hat und die nun auch
bei anderen Sendern zu sehen
sind. Entsprechend ist das
Live-Sport-Angebot  deutlich
gestiegen. 2013 waren es weni-
ger als 700 Stunden, dieses Jahr
schon 1900 Stunden. Um das
Angebot  auszuweiten, setzt
Sport 1 im Free-TV auf Koope-
rationen. So arbeitet der Sen-

der bei internationalem Fuf3ball und Ten-
nis mit dem Angreifer DAZN, bei Eisho-
ckey mit der Deutschen Telekom.

ODb es Sport 1 gelingt, seinen Markt-
anteil von rund 1 Prozent bei den 14- bis
49-Jdhrigen im Jahr 2016 mit diesem An-
satz zu verteidigen, ist unklar. Fischer will
sich aber auch nicht an den Marktantei-
len messen lassen. ,,Quoten zahlen keine
Rechnungen®, sagt er und lenkt den Blick
auf die Reichweiten: In der Saison 2016/17
hatte sein Free-TV-Kanal insgesamt 86
Sendungen mit iiber einer Million Zu-
schauer in der Spitze, Eurosport nur 8,
Nitro, die mit ,,100% Bundesliga“ am
Montagabend nun ebenfalls auf Fu8ball
setzen, nur eine und Sky Sport News, seit
Dezember 2016 im Free-TV, keine.

Obwohl sich Sport 1 als 360-Grad-An-
gebot positioniert, das die Inhalte tiber
alle Plattformen verbreitet, kommt jeder
vierte Euro aus dem TV-Geschift. Da der
Sender auch Teleshopping zulisst, ist er
weniger abhingig von der Werbever-
marktung. Seit 2016 bringt Sport 1am Tag
zwolf Stunden Programm — 2,5 Stunden
mehr als zuvor. ,,Wir kénnen
Flichen zum Beispiel mit Call-
in jederzeit wieder ausweiten,
so Fischer. Um auch die digitale
Verbreitung und damit diese
Vermarktung zu stirken, startet
der Kanal in Kiirze eine Media-
thek. Zudem will Fischer
HbbTV weiter ausbauen. ,,Wir
werden massiv in digitale Kani-
le investieren®, kiindigt er an.

A

Sport-1-Media-Chef

Patrick Fischer

Fortsetzung folgt
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Verkauf
abgeblasen

Der Verkauf von Sport 1 st
vorerst abgeblasen. Con-
stantin wollte den Sender
verkaufen. Als Interessenten
wurden Axel Springer und Sky
gehandelt. Ende September
gab der Konzern bekannt, das
Bieterverfahren zu beenden.
Man wolle sich auf das
Sport-Segment konzentrieren.
In den vergangenen Monaten
gab es einen Machtkampf
zwischen den GroRaktionaren
und die Frage, ob Constantin
sich auf Sport oder auf Film
konzentrieren soll.

Horizont 12.10.2017
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Fur Privat-TV zahlen: freenet TV hat bald eine Million Kunden

freenet TV kbnnte schon im kommenden Friihjahr die magische Grenze von einer Million zahlenden Kunden
knacken. Allen Unkenrufen zum Trotz gibt es doch weit mehr Menschen als erwartet, die fiir RTL, Sat.1 und
Co. in HD (iber Antenne zahlen.

Michael Fuhr

Allen Unkenrufen zum Trotz scheint sich freenet TV zu einer Erfolgsstory zu
entwickeln. Wie die Konzernmutter freenet TV mitteilt, belegten die jingsten
Kundenzahlen zum 30. September 2017 die steigende Nachfrage im Markt
seit dem Launch des uber digital-terrestrisches Antennenfernsehen DVB-
T2 HD ausgestrahlten Produkts im ersten Quartal 2017. Zum Ende des
dritten Quartals 2017 war mit den knapp 875 000 zahlenden freenet TV-
Kunden bereits die geplante ZielgroRe fir das gesamte Geschaftsjahr
2017 Ubertroffen. Entsprechend wurde der Zielwert per Jahresende 2017
auf rund 950 000 freenet TV Kunden angepasst. Schon im Fruhjahr 2018
durfte damit die magische Grenze von einer Million Kunden Gberschritten
werden.
Neben dem Produkt freenet TV vermeldet auch das IPTV-Produkt eine
steigende Teilnehmerzahl. Seit dem Launch Ende September 2016
verzeichnet waipu.tv zum 30. September 2017 rund 340 000 Nutzer. Die Anzahl an Haushalten, die sich flr
eines der Bezahlpakete entschieden hat, ist im dritten Quartal 2017 auf rund 70 000 gestiegen.

Erstmals lokales Fernsehen uber DVB-T2 HD

Erstmals in Deutschland steht auch der Start von lokalem Fernsehen Uber DVB-T2 HD an. Die Sachsische
Landesmedienanstalt (SLM) bestatigt den Start des neuen Regionalsenders Lausitzwelle im Landkreis
Bautzen. Gesendet wird im Kanal 27 Uber DVB-T2 von den Sendestandorten Hoyerswerda-Stadt, Kamenz
(Weilig), Keulenberg und vom Berg Czorneboh bei Bautzen.

Aufschaltung privater Muxe in Hamburg und Berlin verzogert sich

Die fur den 8. November in Aussicht gestellten Sendestarts der regionalen freenet-Multiplexe in Hamburg und
Berlin verzégern sich einem Medienbericht zufolge dagegen. Insider rechneten laut einem Beitrag im Portal
"dehnmedia" nicht vor dem Frlhjahr mit einer Aufschaltung weiterer privater Programme. Media Broadcast
hatte zuletzt verlauten lassen, man wolle Informationen "zu gegebener Zeit kommunizieren”, hiel} es.
Spekulationen gingen davon aus, dass es dem Plattformbetreiber bis jetzt nicht gelungen sei, gentgend
Programme fir einen wirtschaftlichen Betrieb des Multiplexes zu binden. Nach bisherigen Erfahrungen hatten
beispielweise die Berliner DVB-T-Shoppingkanale weder an einer Grundverschlisselung noch am Full HD-
Bildformat Interesse, hiel} es weiter.

Bis auf Weiteres senden daher der Hamburger Kanal 37 (mit dem Lokalsender Hamburg1) und der Berliner
Kanal 47 (Shoppingprogramme, Euronews und Spreekanal) weiter im alten DVB-T-Modus.

teltarif 13.11.2017
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INFLUENCER
MARKETING

Regelkonformes Influencermarketing ist
nicht so einfach wie gedacht. Selbst die
Landesmedienanstalten duflern sich
widerspriichlich, wie die #Watchdog17
gerade zeigte. Derweil nutzen
Newcomer die Kennzeichnungspflicht,
um ihren Marktwert zu erhdhen

TEXT: Moritz Meyer

Die Landesmedienanstalten ringen weiter mit den
Grauzonen der Kennzeichnung von Werbung in Social
Networks. Das wurde bei der Konferenz #Watchdogl7
in Kéln am vergangenen Donnerstag deutlich. Zwar be-
tonten die Vertreter der Medienanstalten unermiidlich,
dass die Kennzeichnung in ,,99 Prozent der Fille doch
ganz einfach ist.“ (Tobias Schmid, Chef der Landesanstalt
fiir Medien in NRW). Doch ganz so einfach ist es eben
doch nicht.

Bianca Heinecke erklirte auf die Frage, wie Werbung auf
ihren Kanilen wahrgenommen wird: ,,Meine Zuschauer
stort es nicht. Die finden es normal.“ Die Influencerin, die
vor allem fiir ihren erfolgreichen Youtube-Kanal ,,Bibis
Beauty Palace® bekannt ist, war der Stargast der Veranstal-
tung, hatte aber erwartungsgemaf nicht mehr als sympa-
thische Belanglosigkeiten zur Diskussion beizutragen.

Integrierte Werbung auf Social-Media-Kanilen ist also
vollig normal. Das bestitigen auch die Ergebnisse des
aktuellen Web-TV-Monitors, von der Bayerischen
Medienanstalt und der Landesanstalt fiir Kommunikation
Baden-Wirttemberg. Produktplatzierungen und Sponso-
ring machen demnach inzwischen gut ein Drittel der
Werbeumsitze der Online-TV-Anbieter in Deutschland
aus. Fast die Hilfte aller befragten Anbieter gibt an, solche
Werbeformen zu nutzen. Ob die sich dabei immer regel-
konform verhalten, ist allerdings fraglich.

Joachim Becker, Direktor der Hessischen Landesanstalt

fiir privaten Rundfunk und Neue Medien, musste jeden-
falls an die Selbstverstandlichkeit erinnern, dass Werbung-
treibende keinen Einfluss auf die Inhalte nehmen diirfen:
»Im Fernsehen muss erst das Drehbuch vorliegen, dann
kommt das Placement. Das gilt auch fiir Online-TV.“ Nach
dieser Aussage sollten Agenturen dringend die gingige
Praxis auf den Prifstand stellen, Scripte fiir Produktplat-
zierungen abnehmen und freigeben zu lassen.

Die Verunsicherung in der Branche ist trotz der intensiven
Debatten nicht kleiner geworden, eher im Gegenteil. Ver-
wirrung auf hochster Ebene herrscht immer noch wegen
des Hashtags ,,ad", der eine wesentliche Rolle im ,,Ross-
mann-Urteil“ des OLG Celle spielte. Selbst die Medien-
anstalten schrieben auf der Einladung zu der Watchdog-
Veranstaltung noch unter Berufung auf das Urteil aus
Niedersachsen ,Werbekennzeichnung mit #ad ist unzu-
reichend.” Cornelia Holsten, Vorsitzende der bremischen
Landesmedienanstalt, wie auch NRW-Mann Schmid
stellten dann allerdings klar: Es ging ja lediglich um die
intransparente Platzierung in einer Wolke anderer Hash-
tags. Grundsitzlich habe das Gericht nichts gegen die
Kennzeichnung mit ,,ad“ gehabt.

Um aber auf der sicheren Seite zu sein, gab Holsten den
Kiinstlern den Ratschlag, im Zweifel jedes Posting eindeu-
tig als ,Werbung® zu kennzeichnen, denn: ,,Man kann
nicht zu viel kennzeichnen. Nur zu wenig.“ Ein Ratschlag,
der Influencerin Diana zur Léwen nicht zufriedenstellte:
»Meine Zuschauer wollen wissen, ob ich Geld fiir ein Pos-
ting bekommen habe®, erklarte zur Léwen. ,Wenn ich
tberall Werbung drauf schreibe, auch wenn kein Geld

Werben und Verkaufen 27.11.2017
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geflossen ist, hilft denen das auch nicht weiter.”

Diese Praxis wiirde auch auf Markenseite zu mindestens
kuriosen Fillen fithren, sagte Dennis Kubon vom Brand-
Management der Deutschen Telekom. Inzwischen nennen
manche Kreatoren die Telekom als Partner, auch wenn gar
kein Sponsoring erfolgt ist; wohl auch, um den eigenen
Marktwert zu erhdhen. marketing@wuv.de

Werben und Verkaufen 27.11.2017
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,Wenn no

helfen wir

Von Fabian Miiller

o0
ber den Medienkonsum der

jungen Nutzer weify Tobias
Schmid bestens Bescheid —
wegen des eigenen Nach-
wuchses, aber auch wegen seines Jobs als
Direktor der Landesanstalt fiir Medien
NRW. Keine Gnade kennt er daher bei der
Kennzeichnungspflicht — und appelliert
an den Menschenverstand der Influencer.

Herr Schmid, Influencer Marketing ist
eine Disziplin, die sich mit viel Tempo
weiterentwickelt. Fiihrt das zu einer
Verzerrung von Recht und Realitit?

Ja und nein. Die Frage ist immer, Gber
welchen Abstraktionsgrad man sich dem
Thema néhert. Zundchst einmal ist die
Medienordnung, zu der auch die Frage
der Werbekennzeichnung gehért, vier
Kernzielen verpflichtet: Schutz der Men-

schenwiirde, Schutz der Jugend, Schutz
der Nutzer, Schutz der Vielfalt. Daran 4n-
dert sich nichts, auch wenn das Medium
schnelllebiger ist. Die zweite Ebene ist die
Frage, ob bei neuen Mediengattungen wie
Youtube, Instagram oder Musically die
Anzahl der Verstofle und damit der Ge-
fahrdung der Nutzer zunimmt oder nicht.

Und wie lautet die Antwort?

Ja, das tut sie. Das ist aber oft so, wir
beobachten das bei jedem Mediengat-
tungswechsel. Bei neuen Kanilen wird
mehr ausprobiert, mehr gewagt — manch-
mal aus Unwissenheit, manchmal auch,
weil man weif3, dass dort noch nicht so

genau hingeschaut wird. Die ndchste Fra-
ge lautet dann: Wie gut kann man das
Problem mit dem aktuellen Instrumenta-
rium, das noch aus der alten Welt
stammt, in den Griff bekommen?

Ich ahne: Rein theoretisch miisste es
funktionieren.

Exakt. Die Rechtsanwendung ist nicht
kompliziert: Eine werbliche Platzierung
muss eindeutig gekennzeichnet sein, es
darf keine Irrefithrung der Verbraucher
geben. Das gilt unabhingig von der Gat-
tung: beim alten Medium Fernsehen,
dem mittelalten Medium Youtube und
beim neuen Medium Instagram. Die In-
teressen der Nutzer stehen hierbei tiber
denen der Unternchmen, und Blogger
sind in diesem Fall kleine oder manchmal
auch grofiere Unternehmen. Insofern
halte ich den Ansatz aus rechtstheoreti-
scher Sicht nicht fiir kompliziert — ent-
gegen der 6ffentlichen Aufregung.

Die Theorie ist das eine, die praktische
Durchsetzung eine andere Frage. Kon-
nen Sie denn die Aufregung um Influen-
cer Marketing und die korrekte Kenn-
zeichnung nachvollziehen?

Mir ist nicht so ganz klar, was das Auf-
regende daran ist. Der Grundsatz miisste
jedem klar sein: Wenn ich meine Reich-
weite dafiir nutze, gegen Bezahlung werb-
liche Botschaften abzusenden, dann muss
ich das kennzeichnen. Auch die Frage
nach dem ,Wie“ der Kennzeichnung ist
nicht mehr aufregend, wenn man seinen
gesunden Menschenverstand einsetzt. In-
sofern kann man sich nur noch {iber eine
Grundsatzfrage aufregen: Ist es richtig,

Fortsetzung folgt
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Tobias Schmid, Direktor der Landesanstalt fiir
Medien Nordrhein-Westfalen, iiber die umstrittene
Kennzeichnungspflicht beim Influencer Marketing

dass wir werbliche Botschaften von Inhal-
ten trennen wollen? Das haben die Ge-
setzgeber europaweit so entschieden und
ich finde das auch richtig. Auch im Netz.

Dass das Internet kein rechtsfreier
Raum ist, sollte inzwischen klar sein ...

... es ist aber eine Erkenntnis, die sich in
meiner Wahrnehmung erstaunlich zeit-
verzogert durchsetzt. Was immer gerne
damit begriindet wird, dass das Netz total
frei sein muss. Dabei wird von Zeit zu Zeit

aber ibersehen, dass Freiheit nicht funk-
tioniert, wenn man nicht einige Dinge
schiitzt. Sonst ist das keine Freiheit, son-
dern darwinistische Anarchie.

Kommen wir noch mal zum ,,Wie*. Da-
riiber diskutiert die Branche, nicht zu-
letzt wegen eines Urteils gegen Ross-
mann. Fiihren die Influencer tatsiich-
lich ihre Follower hinters Licht?

Nein, die Influencer sicher nicht. Aber ei-
nige schon. Warum tun sie das? Weil sie
glauben, sie konnten so mehr Geld ver-
dienen. Das ist natiirlich nicht gut — we-
gen der oft sehr jungen Zielgruppe, aber
auch, weil es der eigenen Community
schadet. Social-Media-Akteure laufen
Gefahr, sich in einer ersten Phase vieles
kaputt zu machen und damit ihre eigene
Glaubwirdigkeit zu unterminieren. Ich
glaube aber, dass wir dieses Phinomen in
den Griff kriegen. Weil die Influencer
selbst ein Interesse an ihrer Branche ha-
ben und die Kennzeichnungspflicht da-
her frither oder spiter noch intensiver be-
riicksichtigen werden — und wir helfen
dabei nach, soweit das erforderlich ist.

«C
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Ihre Kollegin Cornelia Holsten, Direk-
torin der Bremischen Landesmedien-
anstalt, hat das als ,,Selbstheilungskrif-
te des Marktes“ beschrieben. Wie wollen
Sie dabei genau nachhelfen?

Das funktioniert auf zwei Wegen, die man
miteinander kombinieren muss: Wir
miissen sicherstellen, dass das nicht nur
ein Informationsproblem ist und die Ak-
teure entsprechend auf die Umstinde
hinweisen — das machen wir etwa mit den
FAQs der Landesmedienanstalten, unse-
rem Leitfaden. Sie erkliren verhéltnisma-
Rig einfach, wie es geht und wie es nicht
geht. Dariiber hinaus wirken Selbstrei-
nigungskrifte eines Marktes meiner Er-
fahrung nach noch schneller, wenn man

den Teilnehmern die logische Alternative
aufzeigt: Wir reinigen den Markt. Das ist
dann meistens etwas unerfreulicher. Soll-
ten wir also feststellen, dass es weiterhin
Verstofe gibt, dann weisen wir zunichst
freundlich darauf hin und ergreifen dann
gegebenenfalls weitere Mafinahmen.

Gerade die FAQs aber lassen Interpreta-
tionsspielraum offen — das Wort ,,s0l-
len“ zum Beispiel kommt recht hiufig
vor. Braucht es nicht klarere Ansagen?

Im juristischen Sprachgebrauch ist ,,Sol-
len® sozusagen die harmlose Form des
,2Miissens®.

Das wissen Sie als Jurist, aber der Otto-
Normal-Influencer eher nicht.

Das ist richtig. Was wir in den FAQs aber
doch recht deutlich sagen, ist: Werbliche
Inhalte missen klar erkennbar sein. Neh-
men Sie das Urteil des OLG Celle vom Juni
2017. Es hat einen Fall zum Gegenstand,

bei dem es um die verwendete Kennzeich-
nung ,#Ad"“ ging. Dass das versteckt unter
vielen anderen Hashtags kein eindeutiger
Hinweis ist, hitte ich Thnen auch sagen
konnen, ohne Jura studiert zu haben. In
den FAQs sprechen wir Empfehlungen fiir
eindeutige Begriffe aus wie ,,Werbung®,
»finanziert von®, ,Produktplatzierung®
oder ,,Dauerwerbesendung®.

Aber das war ja nicht immer so. Die
FAQs haben die Landesmedienanstal-
ten kurz nach dem Urteil iiberarbeitet.

Der interne Zeitlauf war ein bisschen an-
ders, aber das ist nicht entscheidend. Das
Urteil ist ein guter Anlass, um infrage zu
stellen, ob ,,#ad“ in dieser Form ein geeig-
neter Hinweis ist. Es wird uns auch immer
mal wieder passieren, dass wir die FAQs
iiberarbeiten miissen, weil wir nicht antizi-
pieren konnen, welche Kennzeichnungs-
formen die Nutzer wihlen. Deshalb ist
meine Empfehlung, wenn Sie es noch ein-
deutiger haben wollen: Benutzen Sie Thren
gesunden Menschenverstand, sorgen Sie
als Influencer dafiir, dass Werbung oder
Product Placement so eindeutig gekenn-
zeichnet ist, dass es auch der denkbar iiber-
sichtlichste Konsument sofort versteht.

»Das Urteil ist ein guter Anlass" klingt
natiirlich sehr nett. Man konnte es auch
anders interpretieren: Sie haben eine
Liicke erkannt und nachtriglich ge-
schlossen. War das Urteil auch ein Riif-
fel fiir die Landesmedienanstalten?

Das Urtell sagt ja, die Frage, ob ,Ad" als
Hinweis reicht, kann dahinstehen. Inso-
fern haben sich die Richter nicht mit der
Frage auseinandergesetzt, ob der Hinweis
der Landesmedienanstalten richtig oder
falsch war. Ich glaube auch, dass der po-
sitive Effekt der FAQs tiberwiegt. Die
FAQs entbinden aber niemanden davon,
sich selbst Gedanken zu machen. Sie kon-

nen also finden, dass wir da noch klarer
sein kénnen. Aber es ist immer ein Spagat
aus Information im Vorhinein und recht-
licher Kontrolle im Nachhinein.

Gerade Instagram ist ja in den letzten
Wochen sehr weit vorgeprescht, kenn-
zeichnet jetzt bezahlte Kooperationen
mit ,,Branded Content” oder ,Paid
partnership with xy“ Das ist doch
schon mehr, als Sie eigentlich wollen?

Na ja, ich finde es gut, dass das passiert.
Das bestitigt die Feststellung der Kollegin
Holsten zu den Selbstheilungskriften des
Marktes. Bei den Formulierungen bin ich
aber nicht immer ganz sicher. Koopera-
tionen zum Beispiel sind natirlich etwas

ganz Wundervolles — Werbung tibrigens
auch, deshalb muss man sie auch tber-
haupt nicht verstecken.

Aber wie geht es nun weiter? Sie fingen
bei Youtube an, dem Kanal, der am

niichsten zu klassischem TV liegt. Dort
kann man trefflich iiber die Frage dis-
kutieren: Handelt es sich um Rundfunk
oder nicht...

... die Frage, ob jemand Rundfunk ist
oder nicht, hat tibrigens mit der Frage, ob
Sie Werbung kennzeichnen miissen oder
nicht, gar nichts zu tun — die Werbevor-
schriften miissen Sie immer einhalten.
Die Rundfunklizenz ist wieder eine ande-
re, ebenso interessante Frage. Eine solche
Lizenz brauchen die allermeisten Kanal-
betreiber nimlich nicht.

Sie als Landesmedienanstalt haben
auch Zugriff auf Youtuber, die nicht als
Rundfunk klassifiziert werden?

Ja, das ist ein weitverbreitetes Fehlurteil.
Esist zugegeben ein bisschen kompliziert,
weil sich die Rechtslage in den Bundes-
landern unterscheidet. Wir in NRW sind
zustdndig fir Rundfunk und die soge-
nannten Telemedien — nach juristischer
Auslegung wire Youtube Letzteres.

Noch mal zu Youtube: Dort haben Sie
angefangen, nach Verstofien gegen die
Kennzeichnungspflicht zu fahnden,
nun ist Instagram auf dem Schirm. Wie
sieht es etwa mit Musical.ly aus, ist das
Thema dort auch virulent?

Das Kriterium fiir die Reihenfolge, in der
wir titig werden, ist die Gefdhrdungslage.
Diese steigt mit der Reichweite des Medi-
ums. Ich habe keinen Zweifel daran, dass
das, was wir bei Youtube betreiben,
selbstverstiandlich auch bei anderen Ver-
breitungsformen passieren wird. Es gilt
immer die einfache Frage: Besteht eine
Gefdhrdung der genannten Rechtsgtiter?
Und falls ja, dann werden wir dagegen
vorgehen. Das wird Instagram, Musical.ly
oder wen auch immer treffen. Und ich
vermute, dass die Zeitintervalle zwischen
Verstof und Ahndung kiirzer werden.

Horizont 30.11.2017
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Der Direktor

Tobias Schmid, geboren 1970,
ist seit Sommer 2016 Direktor
der Landesanstalt fiir Medien
(LfM) NRW. Zuvor war der
promovierte Jurist seit Januar
2005 als Bereichsleiter

Medienpolitik bei der Medien-

gruppe RTL Deutschland und
seit September 2010 als
Executive Vice President
Governmental Affairs bei der
RTL Group tétig. Von 2012 bis
September 2016 engagierte
sich Schmid zudem als
Vorstandsvorsitzender im
Verband Privater Rundfunk
und Telemedien (VPRT).

Der FAQ-Leitfaden

Der Leitfaden ,Werbung in
Youtube-Videos und Social
Media” widmet sich dem
Thema Kennzeichnung von
werblichen Inhalten beim
Influencer Marketing. Die 14
deutschen Medienanstalten
geben den FAQ-Flyer gemein-
sam heraus. In dem finf-
seitigen Dokument behandeln
die Experten verschiedene
(werbliche) Szenarien und
geben Empfehlungen fir die
Kennzeichnung entsprechen-
der Inhalte in den sozialen
Netzwerken von Youtube (iber
Instagram bis Snapchat.

Horizont 30.11.2017
Seite im Original: 18

107



ZAK: Zu viel Roberto Geissini bei RTL I1

Die Geissens ecken mit
Schleichwerbung an

Als die Geissens im Januar vor Curacao
kreuzten, waren im RTL-lI-Programm

viele Roberto-Geissini-Klamotten zu sehen.
Das hat jetzt Konsequenzen.

Petra Schwegler

Bei RTL II sind "Die Geissens" mit ihren Spleens

und ihren diversen Geschaftsideen seit Jahren fester
Bestandteil des Programmes. Jetzt ecken sie mit
ihrem Geschiftssinn bei den Medienwichtern an:
Die Produktionsfirma von Carmen und Robert
Geiss hat zu viel Geissens ins Programm gepackt,
der Sender hat’s offensichtlich durchgewunken.
Nun teilt die Aufsichts- und
Zulassungskommission der Medienanstalten mit:
"Aufgrund von Schleichwerbung wurde die

Sendung 'Die Geissens auf Curacao’' vom 9. Januar

2017 bei RTL II beanstandet.” Die Begriindung der
ZAK: Die Folge der Reality Soap habe Familie Geiss
auf ihrer neu ausstaffierten Luxusyacht in Curacao
gezeigt - und wihrend der gesamten Sendezeit sei
dabei die Marke Roberto Geissini omniprisent

gewesen, heif’t es. "Die auffilligen Motive wie

Totenkopfe oder Kreuze sowie grofie Schriftziige
waren auf Shirts, Caps und

Einrichtungsgegenstinden der Protagonisten zu

Werben und Verkaufen 15.11.2017
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sehen”, kritisieren die Medienwichter.

Was die ZAK am Roberto-Geissini-
Auftritt stort

Sie werten das Zurschaustellen der Roberto-
Geissini-Kollektion als "Schleichwerbung, da die
Produkte der Marke in einer Intensitit, die deutlich
tiber das programmlich-dramaturgische Maf3
hinausging, dargestellt wurden". Entscheidend sei
zudem die ausschlief}liche Visualisierung dieser
einen Marke. RTL II wird nun von der ZAK eine
"Werbeabsicht" unterstellt, wie die Medienwéchter
nach ihrer Sitzung in Miinchen am Mittwoch

weiter mitteilen.

Was ist die Folge? Nicht viel. Gegen RTL IT - der
Sender ist bei Familie Geiss ohnehin abgehdrtet -
wird eine Beanstandung fiir die Einblendung vom
Januar ausgesprochen. Die Miinchner miissen bei
der Geiss-TV-Produktion kiinftig auf eine
"gesetzeskonforme Programmgestaltung” achten.
Was in Staffel 14 verbockt wurde, soll in Staffel 15

korrekt ablaufen. Indes wirbt "Roooooobart” Geiss
reguldr fur seine Geissini-Kollektion:

Werben und Verkaufen 15.11.2017
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Reagieren, bevor
es andere tun

Nach starker Kritik kindigt der Konzern neue
MafRnahmen fir die Kontrolle von Werbung

J. Steger, B. Weddeling
Dusseldorf, San Francisco

m September bewies Sheryl
Sandberg einmal mehr, was
sie zum erfolgreichen Gesicht
des Multimilliardenkonzerns
Facebook macht: Nahbar,
sympathisch und dynamisch prisen-
tierte sich die Managerin auf der Digi-
talmarketingmesse Dmexco in K6ln.
Thre Botschaft: Facebook hort den
werbetreibenden Firmen zu und
geht auf ihre Wiinsche ein. Die Heils-
versprechen des sozialen Netzwerks
haben aber ihre Schattenseiten.

Fiir Facebook brummt das Ge-
schift mit Werbung: Im zweiten
Quartal 2017 setzte der Konzern 9,3
Milliarden Dollar um. Der Gewinn be-
trug 3,9 Milliarden Dollar. An jedem
Nutzer verdiente das Unternehmen
rein rechnerisch rund 4,70 Dollar.

Fiir Unternehmen ist die Werbung
und die Prisenz auf der weltweit
mitgliederstérksten Plattform fast un-
abdingbar geworden. Das Markt-
forschungsunternehmen Statista
schitzt, dass das Marktvolumen von
Social-Media-Werbung rund 44 Milli-
arden Euro erreichen kann.

Traumbhafte Zahlen, doch das Pro-
blem ist: die Realitit. Facebook steht
nicht nur fiir Fake News und Hass-
kommentare in der Kritik, sondern
auch fiir einige der Werbeanzeigen.

In derselben Woche, in der Sand-
berg vor Marketingexperten auf der
Dmexco sprach, veroffentlichte das
US-Portal Propublika eine brisan-

te Untersuchung. Auftragge-
ber von Anzeigen konnten
auf der Plattform fiir Werbe-
treibende von Facebook tat-
sdchlich die Kategorie
»Judenhasser“ als Ziel-

auf der Plattform an.

gruppe auswihlen. Ein
entsprechender Algo-
rithmus hatte dies
moglich gemacht. Fa-
cebook-Geschiftsfiihre-
rin Sandberg musste
sich entschuldigen.

Gegen derartige Feh-
ler im System will der
Konzern laut Medienbe-
richten nun vorgehen: So
sollen in Zukunft Anzeigen, die
nach religiésen, politischen oder
ethischen Parametern gebucht und
ausgespielt werden, von Mitarbeitern
hindisch gepriift werden. Damit will
der Konzern wohl auch einer ge-
schaftsschidigenden Regulierung zu-
vorkommen.
Das berichtet das Nachrichtenportal
»AXios*“ unter Berufung auf eine An-
kiindigung, die Facebook am Wo-
chenende an werbetreibende Unter-
nehmen verschickt habe. Das Unter-
nehmen selbst hat sich bislang nicht
dazu gedufert. Unklar ist zudem
noch, in welchen Lindern diese Prii-
fung zum Einsatz kommen soll.

Helkle Daten

Parameter wie politische Einstellung,
Religionszugehdrigkeit oder der eth-
nische Hintergrund sind zwar heikel,
aber fiir Werbetreibende interessant.
Die Masse an Daten, die Facebook-
Nutzer auf der Plattform teilen, er-
laubt werbetreibenden Unternehmen

eine gezielte Kundenansprache - an-
ders als zum Beispiel bei klassischer
Werbung.

Das hilft nicht nur Marken, son-
dern auch Politikern: So erzihlte
Brad Parscale, Digitalchef der Do-
nald-Trump-Kampagne, in der CBS-
Sendung ,,60 Minutes“, dass Face-
book ein entscheidendes Werkzeug

Fortsetzung folgt

fiir den Sieg des amerikanischen Pri-
sidenten gewesen sei. Es ist nicht die
einzige Mafnahme, die der Konzern
ankiindigte, um das Werbeumfeld
sauber zu halten. Im kommenden
Jahr will Facebook rund 1000 Mitar-

beiter einstellen, die Anzeigen auf
Ubereinstimmung mit den Geschiifts-
bedingungen iiberpriifen sollen.

Es ist auch politischer Druck, der
Facebook zum Umdenken zwingt.
Unléingst hatte das Unternehmen ver-
kiindet, dass vor und nach der jiings-
ten US-Prisidentschaftswahl etwa
3000 Anzeigen mit polarisierenden
Inhalten geschaltet worden seien.

Das Unternehmen ist Bestandteil
von verschiedenen Untersuchungen,
die Russlands Einmischung in die US-
Wahl aufkliren wollen. Bisher identi-
fizierte Facebook rund 100 000 Dol-

lar an Werbegeldern, die zu einer
russischen ,,Trollfarm* zuriickgefiihrt
werden konnten, so das Unterneh-
men. Das sind Anbieter, die fiir Kun-
den gezielt Propaganda betreiben.

" Nicht nur Facebook und Twitter
sind betroffen. Wie jetzt die ,Wa-
shington Post“ herausgefunden ha-
ben will, soll auch Google derartige
Inhalte auf seinen Plattformen identi-
fiziert haben. Nach Einschitzung der
US-Geheimdienste hat die russische
Regierung die Wahl beeinflusst, was
die jedoch zuriickweist.

Mangel an Kenntnissen

Die Kritik an Facebooks Werbepraxis
hilt sich seit Monaten. Dass die Poli-
tik in Washington erst jetzt handelt,
begriinden Experten mit einem Man-
gel an digitalen Kenntnissen: ,,Die US-
Regulatoren haben Probleme, mit
den technologischen Fortschritten

Handelsblatt 10.10.2017
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mitzukommen, und haben sich zu
wenig mit digitaler Werbung beschif-
tigt“, sagt Keegan Goudiss, Digitalbe-
rater des demokratischen Senators
Bernie Sanders, der im Wahlkampf
gegen Trump verloren hatte. Aller-
dings sollten die Werbeplattformen
nicht politisch reguliert werden, son-
dern sich selber regulieren.
Goudiss fordert, dass Facebook
oder Twitter zudem ihre Werbeein-
nahmen o6ffentlich ausweisen, wie
Fernsehsender und Radiostationen.

~Auf diesen Plattformen verbringen
die Wihler mehr Zeit als vor dem
Fernseher, und dennoch ist es einfa-
cher, dort Werbung zu kaufen - ohne
die gleiche Veroffentlichungspflicht*,
kritisiert der Digitalberater. ,Das
heif}t, Russland und andere kénnen
die Wahlen weitaus preisgiinstiger
mit Fake Stories beeinflussen.”
Facebook-Griinder Mark Zucker-
berg nimmt die Entwicklung ernst:
Er kiindigte an, stirker gegen einen
Missbrauch durch Regierungen vor-

Facebook 26,89
Werbeumsitze weltweit Mrd.
in Mrd. US-Dollar uss
i
17,08
&
2016

HANDELSBLATT

an stelle sich vor; Sonntag-

abend zur besten Sende-

zeit. In der ersten Werbe-
pause im Hollywood-Blockbuster
prasentiert ein Waschmittelherstel-
ler sein neues Rezept fiir nie dage-
wesene weifle Wische. Nichster
Spot: Ein Autor bewirbt sein neues
Buch, in dem er darlegt, warum der
Holocaust niemals stattgefunden
hat. Unvorstellbar im Fernsehen -
auf digitalen Plattformen aber kei-
neswegs. Anbieter wie Facebook

Quelle: Unternehmen

Facebook

Willkommen
in der Realitit

Das Netzwerk will kinftig
Werbung strenger prifen
lassen. Endlich, sagt Johannes

Steger.

machen zwar Milliarden mit Wer-
bung, bei den Inhalten hielten sie

sich aber bislang weitgehend raus. |

Damit kdnnte nun Schluss sein.
Facebook will Werbung kiinftig
manuell priifen, die nach politi-
schen, ethnischen oder religitsen
Parametern fiir Nutzergruppen ein-
gespielt werden. Holocaust-Leug-
nung ist ein iiberzeichnetes Bei-
spiel. Dramatische Szenen in Face-
books digitaler Werbepause haben

gehen zu wollen. Dahinter steckt
nicht nur unternehmerisches Den-
ken, sondern auch Selbstschutz.
Facebook weif8, dass sich Regierun-
gen tiberall auf der Welt nicht mehr
scheuen, gegen die Tech-Konzerne
vorzugehen: In Deutschland trat An-
fang Oktober das Netzwerkdurchset-
zungsgesetz in Kraft, das Konzerne
wie Facebook zum effizienteren Vor-
gehen gegen strafbare Inhalte zwingt.

Mark Zuckerberg:
Der Facebook-Chef
verspricht, starker
gegen politische
Manipulationen
vorzugehen.

sich in jiingster Vergangenheit den-
noch abgespielt: Wie das US-Portal
ProPublica unlingst herausfand,
konnten Anzeigenersteller zum Bei-
spiel fiir die Vermarktung von Nazi-
Memorabilia gezielt die Kategorien
~Judenhasser“ auswihlen - oder et-
wa eine Zielgruppe ,,Wie man Juden
verbrennt“.

Dahinter steckte nicht etwa ein
verriickter Programmier, sondern
ein Algorithmus. Der hatte diese Ka-
tegorie anhand von Nutzerinteres-
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sen erkannt und dafiir - aus seiner-
Sicht ganz logisch - die passende
Zielgruppe fiir Werbetreibende er-
stellt. Facebook-Geschiftsfiihrerin
Sheryl Sandberg musste sich dafiir
entschuldigen. .

Doch das reicht nicht: Wenn
Facebook jetzt die nicht-maschinel-
le Priifung einfiihrt, ist ein tiberfal-

liger Schritt. Unternehmen wie Fa-
cebook und Google teilen sich na-
hezu das weltweite Budget fiir
digitale Werbung. Das bedeutet Ver-
antwortung - ganz abgesehen da-
von, dass das Recht natiirlich auch
im Internet gilt. Wenn Antisemiten
oder Rassisten keine reichweiten-
starken Werbespots im Fernsehen

oder grofiflichigen Anzeigen in Ma-
gazinen und Zeitungen schalten
kénnen, muss ihnen dieses Recht
auch online verwehrt werden.

Der Autor Ist Redakteur im
Ressort Untemehmen & Mirkte.
Sie erreichen ihn unter:
steger@handelsblatt.com
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VERWALTUNGSGERICHTSHOF

Kampfsport-Verbot im TV ist
rechtswidrig

2010 forderte die bayerische Landeszentrale fliir neue Medien
Sportsender auf, Kampfsportiibertragungen wegen hohem
Gewaltpotenzial aus dem Programm zu nehmen. Daflir fehle ihr
die gesetzliche Grundlage, urteilt ein Gericht.

Miinchen. Nach Einschatzung des Bayerischen
Verwaltungsgerichtshofs (VGH) war es rechtswidrig, die Ausstrahlung
mehrerer Kampfsportsendungen im Fernsehen nicht zuzulassen. Der

VGH wandte sich damit gegen eine entsprechende Entscheidung der
Bayerischen Landeszentrale fir neue Medien (BLM). Mit seinem
Urteil vom 20. September bestatigte er im Ergebnis das Urteil des
Verwaltungsgerichts Miinchen vom 9. Oktober 2014 dazu, wie aus
einer heute verdftentlichten schriftlichen Begriindung hervorgeht.

Nach Ansicht des VGH fehlt es an der gesetzlichen Ermachtigung der
BLM, aus inhaltlichen Griinden unmittelbar selbst gegen Formate
einer von ihr zuvor genehmigten Fernsehsendung vorzugehen und
zum Beispiel eine Programma&nderung zu verlangen. Der BLM-
Medienrat hatte die Heftigkeit von Gewaltszenen der betreffenden
Sendungen beanstandet: Kampftsportformate, darunter ,The Ultimate
Fighter®, widerspréachen dem Leitbild des 6ffentlich verantworteten
Rundfunks. Dabei berief sich die BLM auf die bayerische
Landesverfassung.

Bereits 2010 hatte die BLM den Sender Sport1 aufgefordert, einzelne
lizenzierte Formate der UFC-Wettkdmpfe aufgrund des hohen
Gewaltpotentials aus dem Programm zu nehmen.

Der Sender akizeptierte dies. Dagegen ging eine Tochtergesellschaft
des in den USA ansassigen, auf Mixed Martial Arts spezialisierten
Unternehmens Zuffa, gerichtlich gegen das Verbot vor. Das
Verwaltungsgericht Minchen hatte der Klage der Zuffa, die die
Wettkdmpfe veranstaltet, medial aufbereitet und vermarktet, in erster
Instanz stattgegeben. Die BLM legte dagegen Berufung ein.
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VGH Manchen

Ausstrahlungsverbot von Sendungen der ,,Ultimate Fighting
Championship” (UFC) rechtswidrig

Das durch die Bayerische Landeszentrale fir neue Medien ausgesprochene
Programmanderungsverlangen flr Sendungen der international verbreiteten
Kampfsportliga UFC ist rechtswidrig, da es an der notwendigen gesetzlichen
Ermé&chtigung fehlt, um eine Programmanderung zu verlangen.

Zum Sachverhalt

Im Jahr 2010 hatte die Bayerische Landeszentrale fur neue Medien (BLM) den
beigeladenen Sender SPORT1 aufgefordert, einzelne lizenzierte Formate der UFC-
Wettkampfe aufgrund des hohen Gewaltpotentials aus dem Programm zu nehmen
und durch andere Inhalte zu ersetzen. Wahrend der Sender dies akzeptierte, ging
die Klagerin, eine Tochtergesellschaft der in den USA ansassigen Grunderin und
Betreiberin der weltweit groften Organisation fur sog. .,Mixed Martial Arts®,
gerichtlich gegen das Verbot vor. Das VG Mdnchen hatte entschieden, dass das
Programmanderungsverlangen rechtswidrig ist.

Entscheidung des VGH

Ler VGH Minchen hat das Urteil des V(G im krgebnis bestatigt. Nach Auttassung
des VGH fehlt es an der notwendigen gesetzlichen Erméchtigung der BLM, aus
inhaltlichen Griinden unmittelbar selbst gegen Formate einer von ihr zuvor
genehmigten Fernsehsendung vorzugehen, eine Programmaéanderung zu verlangen
und damit in die verfassungsrechtlich garantierte Rundfunkfreiheit und
Berufs{ausubungs)freiheit der Klagerin einzugreifen.

Weder die von ihr beanspruchte Vorschrift der Fernsehsatzung (FSS — Satzung
Uber die Nutzung von Fernsehkanalen in Bayern nach dem Bayerischen
Mediengesetz) noch der Umstand, dass der Rundfunk nach der Bayerischen
Verfassung in offentlicher Verantwortung und offentlicher-rechtlicher Tragerschaft
betrieben werde, verliehen der BLM die Befugnis, aus inhaltlichen Grliinden
nachtraglich gegen ein genehmigtes Programm einzuschreiten. Von der im Gesetz
grundsatzlich vorgesehenen Moglichkeit, angesichts der gezeigten
Gewalttatigkeiten unter Einschaltung der Kommission fir Jugendschutz nach dem
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) einzuschreiten, hatte die BLM bewusst
keinen Gebrauch gemacht.

Ob die UFC-Sendungen aufgrund Gewaltverherrlichung und Jugendgefahrdung
gegen Programmgrundsatze verstoBen, hat der Verwaltungsgerichtshof fir
moglich gehalten, aber — mangels Entscheidungserheblichkeit — ausdricklich offen
gelassen.

VGH Miinchen, Urt. v. 20.9.2017 — 7 B 16.1319
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Sat.1 muss Formate von Drittanbietern wieder zeigen

Gericht hat entschieden

Timo Niemeier

Im Sommer hat ein Gericht entschieden, dass Sat.1 vorerst keine Sendungen von Drittanbietern
mehr zeigen muss, der Sender nahm die meisten Formate daraufhin aus dem Programm. Nun die
Rolle riickwiérts: Ab sofort sind die Sendungen wieder zu sehen.

Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass Sat.1 nun doch
Drittanbietern Sendezeit anbieten und deren Formate ausstrahlen muss. Die Entscheidung der
Richter ist im Eilverfahren entstanden und gilt vorlaufig, bis es einen rechtskraftigen Beschluss des
Verwaltungsgerichts Neustadt an der Weinstralie gibt. Konkret heil3t das, dass die zwei aus dem
Programm genommenen Drittsende-Formate ab sofort wieder zu sehen sind. Bereits am
kommenden Samstag, den 28. Oktober, lauft am Vorabend damit wieder das Reise-Magazin
"Grenzenlos" von tellvision. Auch die "Dinner-Party" mit Marlene Lufen von Good Times kehrt auf
den Sendeplatz in der Nacht von Dienstag auf Mittwoch zuriick, wegen des Feiertags allerdings
noch nicht in der kommenden Woche.

Im August hatte Sat.1 noch mit einem Eilantrag gegen die Zulassungsentscheidung der LMK
Erfolg und nahm daraufhin die beiden Sendungen aus dem Programm (DWDL.de berichtete). Vom
OVG heil’t es nun, dass man, "anders als in fritheren Eilverfahren”, keine Rechtsfehler in der
Ausschreibung, der Auswahl und der Vergabe der Zulassungen erkennen kénne. Darlber hinaus
sei der Zuschaueranteil von ProSiebenSat.1 von der KEK "zutreffend mit 20,04 Prozent"
festgestellt worden. Privatsender sind nur zur Ausstrahlung von Drittsende-Formaten verpflichtet,
wenn sie alleine auf mehr als zehn Prozent Marktanteil kommen oder die Gruppe bei mehr als 20
Prozent liegt.

Die Zuschaueranteile seien wahrend des laufenden Verfahrens auch nicht so stark
zurtickgegangen, dass die Verpflichtung zur Einraumung von Drittsendezeiten unverhaltnismaRig
erscheine, argumentieren die Richter nun. Das OVG geht nun nicht davon aus, dass die Klage von
Sat.1 im Hauptverfahren Erfolg haben wird. Aufderdem erklaren die Richter, dass das dffentliche
Interesse an einer "zeitnahen und effektiven Gewahrleistung der Meinungsvielfalt im
Medienbereich" héher einzuschatzen sei als das Interesse von Sat.1 an einer uneingeschrankten
Ausstrahlung des Programms. "Unter Zugrundelegung der gesamten Sendezeit der aus neun
verschiedenen Programmen bestehenden Sendergruppe und bei einer unterstellten Sendedauer
von 24 Stunden je Sender werde das Recht auf freie Programmgestaltung des Privatsenders
lediglich in einer GréRenordnung von noch nicht einmal 0,2 Prozent eingeschrankt.”

Bei Sat.1 zeigt man sich enttauscht und uberrascht uber die Entscheidung des Gerichts. Man
werde diese genau analysieren bevor man Uber die nachsten Schritte entscheide, heildt es vom
Sender gegenlber DWDL.de. Und so kehren "Grenzenlos" und "Dinnerparty” nun vorerst zuriick
ins Programm von Sat.1. Die "Focus TV Reportage" hatte der Sender ja gar nicht erst aus dem
Programm genommen, obwohl sie auch tber eine Drittsendelizenz 1auft.

Fur die Produzenten ist die jetzige Entscheidung des Oberverwaltungsgericht eine gute Nachricht.
"Wir haben viel in das Projekt investiert - sowohl finanziell als auch persénlich. Uns blutet allen das
Herz", sagte Good-Times-Geschéftsfiuhrerin Sylvia Fahrenkrog-Petersen nach der letzten
Entscheidung des Verwaltungsgerichts im August (DWDL.de berichtete). Auch Burda, das fur die
"Focus TV Reportage” verantwortlich ist, war von der Entscheidung betroffen - trotz der Tatsache,

DWDLde 27.10.2017
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dass das Format im Programm blieb. Man habe einen "deutlichen Auftragsrickgang" hinnehmen
mussen, sagte BurdaStudios-Geschaftsfuhrer Hans Fink zuletzt im DWDL.de-Interview. Nun kann
Fink hier ebenso wie Fahrenkrog-Petersen wieder mit einer Normalisierung rechnen - zumindest
bis zum nachsten Urteil.

URL zu diesem Artikel auf DWDL.de: http://dwdl.de/sl/a0f8f0
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Unterlassungserklarung

Radio Bremen vs. Verlage: Wer ist hier nun der Sieger?

Das Schéne an Auseinandersetzungen zwischen éffentlich-rechtlichen Sendern
und Verlagen ist, dass sich danach immer alle Seiten als Sieger sehen. Radio
Bremen gab nun eine Unterlassungserkldrung ab - die sich allerdings auf ein so
nicht mehr existierendes Angebot bezieht.

Uwe Mantel

"Niederlage fir Radio Bremen", posaunt der Verlegerverband nach der heutigen
Verhandlung vor dem Landgericht Bremen in die Welt hinaus. "Die Klage der
Verlage ist, wie zu erwarten war, ins Leere gelaufen”, freut sich zur gleichen Zeit
Radio-Bremen-Intendant Jan Metzger, der sich keineswegs als Verlierer des
Rechtsstreits sieht. Ein genauerer Blick auf die Lage scheint also notwendig.

Der Reihe nach: Die Verlage von vier Tagszeitungen - "Weser-Kurier®, "Nordsee-
Zeitung", "Osterholzer Kreisblatt" und "Delmenhorster Kreisblatt” - sind gerichtlich
gegen das Internet-Angebot radiobremen.de vorgegangen, weil sie dem Sender
vorwerfen, nicht sendungsbezogen und presseahnlich zu berichten, was nach
dem Rundfunkstaatsvertrag nicht erlaubt wéare. Der Sender hat nun eine
entsprechende Unterlassungserklarung abgegeben, die ab dem 1. Januar 2018
gilt, und tragt auch die kompletten Kosten des Verfahrens. "Radio Bremen hat aus
Furcht vor einem Negativurteil die Notbremse gezogen”, kommentiert Stefan
Borrmann, Geschéftsfiihrer des Zeitungsverlegerverbands Bremen, schlief3lich
habe das Gericht zuvor die Tendenz erkennen lassen, dass es Teil des fraglichen
Angebots tatsdchlich als pressedhnlich ohne Sendungsbezug ansehe.

Klingt nach einem Sieg auf ganzer Linie fiir die Verlage - hat aber den gleichen
Haken wie alle Prozesse, die schon gegen die ARD-Apps und -Online-Angebote
angestrengt wurden: Verhandelt wird immer Uber den Stand der Website an
einem ganz bestimmten Tag, in diesem Fall geht es um den 16. Januar 2017.
Radio Bremen erklart daher auch: Die Abgabe der Unterlassungserklarung sei
"ohne weiteres moglich, da die streitgegensténdlichen Seiten nicht mehr verbreitef
werden und durch das Uberarbeitete Onlineangebot von butenunbinnen.de seit
Anfang Juni 2017 erheblich weiterentwickelt wurden". Dort werde der
Sendungsbezug konsequent ausgewiesen, der Vorwurf der nicht-
sendungsbezogenen Presseahnlichkeit sei daher ausgeraumt. RB-Intendant
Metzger erldutert, dass die Klage "etwas anging, dass es so gar nicht mehr gibt".

Problematischer fir Radio Bremen wéare wohl ein Urteil gewesen, in dem das
Gericht feststellt, dass Radio Bremen in unzulédssigerweise flachendeckend lokal
berichten wirde. Diesen Vorwurf habe das Gericht aber nicht erkennen kénnen,
heiBt es seitens Radio Bremen, wahrend die Verleger sich in ihrer Mitteilung zu
diesem Teil schlicht ausschweigen. Ob das Verfahren nun auf Basis der

abgegebenen Unterlassungserklarung fiir erledigt erklart werden kann, liegt in der
Hand der Zeitungsverlage. Die kdnnen sich zwar irgendwie als Sieger fihlen -
ohne allerdings dass nun allerdings in der Realitat Anderungen am Angebot zu
erwarten waren. RB-Intendant Metzger lasst jedenfalls wissen: "Radio Bremen
hélt sich selbstverstandlich an geltendes Recht — und wird auf dieser Basis auch
in Zukunft mit butenunbinnen.de online verlasslich und gut informieren.”
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Gilt das fur einen Tag oder flr immer?

Vier Zeitungsverlage erwirken eine Unterlassung

gegen den Online-Auftritt von Radio Bremen

Im Rechtsstreit mit vier Zeitungsverlagen
iiber das Online-Angebot von Radio Bre-
men hat der Sender in einer miindlichen
Verhandlung vor dem Landgericht Bremen
eine Unterlassungserklarung abgegeben.
Radio Bremen verpflichtet sich, Inhalte aus
dem Netz zu nehmen, die presseihnlich
sind und keinen Bezug zu Sendungen der
Rundfunkanstalt aufweisen. Das werten
die klagenden Zeitungsverlage als groBen
Erfolg mit Blick auf die generelle Verfasst-
heit des Online-Auftritts von Radio Bre-
men. Der Sender hingegen verweist darauf,
dass sich die Unterlassungserklarung allein
auf die Online-Seiten mit Stichtag 16. Janu-
ar 2017 beziehe. Bei butenunbinnen.de,
dem iberarbeiteten Online-Angebot des
Senders, werde der Sendungsbezug inzwi-

schen konsequent ausgewiesen. ,Radio Bre-
men hat aus Furcht vor einem Negativur-
teil die Notbremse gezogen®, sagte hinge-
gen Stefan Borrmann, Geschiftsfiihrer des
Zeitungsverlegerverbands Bremen. Der
Sender habe nun bis zum 1. Januar Zeit,

sein Angebot durchzugehen: ,Radio Bre-
men muss jetzt sein Online-Angebot liber-
priifen, ob es noch Inhalte enthélt, die ge-
gen den Rundfunkstaatsvertrag versto-
Ben.“ Aus Sicht der Verleger sei der Rechts-
streit damit erledigt. Man wolle allerdings
iberpriifen, ob sich Radio Bremen an die
gesetzlichen Auflagen halte.

Der Sender wertet die Angelegenheit
komplett anders: Man habe die Unterlas-
sung erklart, ,ohne den Standpunkt der
Verleger anzuerkennen, und sie beziehe

sich allein auf die Online-Seiten mit Stich-
tag 16. Januar 2017. Den Vorwurf der Pres-
sedhnlichkeit habe man ausgerdumt. ,Die
Klage der Verlage“, sagte RB-Intendant Jan
Metzger, sei, ,,wie zu erwarten war, ins Lee-
re gelaufen, weil sie gegen etwas anging,
das es so gar nicht mehr gibt.“ Auch habe
das Gericht Zweifel erkennen lassen, ob
die von den Klagern vorgelegten Unterla-
gen das angeblich nicht auf Sendungen be-
zogene Gesamtangebot von Radio Bremen
wiedergaben. Verlegerverbandschef Borr-

mann berichtet etwas anderes: Die Nieder-
lage von Radio Bremen sei abzusehen gewe-
sen, das Landgericht Bremen habe nimlich
erkennen lassen, dass es Teile des Online-
Angebots von Radio Bremen als pressedhn-
lich ansehe und somit ein Verstofl gegen

den Rundfunkstaatsvertrag gegeben sei.
Geklagt hatten gegen Radio Bremen vier
Tageszeitungen der Region - ,Weser-Ku-
rier“, ,Nordsee-Zeitung®, ,Osterholzer
Kreisblatt“ und ,Delmenhorster Kreis-
blatt“. Sie hatten im April Klage mit der Be-
griindung eingereicht, die ,pressemaBige
Berichterstattung” auf ,radiobremen.de“
stehe nicht in Einklang mit der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs. Der Bundes-
gerichtshof hatte 2015 gemalB3 Rundfunk-
staatsvertrag bestatigt, dass die Netzange-
bote offentlich-rechtlicher Sender nicht
pressedhnlich gestaltet sein diirfen. Als
pressedhnlich gelten sie, wenn sei keinen
Bezug zu Radio- oder Fernsehsendungen
aufweisen und vornehmlich aus Texten be-
stehen. miha.
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Gebrauchte Bilder

Wenn TV-Filme langer und ohne regionale Begrenzungen in Mediatheken abrufbar sein sollen,
klingt das fiir die Zuschauer verlockend. Die Produzenten aber sehen ihr Geschéftsmodell in Gefahr

VON KATHRIN HOLLMER

»,Die Mediatheken der offentlich-

rechtlichen Sender werden immer
starker genutzt*, sagt Ufa-Chef Nico Hof-
mann, der unter anderem die Serien Chari-
té, Ku'damm 56 und Deutschland 83 produ-
ziert hat.

Durchschnittlich knapp 7,5 Millionen
Zuschauer sahen die sechs Folgen der ARD-
Serie Charité im vergangenen Friihjahr im
Fernsehen, dazu kamen 1,7 Millionen Abru-
fe in der Mediathek. ,Wir haben pro Folge
Abrufzahlen im Hunderttausenderbe-
reich®, sagt Hofmann, ,,und die Zuschauer
sehen unsere Inhalte iber einen immer lan-
geren Zeitraum.* Doch der Erfolg der kos-
tenlosen 6ffentlich-rechtlichen Mediathe-
ken birgt fiir Produzenten wie Nico Hof-
mann auch eine Gefahr.

Viele, die wie Hofmann erfolgreich Fern-
sehen machen, sind derzeit nicht so sicher,
ob es wirklich eine gute Nachricht ist,
wenn ARD, ZDF und die Politik jetzt noch
mehr Mediathek méglich machen wollen.
Die gesetzliche Einschrinkung, wonach
Sendungen nur sieben Tage lang abrufbar
sein diirfen, wird bald fallen, so weit haben
sich die fiir Rundfunk zustindigen Minis-
terprisidenten im September bereits fest-
gelegt. Die rheinland-pfalzische Minister-
préasidentin und Vorsitzende der Rund-
funkkommission der Linder, Malu Dreyer
{SPD), versprach nach der Sitzung in Saar-
briicken, man wolle die Grundsatzrege-
lung ,,auflockern und verandern®. Ohnehin

E s klingt nach einer guten Nachricht:

Frither mussten alle Filme und
Serien nach sieben Tagen aus dem
Netz. Diese Regel soll nun fallen

haben die Sendergremien schon viele Aus-
nahmen geschaffen, die Sieben-Tage-Ord-
nung besteht hauptsachlich auf dem Pa-
pier. Wenn sie fallt, diirften ARD und ZDF
ihre Produktionen moglichst lange kosten-
freiinden Mediatheken anbieten. ,,Wir hof-
fen, dass es mehr Freiheiten gibt und diese
omindse Sieben-Tage-Regel im Kern abge-
schafft wird“ heiflt es vom ZDF, ,auch
wenn das nicht heifit, dass kiinftig alles
endlos verfiigbar sein wird.

Das ist auf jeden Fall richtig, denn nicht
alle Sendungen gehoren den Sendern kom-
plett und mit allen zugehérigen Rechten.
Viele Produzenten investieren selbst Geld
in ihre Filme und Serien und behalten im
Gegenzug Auslands- und Weiterverwer-

tungsrechte etwa fiir Video-on-Demand
anihren Produktionen. Mit dem, was diese
Rechte einbringen, versuchen sie, ihre In-
vestitionen zu refinanzieren. Auch oéffent-
lich-rechtliche Vorzeigeproduktionen wie
die Serie Charité werden nicht vollstindig
von den Sendern finanziert - das trifft
nach Schitzungen des Verbands Produzen-
tenallianz auf 20 bis 30 Prozent der Pro-
duktionen im Abendprogramm zu.

Nicht immer ist es eine freiwillige Ent-
scheidung des Produzenten, eigenes Geld
einzusetzen, sondern die gingige Art, Fi-
nanzierungsliicken zu schlieflen, wenn die
Sender nicht ,voll finanzieren®. Deshalb ha-
bendie Produzenten mit den Sendern aus-
gehandelt, dass Nebenrechte in diesem
Fall bei den Kreativen bleiben, die so fiir ih-
ren Film einen zweiten Markt als Einnah-
mequelle erschlieffen konnen.

Die zweite Staffel der DDR-Serie Weis-
sensee erschien zum Beispiel vor der Aus-
strahlung in der ARD auf DVD. Die Produ-
zentin Regina Ziegler iiberzeugte die Sen-
derverantwortlichen davon, die DVD-Aus-
wertung vorzuziehen, nachdem sich der
Ausstrahlungstermin immer weiter nach
hinten verschoben hatte. Geschadet habe
der vorzeitige DVD-Start den Quoten
nicht. ,Ich habe mittlerweile die Erfah-
rung gemacht, dass sich die verschiedenen
Auswertungsplattformen keineswegs, wie
gern angenommen wird, kannibalisieren®,
sagt Regina Ziegler. ,,Weissensee zum Bei-
spiel hatte tolle Quoten und hat sich als
DVD ebenfalls gut verkauft. Jede Art der
Auswertung hat ihr spezielles Publikum.*
Darauf setzt auch die ARD, ihr Prestige-
Projekt Babylon Berlin 1auft seit Oktober
zunéchst auf Sky und erst im Herbst 2018

im Ersten und der Mediathek, obwohl die
ARD deutlich mehr investiert hat als Sky.

Gerade die Erlose aus DVD-Rechten,
Zweitverwertung im Pay-TV und Verkiu-
fen an Portale wie Netflix sind zu einer Ein-
nahmequelle geworden. Aber genau die
kénnten stark zuriickgehen, wenn Filme
und Serien tiber Wochen und Monate frei
inden 6ffentlich-rechtlichen Mediatheken
zu sehen sind. Das Publikum, das Rund-
funkabgabe zahlt, freut sich. Fiir einen
Streamingdienst aber stellt sich dann die
Frage, ob diese Produktionen fiir den priva-
ten Markt noch interessant sind. Die Produ-
zenten fiirchten deshalb, dass hier eine Er-
l6squelle zunichtegemacht wird, die sie
sich miihsam erarbeitet haben.

Und fiir die sie auch einen nennenswer-
ten Anteil stemmen miissen: ,Immerhin

Fortsetzung folgt

muss der Produzent bei der ARD bis zu
sechs Prozent der Finanzierung mitbrin-
gen, um die VoD-Rechte zu erhalten®, sagt
die Produzentin Regina Ziegler. ,,Ohne ei-
ne Exklusivitdt im Bereich der VoD-Strea-
ming-Angebote werden die kommerziel-

len Anbieter wie Netflix oder Amazon kei-
ne Preise bezahlen, die der Produzent fiir
die Refinanzierung seiner Rechte bend-
tigt!“ Ein dhnlicher Streit wirdin der EU der-
zeit gefiihrt, hier geht es um regionale
Grenzen von Inhalten (siehe Kasten).

Fir teilfinanzierte Produktionen hatte
das verheerende Auswirkungen, glaubt Ni-
co Hofmann. Charité habe er vor Kurzem
an eine US-Plattform verkauft, zu einem
hohen Betrag, mit dem sich die Finanzie-
rungsliicke schliefie, so der Ufa-Chef. ,Das
hat nur deshalb funktioniert, weil die Ver-
weildauer begrenzt war.” Charité stand sie-
ben Tage vor der und 30 Tage nach der Aus-
strahlung in der ARD-Mediathek zum Ab-
ruf. ,Wenn die Begrenzung in Zukunft weg-
fallt, fehlen' uns Millionenbetréige, ohne
die wir Produktionen wie Charité gar nicht
erst realisieren kdnnten* sagt Hofmann.

Mit Sorge sieht auch die Allianz Deut-
scher Produzenten die Entwicklung.
»2Wennteilfinanzierte Produktionen ad ulti-
mo in den Mediatheken kostenlos verfiig-
bar sind, sind die Weiterverwertungsrech-

te wertlos*, sagt deren Geschiftsfithrer
Christoph Palmer. ,Die Sender legen die
Verweildauer derzeit fiir jede Produktion
einzeln vertraglich fest. Doch ohne gewis-
se Vorgaben zur Verweildauer in den Me-
diatheken bei teilfinanzierten Produktio-
nen sind die Produzenten immer in der
schwicheren Verhandiungsposition.*

»Als Produzentin muss ich wissen,
ob ich eine Chance habe, mein
Geld zuriickzuverdienen.*

In Saarbriicken wurde die Beschlussfas-
sung zum Thema Mediatheken erst einmal
auf die ndchste Ministerprasidentenkonfe-
renz im Februar vertagt. Bis dahin will die
Produzentenallianz mit den 6ffentlich-
rechtlichen Sendern neue Bedingungen
fir teilfinanzierte Produktionen aushan-
deln. ,Je langer die Mediathek-Nutzung
ist, desto hther muss eigentlich der Anteil
an den Verwertungserlésen oder eine ent-
sprechende Vergiitung sein®, sagt Ufa-
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Fortsetzung

Chef Hofmann. ,Denn je langer Sendun-
genkostenfrei auf der Mediathek empfang-
bar sind, desto stirker behindert das die
Nutzung auf anderen Vertriebswegen.”
Die ARD orientiere sich bei der Werthal-
tigkeit von Rechten bei teilfinanzierten
Produktionen an einem Katalog, der fiir
die Produktionsunternehmen transparent
und nachvollziehbar sei, sagt Christoph
Palmer, so weit sei man beim ZDF noch
nicht. Der Sender zahle seit 2016 fiir lange-
re Onlinenutzung von vollfinanzierten Pro-
duktionen einen Gewinnzuschlag. Den ge-

be es wiederum bei der ARD noch nicht.
»Aber wir sind im Gesprach® so Palmer.

Ohne eine Einigung wiirden Investitio-
nen der Produzenten in Filme und Serien
wohl in Zukunft zum unternehmerischen
Problem: ,,Als Produzentin muss ich wis-
sen, obich eine Chance habe, mein Geld zu-
riickzuverdienen, bevor ich es ausgebe®,
sagt Regina Ziegler. Nico Hofmann von der
Ufa geht sogar noch weiter und sagt:
»Nicht voll finanzierte Produktionen wi-
ren kiinftig nicht mehr méglich.

Kleine Losung: Geoblocking bei Filmen und Serien soll bestehen bleiben

KAROLINE META BEISEL

Von einem groflen Vorhaben ist am Ende nur
wenig ubrig -geblieben: Kiinftig wird es fiir
Fernsehzuschauer wohl leichter, im Netz
Nachrichten aus dem europdischen Ausiand
anzusehen. Tatsdchlichjedochist der Kompro-
miss, auf den sich der Rechtsausschuss des Eu-
ropdischen Parlaments am Dienstag geeinigt
hat, nur ein sehr kleiner Rest einer viel grifle-
ren ldee. Jedenfalls freuen sich jetzt nicht die
Befiirworter des grenziiberschreitenden Fern-
sehens, sondern die Filmindustrie: Einen
~wichtigen Etappensieg fiir den europdischen
Film* nennt den Beschluss etwa Alfred Holig-
haus, Prasident der Spitzenorganisation der
Filmwirtschaft. Hans Demmel, Vorstandsvor-
sitzender des Verbands Privater Rundfunk
und Telemedien,sagt, es sei ,erfreulich®, dass

der Ausschuss ,fehlverstandenen Verbrau-
cherinteressen” nicht nachgegeben habe.
Eigentlich hatte Verbraucherschiitzern ei-
ne viel weiterreichende Regelung fir das
grenziiberschreitende Fernsehen vorge-

schwebt, ganz im Sinne des europaischen Ge-
dankens: Zuschauer in Italien sollten Zugriff
auf Filme aus Frankreich haben; und Deut-
sche auf die hochgelobten Serien aus der Me-
diathek der britischen BBC - bis zum Brexit
wenigstens. Zu diesem Zweck hatten die Be-
flirworter ein urheberrechtliches Prinzip aus
dem Satellitenfernsehen auf kosteniose On-
line-Mediatheken ausweiten wollen, wie sie
etwa ARD und ZDF vorhalten. Die Idee: Wenn
ein Sender in einem europaischen Land eine Li-
zenz erwirbt, um einen Film oder eine Serieim

Netz zu zeigen, spieilt es keine Rolle, wenn
dann auch Zuschauer in anderen Landern zu-
sehen, fiir die der Sender keine eigene Lizenz
eingeholt hatte.

Die Filmindustrie hatte sich gegen dieses
Vorhaben heftig gewehrt. Die Finanzierung
des europdischen Films sei in Gefahr, wenn es
nicht mehr madglich sei, Sendelizenzen fiir
mehrere Lander einzeln zu verkaufen. Statt
zumebhr Vielfalt wiirde die Offnung der Sende-
grenzen am Ende zu weniger Vielfalt fithren,
weil insgesamt weniger Inhalte produziert

werden wiirden, so die Warnung - mit der sie
sich am Dienstag auch durchgesetzt hat.
»~Wir haben eine Chance vertan, fiir die euro-
paischen Verbraucher mehr Zugang zu Inhal-
ten zu schaffen”, sagt der Europaabgeordne-

te Tiemo Woélken (SPD), der im Rechtsaus-
schuss als Berichterstatter flir das Vorhaben
zustandig war. Als Nachstes wird sich der Euro-
pdische Rat mit dem Thema befassen. Wenn
es bei dem jetzigen Entwurf bleibt, werden
zwar immerhin ausldndische Nachrichtensen-
dungenkiinftig leichter zu sehen sein. Fiir Ver-
braucher werde sich dennoch so gut wie
nichts dndern: Das Geoblocking, mit dem
Landergrenzen technisch durchgesetzt wer-
den, wird kaum weniger werden. Nachrichten-
inhalte, die schon einen Tag spéter selten
noch weiterverwertet werden konnen, sind
bereits heute weniger geschiitzt als Filme
oder Serien. ,Die Tagesschau kannichin Bris-
sel jetzt jedenfalls auch schon sehen®, sagt
Waolken.

Siiddeutsche Zeitung 22.11.2017

Seite im Original: 29

120



Internet-TV: EU-Abgeordnete dampfen geplantes Aus
fir Geoblocking stark ein

Fernsehsender sollen nur Nachrichten und Beitrdge zum aktuellen Zeitgeschehen in
der ganzen EU online abrufbar machen, wenn es nach dem EU-Parlament geht. Ein

breiter grenziberschreitender Zugriff auf Mediatheken ist nicht vorgesehen.

Stefan Krempl

Die EU-Kommission kdénnte mit ihrer Initiative, "ungerechtfertigtes” Geoblocking nicht
nur im E-Commerce, sondern auch im Internet-Fernsehen einzuschrinken, nun doch
groBtenteils scheitern. Die Behdrde wollte mit einem Verordnungsentwurf vom Herbst
vorigen Jahres eigentlich den EU-weitem Zugang zu rundfunk&hnlichen Online-
Diensten wie IPTV sicherstellen und die entsprechende Rechteklarung erleichtern. Der
federfihrende Rechtsausschuss hat sich am Dienstag aber dafir ausgesprochen, den
Anwendun reich der Vorl im Kern auf Nachrichten und Beitrage zum aktuellen

Zeitgeschehen einzudampfen.

Herkunftslandsprinzip beim Internetfernsehen

Im Prinzip wollte die Kommission das sogenannte Herkunftslandsprinzip aus der
Satelliten- und Kabelrichtlinie auf Anbieter von Internetfernsehen ausdehnen. Wer
Fernsehprogramme per Satellit oder Kabel-TV verbreitet, genieBt bereits eine breite
urheberrechtliche Ausnahme: er muss Lizenzen fiir gesendete Inhalte nur flir das Land
einholen, in dem diese direkt Ubertragen werden. Wenn Zuschauer auch in
benachbarten Landern die Signale und Programme empfangen kdnnen, missen daftr
keine Zusatzrechte eingeholt werden.

Dieser Ansatz sollte mit der Kommissionsinitiative auf Online-Ubertragungen "in
geschlossenen Netzwerken" ausgedehnt werden. Die erweiterten Nutzungen Uber die
Abrufe sollten in die Lizenzpreise etwa fir Filme oder andere Sendungen eingepreist
werden, Ausschittungen von Tantiemen (ber Verwertungsgesellschaften erfolgen. Die
Sender kénnten im Gegenzug auf Geoblocking im Netz gréBtenteils verzichten, meinte
die Kommission.

Lautstarke Produzentenproteste

Filmproduzenten liefen Sturm gegen das Vorhaben. Sie sahen das Prinzip der
territorialen Rechteverwertung untergraben und sich zusatzlicher Einnahmequellen
beraubt. Bei den EU-Abgeordneten haben sie mit ihrem lautstarken Protest Gehor
gefunden, Mediatheken bleiben demnach weitgehend abgedichtet fir Zugriffe aus
anderen Mitgliedsstaaten. Einziges weiteres Zugestandnis der Volksvertreter:
Plattformbetreiber, die Pakete verschiedener TV-Kanale anbieten, sollen die
Programmrechte von anderen EU-Landern tiber Verwertungsgesellschaften einfacher
erhalten kénnen. In allen anderen Féllen bleibt laut der Position der Abgeordneten die
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Option far Sender zum Geoblocking erhalten. Elr abonnierte Bezahlinhalte von
Streaming-Diensten gelten bald andere Regeln.

Der vom Rechsausschuss beschlossene Entwurf geht nun direkt in die Verhandlungen
mit dem Ministerrat und der Kommission, eine 1. Lesung im Plenum findet nicht statt.

Im sogenannten Trilog soll ein Kompromiss ausgearbeitet werden. (Stefan Krempl) /
(axk)
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Uberzieht Briissel beim

DATENSCHUTZ?

Die geplante ePrivacy-Verordnung der EU soll den Verbrauchern mehr Kontrolle

in der elektronischen Kommunikation einrdumen.

Doch die Regeln sind so birokratisch, dass viele Online-

-Angebote dabei auf der Strecke zu bleiben drohen

VON THOMAS HEUZEROTH

ine Limousine fihrt mit 100 Stun-
denkilometern auf der Landstrafle
siidlich von Miinchen. Der Fahrer
ahnt nicht, in welcher Gefahr er sich
. befindet. Direkt hinter der nichsten
Kurve blockieren zwei Autos nach einem Unfall
die Fahrbahn. Im Grunde hitte die Limousine
kéine Chance, rechtzeitig zum Stehen zu kom-
men. Doch die verungliickten Fahrzeuge senden
per Funk einen Warnhinweis: sowohl an die sich
nihernde Limousine, als auch iiber das Mobil-
funknetz an die sich selbst aktualisierenden
Straflenkarten der Navigationsgerite, die sich in
der Umgebung befinden. Die Limousine kdnnte
nun automatisch den Bremsvorgang einleiten,
um rechtzeitig den unmittelbar bevorstehenden
Aufprall zu verhindern. An diesem Szenario ar-
beiten Mobilfunker, Fahrzeugbauer, Kartenher-
steller und Straflen-Infrastrukturausriister mit
Hochdruck.

Doch nun kdnnte ausgerechnet die Europdi-
sche Union ihnen einen Strich durch die Rech-
nung machen. Briissel erstellt derzeit ein Regel-
werk mit der Bezeichnung ePrivacy-Verordnung,
die auch von Nutzern autonomer oder halbauto-
nomer Fahrzeuge erstaunliche Fihigkeiten ver-
langen kdnnte: Sie miissten im Grunde in Bruch-
teilen einer Sekunde ihr Einverstindnis fiir die
Verarbeitung ihrer Daten abgeben, und zwar ein-
zeln an Netzbetreiber, Autohersteller, Karten-
und Navigationsanbieter sowie die Ausriister
und Betreiber von Verkehrsinfrastruktur - dazu
gehdren beispielsweise intelligente Leitplanken
und Straflenlaternen.

Im beschriebenen Szenario diirfte das bedeu-
ten, dass der Fahrer im Zeitraum eines Lidschla-
ges sein Auto an den Strafenrand fahren miisste,
um dort anzuhalten, den Motor abzustellen und
die Details seiner Erlaubniserteilung durchzule-
sen. Erst dann diirfte er seine Fahrt fortsetzen,

damit sein Auto auf die Gefahrensituation rea-
giert. All dies miisste in wenigen Millisekunden
geschehen. Das Mobilititsunternehmen Here
Technologies, an dem Daimler, BMW und Audi
beteiligt sind, warnt nun vor den Auswirkungen
des geplanten Regelwerkes aus Briissel: ,\Wir
glauben, das die vorgeschlagene ePrivacy-Regu-
lierung darin versagt, in angemessener Weise
personenbezogene Daten im Umfeld der Ma-
schine-zu-Maschine-Kommunikation im Inter-
net der Dinge zu schiitzen®, heifit es in einem
Here-Positionspapier. Dies gelte insbesondere
dort, wo Daten in nahezu Echtzeit ausgetauscht
werden, wie dies beim autonomen Fahren ge-
schehen soll.

Here ist nicht allein. Ein grofier Teil der deut-
schen und européischen Wirtschaft liuft Sturm
gegen die ePrivacy-Verordnung. Thr Vorwurf: Die
Regeln seien iiberzogen, Abgrenzungen seien zu
wenig deutlich. Genau das fiihre auch zu einigen
Absurdititen. So miisste ein Nutzer unter Um-
stinden selbst einer Gliihbirne seine Einwilli-
gung geben, wenn sie sich iiber ein Smartphone
steuern lidsst und anfallende Daten in irgendei-
ner Art ausgewertet wiirden.

Vor allem aber diirften die neuen Regeln die
Medienindustrie und Werbewirtschaft treffen,
wie nun aus einer Studie des Wik-Instituts aus
Bad Honnef hervorgeht, die das Bundeswirt-
schaftsministerium in Auftrag gegeben hat und
die der WELT vorliegt. Demnach wiirde die
Verordnung in kurzer Zeit dazu fithren, dass
die gesamten digitalen Werbebudgets in
Deutschland um ein Drittel zuriickgehen. ,,Die
zu erwartenden Einnahmeverluste knnen fiir
alle Online-Angebote existenzbedrohend sein,
die sich mafigeblich iiber Displaywerbung refi-
nanzieren*, heifit es in der Studie. Das diirfte
fir die meisten Nachrichtenportale in
Deutschland gelten.

Grund filir die beflirchteten Auswirkungen
sind vor allem die in der Verordnung vorgesehe-
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nen Regeln fiir die Verwendung von Cookies.
Ruft ein Internet-Nutzer eine Webseite auf, wird
auf seinem Computer, Tablet oder Smartphone
hiufig eine kleine Datei hinterlegt, mit der die
Betreiber den Nutzer markieren, um zum Bei-
spiel nachvollziehen zu kénnen, welche Seiten er
besucht. Diese Dateien nennen sich Cookies und
funktionieren auch Webseiten iibergreifend. Auf
diese Weise konnen auch bestimmte Interessen
der Nutzer festgehalten werden, was wiederum
notwendig ist, um personalisierte Inhalte anzu-
zeigen. Solche spezifischen Anzeigen machen
heute schon einen Grofiteil der digitalen Wer-
bung aus.

Kiinftig ist dies ohne explizierte Einwilligung
der Nutzer nicht mehr moglich, es sei denn, dies
wire fiir den Betrieb des Dienstes unerlasslich.
Selbst fiir eine verldssliche Reichweitenmessung
setzt der derzeitige Verordnungsentwurf sehr
enge Grenzen. Dariiber hinaus sollen Internet-
browser kiinftig nach der Installation mit einer
voreingestellten Cookie-Ablehnung versehen
sein. Nutzer miissten - wenn sie Cookies zulas-
sen wollten - also aktiv diese Einstellungen &n-
dern. Sollten sie dies nicht tun und spiter auf ei-
ner Website der Verwendung von Cookies zu-
stimmen, ist derzeit fraglich, wie dies technisch
umgesetzt werden konnte. Expertenschitzun-
gen zufolge sind nur fiinf Prozent der Internet-
nutzer iiberhaupt in der Lage, ihre Browserein-
stellungen zu dndern.

Doch selbst unabhédngig von den Browserein-
stellungen wiirden wohl die meisten Besucher di-
gitaler Angebote die Nutzung von Cookies ableh-
nen. So berichtete Andreas Wiele, Vorstand des
Axel-Springer-Verlags (WELT, ,,Bild“), auf dem
jlingsten Branchentreffen VDZ Publishers Sum-
mit im vergangenen Monat: ,,Wir haben bei meh-
reren unserer Webseiten schon testweise ver-
sucht, Genehmigungen einzuholen, die dem Ver-
ordnungsentwurf entsprechen.“ Die Ergebnisse
seien erniichternd gewesen. Im besten Fall habe
die Hilfte der Nutzer der Verwendung von Coo-
kies zugestimmt, im schlechtesten Fall gerade
einmal zehn Prozent. ,,Das wire ein Todesstof3
fiir den digitalen Journalismus genauso wie fiir
die europdische Digitalindustrie*, sagte Wiele.

Insbesondere das Kopplungsverbot verur-
sacht den Verlegern grofie Bauchschmerzen.
Demnach darf die Nutzung eines Angebots nicht
an die Datenfreigabe des Nutzers gebunden wer-
den. Das wiederum bedeutet, dass Webseiten
beispielsweise ihre journalistischen Inhalte auch
dann zur Verfligung stellen miissen, wenn die
Nutzer eine Datenfreigabe fiir die Auslieferung
von spezifischer Werbung verweigern. ,,Daten-
schutz ist wichtig, aber bei der ePrivacy-Verord-
nung hat die Politik den Blick dafiir verloren,
dass iiber datenbasierte Werbung weite Teile der
Onlinemedien und Onlineservices, darunter

auch kostenfreie Nachrichtenangebote und Wet-
terdienste, finanziert werden“, sagt Joachim
Schiitz, Geschiftsfithrer der Organisation Wer-
bungstreibende im Markenverband (OWM).
Dieser Finanzierung {iber Werbung werde kiinf-
tig das Wasser weitgehend abgegraben. Ohne
Werbeeinnahmen miissten diese Angebote ein-
gestellt oder kostenpflichtig werden. ,,Der Ver-
braucher wird sich dann wundern, dass er fiir
bislang kostenfreie Angebote auf einmal bezah-
len soll.“ Selbst Modelle, bei denen Leser bei-
spielsweise 20 Artikel pro Monat aufrufen diir-
fen, bevor sie aufgefordert werden, ein Abonne-
ment abzuschlieflen, sind dann nicht mehr mog-
lich, weil Nutzer einfach -Cookies verweigern
konnen, mit denen erst festgehalten wird, wie
viele Artikel aufgerufen wurden.

Dass der Datenschutz in der elektronischen
Kommunikation neu geregelt werden muss, ist
den meisten Beobachtern klar, und insbesondere
die Harmonisierung der Datenschutzvorschrif-
ten innerhalb der Europdischen Union wird auch
von den meisten Experten befiirwortet. Allge-
meinere Regelungen finden sich bereits in der
Datenschutzgrundverordnung, die im kommen-
den Mai europaweit in Kraft tritt. Die ePrivacy-
Verordnung sollte hier noch weitere Details re-
geln. Und tatsichlich sind es Details im Entwurf
der ePrivacy-Verordnung, die in der Wirtschaft

fiir Aufregung sorgen. Ein erster Entwurf der
Europdischen Kommission lag dazu schon vor
knapp einem Jahr vor. Inzwischen hat das Euro-
paische Parlament nach einigen Anderungen auf
dieser Grundlage einen eigenen Entwurf verab-
schiedet. Nun sind die Mitgliedstaaten im Rat
der Europdischen Union am Zug. Sie miissen ei-
ne gemeinsame Position finden. Anschliefiend
geht der Entwurf in den Trilog, womit Verhand-
lungen zwischen Kommission, Parlament und
Rat gemeint sind.

Dass die ePrivacy-Verordnung zusammen mit
der Datenschutzgrundverordnung im Mai in
Kraft tritt, wird inzwischen auch aufgrund des
Abstimmungsbedarfs als unwahrscheinlich an-

IN BRUSSEL WIRD DIE
MARKTDOMINANZ
AMERIKANISCHER
INTERNETRIESEN IN
STEIN GEMEISSELT

DIETMAR WOLFF,
BDZV-Hauptgeschaftsfihrer

gesehen. Die Europdische Kommission hat diese
Hoffnung allerdings noch nicht aufgegeben.
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»Wir tun alles, um die ePrivacy-Verordnung
rechtzeitig hinzubekommen®, sagte Martin Sel-
mayr, Kabinettschef des EU-Kommissionsprési-
denten Jean-Claude Juncker, in der vergangenen
Woche in Berlin. Im Unterschied zu Richtlinien
gelten Verordnungen europaweit in jedem Mit-
gliedsland unmittelbar. Unternehmen und Ver-
binde versuchen nun auf den letzten Metern
noch, Einfluss auf die ePrivacy-Verordnung zu
nehmen. Wihrend sie im federfithrenden Wirt-
schaftsministerium nach eigenen Angaben noch
Gehor finden, gilt das nicht fiir das Justiz- und
Verbraucherschutzministerium. Allerdings mis-
sen sich die beiden SPD-gefiihrten Ministerien
fiir eine gemeinsame Position in Briissel abstim-
men. Gelingt das nicht, wird sich Deutschland
enthalten. Ein Machtwort aus dem Kanzleramt
erwartet niemand. Warum sollte sich Kanzlerin
Angela Merkel in den Streit zweier SPD-Ministe-
rien einmischen?

»Es geht um die Zukunftschancen deutscher
Unternehmen auf den digitalen Mérkten“, sagt
Dietmar Wolff, Hauptgeschiftsfiihrer des Bun-
desverbandes  Deutscher  Zeitungsverleger
(BDZV). Die Bundesregierung miisse in Briissel
jetzt klar Stellung beziehen und den Standort
Deutschland stérken. Dariliber hinaus warnen
Experten davor, dass die derzeitigen Regelungen
der ePrivacy-Verordnung grofie Internetunter-
nehmen wie Google, Facebook und Microsoft
bevorzuge. Weil diese Unternehmen bereits im
grofien Umfang Daten iiber ihre Nutzer haben,
die sich iiber ein Log-in dort anmelden miissen,
wiren sie sie von den neuen Regelungen weniger
stark betroffen. Anders als ihre Konkurrenten
aus Deutschland und Europa kdnnen sie ihre ei-
gene Vermarktung mit eigenen Instrumenten
und Werbenetzwerken vornehmen und wéren
nicht auf auf eine seiteniibergreifende Profilbil-

dung mit Cookies angewiesen.
+Wihrend sich Berlin im politischen Wirrwarr
verstrickt, wird in Briissel mit Hilfe europii-

scher Politik die Marktdominanz amerikani-

scher Internetriesen in Stein gemeifielt*, warnt
BDZV-Hauptgeschiftsfiihrer Wolff. Eine Ge-
fahr, die auch die Autoren der Studie des Wirt-
schaftsministerium erkennen: ,,Mittel- bis lang-
fristig ist zu erwarten, dass die Werbebudgets in
geschlossene Log-in-Systeme wandern, die mit
Inkrafttreten der ePrivacy-Verordnung immer
noch eine weitgehend unverinderte Bedienbar-
keit aufweisen und voraussichtlich einen noch
grofleren Teil der Zeit, die Nutzer tdglich im In-
ternet verbringen, fiir sich gewinnen kdnnen.“

Fraglich ist, ob sich Verbénde und Unterneh-
men wirksam Gehor verschaffen konnen. Offene
Briefe der Verlage in Europa und eine Kampagne
der europiischen Medien- und Werbeindustrie
haben nur begrenzte Wirkung entfaltet. Nach
der Verabschiedung des Verordnungsentwurfs
im Européischen Parlament duflerten sich vor al-
lem Verbraucherschiitzer erst einmal erfreut.
Dies sei eine gute Nachricht fiir Verbraucher,
hiefl es beim Bundesverband der Verbraucher-
zentralen (vzbv). ,Der Datenschutz ist damit
endlich im digitalen Zeitalter angekommen.“

Nach wie vor konnte die ePrivacy-Verordung
zu weiteren Absurdititen fiihren, die auch iiber
das Internet der Dinge und das autonome Fahren
hinaus gehen. Die Anbieter von E-Mail-Diensten
weisen auf ein solches Problem hin, das bereits
im Kommissionsentwurf angelegt war: Weil nach
den Regelungen kiinftig Kommunikationsdaten
nur noch mit Erlaubniserklirung aller Beteiligten
verarbeitet werden diirften, miisste man die Ver-
sender von unerwiinschten Werbe-E-Mails um
Erlaubnis fragen, damit man ihre Botschaften mit
einem Spam-Filter aussortieren darf.
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Die Angst vor dem Kontrollverlust

Jeder gegen jeden, alle gegen Falschmeldungen - die

Eroffnung der Medientage prasentierte das bekannte Bild der Branche

VON RUDOLF OGIERMANN

Fake News, Krise des Journa-
lismus, Enthemmungim Netz,
Dominanz der Internetriesen
aus den USA - die Angst der
Medienmacher vor dem Kon-
trollverlust stand wie eine un-
sichtbare Uberschrift iiber
dem Auftakt der diesjdhrigen
Miinchner Medientage am
gestrigen Dienstag. Und so
ohne die ganz groRe Konfron-
tation diese von Klaas Heufer-
Umlauf mit eher schwergéngi-
gen Scherzen moderierte Ver-
anstaltung in der Messe Miin-
chen auch verlief, so spiirbar
war doch die Angst der meis-
ten Diskutanten, in der neuen
Medienwelt von der Konkur-
renz an die Wand gedriickt zu
werden.

Allein Bayerns Medienmi-
nisterin Ilse Aigner gab sich
neben dem ,Lass-es-den-
Markt-regeln!“-Vertreter von
Facebook in ihrem Grullwort
eher entspannt, warnte in
konventioneller Rhetorik vor
der Gefahr von maschinener-
zeugten Meinungen fiir die
Demokratie, bezeichnete gute
journalistische Recherche als

unersetzlich und erinnerte da-
ran, dass der 6ffentlich-rechtli-
che Rundfunk ,zur Sparsam-
keit verpflichtet“ sei. Position
bezog sie allein in der Frage,
ob aus dem Rundfunkbeitrag
auch die Privatsender finan-
ziert werden sollen, wie Sieg-
fried Schneider, Prisident der
Bayerischen Landeszentrale
fiir neue Medien (BLM) und

Gastgeber des dreitdgigen
Kongresses, . angeregt hatte
(wir berichteten). Die CSU-
Politikerin sprach sich Kklar
dagegen aus.

RTL-Chefin Anke Schifer-
kordt présentierte sich in ih-
rer Rede schon deutlich
kdmpferischer und belebte
den schon historischen Kon-
flikt um die Rundfunkfinan-

zierung neu. Die Marktver-
zerrung durch mehr als acht
Milliarden Euro Rundfunk-
beitrag fiir ARD und ZDF
miisse ,,endlich eingeddmmt“
werden, so Schéferkordt.
Doch weder die Anstalten
noch die Politik trauten sich
an die notwendigen Verin-
derungen heran. Uberdies sei
es den Offentlich-Rechtli-

chen kiinftig erlaubt, gebiih-
renfinanzierte Inhalte den
amerikanischen Plattformen
zur Verfiigung zu stellen.
Dies sei ,,die Spitze der Wett-
bewerbsverzerrung*.

Dass die Internet-Monopo-
listen aus USA Milliarden um-
setzen, wihrend die klassi-
schen Medien nach neuen
Modellen suchen, ihre Inhalte

gewinnbringend zu vermark-
ten, treibt auch Pro Sieben-
Vorstandsmitglied  Christof
Wah! und Burda-Vorstands-
mitglied Philipp Welte um. Fa-
ke News seien eine grof3e He-
rausforderung fiir die Demo-
kratie, so Welte, umso wichti-
ger sei die Frage, wie sich gu-
ter Journalismus finanzieren
lasse. Welte wie Wahl ist ein

Dorn im Auge, dass die EU die
Erstellung von Nutzerprofilen
zur Generierung individueller
Angebote einschréinken will.
,Mit dieser Regelung zer-
schieRt man den européischen
Medienanbietern die Knie
und sagt dann: Lauf doch
mal!“, so Welte. Auch Schi-
ferkordt hatte zuvor die ,,ganz
grofRRe Keule des Verbraucher-

schutzes”“ angeprangert, die
den Medienunternehmen das
Leben schwer mache.

Aller Kritik aus den Reihen
der Privaten zum Trotz setzt
die ARD, vertreten durch de-
ren Vorsitzende, MDR-Inten-
dantin Karola Wille, auf die
massive Prdsenz im Netz. Ent-
scheidend sei die Frage, wie
man die Jungen erreichen
konne, die dem linearen
Rundfunk den Riicken kehr-
ten und mehr und mehrim In-
ternet unterwegs seien. Mit
dem Jugendangebot Funk sei
man auf dem richtigen Weg.
Mit Angeboten wie diesem lie-
Re sich eine ,Qualitét in der
offentlichen Kommunikation
schaffen“, so Wille, und damit
indirekt der Verbreitung von
Fake News gegensteuern.
Auch von der von den Verle-
gern jilingst kritisierten ,Flut
textbasierter Gratisangebote*
will Wille nicht lassen. Studi-
en hitten ergeben, dass fiir die
Konsumenten der Offentlich-
Rechtlichen im Netz Texte
einfach dazugehorten.

Riickzug also ausgeschlos-
sen - man will ja nicht die
Kontrolle verlieren.

i

Historischer Konflikt um die Rundfunkfinanzierung: RTL-Chefin Anke Schaferkordt kritisierte die , Wettbewerbsverzerrung”.
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Medientage Munchen

Bayerns Medien-Chef will
Rundfunkbeitrag-Reform

Bernward Loheide

Der Gastgeber der Medientage schlagt eine Reform des Rundfunkbeitrags vor.

Ein Tell der jahrlichen Einnahmen kdnnte ausgeschrieben werden, zum Beispiel
flr die Produktion eines politischen Magazins”, sagt Siegfried Schneider. Er ist
Prasident der Bayerischen Landeszentrale fiir neue Medien und derzeit
Vorsitzender der Direktorenkonferenz der Landesmedienanstalten in
Deutschland. Heute ercffnet er die Medientage Miinchen, auf denen auch {iber
den ungeliebten Rundfunkbeitrag diskutiert werden soll.

Schneider kann sich eine Reform zugunsten der privaten Anbieter vorstellen:
Schliellich seien sie dem Gemeinwohl verpflichtet, und viele junge Menschen

schauten klassisches Fernsehen bei den Privaten. "Es geht um die Definition der
Grundversorgung"”, so Schneider. "In der Primetime gleichen sich Offentlich-
Rechtliche und Private immer mehr an.” Im Horfunk seien viele 6ffentlich-
rechtliche Angebote nicht von privaten zu unterscheiden. "Zu fragen ist: Wie viele
Mainstream-Radiowellen im offentlich-rechtlichen Rundfunk sind notwendig?”

Auf den Podien geht es bis Donnerstag vor allem um die Folgen technologischer
Entwicklungen. Kiinstliche Intelligenz und lernende Maschinen er6ffnen den
Medien neue Chancen, bedrohen aber auch deren Glaubwiirdigkeit. Das Motto
des dreitagigen Treffens lautet daher: "Media, Trust, Machines - Vertrauen in der
neuen Mediengesellschaft”.

Digitale Sprachassistenten wie Alexa von Amazon setzen zum Beispiel die
Radiosender zunehmend unter Druck. "Das hat gravierende Auswirkungen»,
sagte Schneider. "Gerade fiir kleinere Lokalsender wird es immer schwieriger. Es
gibt noch zu wenige, die eigene Skills produzieren, die von Alexa auch
wahrgenommen werden kénnen.”

Abendzeitung 23.10.2017
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Siegfried Schneider, Prasident der Bayerischen Landeszentrale fiir neue Medien Foto: dpa
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Smart in feindlichen Umgebungen

Bei den Miinchner Medientagen wird heftig {iber die Macht von Google, Facebook und Twitter
diskutiert. Miissen die Konzerne Verantwortung iibernehmen — und wie weit soll die gehen?

VON KAROLINE META BEISEL

an solle sich blof nicht zu viel von

der Veranstaltung erwarten, hat-

te Moderator Klaas Heufer-Um-
lauf vor Beginn der alljahrlichen Elefanten-
runde bei den Miinchner Medientagen
nochempfohlen, und wer in den vergange-
nenJahren mal bei einem Medienkongress
war, der weify, dass man mit so einer Ein-
stellung auf viele dieser Branchentreffen
ganz gut vorbereitet ist.

Am Dienstagnachmittag in der Miinch-
ner Messehalle war die Bemerkung aller-
dings nicht als Absage an den Diskussions-
zirkus als solchen gemeint. Sondern als
Warnung: ,,Wir kdnnen dieses Thema hier
nicht abschlieffend besprechen®, sagte
Heufer-Umlauf.

Die Medientage finden in diesem Jahr
bereits zum 31. Mal statt, und lingst nicht
immer drangt sich ein Thema so auf wie in
diesem Jahr: Vertrauenskrise, Fake News
und welche Rolle Google und Facebook in
dieser Debatte spielen (im Neudeutsch der
Medientage ,Media.Trust.Machines®) -
das sind Themen, mit denen sich die Medi-
enschaffenden dieses Landes zwar nicht
erst seit dem vergangenen Jahr befassen.
Aber seit dem Brexit oder der Wahl in den
USA tun sie es mit mehr Nachdruck. Auch
am Dienstagnachmittag wurde das Thema
nicht nur in einer, sondern in gleich zwei
Elefantenrunden besprochen: einer mit
Medienmanagern, einer mit Journalisten.

»Wollt ihr, dass Facebook,
Google und Twitter
das Internet redigieren?*
Inihrer Eréffnungsrede stellte RTL-Che-

fin Anke Schiferkordt die wirtschaftliche
Komponente der Debatte in den Mittel-

punkt: Wie konnen Medienhduser im von
Google und Facebook dominierten Netz re-
iissieren? Die Politik sei verpflichtet, ,faire
Rahmenbedingungen fiir den Wettbe-
werb“ mit dem offentlich-rechtlichen
Rundfunk, besonders aber auch mitdenin-
ternationalen Konzernen zu schaffen. Vor
allem die sogenannte E-Privacy-Richtlinie
fiir den Datenschutz, die auf EU-Ebene ge-
rade erarbeitet wird, schwinge mit sehr
strengen Einwilligungsvoraussetzungen
»die ganz grofle Keule des Verbraucher-
schutzes. Werbefinanzierte Angebote im
Netz seien dann ,kaum noch moglich®, so
Schiferkordt, wahrend die US-Konzerne
sich an diese Regeln nicht halten miissten.

Weil Google und Facebook nicht nur die
Erlose am digitalen Werbemarkt quasi al-
leine abgreifen, sondern auch dariiber be-
stimmen koénnen, welche Inhalte iiber-
haupt zu den Nutzern durchdringen, und
alternative Fakten neben recherchierten
Nachrichtenstiicken présentieren, werden

sie in der nun auch auf den Medientagen
gefiihrten Debatte héufig als Gegenspieler
der ehrbaren traditionellen Medienhiuser
gezeichnet. In Miinchen stellten sich beide
Tech-Konzerne dem Vorwurf mit eigenen
Veranstaltungen und Vertretern auf Podi-
en, auch wenn Patrick Walker, der bei Face-
book fiir die Medienpartnerschaftenin Eu-
ropa zusténdig ist, bei der Elefantenrunde
angab, ganz froh zu sein, dass er in seiner
friiheren Karriere als Stidostasien-Korre-
spondent der BBC gelernt habe, sich ,,in
feindlichen Umgebungen*“ zu bewegen.
Auf die Frage von Klaas Heufer-Umlauf,
was Facebook eigentlich von einem Verlag

unterscheide, wenn das Unternehmen nun
auch vermehrt eigene Inhalte produziert,
schimpfte Patrick Walker erst: Man solle
sich abgewthnen, Begriffe des 20. Jahrhun-

derts fiir Phanomene des 21. Jahrhunderts
zubenutzen. Dann sagte er, dass es ebenei-
nen Unterschied mache, ob jeder jederzeit
iiberall auf der Welt alles hochladen kén-
ne, oder ob ein Medienhaus das entschei-
de. Man wolle mit Verlagen zusammenar-
beiten, um neue Wege zu finden, wie die ih-
ren Einsatz bei Facebook in Erlse umwan-
deln kénnen.

Das in diesem Monat in Kraft getretene
Netzwerkdurchsetzungsgesetz, das Face-

book verpflichtet, Hassreden auf der Seite
schneller zu entfernen, musste er noch
nicht einmal selbst kritisieren: Das hatte
mit Verweis auf Gefahren fiir die Mei-
nungsfreiheit vor ihm schon Anke Schéfer-
kordt getan. Und bereits am fritheren Nach-
mittag schon der amerikanische Medien-
professor Dan Gillmor, der an der Arizona
State University die Walter Cronkite
School of Journalism leitet: ,,Wollt ihr, dass
Facebook, Google und Twitter das Internet
redigieren? Dann werden sie ndmlich auch
euch redigieren!“, sagte er.

Wirklich lustig wurde es bei der Elefan-
tenrunde nur an einer Stelle: ,,Haben Sie

wegen ihrer Erfahrungen mit der Yellow
Press eigentlich einen Wettbewerbsvorteil
beim Thema alternative Fakten?* wollte
Klaas Heufer-Umlauf von Burda-Medien-~
vorstand Philipp Welte wissen ~ der darauf-
hin erst mal nicht wusste, was er sagen soll-
te, um dann nach lingerer Pause die Re-
plik hervorzubringen: ,Sie kommen vom
Fernsehen, sie kennen sich mit Journalis-
mus nicht so gut aus.” Die spontane Ant-
wort war sportlich, aber im allerbesten Fall
hochstens halb so elegant wie der be-
stimmt lang vorher vorbereitete Witz des
Moderators. Aber Heufer-Umlauf hatte
das Publikum ja gewarnt.
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Elefantenrunde in digitalen Zeiten (v.L): Pro-Sieben-Digitalvorstand Christof Wahl, Philipp Welte, Vorstand Hubert Burda Media, Moderator Klaas Heufer-Umlauf,
ARD-Vorsitzende Karola Wille und Patrick Walker, Direktor fiir Medienpartnerschaften bei Facebook. FOTO: MEDIENTAGE MONCHEN
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D er Gastgeber der heute beginnen-
den Miinchner Medientage, Sieg-
fried Schneider, hat eine famose Idee:
Er mochte einen Teil des von allen Biir-
gern fiir die Offentlich-Rechtlichen
zwangsweise zu entrichtenden Rund-
funkbeitrags zu Privatsendern umleiten.
Dieser Anteil, meint der Chef der bayeri-
schen Landesmedienanstalt, welche fiir
die Rechtsaufsicht der Privatkanile zu-
stindig ist, kdnne zum Beispiel fiir die
Produktion eines politischen Magazins
~ausgeschrieben werden, um das sich
.dann private ebenso wie offentlich-
rechtliche Medien bewerben®. Schlief3-
lich seien auch private Sender dem Ge-
meinwohl verpflichtet. Viele junge Men-
schen schauten — wenn {iberhaupt —
Fernsehen zudem nur bei den Privaten,
und zur besten Sendezeit glichen sich
die Programme der Offentlich-Rechtli-
chen denen der Privaten ,immer mehr

Umverteilung

Soli es Rundfunkbeitrag
auch fiir Privatsender geben?

an”“, beim Radio sei oft zwischen den ei-
nen und den anderen nicht zu unter-
scheiden. Es gehe ,,um die Definition
der Grundversorgung” und die Frage:
»Wie viele Mainstream-Radiowellen im
offentlich-rechtlichen Rundfunk sind
notwendig?“ Diese Programmbeobach-
tung werden Vertreter von ARD und
ZDF bestreiten —und mit Blick auf ihr In-
formationsangebot sowie Qualitét und

.Quantitat ihrer selbstproduzierten Fil-

me und Serien nicht.ohne Recht. Dass
ihre Hauptprogramme im Fernsehen
und die Mehrzahl der 66 Radiokanéle
nach der Masse schielen, ist jedoch un-
verkennbar. Da kann ein mit finanziel-
lem Anreiz versehener Wettbewerb um
Programme, die im engeren Sinne etwas
mit dem von ARD und ZDF gummimaé-
Big ausgelegten Auftrag zur ,,Grundver-
sorgung” zu tun haben, nicht schaden.
Der Vorschlag von Siegfried Schneider,

der so dhnlich auch schon von Pro Sie-
ben Satl kam, hat noch einen anderen
ernstzunehmenden Hintergrund, iber
den er an dieser Stelle im Rahmen unse-
rer ,Radiodebatte” geschrieben hat
(F.A.Z.vom 15.Juni 2016): In den néchs-
ten Jahren wird die Radioiibertragung
von UKW auf das digitale DAB+ umge-
stellt. Das kostet die Horer einiges - sie
brauchen neue Gerite — und die Sender
ein Heidengeld, weil sie in der Uber-
gangszeit sowohl auf UKW als auch auf
DAB+ senden miissen. Fiir die ARD-Ka-
nile ist das ein Klacks, sie haben dafiir
aus dem Rundfunkbeitrag hohe zweistel-
lige Millionenbetrige gebunkert. Bei
den Privatfunkern sieht das anders aus.
Viele, gerade lokale Anbieter konnten
pleitegehen. Siegfried Schneider hat
sich zum Auftakt der Medientage nicht
das falsche Thema gesucht. miha.

Frankfurter Aligemeine Zeitung 24.10.2017
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AUGSBURGER MEDIENGESPRACHE

"Ich bin jedes Mal tief verletzt": Wie
Menschen Hass 1im Netz erleben

Bei den Augsburger Mediengesprachen geht es um Beleidigungen im Internet
und den Umgang mit Hetze. Welche Erfahrungen die Besucher schon gemacht
haben.

Ina Kresse

Er wolle hdren, wie es anderen Menschen ergeht, die sich in sozialen Netzwerken
wie Facebook oder Twitter Kritik aussetzen, sagte Bernd Harder. Der Friedberger
war einer der zahlreichen Besucher, die am Mittwochabend zu den Augsburger
Mediengesprachen ins Rathaus kamen. ,Hass im Netz: Was wir gegen
Beleidigungen und Hetze tun kdnnen®, hield das Thema, das mit Experten diskutiert
wurde.

Bernd Harder wird oft beschimpft. Er ist Blogger der Gesellschaft zur
wissenschaftlichen Untersuchung von Parawissenschaften, kurz GWUP, die
Verschworungstheorien, Astrologie oder Homoopathie etwa mit wissenschaftlichen
Fakten begegnet. ,Solche Leute ziehen wir an wie die Fliegen®, berichtete der
Blogger und meinte damit Leser, denen mit Tatsachen und der Realitat nicht

beizukommen sei und die ausfallig werden. ,Beginnt ein Kommentar mit einer
Beschimpfung, I6sche ich ihn.®

Extra aus Minchen kam Gymnasiallehrerin Simone Bugger zu den Augsburger
Mediengesprachen. Sie selbst ist nicht auf Facebook oder bei Twitter prasent. ,Aber
ich will heute Einblicke in ein Thema erhalten, das meine Schuler stark beschattigt.”

Begleitet wurde sie von Svaantje Seiler, die in sozialen Netzwerken samtliche Bilder
von sich herausgenommen hat. Zum Gluck hat sie selbst noch keine negativen
Erfahrungen gemacht. ,Aber ich will meine Privatsphare starker schutzen, um
unangenehme Situationen zu vermeiden.”

Der Instagram-Account ist so eingestellt, dass ihn nicht alle sehen konnen

Augsburger Allgemeine 09.11.2017
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Lucas Hubner hingegen hat keine Furcht vor Konfrontation im Netz. Der
Augsburger Student der Medien- und Kommunikationswissenschaften habe schon
viele Erfahrungen gemacht. Etwa auf dem Videokanal Youtube, wo er sich gerne
Dokumentationen ansieht. ,Wenn es darin um kritische Themen geht, wie Gewalt in
Spielen, beleidigen viele Nutzer andere, die eine kontrare Meinung haben.” Da
kann es auch sein, dass er sich in eine Diskussion einmischt, wenn er Meinungen
als faktisch falsch erachtet. ,Werde ich beleidigt, gehe ich im rationalen Ton darauf
ein.”

Nur bei politischen Diskussionen halte er sich zurick: ,Da kann man eh nichts
andern.” Kommilitonin Anna Boll wusste von einer Freundin, die von einem

Unbekannten im Internet beschimpft wurde. Darum ist es ihr besonders wichtig,
ihren eigenen Instagram-Account so einzustellen, dass ihn nur ausgesuchte Nutzer
sehen kdnnen. Beleidigungen wirde sie im Falle jedoch ignorieren, sagte die
Studentin und fugte hinzu: ,Aber vielleicht ist das nicht der beste Weg, weil die
Situation ungeklart bleibt und man sich weiter Gedanken macht.”

CSU-Politiker Bernd Kranzle hingegen will es nicht auf sich sitzen lassen, wenn er
im Internet beschimpft wird. ,Wenn es moglich ist, suche ich schon das Gesprach®,
verriet er. Manchmal finde der Politiker dann auch eine gemeinsame Basis mit dem

Gegenuber. Generell trifft es Kranzle jedoch, wenn er abfallig attackiert wird. ,Ich
bin jedes Mal tief verletzt. Und man ist ja auch ein Stick weit hilflos.”

Diskutierten bei den Mediengesprachen: Lehrer-Vertreterin Gertrud Nigg-Klee, Jugendschutz
Experte Stefan Glaser, Journalistin Ronja von Rdnne, Moderatorin Sandra Rief3,
Staatssekretar Franz Josef Pschierer und Kriminologe Thomas-Gabriel Rudiger.

Augsburger Allgemeine 09.11.2017
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Das waren die Augsburger Mediengesprache 2017
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Wer im Internet surft, kennt Hasskommentare zur Geniige. Doch wie mit diesen umgehen?

Das war das Thema der Augsburger Mediengesprache 2017.

Augsburger Allgemeine 09.11.2017
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Was tun gegen den Hass im Netz?

Mediengesprache Beleidigungen und Hetze schwappen immer stéarker aus der
digitalen in die reale Welt. Wie man dagegen ankommt, diskutierten Experten

im Augsburger Rathaus

Von Daniel Wirsching Augsburg Zu ihrer
Schulzeit, sagt die &sterreichische Journa-
listin und Buchautorin Ingrid Brodnig, hat
es immer einen gegeben, der fir die ande-
ren der FuRabtreter war. Der ausgeschlos-
sen und gemobbt wurde. Doch wenn er zu
Hause war, hatte selbst dieser Schiuler sei-
ne Ruhe. Heute gehe das Mobbing in von
Schulern  eingerichteten geschlossenen
WhatsApp-Gruppen weiter. Etwa so: ,Die
Jessica hat wieder nicht geduscht” Es ist
nur ein — echtes — Beispiel von vielen fir
ein Thema, das in seinen zahlreichen Er-
scheinungsformen jeden angeht: Hass im
Netz. Es ist das Thema der 15. Augsbur-
ger Mediengesprache, die gestern Abend
von der Bayerischen Landeszentrale fur
neue Medien (BLM) in Zusammenarbeit
mit den Augsburger Hérfunk- und Fernseh-
sendern sowie der Stadt Augsburg im Rat-
haus veranstaltet wurden. Thema auch:
,Was wir gegen Beleidigungen und Hetze
tun kénnen.“ Sich wegducken? Ignorieren?
Reagieren? Aber wie? Gar Strafanzeige
erstatten? Viele Fragen. Und jede Menge
Antworten. Beispielsweise diese von BLM-
Prasident Siegfried Schneider, der sagt:
,Das Internet braucht die Zivilcourage der
Nutzer.“ Eine unmissverstandliche Auffor-
derung zur Gegenrede also. Ansonsten, so
erganzt Eva Weber, Blrgermeisterin der
Stadt Augsburg, kénne Gewalt salonfahig
werden. Eine Gefahr, vor der Thomas-Ga-
briel Rudiger eindringlich warnt. Er ist Cy-
berkriminologe am Institut fur Polizeiwis-
senschaft der Fachhochschule der Polizei
des Landes Brandenburg. Und kennt die
hasslichen Seiten der (digitalen) Welt. Der
Hass aus dem Netz ist aus seiner Sicht in
der Gesellschaft angekommen. Denn: Wer
im Netz die Erfahrung mache, er kdénne
ungestraft tun, was er wolle, Ubertrage das
eben in die Realitat. Rudiger, der Kriminolo-
ge, spricht von einer ,fundamentalen
Schwéche” des Rechtsstaats im digitalen
Raum — ein erschitternder Befund. Dass
sich der Hass im Netz und den sozialen
Netzwerken zu einem grof3en Problem aus-
gewachsen hat, ist keine neue Erkenntnis
mehr und Konsens bei den Augsburger
Mediengesprachen. Wie man mit ihm um-
gehen sollte, ist aber umstritten. So meint
Zeit -Journalistin Ronja von Rénne: Humor

hilft. Oder: den Laptop zuklappen. Sie er-
lebte bereits einige Shitstorms, zuletzt
nach ihrer Moderation der TV-Sendung
,Der Politikercheck® im Bundestagswahl-
kampf. Der Vorwurf. Sie habe weniger mo-
deriert als agitiert. Ihr Panzer sei dicker
geworden, sie stehe driber. ,Man muss
aufhéren, solche Leute ernst zu nehmen®,
meint sie. Die Poébler einfach ignorieren?
Fur Stefan Glaser von jugendschutz.net
eine ,gefahrliche Haltung“. Er beobachtet
seit 2010 eine massive Zunahme von Hass-
kommentaren auf Facebook oder Twitter,
inzwischen gebe es Kommentare, die von
150000 Menschen gesehen und geteilt
werden. Seine Antwort: Man musse Kinder
und Jugendliche stark machen — was ihr
Selbstvertrauen angeht und ebenso ihre
Medienkompetenz. Gertrud Nigg-Klee vom
Bayerischen Lehrer- und Lehrerinnenver-
band im Bezirk Schwaben nickt da zustim-
mend. Sie kennt das Problem mit den
WhatsApp-Gruppen, mit Bewertungsporta-
len wie  Hot or Not‘; erzahlt von einem
Schuler, der in die Klasse kam und sagte,
er wolle sich umbringen. Wegen einer tber-
hohten Telefonrechnung. Wie der schwabi-
sche Medienstaatssekretér Franz Josef
Pschierer meint sie, das Problem lasse
sich nicht durch mehr Richter oder Staats-
anwalte in den Griff bekommen. Wie
Pschierer fordert sie, dass ,wesentlich
mehr in Ausbildung und Fortbildung fur
Lehrer in Sachen Medienkompetenz pas-
sieren“ misse. Und wie Pschierer denkt
sie, dass es dazu kein eigenes Schulfach
brauche. Aber verbindliche Vorgaben in
den Lehrpléanen. Was tun gegen den ,Hass
im Netz“? Ingrid Brodnig, die ein gleichna-
miges Buch verfasst hat, sagt, es helfe be-
reits, unter einen Hasskommentar zu
schreiben: ,Ich finde es nicht in Ordnung,
wie hier diskutiert wird.“ Das sei zumindest
ein Anfang. Die perfekte Antwort gebe es
nicht. Und das ist eine gute Zusammenfas-
sung der Debatte um Hass im Netz, in
Augsburg wie bundesweit. Sie steht noch
am Anfang. Abbildung:Wer im Internet
surft, kennt Hasskommentare zur Genuge.
Sie werden zu einem immer gréf3eren Pro-
blem. Symbolfoto: dpa Abbildung:Siegfried
Schneider
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1200 Lehrer beim Medientag: Hilfe im Nachrichten-Dschungel

Das Dickicht wird immer undurchdringlicher: Welche Nachricht im Internet ist verlasslich -
welche nicht? Neben den Eltern sind vor allem die Lehrer gefragt, wenn es darum geht,
Kindern einen verantwortungsvollen Umgang mit digitalen Medien beizubringen.

Beim ersten Lehrermedientag haben sich mehr als 1200

bayerische Lehrkrifte mit der Frage befasst, wie sie ihre

Schiiler im Umgang mit digitalen Medien unterstiitzen

koénnen. 16 bayerische Medienhéduser richteten am

Mittwoch den Fortbildungs- und Informationstag an

insgesamt zwolf Orten im Freistaat aus, wie der

Verband Bayerischer Zeitungsverleger (VBZV) als

Initiator mitteilte. Unter anderem ging es darum, das

Internet und die Vorgehensweise verschiedener Akteure

darin zu verstehen.

Themen waren beispielsweise Fake-News und die Frage, welchen Nachrichten und
Informationsquellen Nutzer vertrauen konnen. Nicht nur Eltern, sondern auch Lehrer seien
gefordert, den Kindern einen kritischen und verantwortungsvollen Umgang mit den Nachrichten
insbesondere in den sozialen Medien beizubringen, hiel3 es bei dem Verband.

«Wir hatten das Ziel, die bayerischen Lehrer, Eltern und Schiiler professionell iiber aktuelle
Trends in den Medien zu informieren», sagte VBZV-Hauptgeschiiftsfithrer Markus Rick. Durch
eine enge Kooperation der Zeitungsverlage mit Experten aus Wissenschaft, Lehre und anderen

Medien sei dies gelungen.

Vielerorts referierten hochkariitige Experten. In Landshut sprach der Prisident der Bayerischen
Landeszentrale fiir neuen Medien (BLM), Siegfried Schneider, iiber «Medienkompetenz als

moderne Schliisselqualifikation».

«Wir alle sind in der Pflicht, unseren Kindern und Jugendlichen Orientierung zu geben, und im
Sinne einer zeitgemilen Medienerziehung fit fiir die Digitalisierung zu machen», sagte
Kultusminister Ludwig Spaenle (CSU) als Schirmherr der Veranstaltung. «Ganz zentral ist mir
dabei mit Blick auf die Schiilerinnen und Schiiler die Frage nach der Zuverlissigkeit der
Nachrichtenquellen und der Nachrichten. Falsche Botschaften - Fake-News - werden in den
sozialen Medien nur allzu rasch als vermeintlich wahr verbreitet und kénnen den
gesellschaftlichen Kitt infrage stellen.» Die Tageszeitungen stellten an sich selbst den Anspruch
von Qualitiitsjournalismus - dies sei ein gemeinsames Anliegen.

Seit Jahren arbeiten laut VBZV Zeitungen und Schulen in den verschiedenen Medienprojekten
zusammen, wie etwa bei «Zeitung in der Schule». Dabei habe sich ein grofies Interesse der
Lehrer an weiteren Fortbildungsveranstaltungen ergeben. Daraus entstand die Idee zu diesem

ersten Lehrermedientag. Eine Fortsetzung ist bereits angedacht.

Frankenpost 22.11.2017
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Liken, teilen, folgen

Beim Miinchner Lehrermedientag informieren sich 200 Padagogen iiber soziale Netzwerke, echte und gefélschte Nachrichten
und die Frage, wie sie ihre Schiiler am besten auf den verantwortungsvollen Umgang mit alldem vorbereiten

ANNA GUNTHER

er bewusst gesetzte Schock ist ein
D Mittel, Menschen zum aktiven Han-

deln zu bringen. Dass die Digitali-
sierung die gréfite Herausforderung der
kommenden Jahre darstellt, ist zwar schon
in den bayerischen Schulen angekommen,
aber wie sie damit umgehen sollen, 1dsst
viele Lehrer noch ratlos zuriick. Um zu in-
formieren und Tipps zu geben, veranstalte-
ten16 bayerische Tageszeitungen am Mitt-
wochin mehreren Stddten einen Lehrerme-
dientag mit Vortragen und Workshops, an
deneninsgesamt etwa 1500 Lehrer teilnah-
men. In Miinchen begann der von Sitddeut-
scher Zeitung, Miinchner Merkur, tz und
Abendzeitung gestaltete Tag mit dem
»Shock and Awe“-Prinzip — auch wenn die
200 Lehrer, die ins Fiirstenrieder Gymnasi-
um gekommen waren, wohl kaum noch
wachgeriittelt werden miissen.

Zwar fallen {iberall im Zusammenhang
mit Digitalisierung auch Revolution, Um-
bruch und nie dagewesen, wirklich konkre-
ter wird es aber selten. Dagegen erinnerten
die Szenarien des Journalisten und Blog-
gers Richard Gutjahr an Dystopien wie Al-
dous Huxleys ,,Brave New World“: Grenzen
zwischen Mensch und Maschinen, analo-
ger und digitaler Welt werden verschwim-
men und alle {iber Ohrstépsel, Brillen oder
intelligente Sprechsysteme in ihren Woh-
nungen permanent mit Computern ver-
netzt sein. Wissen, Daten und Nachrichten
diirften keine Grenzen mehr kennen, ein-

zig die menschliche Aufmerksamkeit
bleibt eine beschrinkte Ressource, um die
Gutjahr einen Kampf losbrechen sieht.

Soziale Medien verénderten das Kom-
munikationsverhalten und damit das Le-
ben der Menschen dramatisch, denn heute
lenkten nicht mehr die Massenmedien al-
leine die Wirkung einer Nachricht. Jeder
Nutzer beeinflusst durch teilen oder liken,
welche Neuigkeiten seine Freunde und Fol-
lower konsumieren. ,,Um einen Sturm aus-
zuldsen, reicht ein Tweet* sagte Gutjahr.
Umso wichtiger sei, dass Kinder die Mecha-
nismen der digitalen Welt verstiinden,
aber empathisch damit und mit, méglichen
Folgen fiir ihre Mitmenschen umgingen.
Denn die neue Massenkommunikation sei
nicht kontrollierbar.

,»Wir miissen den Moment
der Ratlosigkeit akzeptieren und
dann gemeinsam lernen.”

Wie das passiert, erlebten viele Miinch-
ner, als Falschinformationen in den sozia-
len Netzwerken wihrend des Amoklaufs
am OEZ die Stadt in Panik versetzten. Wie
Medien, Polizei und auch die Nutzer sich
richtig verhalten, mussten alle erst anhand
dieser Situation lernen, sagte SZ-Redak-
teur Dirk von Gehlen. Er siehtin der Digita-
lisierung eher eine grofie Chance und den
Reiz, diese mitgestalten zu konnen. Von Pa-
nik-Szenarien und dem Mantra der guten,
einfacheren alten Zeit hélt er nichts. ,,Wir

miissen den Moment der Ratlosigkeit ak-
zeptieren und dann gemeinsam lernen -
auch wenn das Lehrern wie Journalisten
schwer fillt“, sagte von Gehlen.
Normalerweise pflegen Zeitungshiuser
ihre Konkurrenz, aber bei der Definition
der Medienkompetenz warensich alle Jour-
nalisten mehr oder weniger einig: Schiiler
miissten — genauso wie Eltern, Grof3eltern
und Lehrer - lernen, Nachrichten, Tweets,
Fake News kritisch zu hinterfragen und de-
ren Quellen richtig einzuordnen. Damit sie
das kénnen, miissen sie Technik und Még-
lichkeiten der digitalen Welt verstehen.
Lernen konnen Médchen und Buben das
besonders von ihren Lehrern. Nur gehéren
diese einer anderen Generation an, die sich
meist weniger in den sozialen Medien aus-
kennt als die Schiiler. Umso wichtiger sei
es, offen zu sein und sich auf Snapchat,
Twitter und Instagram einzulassen — und
die Erkenntnisse des Lehrermedientags
mit in die eigene Schule zu nehmen.
Bildungsstaatssekretdr Georg Eisen-
reich nennt den Umgang mit der Digitali-
sierung auch die ,vierte Kulturtechnik®,
die neben den drei etablierten Lesen,
Schreiben und Rechnen vermittelt werden
muss. Die Staatsregierung investiert in
den nichsten Jahren drei Milliarden Euro
in den Breitbandausbau und die digitale
Bildung, verspricht Fortbildungen, ldsst
Lehrpline iiberarbeiten und die Schulen
Medienkonzepte erstellen. Aber am Ende
liegt es an jedem einzelnen Lehrer, seine
Schiiler fit zu machen fiir die digitale Welt.

Siiddeutsche Zeitung 23.11.2017
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MEDIENSTANDORTE

In bester Lage

Der Medienstandort Deutschland bliiht: Neben den grofien Stidten
tun sich auch kleinere hervor — mit innovativen Angeboten

Irmela Schwab

pielt an der Isar, aber gedreht wird am Rhein:
Die berithmte Lindenstrafle, die Geschichten
aus der bayerischen Landeshauptstadt zeigt,
wird gar nicht in Miinchen, sondern in Nord-
rhein-Westfalen produziert - wie iibrigens die
meisten Fernsehsendeminuten in Deutsch-
land. Mit etwa 400 privaten TV-Programmen (davon 181
bundesweite Privatfernseh- und Teleshoppingprogramme
sowie 214 landesweite, regionale und lokale) ist die Fern-
sehbranche eine wichtige Siule in der deutschen Wirt-
schaft, aber auch sonst steht der Medienstandort Deutsch-
land gut da: Im Radio kénnen die Deutschen zwischen

59 ottentlich-rechtlichen und 181 privat-kommerziellen

UKW-Programmen wihlen, und auch Verlagshauser fiih-
len sich hierzulande wohl.

Rund 1600 Publikumszeitschriften werden in
Deutschland produziert. Jede Stadt bietet ihre ganz eige-
nen Vorteile fir Medienunternehmen, aber die Digitali-
sierung mischt die Karten neu, und Newcomer wie Pots-
dam machen plétzlich als neues Silicon Valley von sich
reden. Im nachfolgenden Uberblick stellen wir eine Aus-
wahl an wichtigen deutschen Medienstandorten vor - und
zeigen ihre ganz individuellen USPs. Darunter natiirlich
die Top 4 unter den Medienmetropolen in Deutschland:
Miinchen, Berlin, Kéln und Hamburg.
specials@wuv.de

Werben und Verkaufen 11.12.2017
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Die grofien deutschen Medienstandorte }

Hamburg

Die Hansestadt ist - laut einer Studie von Xing - die
fiir Medienschaffende. Bei der Standortwahl sind fiir die ,Media-Worker nicht
nur die reinen Jobinhalte, sondern das Gesamtpaket der Stadt als Lebensraum
relevant. Dabei machen laut Studie vor allem bezahlbarer Wohnraum (23 Pro-
zent) und gute Freizeitméglichkeiten (22 Prozent) die Attraktivitit des Standorts
aus. Hamburg scheint in diesen Punkten besonders viel zu bieten. Auflerdem ist
Hamburg das Mekka des Magazinjournalismus. Von hier kommen die Zeit
und der Spiegel, an dem der ebenfalls dort ansissige Verlag Gruner + Jahr (Stern)
beteiligt ist. Weiter dominieren der Heinrich-Bauer-Verlag und der Jahreszeiten-

haliak Madi T

Verlag die Printszene. Auferdem setzen insbesondere viele junge Technologie-
unternehmen auf die Stadt an der Elbe. Mehr als 3100 Menschen arbeiten in
Hamburgs Gamingbranche.

Hannover

Mit der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung und dem Géttinger Tageblatt und
einem Umsatz von 661,6 Mio. Euro im Jahr 2016 gehort die Madsack-
Mediengruppe zu einem der wichtigsten Arbeitgeber in der Region.

Koln, Diisseldorf, Essen, Oberhausen

In der Rheinmetropole zihlt TV, TV, TV - andere Medienbereiche treten
angesichts von RTL-Mediengruppe und WDR eher in den Hintergrund.
Die RTL-Sender mit Flaggschiff RTL erreichen einen Marktanteil von
zuletzt knapp 29 Prozent bei den 14- bis 59-Jahrigen. In Kéln werden so
viele Sendeminuten produziert wie in Hamburg, Berlin und Miinchen
zusammen. Wichtigster Verlag in KéIn: M. DuMont Schauberg mit den
Abozeitungen Kolner Stadt-Anzeiger und Kélnische Rundschau und
einem Umsatz von 592 Mio. Euro. Auch die Nachbarstidte Diisseldorf
und Essen sind lukrative Arbeitgeber in Nordrhein-Westfalen: Wahrend
die eine als die deutsche Nummer eins der Agenturstandorte gilt,
beherbergt die andere den grofite Herausgeber regionaler Zeitungen, die
Funke-Mediengruppe (Umsatz: 1,3 Mrd. Euro). In Oberhausen sitzt der
Lokalradioverbund Radio NRW.

Mainz

Mainz gilt als wichtiger Medienstandort. Hier
sitzen SWR, die Verlagsgruppe Rhein-Main - und
vor allem das ZDF, der wichtigste Arbeitgeber
in der rheinland-pfilzischen Hauptstadt. Daneben
sind dort die Onlineredaktion ARD.de und die
ARD-Mediathek angesiedelt. Jeder sechste
Festangestellte macht in Mainz laut THK ,was mit
Medien*. In der Gesamtregion Rhein-Main sind
an die 3000 Unternehmen rund um audio-

visuelle Medien, Werbung, Multimedia und Verla-
gen gelistet. Stuttgart

L T R A R

-

@

Legende zu den Standortangaben

Glanz und Glamour passen nicht so recht ins Bild. Dafiir findet man am
Medienstandort Stuttgart Macht und Einfluss. Rund 400000 Menschen
arbeiten in Baden-Wiirttemberg in der Informations- und Medienwirtschaft.
Die Branche liegt damit gleichauf mit dem Fahrzeug- und Maschinenbau,
dem Aushingeschild der Region. Abseits vom SWR tut sich filmtechnisch
wenig. Dafiir ist der 217 Meter hohe Fernsehturm in Stuttgart der weltweit
erste seiner Art (1956 in Betrieb genommen). In Stuttgart und der Region
produzieren mehr als 70 Zeitungsverlage knapp 230 Tageszeitungs-
ausgaben. Grofiter Verlag ist die Siidwestdeutsche Medienholding SWMH.
Einmal gab es doch grofies Kino: Als die Luxx-Studios fiir Hollywood-
Regisseur Roland Emmerich arbeiteten - und fiir ihn das Weifle Haus in

die Luft sprengten.

Eine Auswahl deutscher Stidte mi rel s
Quelle: eigene Recherche/Hans-Bredow-Insti
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Berlin/Potsdam

Frankfurt

Jedes Jahr im Februar kennt die internationale Filmbranche nur eins: auf zur
Berlinale. Die Hauptstadtregion ist der wichtigste Filmstandort Deutschlands.
Uber 300 Filme entstehen dort pro Jahr, auch dank der Produktionsorte
Studio Babelsberg, Studio Adlershof, Parkstudios und Berliner Union-Film.
Allein die Film- und Fernsehunternehmen sorgen fiir einen Umsatz von

1,9 Mrd. Euro pro Jahr. Uberhaupt ist Berlin eines der umsatzstarksten
Medienzentren in Deutschland und Europa: Insgesamt 61 031 Menschen
sind dort in der Medienwirtschaft in fester Anstellung titig. Zu den
Top-Arbeitgebern zihlen der Verlag Axel Springer. Berlin ist auch Verlags-
hauptstadt und hat Miinchen um die Jahrtausendwende diesen Rang
abgelaufen. Nirgendwo anders in Deutschland ist die Zeitungsdichte hoher.
Daneben ist Berlin ein Top-Standort fiir die Digitalbranche. Branchen-
grofien wie Google, SAP, Microsoft, Twitter, Amazon, Ebay oder Zalando
haben sich hier angesiedelt. Bis 2020 konnten auflerdem 100000 neue
Arbeitsplitze durch Startups entstehen. Auch Potsdam will das Griindungs-
fieber wecken und zum deutschen Silicon Valley werden.

Leipzig

Die Medien- und Kreativwirtschaft ist auch in Leipzig
Antriebsmotor fiir wirtschaftlichen Erfolg - und
wichtig, um Job- und Umsatzriickginge in anderen
Branchen abzufedern. Zum bekanntesten Medienhaus
zihlt der Mitteldeutsche Rundfunk. Die Medien- und
Kreativbranche sorgt fiir 2,7 Mrd. Euro Umsatz.
Jeder achte sozialversicherungspflichtige Beschiftige in
Leipzig arbeitet in diesem Bereich. Doch es kénnten
mehr sein. Grofite Herausforderung fiir die Unterneh-
men ist hiufig die Personalgewinnung.

In Frankfurt trifft neu auf alt: Die Main-Metropole ist
eine der dltesten Zeitungsstadte der Welt, heute
aber befindet sich dort der grofite Internetknoten der
Welt. Noch immer erscheint hier mit der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung eine der wichtigen iiberregionalen
Zeitungen. Frankfurt gilt aber auch als gutes Oko-
system fiir Startups. Der ,,Global Startup Ecosystem
Report*“ von Genome hat Frankfurt als zweite deutsche
Stadt in die weltweite Top-20-Liste aufgenommen.

Niirnberg

Miinchen

Niirnberg war schon vor rund 500 Jahren, zur Zeit Albrecht Diirers, ein
bedeutender Medienstandort. Heute ist die Stadt noch immer ein wichtiger
Druckstandort und das mediale Zentrum Frankens. In Niirnberg verlegt
der Olympia-Verlag das Fulballmagazin Kicker und das Tauchmagazin
Unterwasser. Die RTV Media Group publiziert das Fernsehmagazin RTV
sowie das Landmagazin Land & Leute.

479386 Exemplare.

Mit insgesamt 64430 angestellten Mitarbeitern in der Kommunikations-
branche gilt Miinchen als Medienstadt Nummer eins in Deutschland. Mit
dem Bayerischen Rundfunk und der ProSieben Sat.1-Gruppe spielt die
bayerische Landeshauptstadt ganz vorn mit im TV-Geschift. Das Bavaria- . e
Studio zéhlt zu Europas bedeutendsten Filmstudiobetrieben. Auferdem ist ¢
Miinchen Sitz der Programmredaktion der einzelnen regionalen Sender = A TG
von Das Erste, aulerdem die Heimat der Siiddeutschen Zeitung, des Miinchner b R R
Merkurs und des dltesten Peoplemagazins: Die Bunte (Hubert Burda
Media) wurde im Jahr 1948 als Das Ufer gegriindet. Heute verkauft sie

Werben und Verkaufen 11.12.2017
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ErichJoof}, langjihriger fritherer Direk-
tor des Sankt Michaelsbundes in Miin-
chen und Vorsitzender des Medienra-
tes der Bayerischen Landeszentrale fiir
neue Medien (BLM), ist tot. Der gebiirti-
ge Schwabe fithrte von 1984 bis 2011
die Geschéfte beim Michaelsbund, bis
vergangenen April war er 14 Jahre Me-
dienratsvorsitzender der bayerischen
Landeszentrale fiir neue Medien
{BLM). Lange Jahre beriet er die Deut-
sche Bischofskonferenz. Unter seiner
Leitung entwickelte sich der Sankt Mi-
chaelsbund zu einem modernen Medi-
enhaus mit eigenen Redaktionen fiir
Radio, Fernsehen und Internet. Zu-
gleich ist die Einrichtung der &lteste
bayerische Biichereiverband und Verle-
ger der Miinchner Kirchenzeitung. Als

Erich Joof}

mit 71 gestorben

Mitglied der Miinchner Turmschreiber
gehorte er einer stiddeutschen Litera-
tenvereinigung an.

BLM-Président Siegfried Schneider
wiirdigte Joof} als ,,Gliicksfall fiir den
Medienrat und die BLM“ Bei der Aus-
einandersetzung um problematische
Programmformate habe sich der Medi-
enrat unter der Leitung von Joof nicht
auf seine Uberwachungsfunktion be-
schrinkt, sondern weit iiber Fragen
der Regulierung hinaus Verantwor-
tung fiir die Gesellschaft wahrgenom-
men. Von entscheidender Bedeutung
sei fiir Joofl gewesen, junge Menschen
medienfdhig zu machen und medien-
kritisch zu sensibilisieren. Die BLM
werde seine Sachkompetenz und
Menschlichkeit vermissen. KNA

Erich Joof ist am
Samstag im Alter
von 71 Jahren ge-
storben. Er war bis
2011 Direktor des
Sankt Michaelsbun-
des und Vorsitzen-
der des Medien-
rates der BLM.

Siiddeutsche Zeitung 02.11.2017
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Landesmedienanstalten:
Cornelia Holsten ab 2018 neue
Vorsitzende der
Direktorenkonferenz

Erstmals steht eine Frau an der Spitze der deutschen Landesmedienanstalten:
Kommt durch Cornelia Holsten Bewegung in die Diskussion um die

Rundfunklizenz?

Die Nachfolgerin von Siegfried Schneider als einflussreichstem Medienhiiter des
Landes steht fest: Cornelia Holsten ist ab 2018 neue Vorsitzende der
Direktorenkonferenz aller 14 Landesmedienanstalten (DLM) sowie der Kommission
fur Zulassung und Aufsicht (ZAK).

Zu ihren Stellvertretern gehoren die Medienanstalt-Direktoren Jochen Fasco
(Thiiringen), Thomas Fuchs (Hamburg/Schleswig-Holstein) sowie Joachim Becker
(Hessen), der sich bereits mit Peter Smits von PietSmiet zum fachlichen Austausch
rund um die umstrittene Rundfunklizenz fiir Livestreaming-Kanéle getroffen

hatte.

Cornelia
Holsten wird
Nachfolgerin
von Siegfried
Schneider an
der Spitze der

|

Cornelia Holsten steht ab Januar 2018 an der Spitze der Landesmedienanstalten (

Landesmedienanstalten

Holsten war acht Jahre lang Direktorin der Bremischen Landesmedienanstalt und
ist seit April 2017 Vorsitzende der Kommission fiir Jugendmedienschutz (KJM). Als
Mitglied der Zulassungs-Kommission (ZAK) hat sich die ehemalige Richterin

www.gameswirtschaft.de 16.11.2017
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zuletzt zu Themen wie der Werbekennzeichnung von Influencer-Beitragen
geaulert.

Die einzelnen Kommissionen und Anstalten sind fir unterschiedliche Aufgaben
zustandig: Die KJM koordiniert und kontrolliert beispielsweise den
Jugendmedienschutz und entscheidet liber die Anerkennung von

Jugendschutzprogrammen.

Die ZAK hingegen erteilt Lizenzen fiir den Betrieb von privaten TV- und Radio-

Sendern und geht Hinweisen beim Verdacht auf Schleichwerbung nach.

Rundfunklizenz: Landesmedienanstalten
fordern Twitch-Live-Streamer zu
Stellungnahmen auf

Die Direktorenkonferenz (oder kurz DLM) ist deshalb von groRer Relevanz, weil in
diesem Gremium ,grundsatzliche medienpolitische Weichenstellungen vorbereitet”

werden, wie es in der Selbstdarstellung heil’t,

Cornelia Holsten hat in der Vergangenheit regelmaRig fiir eine ,neue digitale
Medienordnung” geworben. Unter anderem ist sie mit den Worten zu zitieren,
dass man mit den ,herkdmmlichen Regelungen des Rundfunkstaatsvertrags, der ja
eher analog ausgerichtet ist, nicht richtig weiterkomme.*”

Holstens Berufung kommt zu einem Zeitpunkt, zu dem nach langerer Pause
wieder vermehrt Live-Streamer auf Twitch von den Landesmedienanstalten
angeschrieben werden. Im Gegensatz zu den bisher 6ffentlich gewordenen Fallen
wie Erik Range (,Gronkh") oder PietSmiet handelt es sich nicht um die ,groRen
Fische®, sondern um Twitch-Kandle mit oft nur wenigen tausend Zuschauern.

Entsprechend groB ist die Verunsicherung bei Betreibern und Community.

www.gameswirtschaft.de 16.11.2017
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LFK-Chef: "Gestaltung des Jugendmedienschutzes muss mit neuen Technologien mithalten"

Dr. Wolfgang KreiBig, Prasident der Landesanstalt fiur Kommunikation Baden-Wdirttemberg
(LFK), Ubernimmt ab 2018 den Vorsitz der Kommission fur Jugendmedienschutz (KJM). Das
Gremium wéhlte ihn in seiner gestrigen Sitzung als Nachfolger der amtierenden Vorsitzenden
Cornelia Holsten, Direktorin der Bremischen Landesmedienanstalt (brema). Die Amtszeit des
neuen KIM-Vorsitzenden endet im Marz 2022.

Dr. Wolfgang Krei3ig leitet die LFK seit April 2017 und wurde ebenfalls im April 2017 als
stdndiges Mitglied in die KIM berufen. Der Jurist bedankte sich nach der Wahl fir das ihm entgegengebrachte
Vertrauen. ,Die Gestaltung eines Jugendmedienschutzes, der mit der rasanten Entwicklung neuer
Technologien mithalten kann, und eine Aufsichtspraxis, die Entwicklern und Anbietern ihre Verantwortung
bewusst macht, haben eine enorme Bedeutung fir unsere Gesellschaft," sagte er. Er freue sich, mit der KIM
in seiner neuen Funktion weiter daflir zu arbeiten. Sein Dank galt auch Cornelia Holsten, die die KIM wahrend
ihrer Amtszeit zielgerichtet geleitet und wichtige Themen, wie die Kennzeichnung von Werbung in Online-
Kinderangeboten, vertieft habe.

Cornelia Holsten legt den KIM-Vorsitz zum Ende des Jahres 2017 nieder, um ab 2018 den Vorsitz der
Direktorenkonferenz der Landesmedienanstalten (DLM) sowie der Kommission fiir Zulassung und Aufsicht
(ZAK) zu iibernehmen. ,Die Arbeit fiir den Jugendmedienschutz hat mir in den vielen Jahren meiner KIM-
Zugehorigkeit und vor allem als Vorsitzende sehr viel bedeutet und groBen SpaB8 gemacht. Ich mochte mich
bei den KIM-Mitgliedern fir ihren tollen Einsatz und die gute Zusammenarbeit bedanken®, sagte Holsten.
www.kjm-online.de

SatelliFax 07.12.2017
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Wer hat’s erfunden?

In der Schweiz steht der offentlich-rechtliche Rundfunk auf der Kippe. Die ,,No Billag*-Initiative fordert Abschaffung der Gebiihren

STEPHAN Russ-MoOHL

In Amerika sind am Dissens iiber Donald
Trump bereits Ehen gescheitert. In der
Schweiz konnte die ein oder andere Bezie-
hungskiste oder langjéhrige Freundschaft
demnichstan,,No Billag“zu Bruch gehen.
Es gehtum Sein oder Nichtsein des 6ffent-
lichen Rundfunks, der SRG/SSR, denn
eine wachsende Zahl von Biirgern mochte
per Volksabstimmung die Gebiihren-
pflicht fiir Radio und Fernsehen kippen.
Die Billag zieht in der Schweiz die Rund-
funkgebiihren ein und ist damit das Aqui-
valent zum Beitragsservice in Deutsch-
land, der die Haushaltsabgabe eintreibt.

Am 4. Mirz 2018 entscheidet das
Stimmvolk in der Schweiz iiber die Initia-
tive. Bereits jetzt, Monate vorher, tobt da-
ritber in den Medien und in den sozialen
Netzwerken eine heftige Auseinanderset-
zung. Dabeiist die Schweiz alskleine, vier-
sprachige Nation wohl weit mehr auf funk-
tionierende, verlissliche Offentlich-recht-
liche Radio- und Fernsehangebote ange-
wiesen als grofere Linder - schon um
eine minimale Integrationder verschiede-
nen Sprachregionen zu sichern, aber
auch, um die Biirger mit Nachrichten und
Hintergrundwissen angemessen zu ver-
sorgen. Andererseits geht es, gerade weil
Angebote in vier Sprachen gemacht wer-
den miissen, mit bisher 450 Franken
(rund 385 Euro) und kiinftig 365 Franken
(rund 313 Euro) proJahr auchumdenteu-
ersten offentlich-rechtlichen Rundfunkin
Europa. In Deutschland zahlt ein Haus-
halt 210 Euro pro Jahr fiir ARD, ZDF und
Deutschlandradio.

In Rage gebracht hat viele Biirger, dass
die Gebiihr - ganz dhnlich wie in Deutsch-
land - in eine De-facto-Steuer umgewan-
delt wurde: Jeder muss bezahlen, ganz
egal, ob er das Public-Service-Angebot
nutzt oder ein TV-Totalverweigerer ist.

Bei riickwirtsgewandter Betrachtung
sind inzwischen die Griinde obsolet, die
vor knapp 100 Jahren zur Institutionalisie-
rung des 6ffentlichen Rundfunks fiihrten:
Damals waren die Frequenzen knapp,
heute ertrinken die Nutzer dank des Inter-
nets in einer Flut von Informations- und
Unterhaltungsangeboten. Miindige Biirge-

rinnen und Biirger sollten nicht nur am
Wahltag und bei Abstimmungen als miin-
diggelten, meinen die Initiatoren. Sie soll-

ten eben auch selbst entscheiden diirfen,
welche Medienangebote sie wahrnehmen
und bezahlen wollen.

Nach vorne gewandt, kdnnte es aller-
dings sein, dass alle mehr denn je auf 6f-
fentlich finanzierte oder bezuschusste Me-
dienangebote angewiesen sind - gerade
weil der Einzelne nicht hinreichend zah-
lungswillig ist. Mit Blick auf hochwerti-
gen Journalismus und Medienvielfalt ist
es nimlich in der Schweiz, die vielen als
~Insel der Seligen* gilt, inzwischen zap-
penduster geworden. Seit Plattformen
wie Google und Facebook den alten Me-
dienunternehmen ihre Werbeerlése ent-
ziehen und sich im Internet die Gratiskul-
tur durchgesetzt hat, werden Redaktio-
nen fast schon im Akkord zusammenge-
legt oder ausgediinnt. Wenn Nutzer fiir

journalistische Angebote nicht mehr be-
zahlen wollen, lisst sich unabhéngiger
Journalismus kaum refinanzieren. Und
wenn Medienunternehmen sich nicht
mehr rentieren, werden sie entweder von
den Grofien der Branche geschluckt oder
von Oligarchen aufgekauft, die dann politi-
sche Ziele verfolgen.

Schon vor dem Referendum
tobt die Meinungsschlacht

Die Gegner der ,No Billag“-Initiative
malen deshalb bereits an die Wand, ,,Blo-
cher TV“ werde demnichst die Schweiz
dominieren. Gleichzeitig weitet der Uber-
vater der rechtspopulistischen SVP sein
Medienimperium auch auf dem Print-
markt systematisch aus, weshalb bereits

das Schreckgespenst eines Schweizer Ber-
lusconi kursiert. Jedenfalls ist bisher die
Frage ungeldst, wie sich Medienvielfalter-
halten ldsst.

Obendrein war das Musterland der di-
rekten Demokratie selten so polarisiert:
Fiir die einen geht es bei der SRG/SSR um
ein Nationalheiligtum, fiir ‘die anderen
schlichtum eine Institution, die sichimdi-
gitalen Zeitalter iiberlebt hat. Die modera-
ten Stimmen der Vernunft werden dazwi-
schen aufgerieben. Denn natiirlich
braucht das kleine Land den 6ffentlichen
Rundfunkanbieter, und er sollte sich auch
im Internet ungehindert entfalten diirfen.
Er liefie sich jedoch fraglos verschlanken.
Werbeverbote konnten helfen, um einer-
seits die journalistische Unabhingigkeit

zu sichern und um andererseits nicht den
notleidenden kommerziellen Wettbewer-
bern die Butter vom Brot zu nehmen. Die
SRG/SSR konnte auch weit mehr tun, um

die vier Sprachregionen zusammenzuhal-
tenund um ihren Kernauftrag zu erfiillen -
also um guten Journalismus zum Beispiel
in der Auslands- oder Wissenschaftsbe-
richterstattung zu sichern, statt mit den
Privaten um Sportrechte und Unterhal-
tungsshows zu konkurrieren. Dass 6ffent-
licher Rundfunk unentbehrlich ist, um
Marktversagen zu korrigieren, wiirde
auch in der Schweiz deutlich glaubwiirdi-
ger, wenn er seine anspruchsvollen Pro-
gramme nicht spitabends versteckte.

Libertire und Rechtspopulisten sind
draufund dran, ein duales Mediensystem
zu kippen, das unter Fachleuten einen ex-
zellenten Ruf geniefdt: Das gilt nicht zu-
letzt im Blick auf diehochentwickelte Jour-
nalismuskultur bei der SRG. Sie erinnert
andie BBC zu ihrenbesten Zeiten, also be-
vor sich diese mit mehreren Medienskan-
dalen herumschlagen musste, die ihre Re-
putation beschidigten.

Immerhin gibt es in der Schweiz einen
lebhaften 6ffentlichen Diskursum die Me-
dien-Zukunft. Obendrein stupst die Eidge-
nossische Medienkommission unter Fith-
rung des Medienforschers Otfried Jarren
die Regierung in Bern immer wieder mit
klugen Impulsen zur Gestaltung des Me-
diensystems. Somit besteht auch ein Hoff-
nungsschimmer. Wie nahezu alle Medien-
experten, ist auch Jarren gegen ,No Bil-
lag®. Erund seine Kommission lassen aller-
dings auch keinen Zweifel daran aufkom-
men, dass es gilt, in einer digitalisierten
Welt neue, innovative Formen o6ffentli-
cher Journalismus- und Medienférderung
zu entwickeln. Damit tut sich die Regie-
rung in Bern noch erkennbar schwer. An-
dererseits scheinen in Deutschland die
Beinahe-Jamaika-Koalitiondre noch nicht
einmal gemerkt zu haben, welchen Hand-
lungsbedarf es gibt. Inihren Sondierungs-
papieren widmeten sie den Medien ge-
rade mal eine halbe Seite.

— Um Férdermodelle fiir den Journalis-
mus und die Rolle des dffentlich-rechtli-
chen Rundfunks geht es auch in der jiings-
ten Buchpublikation des Autors: ,,Die infor-
mierte Gesellschaft und ihre Feinde. Wa-
rum die Digitalisierung unsere Demokratie
gefdhrdet“ (Herbert von Halem Verlag).

Tagesspiegel, der 26.11.2017
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Schweizer
Stimmung

Umfragen sehen gute Chancen fiir
Gegner der Rundfunkabgabe

CHARLOTTE THEILE

Im Mirz 2018 werden die Schweizer iiber
eine Initiative abstimmen, die das Land fiir
immer verindern kénnte. Ein Komitee,
das der rechtskonservativen Schweizeri-
schen Volkspartei (SVP) nahe steht, will die
Gebiihren fiir den offentlich-rechtlichen
Rundfunk abschaffen. Die Initiative rich-
tet sich damit gegen das Schweizer Radio
und Fernsehen, das in allen vier Schweizer
Sprachgebieten eigene Kanile anbietet.
Derzeit zahlen die an hohe Preise gew6hn-
ten Schweizer dafiir 450 Franken jihrlich,
was etwa 390 Euro entspricht und einem
monatlichen Beitrag von 32,50 Euro (in
Deutschland sind es 17,50 Euro). Ohne die-
se Gebiihren misste das Schweizer Radio
und Fernsehen (SRF) den Betrieb nach eige-
ner Auskunft einstellen. Der Vorstofd galt
zunéchst als chancenlos — doch jiingste
Umfragen weisen in eine andere Richtung.
Mehr als 50 Prozent der Befragten sind fiir
»No Billag* wie die Initiative in Anlehnung
an die Schweizer Gebiihren heifdt.

Im Tessin ist die SRG der
grofite Arbeitgeber

Einer der Hauptvorwiirfe an die 6ffent-
lich-rechtlichen Sender lautet, sie seien
»zu links“ SVP-Parteistratege Christoph
Blocher, der zahlreiche Zeitungen besitzt,
hat angekiindigt, fiir die Initiative stim-
men zu wollen. Seine Tochter, die inzwi-
schen im Berner Nationalrat sitzt, sagt das
Gleiche. Die Partei insgesamt dagegen ist
noch nicht ganz auf Linie. Einige SVP-Poli-
tiker setzen sich sogar aktiv gegen den Vor-
stof} ein. Zum Beispiel, weil sie um die gute
Sportberichterstattung fiirchten oder gar
den Zusammenhalt des Landes in Gefahr
sehen. Der Rundfunk subventioniert die
sprachlichen Minderheiten. Imitalienisch-
sprachigen Tessin etwa ist das 6ffentlich-
rechtliche Fernsehen mit mehr als 1000 An-
gestellten einer der grofiten Arbeitgeber -
Norman Gobbi, Staatsrat der rechtsnatio-

nalen Lega Nord, kiindigte an, gegen die
Abschaffung der Gebiihren zu stimmen.

Dass eine Abstimmung Monate im Vor-
aus fiir Schlagzeilen sorgt, ist ungewdhn-
lich. Doch im Fall von ,,No Billag* kommt
vieles zusammen. Die Unzufriedenheit
mancher Biirger, die das Angebot von SRF
nicht nutzen und dennoch zahlen miissen.
Die Debatte um Fake News und zu grofie
Staatsnihe. Der Vorwurf von rechts, man
werde nicht fair behandelt. Und auf der an-
deren Seite: ein Apparat von Journalisten,
die mit einer solch geballten Kritik kaum
umgehen kénnen und zunehmend nervos
auf die Sendungen verweisen, die einst zur
DNA der Schweiz gehéren: Die Tagesschau.
Die Regionalsendungen, drauflen auf dem
Land (SRF bi de Liit). Die Volksmusik. Die
Live-Ubertragungen von Roger Federers
Tennis-Spielen. Das soll alles wegfallen?
Viele, die planen, mit Ja zu stimmen, fin-
den: Man miisse eben effizienter werden.
Die beliebten Flaggschiff-Sendungen wiir-
den sich weiter rechnen.

Diese Positionen sind weit verbreitet.
Schon 2015 gewann der Rundfunk nur du-
ferst knapp eine Abstimmung iiber den
Ubergang zur Haushaltsabgabe. Wie in
Deutschland soll ab 2019 jeder Haushalt ei-
ne automatische Abgabe zahlen. Wenn es
die Gebiihr dann noch gibt, versteht sich.
Staatlich geforderte Medien stehenauchin
anderen Landern unter Druck. Die Kon-
fliktlinien gleichen sich. Fiir die Linken
sind sie der Garant fiir Meinungsfreiheit
und Medienvielfalt, die Rechten betrach-
ten sie nicht selten als natiirlichen Feind.
Die Schweiz, in der rechtskonservative Mil-
liarddre wie Christoph Blocher mit Erfolg
eigene Medien etabliert haben, kénnte
zum Prizedenzfall werden. Auch wegen
der Vielsprachigkeit hatte lange niemand
damit gerechnet, dass ein Angriff auf das
Schweizer Radio und Fernsehen Erfolg ha-
ben koénnte. Inzwischen ist klar: Alles ist
moglich. Und: Was auch immer im Mirz
passiert, diirfte weit iber die Schweiz hin-
aus weisen.

Siiddeutsche Zeitung 05.12.2017
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Bald muss man UKW-Radios
entsorgen

Spatestens Ende 2024 soll in der Schweiz der UKW-Sendebetrieb
eingestellt werden. Fiir die Umstellung aufs Digitalradio DAB+ sind noch
Investitionen nétig. Der Bund hilft,

Claude Settele

«Radio zieht um», heisst die laufende Werbekampagne des Bundesamts fiir
Kommunikation (Bakomy}, die bei fliichtiger Wahrnehmung das Gefiithl vermitteln
mag, dem UKW-Radio werde Ende Jahr der Stecker gezogen. So weit ist es nicht, das
Ende des analogen Rundfunks in der Schweiz wird erst zwischen 2020 und 2024

erfolgen, Der genaue Zeitpunkt und die Modalitaten der Abschaltung diirften
nachstes Jahr bekanntwerden. Bestimmt wird das Vorgehen durch die
Arbeitsgruppe Digitale Migration (DigiMig), in der die SRG, die Privatradios,

Plattformbetreiber und das Bakom vertreten sind.

Fir dic vor Jahren eingeleitete Ablosung der Ietzten analogen Technik durch Digital
Audio Broadcasting (DAB+) gibt es mehrere Argumente: Die Tonqualitat ist besser,

dic Ubcrtragung giinstiger, der Encrgicverbrauch tiefer, und dic Technik erlaubt
erweiterte Funktionen mit Text, Links und Bildern. Vor allem aber endet mit der
digitalen Verbreitungstechnik die bei UKW herrschende Frequenzknappheit, was
den Weg fiir neue Radioprogramme freigemacht hat. Bereits 130 Sender sind heute
altiv, darunter 56 der 57 UKW-Sender. Das grosse Angebot ist auch eine Folge der
finanziellen Anschubhilfe durch das Bakom. Als Technologieférderung erhilt jedes
Radio eine Unterstiitzung von bis zu 8o Prozent der Ubertragungskosten von
DAB+.

Das durch die Arbeitsgruppe Digitale Migration aufgegleiste Projekt ist auf gutem
Weg, und der Zeitplan hat Reserven. Das bringt Vorteile, wic die Erfahrungen in
Norwegen zeigen. Dort wird UKW nach einer relativ kurzen Vorlaufzeit bereits Ende
2017 eingestellt. Die Bevilkerung war offenbar nicht ausreichend darauf
vorbercitet. Gemadss ciner Umfrage bewerten die Horer die Abschaltung kritisch;
nicht cinmal cin Drittel begriisst dic Umstellung auf DAB+,

In der Schweiz verlduft die Migration in gemédchlicherem Tempo. Die Branche habe
sich auf einen Marathon cingestellt, sagt Jiirg Bachmann, Prasident des Verbandes
Schweizer Privatradios (VSP): «Wir sind auf Kurs, aber noch lange nicht {iber dem
Berg.»

Die am Swiss Radio Day Ende August vorgestellte Trendanalyse zeigt, dass im
vergangenen Frithling Radio in der Schweiz bereits zu 57 Prozent digital gehort
wurde. 32 Prozent nutzen DAB+. Mit 25 Prozent ansehnlich ist auch der Anteil jener,
die via Internet und Fernsehkabelnetze digital Radio héren.

Nachteile des Webradios

Neue Ziircher Zeitung 18.11.2017
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Dies fiihrt zur Frage, wieso man im Tnternetzeitalter noch eine neue Infrastruktur
fiir die Radiovorbereitung aufbaut, wenn die Sender bereits via Webradio zu
empfangen sind. René Wehrlin, beim Bakom Koocrdinator fiir digitale Medien,
nennt mehrere Griinde. Webradio sei eine gute Ergdnzung, aber als reine Punkt-
zu-Punkt-Verbindung zwischen einem Horer und dem Server ecine Verschwendung
von Kapazitdten: «Bei Broadcasting spiclt es keine Rolle, ob drei zuhéren oder cine
Million.» Beim Webradio kénnte etwa in einem Stau das Netz iiberlastet sein. DAB+
set ausserdem fiir die Hérerschaft gratis, wihrend man beim mobilen Webradio von

einem Provider abhangig sei.

Auch wenn heute bereits mehr als die Hilfte der Nutzer digital Radio hért, bleibt
die Migration kein Selbstlaufer. Im Durchschnitt héren immer noch 43 Prozent
ihre Programme analog, im Tessin sind es gar 50 Prozent. Konkret bedeutet dies,
dass rund drei Millionen Nutzer in den nichsten zwei Jahren thre UKW-Empfanger
ersetzen miissen. Das ist eine Herausforderung. Die laufende Kampagne, die 2018
fortgesetzt wird, will deshalb die Bevdlkerung fiir DAB+ scensibilisieren, und sic
solle auch Begeisterung wecken, sagt Jirg Bachmann. «Die Leute haben UKW gern,
und man kann sie nur Gberzeugen, wenn man ihnen etwas gibt, das besser ist.» Die
Horer sollten sich beim Kauf cines neuen Radios bewusst sein, dass das Ende von
UKW naht. Im Handel gibt es namlich immer noch viele reine UKW-Radios zu
kaufen, die bald wertlos sein werden.

Autohersteller zichen nach

Das Angebot an DAB-Radios fiir den hausinternen Empfang ist gross, rar sind
hingegen mobile Empfanger. Nachholbedarf gibt es auch beim Autoradio. Viele
Jahre zdgerten die Autohersteller, DAB cinzubauen, nun legt das Digitalradio laut
der Trendanalyse aber auch im Auto zu. 29 Prozent der Radio hérenden Autofahrer
nutzen DAB+. Zurzeit sind aber erst 750 ooo Fahrzeuge mit einem DAB-Empfanger
ausgestattet — ein Bruchteil der 5 Millionen Personenwagen und Nutzfahrzeuge.
Doch die Zahl wachst, laut Bakom sind inzwischen in rund zwei Dritteln der
Neuwagen DAB-Empfanger ohne Aufpreis eingebaut.

DAB+ hat den Hérern eine Vielzahl von Programmen und ein stark fragmentiertes
Senderangebot beschert, Die wenigsten der 130 Sender sind landesweit zu
empfangen, viele senden nur sprachregional, regional oder lokal. Die Zahl und
Auswahl der Sender variiert je nach Wohnort. Rund die Hailfte der DAB-Sender ist
nicht auf UKW préasent. Sie waren zuvor als rcines Webradio oder {iber Kabelnetze
zu empfangen. Verbreitet werden sie iiber Digris, die dritte Plattformbetreiberin
neben SRG und Swiss Media Cast.

Digris setzt eine innovative, softwaregestiitzte Lésung der Firma Opendigitalradio
cin, dic kostengunstiges Broadcasting tiber einen Server erlaubt, Digris hat vom
Bakom eine spezielle Konzession fiir sogenannte DAB-Inseln in Agglomerationen
erhalten. Radiobetreiber konnen bei Digris in einer Insel fiir 10 ooo Franken im
Jahr senden. «Wir haben dic Migration auf DAB+ {iberhaupt erst ermaglicht»,
meint Thomas Gilgen, CEO von Digris. Das sieht auch das Bakom so. Aus
medienpolitischen Griinden sei eine UKW-ADbschaltung nur méglich, wenn alle
Sender mitgenommen werden kdnnten. Neun nichtkommerzielle,
gebithrenfinanzierte UKW-Radiosender wéren ohne die Losung von Digris bei der
Migration auf der Strecke geblieben. Auf der Plattform Digris sind iiber 60
Programme aktiv, verteilt auf 14 Tnseln.
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Weiterer Netzausbau

Eine wichtige Voraussetzung fiir die erfolgreiche Migration ist der Ausbau der
Infrastruktur. Noch gibt es Versorgungsliicken, und Hérer klagen immer wieder
iber Empfangsprobleme in Gebauden. Die Plattformbetreiber investieren deshalb
in die bessere Versorgung. Die SRG baut laut Mediensprecher Daniel Steiner zurzeit
rund 8o Prozent der bestehenden Sendeanlagen aus und erstellt 88 neue Sender:
«Bis Ende 2019 streben wir eine Abdeckung der Schweizer Bevilkerung von 99,7
Prozent an.» Swiss Media Cast, die in der Deutschschweiz iiber 5 Netze 46
Programme mchrheitlich von Privatradios verbreitet, nahm dieses Jahr 35 ncue
Sender in Betrieb und hat weitere Ausbauplane. Digris will 2018 sechs weitere
DAB-Inseln implantieren. Eine Liicke besteht noch in Tunneln. Das Bundesamt fiir
Strassen (Astra) investiert zurzeit 30 Millionen Franken in die Versorgung von
Autobahntunncln, dic bis Ende 2018 mehrheitlich gesichert sein soll.

Die Empfangsqualitit hdngt allerdings nicht allein von der Antennenleistung ab.
Auch externe Faktoren spielen mit, etwa abgeschirmte Minergie-Hauser,
bedampfte Scheiben oder Stérungen durch elektrische und elektronische Gerate.
Ausserdem gibt es grosse Qualitdtsunterschiede bei den Radiogerdten. Die SRG
engagiert sich deshalb bei der Einfithrung eines DAB-Gfitesiegels fiir technische

Mindestanforderungen, das die European Broadcast Union im September
vorgestellt hat.

Abschaltdatum als Knackpunkt

Es ist absehbar, dass die Anschubhilfe des Bundes ab 2020 reduziert und spiter
cingestellt wird. Dics wird dic Abschaltung von UKW beschleunigen, da die Sender
damit Kosten sparen konnen. Jiirg Bachmann ist der Meinung, dass die Branche
den Zeitpunkt fiir eine gemeinsame Abschaltung bestimmen sollte. Die Schweizer
Radioszene sci ein delikater Markt, und jeder habe Angst, mit einem zu frithen oder
zu spaten Abschalten der Konkurrenz einen Vorteil zu verschaffen.

Wenn UKW verstummt und die Subventicnen fiir DAB+ wegfallen, werden die
Karten noch einmal neu gemischt, davon sind Thomas Gilgen und Jirg Bachmann
iiberzeugt. Dann dirfte es fiir einige kleine Radiosender eng werden.
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Italiens Regierung plant Gesetz gegen Fake
News

Strafen bis zu fiinf Millionen Euro fiir Internetkonzerne, die
Hassbotschaften und strafbare Falschnachrichten im Netz
ignorieren

ltaliens regierende Demokratische Partei (PD), die Gruppierung
um Premier Paolo Gentiloni, plant ein Gesetz zur Bekdmpfung
von Fake News. Damit sollen soziale Netzwerke wie Facebook
und Twitter gesetzlich verpflichtet werden, gegen, absichtlich
verbreitete Falschnachrichten vorzugehen.

Fake News und die Autoren stoppen

Das Gesetz, an dem die von Ex-Premier Matteo Renzi gefiihrte
PD-Partei feilt, verpflichte Sozialnetzwerke mit iiber einer Million
registrierten Kunden in ltalien, Fake News zu I6schen und deren
Autoren zu stoppen, berichtete die romische Tageszeitung "La
Repubblica” am Montag.

Internetkonzerne missen sich in ltalien auf Geldstrafen in Héhe
von bis zu funf Millionen Euro einstellen, wenn sie
Hassbotschaften und strafbare Falschnachrichten im Netz
ignorieren. Die Geldstrafen kénnen verhangt werden, wenn
strafbare Inhalte gar nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
geléscht werden. Als Modell gilt ein dhnliches von Deutschland
im September verabschiedetes Gesetz.

Die Konzerne missen Beschwerden unverziglich zur Kenntnis
nehmen und auf ihre strafrechtliche Relevanz priifen.
Offensichtlich strafbare Inhalte miissen innerhalb von 24
Stunden nach Eingang der Beschwerde geldscht oder gesperrt
werden. Bei Inhalten, deren strafrechtliche Relevanz zunachst
gepruft werden muss, verlangert sich die Frist auf sieben Tage.

Bekdampfung weiterer Inhalte

Die Sozialnetzwerke werden auch Diffamierungen, Drohungen,
Stalking, Kinderpornografie bekampfen miissen. Bei Vergehen
wie Terrorismus, Gefahrdung der nationalen Sicherheit,
umsturzlerischen Aktivitaten und Verherrlichung des
Faschismus werden die Staatsanwaltschaften die Betreiber der
Sozialnetzwerke zur Entfernung der Botschaften aufrufen.

Gegen das Gesetz wehren sich die auslanderfeindlichen Lega
Nord und die populistische Finf Sterne-Bewegung. Die
Gruppierung um den Starkomiker Beppe Grillo erklarte sich
selber zum Opfer von Falschnachrichten. Der Flinf Sterne-
Kandidat Luigi Di Mario erklarte, er wolle die Entsendung von
OSZE-Beobachtern gegen die Verbreitung von Fake News

gegen seine Gruppierung vor den Parlamentswahlen im
Frihjahr fordern. (APA, 27.11.2017)

Standard, der 27.11.2017
Seite im Original: -

150



	BLM Pressspiegel_06_17
	Politik
	Jugendschutz / Medienkompetenz
	Fernsehen/Programm
	Internet
	Hörfunk
	Medienunternehmen
	Werbung
	Recht
	Medienveranstaltungen / Medienstandort
	Personalien
	Ausland

	17121200
	 
	"Wir sind bereit Verantwortung zu übernehmen"
	"Private sind Garanten der lokalen Vielfalt"
	Bildstörung
	ARD UND ZDF UNTER DRUCK
	Nicht presseähnlich. VDZ-Präsident appelliert an Politik. (FAZ)
	Raus aus den Gräben
	Keine Aufsichtsräte
	Klüngelstreiche
	Causa Eumann: Ein Verfahren nach Gutsherrenart
	Verfassungswidrig?
	Medienaufseher startet mit Medien-GAU
	So helfen Sie ihrem Kind
	20 Jahre jugendschutz.net: Kampf gegen Gewalt im Netz
	YouTube geht härter gegen verstörende Kindervideos vor
	Spiderman spinnt wohl
	Facebook und Instagram sind YouTube auf den Fersen: Soziale Netzwerke werden zu Videoplattformen
	Noch nicht profitabel
	DVB-T wird in weiteren Ballungsräumen abgeschaltet
	Umstellung bei Antennen-TV in Region Dresden
	Wenn den ganzen Tag über "Primetime" ist
	The Final Countdown
	Europäer schauen fast 4 Stunden täglich TV
	Auf in den Wettkampf
	Katzenfilm nur gegen Aufpreis
	Netflix will Zuschauer Handlung in Sendungen mitbestimmen lassen
	Mehr Licht!
	Facebook von chinesischem Konkurrenten überholt
	Webradiomonitor 2017: Online-Audio-Markt vielfältiger als je zuvor
	Hörerwanderung. Warum der Frequenztausch dem BR nicht mehr so wichtig war. (SZ).
	Münchner Klimapfleger - BR-Intendant zum Wellentausch zwischen Puls und BR Klassik (Süddeutsche Zeitung)
	Kein PULS auf UKW:
	GVK bestätigt Entscheidung für Antenne Deutschland
	Auf Partnersuche
	Rockland Radio & Radio 21 wollen UKW-Netz selbst betreiben
	Keine Zukunft für Klein-Klein
	Im Konzert der Großen mitspielen
	Pro Sieben lässt aufhorchen
	ProSiebenSat.1-Chef Ebeling lästert über seine Zuschauer
	Programmschluss
	"Ein Top- Standort für Games"
	Computerspielbranche fordert 50 Millionen Euro Zuschuss
	"Wir sind das gallische Dorf"
	Für Privat-TV zahlen: freenet TV hat bald eine Million Kunden
	INFLUENCER MARKETING
	"Wenn nötig, helfen wir nach"
	Die Geissens ecken mit Schleichwerbung an
	Reagieren, bevor es andere tun
	Kampfsport-Verbot im TV ist rechtswidrig
	Ausstrahlungsverbot von Sendungen der "Ultimate Fighting Championship" (UFC) rechtswidrig
	Sat.1 muss Formate von Drittanbietern wieder zeigen
	Radio Bremen vs. Verlage: Wer ist hier nun der Sieger?
	Gilt das für einen Tag oder für immer?
	Gebrauchte Bilder
	Internet-TV: EU-Abgeordnete dampfen geplantes Aus für Geoblocking stark ein
	Überzieht Brüssel beim DATENSCHUTZ?
	Die Angst vor dem Kontrollverlust
	Bayerns Medien-Chef will Rundfunkbeitrag- Reform
	Smart in feindlichen Umgebungen
	Umverteilung
	"Ich bin jedes Mal tief verletzt": Wie Menschen Hass im Netz erleben
	Was tun gegen den Hass im Netz?
	1200 Lehrer beim Medientag: Hilfe im Nachrichten-Dschungel
	Liken, teilen, folgen
	In bester Lage. Der Medienstandort Deutschland blüht. (WuV).
	Erich Jooß mit 71 gestorben
	Landesmedienanstalten: Cornelia Holsten ab 2018 neue Vorsitzende der Direktorenkonferenz
	LFK-Chef: "Gestaltung des Jugendmedienschutzes muss mit neuen Technologien mithalten"
	Wer hats erfunden?
	Schweizer Stimmung
	Bald muss man UKW-Radios entsorgen
	Italiens Regierung plant Gesetz gegen Fake News



